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Harmagedon

Das immer schneller anwachsende und sich stets wiederholende
Konfrontationsszenario zwischen den am Syrienkonflikt aus
unterschiedlichen Gründen beteiligten Großmächten USA und Rußland
droht sich, orientiert an gegenseitiger Bezichtigungspropaganda um
angebliche oder tatsächliche Giftgasangriffe, zunehmend zu
verselbständigen und sich dem Anspruch und den Möglichkeiten ihres
taktisch-diplomatischen Gebrauchs vollends zu entwinden.

Bei der heftiger werdenden und bereits fortgeschrittenen Eskalation
anläßlich der von allen Beteiligten induzierten syrischen Kriegslage
scheint den Akteuren der Zugriff auf das notwendige Bremsvermögen am
Beispiel eines weltkriegsgefährdenden Zusammenstoßes der globalen
Großmächte fast verlorengegangen zu sein.

Eine sich selbst erfüllende Prophezeiung, welche die letzte große
Schlacht zwischen den Himmelskräften und den Kräften des Bösen
voraussagt und die im Nahen Osten, speziell in Palästina, ihren Anfang
nehmen wird, gestützt auf den in der Offenbarung des Johannes im Neuen
Testament verwendeten Begriff Harmagedon, würde auf perverse Art und
Weise plötzlich Realität werden.

Gerade den religiösen Phantasien und intensivsten Träumen
tiefgläubiger Christengemeinschaften in der ganzen Welt stellt sich
die Frage nach dem Wohl und Wehe der restlichen Menschheit in
Anbetracht ihres sehr speziellen christlichen Erlösungsglaubens eher
nicht, insbesondere wenn dann noch das Jüngste Gericht mit im Spiel
ist.

Ist denn in einer solchen Gemengelage die Menschheit dazu verdammt,
jenes bizarre Schicksal aus Gottes Hand, heiß serviert von den
Vereinigten Staaten von Amerika, die ausschließlich ihren eigenen
Interessen Rechnung tragen, am Ende des Tages einfach nur hinzunehmen?

Schattenblick-Redaktion


13. April 2018
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KOHLEALARM/424: Klimakampf und Kohlefront - Verzögerung und Widerspruch ... (Attac Köln)


Attac Köln - 17. April 2018

RheinEnergie spielt auf Zeit: 4. Mahnwache vor dem Kundenzentrum in
Deutz 



Am Freitag, den 20. April, findet eine Mahnwache vor dem Kundenzentrum der
RheinEnergie AG in Köln-Deutz, Deutzer Freiheit 65, von 16:00 bis 18:00 Uhr
statt.

Durch einen Ratsbeschluss vom 4. April 2017 wurde die RheinEnergie AG
verpflichtet, die Beendigung der Braunkohleverbrennung in Köln-Merkenich zu
planen.

Am 3. April 2018 veröffentlichte die RheinEnergie die erste
Sachstandmitteilung zum Braunkohleausstieg in ihrem Heizkraftwerk in Köln
Merkenich.

In dieser Mitteilung legte die RheinEnergie AG auch nach circa einem Jahr
kein Konzept zum Braunkohleausstieg vor, sondern stellte die Verbrennung
von klimaneutralen und/oder alternativen Brennstoffen als technisch nicht
durchführbar dar.

Außerdem stellte sie die unrichtige Behauptung auf, der Umstieg auf Erdgas
würde den Bau eines neuen Blocks im Heizkraftwerk Merkenich erfordern.

Schon ein vorübergehender Ersatz der Braunkohle durch Erdgas könnte bis zu
280.000t Kohlendioxid einsparen.

Ein breites Bündnis aus 17 verschiedenen Initiativen ruft zur Mahnwache auf
und fordert die zügige Umsetzung des Ratsbeschlusses vom April letzten
Jahres.

Peter Weissenfeld für attac-Köln




Weitere Informationen:

http://tschoe-rheinenergie.de/

Folgende Organisation und Gruppen unterstützen die Mahnwache:


	Attac Köln

	DIE LINKE Kreisverband Köln

	Initiative Tschö RheinEnergie

	Das Menschenrechtsprojekt im Allerweltshaus

	Pumova - Kinderarzt Christian Döring c/o Gesundheitsladen Köln

	Die Initiative Bergbaugeschädigter 50189

	Die Piraten im Kreiverband Köln

	Fraktion der LINKEN im Regionalrat Köln

	Verein Naturfreundehaus Kalk e.V.

	Naturfreund*innen der Bezirksgruppe Kalk

	Sozialistische Jugend Die Falken Kreisverband Köln

	Gewerkschafter*innen für Klimaschutz

	DFG/VK Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen, Gruppe Köln

	Dachverband Kritische Aktionäre

	Buirer für Buir

	Grüne Jugend Köln

	Naturführer Michael Zobel



 * 

Quelle:

Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus) - 50823 Köln-Ehrenfeld

Internet: www.attac-koeln.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 
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FRAGEN/020: Frei geboren? - Gespräch mit Sonwabiso Ngcowa (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 4, Juli/August 2017

"SÜDAFRIKA MIT 21"

Frei geboren? 

Gespräch mit Sonwabiso Ngcowa von Lutz von Dijk



Südafrikas Jugend - eine Generation, die nach 1994 am Kap der guten
Hoffnung das Licht der Welt erblickte. Viel wurde über sie
geschrieben, selten kommen sie selbst zu Wort. Das ändern die
Lebensgeschichten "Südafrika mit 21". Sonwabiso Ngcowa hat sie
aufgezeichnet. Auf einer Lesereise zusammen mit Lutz van Dijk stellte
er sein Buch vor.


Lutz van Dijk: Sonwabiso, Du wurdest 1984 in dem kleinen
Dorf Mpozisa im Eastern Cape geboren - mitten in einem der ärmsten
Homelands des Apartheidregimes und während des Ausnahmezustands. Es
war eine politisch sehr unsichere Zeit. Während Deiner Kindheit war
unklar, ob die Verhandlungen für eine friedliche Machtübergabe
erfolgreich sein würden. Zusätzlich zur Repression und willkürlichen
Gewalt der staatlichen Sicherheitskräfte herrschte vielerorts Hunger.
Du hast mal ganz drastisch geschildert, wie Du als Grundschüler oft
Wasser getrunken hast, um nicht ohnmächtig zu werden. Denn häufig
musstest Du den Schultag ohne Frühstück oder irgend etwas zu essen
durchhalten.

Sonwabiso Ngcowa: Ja, ich wuchs in einer Großfamilie auf. Zwar
war ich der einzige Sohn meiner Mutter, aber es gab viele Onkel und
Tanten. Meine ersten Schuljahre verbrachte ich im Eastern Cape. Das
Leben war schwer. Deshalb zogen wir schließlich nach Kapstadt. Als ich
zum ersten Mal durch die Stadt fuhr, dachte ich: Gleich hält der Bus
vor einem dieser schönen Häuser und dort werden wir wohnen. Aber weit
gefehlt. Wir sind an allen hübschen Wohnvierteln vorbeigerauscht und
landeten schließlich in Masiphumelele, einer Wellblechsiedlung weit
von der Stadt entfernt - ohne fließendes Wasser und öffentliche
Infrastruktur. Das war 1996. In der kleinen Township-Schule wurden die
Kinder im Schichtsystem unterrichtet: Morgens achtzig jüngere und
nachmittags achtzig etwas ältere.

Dann drängte meine Mutter darauf, ich sollte im Nachbarort Fish Hoek
meine Schulausbildung fortsetzen. Doch dort waren wir gerade mal sechs
schwarze unter 900 weißen Schülern, was nicht einfach war. 2002
schloss ich mit meinem Matric (vergleichbar mit dem Abitur; d.R.) die
High School in Fish Hoek ab.

Lutz van Dijk: Wir sind uns zuerst in einer Bankfiliale in Fish
Hoek begegnet. Du sagtest, dass Du aus Masiphumelele kämest. Eine
große Freude! Denn damals waren die allermeisten Bankangestellten
Weiße. Die Menschen aus dem Township fanden oft nur als Putzfrauen
oder Gärtner einen Job.

Sonwabiso Ngcowa: Ja, ich habe fünf Jahre in der Bank
gearbeitet. Der Manager hat mir angeboten, in der Hierarchie
aufzusteigen. Doch ich hatte andere Pläne. Ich wollte mit dem
Schreiben beginnen. Allerdings hielten mich meine Verwandten für
verrückt. Meine Großmutter gab zu bedenken, dass wir aus größter Armut
kamen und sie oft nicht wusste, wovon sie am nächsten Tag Essen auf
den Tisch bringen sollte. Ich hätte durch meine Arbeit in der Bank die
Möglichkeit, sie und andere Familienmitglieder zu unterstützen. Das
sei vor allem der Fall, wenn ich dort aufsteigen würde. Doch ich
wollte Sozialanthropologie studieren. Das stieß auf viel
Unverständnis.

Lutz van Dijk: 2011 hast Du mit Deinem Studium an der
Universität Kapstadt begonnen und erfolgreich Deinen BA- und
Honours-Abschluss erworben. Nun arbeitest Du an Deinem Master in
Sozialanthropologie. Zwischenzeitlich hast Du Kurzgeschichten auf
"FunDza" veröffentlicht, einem Online-Portal mit Jugendliteratur.
Deine Geschichte über eine Zwangsverheiratung wurde 8000 Mal am Tag
aufgerufen. Du schreibst auf Xhosa und Englisch, bist Mentor in
Schreibwerkstätten für Jugendliche und rezensierst Bücher für die
Tageszeitung Cape Times. Dein Roman "In search of happiness" erschien
2014 in Kapstadt und im gleichen Jahr unter dem Titel "Nanas Liebe"
auf Deutsch.

Sonwabiso Ngcowa: Ja, bei meinem ersten Buch war meine Familie
ganz begeistert. Etliche südafrikanische Medien berichteten darüber.
Plötzlich wurde ich bekannt. Aber ich war auch mit vielen Anfeindungen
konfrontiert, da ich ganz klar Homophobie thematisierte und
kritisierte. Sogar eine Freundin eiferte gegen mich. Sie warf mir vor,
ich sei selbst homosexuell, und sie verlangte, ihr Partner sollte
jeglichen Kontakt mit mir unterbinden. Dabei hatte mich die tragische
Ermordung von Phumeza, einem lesbischen Mädchen im Nyanga Township,
veranlasst, den Roman zu schreiben. Gegen diesen Hass und die Gewalt
wollte ich das Wort ergreifen.

Als ich "In search of happiness" in einer Lesung in Kapstadt
vorstellte, war Melanie Verwoerd unter den Gästen. Kurz darauf bot sie
mir an, gemeinsam ein Buchprojekt über Jugendliche in Südafrika zu
konzipieren. Damit war der Grundstein für "Südafrika mit 21" gelegt.

Lutz van Dijk: Lass mich kurz noch etwas über Melanie ergänzen:
Auch ihre Biographie ist außergewöhnlich. Sie wurde in einer burischen
Familie geboren und heiratete Wilhelm Verwoerd, den Enkel der
Apartheidarchitekten Hendrick Verwoerd. Ihr Mann und sie traten dem
African National Congress (ANC) bei, den das Apartheidregime als
Terrororganisation bekämpft hatten. Unter der Regierung von Nelson
Mandela war sie die erste weiße und die jüngste ANC-Parlamentarierin.
Sie wurde später Botschafterin in Irland, Jugendprojekte sind ihr
besonderes wichtig.

Sonwabiso Ngcowa: Wir wollten jungen Leuten aus allen
gesellschaftlichen Gruppen und unterschiedlichen Landesteilen
ermöglichen, ihre Geschichten zu erzählen. Es sollte keine
wissenschaftliche Studie werden, sondern eine Dokumentation diverser
Lebensrealitäten und individueller Biographien. Zu Wort kommen ein
Coloured-Moslem, eine junge Mörderin im Gefängnis, ein verzweifelter
Jugendlicher, der sich selbst umbringen wollte, alleinerziehende
Teenager-Mütter, ein junger Mann mit einer Xhosa-Mutter und einem
Zulu-Vater, ein umfassend gefördertes weißes Mädchen, das sich ihrer
Privilegien bewusst ist, sowie ein Junge aus Orania - Sohn
erzkonservativer burischer Kulturnationalisten. Die jungen Erwachsenen
betonten, erstmals hätten sie die Möglichkeit, ihre Geschichte
mitzuteilen. Drogenkonsumenten, Sexworker, Schulabbrecher, Studenten,
talentierte Künstler und junge Arbeiter schenkten uns ihr Vertrauen.
Die meisten Jugendlichen haben wir zusammen besucht, nur selten - etwa
bei einem schwerstkranken Mädchen - führte Melanie allein ein
Gespräch. Und einzelne sensible Themen wie die Xhosa-Jungeninitiation
habe nur ich mit den jeweiligen jungen Männern besprochen.

Lutz van Dijk: Die jungen Leute haben Euch sehr persönlich ihre
erdrückenden Sorgen, oft bitteren Erfahrungen und leisen Hoffnungen
mitgeteilt. Viele beweisen große innere Stärke und setzen sich auf
beeindruckende Weise für ihre Familien ein.

Sonwabiso Ngcowa: So erzählte Yonela, eine junge Lesbe, aus
ihrem Leben. Ihre Schwester Nontsikelelo, die ebenfalls lesbisch war,
wurde 2010 brutal von einem Nachbarn ermordet. Doch das erfuhr die
Familie erst ein Jahr später. In der Zwischenzeit schrieb Yonela
Rap-Gedichte und suchte sie verzweifelt. Das Lied wurde rasch
verbreitet und Tipps von Hörern führten schließlich auf die Spur des
Täters. Die lokale Polizei tat nichts, nur ein Onkel aus einer weiter
entfernten Polizeistation ermittelte und überführte schließlich den
Mörder. Doch nach einer kurzen Haftstrafe kam er wieder frei. Yonela
prangert solches Unrecht an. Denn vielen heterosexuellen Tätern wird
vergeben, als wäre die Gewalt kein Verbrechen, sondern Gottes Werk.
Demgegenüber will sie Homosexuellen mehr Gehör verschaffen, als
Rapperin wehrt sie sich gegen homophobe Gewalt. Yonela hofft, dass die
kommende Generation junger Leute sagen wird: "Früher gab es eine Zeit,
da wurden Homosexuelle in Townships wie satanische Höllenwesen
behandelt, aber heute können wir miteinander leben."

Lutz van Dijk: Gewalt in Gesellschaft und Familien,
zerstörerische oder fehlende Väter, die ihren Söhnen keine Vorbilder
sind, diese Probleme prägen das Leben vieler Heranwachsender. Oft
sorgen Mütter und Großmütter mit größtem Einsatz für die familiäre
Existenz und fördern die Schulbildung der Jugendlichen. Dennoch sind
die Statistiken und offiziellen Schätzungen ernüchternd: 40 bis 50
Prozent eines Jahrgangs verlassen die Schule ohne Abschluss. 2,8
Millionen haben keinen Zugang zu weiterführenden
Bildungseinrichtungen. Gleichzeitig zählt die Verbesserung der eigenen
Bildung zu den größten Wünschen der Jugendlichen.

Sonwabiso Ngcowa: Ja, nach 1994 hat sich viel verändert: Die
Apartheid ist abgeschafft. Wir haben eine der besten Verfassungen der
Welt, darin ist das Recht auf Bildung verankert. Diskriminierung auf
der Basis von Hautfarbe oder Geschlecht ist verboten. Aber das Leben
ist nicht einfacher geworden. Die alten Wirtschaftsstrukturen und
ökonomischen Ungleichheiten sind weiterhin prägend. Korruption lähmt
den Bildungssektor, denn eigentlich umfasst der Staatshaushalt einen
hohen Bildungsetat. Doch das Geld kommt nicht da an, wo es gebraucht
wird. Der Grund dafür ist nicht mehr die Apartheid, sondern die
stagnierende Umsetzung der Politik. Zudem gibt es zu viel Nepotismus,
für viele Jobs werden unqualifizierte Leute eingestellt.
Schuldirektoren erhalten ihre Posten, obwohl sie keine Ahnung von der
Schulverwaltung haben. Die Studierendenproteste der letzten Jahre
prangerten die Missstände im Bildungssektor an. Ähnlich wie die jungen
Leute, die in "Südafrika mit 21" zu Wort kommen, ging es den
Protestierenden nicht um Parteipolitik, sondern um bessere
Zukunftsperspektiven, die Chance auf würdevolle Arbeit und ein
glückliches Leben.


Das Gespräch dokumentierte Rita Schäfer.


SonWabiso Ngcowa und Melanie Verwoerd: Südafrika
mit 21, Die erste freie Generation erzählt. Peter Hammer Verlag,
Wuppertal 2017. 208 Seiten, 19,90 Euro.

Lutz van Dijk ist promovierter Lehrer und Buchautor. Er
schreibt vor allem Jugendbücher über Südafrika, wo er lebt und das
Aids-Waisenprojekt Hokisa aufbaute.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 4, Juli/August 2017

VISIONÄRE WIRTSCHAFTSPOLITIK STATT NEOLIBERALER VOODOO-ZAUBER

Siphokazi Mthathi, Geschäftsführerin von Oxfam Südafrika, zum
G20-Gipfel aus afrikanischer Perspektive.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

ZUMA-SOS: "MAYDAY, MAYDAY!"

Kontroversen im ANC und Differenzen zwischen der Regierungspartei und
dem Gewerkschaftsbund Cosatu kommentiert Gottfried Wellmer.

ES HAGELT GUPTA-MAILS

Südafrika ist auf dem Weg zu einem Mafia-Staat. Zu dieser
alarmierenden Einschätzung kommt der südafrikanische Kirchenrat ebenso
wie eine Studie führender südafrikanischer Forschungsinstitute.
Gottfried Wellmer erläutert die Inhalte.

LEBHAFTE POLITISCHE DEBATTEN

An der Gründung des neuen Gewerkschaftsdachverbands Saftu nahmen der
Gewerkschafter Katishi Masemola und Eddie Webster, Professor an der
Witwatersrand-Universität in Johannesburg, teil. Carmen Ludwig hat sie
interviewt.

MARIKANA-MASSAKER - 5 JAHRE SPÄTER

Auszüge aus den Reden von Mzoxolo Magidwana, Joseph Mathunjwa und
Bischof Jo Seoka auf der diesjährigen BASF-Aktionärsversammlung.

FREI GEBOREN?

"Südafrika mit 21" von Sonwabiso Ngcowa. Der junge Autor hat
Lebensgeschichten südafrikanischer Jugendlicher aufgezeichnet. Auf
einer Lesereise mit Lutz van Dijk stellte er sein Buch vor. Ihren
Austausch dokumentiert Rita Schäfer.

MEHR ALS NUR EIN "ISRAELKRITIKER"

Der islamische Theologe Farid Esack aus Kapstadt tritt für einen
liberalen Islam und Menschenrechte ein. Daniel Bax stellt den
engagierten Religionswissenschaftler vor.

SOLIDARITÄT MIT PALÄSTINENSISCHEN POLITISCHEN HÄFTLINGEN IM
HUNGERSTREIK

Von Rita Schäfer.

EINE GANZ PERSÖNLICHE GESCHICHTE DER APARTHEID

Im Jüdischen Museum in Berlin gastierte der südafrikanische Künstler
Pieter-Dirk Uys mit seiner Performance "Echo of a noise". Reinhart
Kößler war dabei.


SÜDLICHES AFRIKA

PATRICK VAN RENSBURG

Nachruf auf einen Überzeugungstäter. Klaus-Dieter Seidel erinnert an
das außergewöhnliche Leben und Werk des engagierten
Bildungsaktivisten.


NAMIBIA

PATRIOT IM POSITIVEN SINNE

In Memoriam Toivo Ya Toivo. Der große alte Mann der Swapo ist mit 93
Jahren gestorben. Er ließ sich nicht im Kampf um Posten in der
Regierungspartei vereinnahmen, betont Werner Hillebrecht.


DR KONGO

LUCHA CONTINUA

Die Jugendbewegung Lucha mobilisiert auf innovativen Wegen
Jugendliche. Ruby Bangtariza, Tim Hirschel-Burns und Sophia Schuster
sprachen mit Lucha-Aktivistinnen.


SWASILAND

MODERNE REFORMATOREN

Johannes Meier beschreibt, wie sich unter dem Dach der lutherischen
Kirche Oppositionelle und Bürgerrechtsaktivisten in Swasiland
organisieren.


AFRIKAPOLITIK

DEUTSCHE AFRIKAPOLITIK IM VORWÄRTSGANG?

Deutsche Ministerien präsentieren innerhalb von drei Monaten drei
verschiedene Afrika-Konzepte. Robert Kappel ordnet sie ein.

G20 UND AFRIKA - BEREIT ZU EINER DAUERHAFTEN PARTNERSCHAFT?

Ein Diskussionsbeitrag von Neuma Gobbelaar, Christine Hackenesch,
Adolf Klocke-Lesch, Julia Leininger und Elizabeth Sidiropoulos.


SERVICE

REZENSIONEN

 * 
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LESUNG/4040: Hanau - Petra Mathein präsentiert "Die souveräne Leserin" am 19. April


Literaturerlebnisse der besonderen Art

Petra Mathein präsentiert "Die souveräne Leserin" am 19. April



Literaturerlebnisse der ganz besonderen Art bietet die Reihe "Wort &
Klang" im Kulturforum Hanau. Einmal im Monat präsentieren bekannte
Stimmen, aber auch neue Gesichter unter der künstlerischen Leitung von
Benjamin Baumann ausgewählte Bücher in ihren Lesungen auf anschauliche
Weise. Die Veranstaltungen finden im Lesecafé statt, das barrierefrei
und per Fahrstuhl auch direkt von der Tiefgarage aus erreichbar ist.

Am Donnerstag, 19. April, ist es an Petra Mathein, aus dem
Lieblingsbuch aller Bibliothekarinnen und Bibliothekare vorzulesen.
"Die souveräne Leserin" - das Buchcover verrät, dass es sich hier um
die britische Königin handelt - entdeckt zufällig im Hinterhof von
Schloss Windsor den Bücherbus der Stadtbibliothek. Neugierig und
unbefangen tastet sie sich langsam an die Romanlektüre heran, angeregt
von einem lesebegeisterten Küchenjungen.

Der britische Autor Alan Bennett erzählt hier mit feinem Humor eine
exemplarische Lesebiografie. Manch eine(r) wird sich darin
wiederfinden und viel Freude an der Entwicklung der Queen zur kundigen
Leserin haben. Die Schauspielerin Petra Mathein wird diese
literarische Perle leicht gekürzt für alle, die Freude am britischen
Humor und am Lesen haben, gewohnt ausdrucksvoll vorlesen.

Die Lesung beginnt um 19.30 Uhr. Karten gibt es für 10 Euro im
Vorverkauf im Kulturforum, über www.frankfurt-ticket.de und an der
Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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VORTRAG/8323: Kaiserslautern - Vortrag der Haaß-Stiftung beleuchtet die Risiken digitaler Techniken, 25.04.


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Kaiserslautern

Öffentlicher Vortrag der Haaß-Stiftung beleuchtet die Risiken
digitaler Techniken



Digitale Techniken erleichtern uns den Alltag in vielerlei Hinsicht.
Doch Nutzern mangelt es oft an der Kompetenz, solche Technologien zu
kontrollieren, anstatt von ihnen kontrolliert zu werden. Experten
sprechen in diesem Zusammenhang von digitaler Risikokompetenz. Sie
beschreibt die Fähigkeit, die Vorteile digitaler Technik zu nutzen und
schädliche Auswirkungen zu meiden. Darauf wird der Berliner Professor
Dr. Gerd Gigerenzer am Mittwoch, den 25. April, um 16 Uhr in seinem
Vortrag im Rahmen des Haaß-Talks in der Rotunde in Gebäude 57 an der
Technischen Universität Kaiserslautern (TUK) eingehen. Die
interessierte Öffentlichkeit ist dazu herzlich eingeladen. Der
Eintritt ist kostenfrei.

Professor Gigerenzer wird in seinem Vortrag außerdem beleuchten, wie
sich die Psyche der "digital natives", der Generation, die mit den
digitalen Techniken aufgewachsen ist, gegenüber den vorangegangenen
Generationen verändert hat. Auch wird er darauf eingehen, wie Daten,
die wir im Internet Preis geben, verwendet werden können, um unser
Verhalten zu beeinflussen. Fachleute sprechen hierbei von "Big
Nudging". Solche Techniken könnten in Zukunft die Demokratie ins
Wanken bringen und wie zum Beispiel in China zum gläsernen Menschen
führen, der durch ein "soziales Kreditsystem" belohnt und überwacht
wird.

Der Psychologe Professor Gigerenzer ist Direktor des Harding-Zentrums
für Risikokompetenz am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung in
Berlin. In seiner Forschung beschäftigt er sich unter anderem mit
Entscheidungen unter Unsicherheit und begrenzter Zeit, mit
Risikokompetenz und -kommunikation sowie mit dem
Entscheidungsverhalten von Managern, Richtern und Ärzten. Er ist Gast
der Haaß-Stiftung, die den Haaß-Talk 2018 ausrichtet.

Die Haaß-Stiftung geht auf die Eheleute Ursula und Dieter Haaß zurück,
die ihre Stiftung 2001 gegründet haben, um Studierende, Absolventen
sowie Doktoranden der Fachbereiche Sozialwissenschaften und
Wirtschaftswissenschaften an der TUK zu fördern. Neben dem Kanzler der
TUK, Stefan Lorenz, gehören derzeit zum Vorstand der Stiftung
Professor Shanley Allen, Dekanin der Sozialwissenschaften, sowie
Juniorprofessorin Anja Danner-Schröder aus den
Wirtschaftswissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, Melanie Löw, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BUCHBESPRECHUNG/150: Und morgen regieren wir uns selbst, von Andrea Ypsilanti (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)


Andrea Ypsilanti

Und morgen regieren wir uns selbst. Eine Streitschrift

Klaus Ludwig Helf, April 2018



Die sozialdemokratischen Parteien in Europa stecken in einer tiefen
Krise. Auch die einstmals europaweit führende und beispielgebende SPD
kämpft um ihr Überleben als Volkspartei. Andrea Ypsilanti, die
ehemalige hessische SPD-Spitzenpolitikerin, Mitbegründerin und
Vorstandssprecherin des "Instituts Solidarische Moderne" hat jetzt
eine Streitschrift zur Sozialdemokratie vorgelegt, mit der sie
anstiften will zum kritischen Denken, zum Reflektieren und zum
Kämpfen, die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse nicht einfach
als angeblich alternativlos zu akzeptieren. Aus einer kritischen
sozialdemokratischen Perspektive unternimmt Andrea Ypsilanti den
Versuch "die Erscheinungsform des neoliberalen Kapitalismus, seine
ideologischen, politischen und psychologischen Muster im Alltag zu
beschreiben" (S. 13/14). Die ehemals stolzen, traditionsreichen und
die Gesellschaft prägenden sozialistischen und sozialdemokratischen
Volksparteien in Europa seien angepasste Funktionärsparteien geworden,
die wie fremdgesteuert und fremdbestimmt auf ihre ehemaligen
Sympathisanten und Unterstützer wirkten. Die europäische
Sozialdemokratie - so Ypsilanti - handele hilflos, ohnmächtig und
unentschlossen und habe zu lange die neoliberalen Konzepte übernommen
und sich nicht gegen die Austeritätspolitik mit ihren verheerenden
Folgen wie z.B. in Griechenland zur Wehr gesetzt.

Kenntnisreich und treffend analysiert Andrea Ypsilanti den Umbau der
deutschen Sozialdemokratie analog zu "New Labour" in Großbritannien
zur Partei der "Marktsozialdemokratie". Nach dem relativ gewaltfreien
Zusammenbruch des "realsozialistischen Systems" herrschte in der
demokratischen Linken Europas Katerstimmung und man war nicht in der
Lage, eine sozialdemokratische Antwort auf das Ende dieser Ära zu
finden. Dagegen gelang der endgültige Durchbruch des neoliberalen
Modells wie es Maggie Thatcher bereits 1978 propagiert hatte. Mit der
"Agenda 2010" unter Gerhard Schröder habe die SPD den radikalsten
Abbau des Sozialstaats der Nachkriegsgeschichte betrieben, die
sicheren Standards des sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaats
hinweggefegt und damit das Vertrauen als Schutzmacht der kleinen Leute
verspielt.

Die Krise der Sozialdemokratie habe sich bei den letzten
Bundestagswahlen zugespitzt und es drohe der Verlust des Status als
attraktive und mehrheitsfähige linke Volkspartei. Die Formierung einer
neuen attraktiven Sozialdemokratie, wie sie in Großbritannien,
Portugal oder Spanien zumindest in Angriff genommen wurde, stehe noch
am Anfang.

Andrea Ypsilanti plädiert für eine "radikale, transformatorische
sozial-ökologische Reformpolitik", für grundlegende politische
Veränderungen gegen den Mainstream des Neoliberalismus, der auch die
SPD mehrheitlich erfasst habe. Es genüge nicht, wenn die
"Marktsozialdemokraten" in Wahlkämpfen die "Platte der sozialen
Gerechtigkeit" auflegten: "Es geht eben nicht nur um gute Löhne oder
gute Arbeit. Es geht darum, wie die Klassenfrage aufgerufen und die
Auseinandersetzung geführt wird. Der Klassenkampf von oben ist real,
subtil, medial hegemonial" (S. 146). Ein zentraler Hebel sei z.B. die
Stärkung der Staatshaushalte durch eine konsequente Steuerpolitik mit
erheblichen Korrekturen nach oben bei Erbschaftssteuer,
Einkommenssteuer, Kapitalertragssteuer, Vermögenssteuer;
Transaktionssteuer und bei Steuern auf Spekulationsgewinne. Eine SPD,
die die soziale und kulturelle Hegemonie wiedergewinnen will, müsse
die Courage haben, Auseinandersetzungen zu antizipieren, sich denen
ohne Zaudern zu stellen und durchzuhalten, wie das Willy Brandt getan
habe z.B. mit seiner Ost- und Friedenspolitik und seinen Vorstellungen
von der Demokratisierung der Gesellschaft.

Wahrscheinlich sei auch eine "neue Erzählung" im Sinne einer offenen
Utopie notwendig, statt den Umfrageergebnissen und Stimmungsbildern
der Demoskopen hinterherzulaufen: "Gegenhegemonie erfordert neben der
Aufklärung über die Verhältnisse eine grundlegende Programmatik wie
auch eine theoretische, emotionale und sinnliche Überzeugung. Diese
beginnt nie in der Mehrheit, sondern entsteht durch Ideen,
Erkenntnisse und Analysen einer überzeugten Minderheit" (S. 152). Die
Sehnsucht nach einer neuen Utopie sei in der Gesellschaft vorhanden
und müsse befriedigt werden.

Andrea Ypsilanti präsentiert im Anschluss an Albert Camus die
Grundzüge eines "mediterranen Sozialismus" im Sinne eines erneuerten
freiheitlichen, demokratischen Sozialismus: "Es ist an der Zeit, dass
wir uns aufmachen, ein neues, spannendes und attraktives Drehbuch zu
schreiben, welches die Fragen auf den Punkt bringt, mit sich und uns
ringt um eine soziale, ökologische und kulturelle Revolution der
bestehenden Verhältnisse" (S. 206). Andrea Ypsilanti hat mit ihrer
Streitschrift eine scharf- und tiefsinnige Analyse der aktuellen Krise
der Sozialdemokratie in Deutschland und in Europa vorgelegt und
wegweisende Vorschläge zu deren Lösung unterbreitet. Der Band ist ein
Grundlagenwerk in der Debatte um die Erneuerung der Sozialdemokratie.

Andrea Ypsilanti

Und morgen regieren wir uns selbst. Eine Streitschrift

Westend-Verlag, Frankfurt/Main 2018

Broschur

256 Seiten

18 Euro

 * 

Quelle:

© 2018 by Klaus Ludwig Helf
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TREFF/596: Cuxhaven - "Blind Date mit einem Buch!" vom 20.-25. April 2018


Blind Date mit einem Buch!



Rund um den Welttag des Buches am 23. April erwartet die Leser der
Stadtbibliothek Cuxhaven eine besondere Aktion: Von 20. bis 25. April
2018 stehen in einem gesonderten Regal im Erdgeschoss eingepackte
Bücher zum Ausleihen bereit. So können die Bibliotheksbesucher den
guten Rat "Beurteile nie ein Buch nach dem Cover" mühelos in die Tat
umsetzen und dabei Bücher und Autoren für sich entdecken, an denen
sie sonst vielleicht achtlos vorbei gegangen wären. "Wir haben sowohl
besonders gefragte Titel verpackt als auch Bücher, die schon länger
nicht ausgeliehen wurden, die wir aber für sehr lesenswert halten",
erklärt Bibliothekarin Sophie Antpusat. Bibliotheksleiterin Claudia
Mann ergänzt "Das Spektrum der Bücher reicht von spannenden Krimis und
unterhaltsamen Liebesromanen über Fantasy-Romane und historische
Schmöker bis zur Gegenwartsliteratur." Nur der Interessenkreis, also
das Thema des Buches, ist auf der Verpackung ersichtlich. Eine
Ausleihe ist auch mit Verpackung problemlos möglich. Wer ein Päckchen
mitnimmt, kann sich also zuhause überraschen lassen, welches Buch sich
unter dem Geschenkpapier verbirgt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. April 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TREFF/595: Münster - Tag des Buches in der Stadtbücherei am 21.4.2018


Tag des Buches in der Stadtbücherei

Buntes Programm am Samstag, 21. April / Lesung mit Gabi Sutter



Münster (SMS) Die Stadtbücherei Münster nutzt das kommende Wochenende
und feiert den Tag des Buches am Samstag, 21. April, schon mal vor.
Die Bücherei am Alten Steinweg bietet an diesem Tag ein buntes
Programm für alle Altersgruppen. Es wird geklebt, gefaltet,
programmiert und viel gelacht, denn am Nachmittag liest Gabi Sutter.
Um 16 Uhr beginnt das Programm "Vorlaut-Barungen" der vielseitigen
Künstlerin auf der Kulturetage. Mit viel Humor liest oder spielt Gabi
Sutter amüsante und skurrile Geschichten vor. Der Eintritt ist frei.

Außerdem können die Besucherinnen und Besucher mit der App "Book
Creator" eigene multimediale E-Books gestalten oder ein kleines
Notizbuch basteln. Zauberhafte dreidimensionale Objekte aus gefalteten
Büchern entstehen beim "Bookogami". Eselsohren sind hier ausdrücklich
erwünscht. Für diese Angebote bittet das Bücherei-Team um Anmeldung.
Weitere Informationen gibt es unter www.stadt-muenster.de/buecherei.

Weltweit wird der Tag des Buches als großes Lesefest alljährlich am
23. April gefeiert, dem Todestag von William Shakespeare und Miguel de
Cervantes.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





MELDUNG/275: Amnesty International verleiht Menschenrechtspreis 2018 an das Nadeem-Zentrum in Ägypten


Amnesty International - Pressemitteilung vom 16. April 2018

Amnesty International verleiht Menschenrechtspreis 2018 an das Nadeem-
Zentrum in Ägypten



BERLIN, 16.04.2018 - Das ägyptische Nadeem-Zentrum für die Rehabilitierung
von Opfern von Gewalt und Folter hat am Montagabend in der Volksbühne
Berlin den 9. Amnesty Menschenrechtspreis erhalten. Damit würdigt die
deutsche Amnesty-Sektion dessen jahrzehntelangen Einsatz gegen Folter in
Ägypten. "Das Nadeem-Zentrum bietet Menschen in Ägypten, die Folter und
andere Gewalt überlebt haben, dringend notwendige medizinische und
psychologische Behandlung. Das Zentrum gibt Tausenden Hoffnung und Mut -
und setzt ein wichtiges Zeichen gegen die weit verbreitete Folter in
ägyptischer Haft. Diesen furchtlosen Einsatz in einem Land, in dem Gewalt
durch staatliche Sicherheitskräfte an der Tagesordnung ist, wollen wir mit
dem Amnesty Menschenrechtspreis 2018 öffentlich machen und unterstützen",
sagte Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in
Deutschland.

Das Nadeem-Zentrum dokumentiert seit 25 Jahren Folter durch ägyptische
Sicherheitskräfte und betreibt die einzige Spezialklinik zur Behandlung
Überlebender von Folter und Gewalt im Land. Seit 2016 gehen die Behörden
massiv gegen die Organisation vor. Im Februar 2017 wurde die Klinik des
Zentrums geschlossen. Doch trotz aller Repressalien setzen Dr. Aida Seif
al-Dawla, Dr. Suzan Fayad, Dr. Magda Adly und die anderen mutigen
Mitarbeitenden des Zentrums ihre Arbeit fort.

Der 33-jährige Arzt und Menschenrechtsaktivist Taher Mokhtar nahm den Preis
stellvertretend für das Nadeem-Zentrum entgegen. Im Dezember 2016 musste er
Ägypten aus Sorge um seine Sicherheit verlassen. "Selbst in den
schwierigsten Momenten, als wir in Ägypten oft fast die Hoffnung verloren,
standen die Kämpferinnen des Nadeem-Zentrums immer in der ersten Reihe. Sie
sind der Menschenrechtsbewegung in Ägypten ein Vorbild an Geduld und
Beharrlichkeit", so Mokhtar. "Im Namen des Nadeem-Zentrums danke ich
Amnesty International für diese wichtige Auszeichnung. Sie wirft ein helles
Licht auf unsere Menschenrechtsarbeit und erinnert an das Schicksal von
Folterüberlebenden in Ägypten und weltweit."

Die Laudatio hielt Salil Shetty, Internationaler Generalsekretär von
Amnesty International. "Wer sich in Ägypten für Menschenrechte engagiert,
setzt die eigene Freiheit und Sicherheit aufs Spiel", so Shetty. "Umso mehr
bewundern wir den furchtlosen Einsatz der Nadeem-Frauen und ihrer
Mitarbeitenden. Trotz aller Repressalien von Seiten der Regierung lassen
sie Folterüberlebende nicht im Stich, sondern sorgen dafür, dass die
Verbrechen der Sicherheitskräfte ans Licht kommen."

"Die Bundesregierung muss von der ägyptischen Regierung entschlossen und
öffentlich einfordern, dass die Folter in Ägypten aufhört, Verantwortliche
bestraft werden und dass Aida Seif al-Dawla und ihre Mitarbeitenden die
Klinik umgehend wieder öffnen können", sagte Generalsekretär Beeko.
"Amnesty International erwartet von der Bundesregierung, die Regierung
al-Sisi in direkten Gesprächen sowie beispielsweise beim 
UN-Menschenrechtsrat deutlicher für die massive andauernde Unterdrückung und
Verfolgung der Zivilgesellschaft zu kritisieren. Ein weiterer Ausbau der
bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und Ägypten sollte mit einer
wesentlichen Verbesserung der Menschenrechtslage verknüpft werden."

Zu den Gästen der Preisverleihung zählten die Menschenrechtsverteidiger
Anikó Bakonyi (Ungarn) und Berta Zúñiga Cáceres (Honduras). Auftretende
Künstler waren unter anderem die Musiker Fetsum und Damien Rice sowie
Schauspielerin Anne Tismer. Durch den Abend führte Katja Riemann.

Mit dem Menschenrechtspreis zeichnet die deutsche Amnesty-Sektion alle zwei
Jahre Persönlichkeiten und Organisationen aus, die sich unter schwierigen
Bedingungen für die Menschenrechte einsetzen. Ziel des Preises ist es, das
Engagement dieser Menschen zu würdigen, sie zu unterstützen und ihre Arbeit
in der Öffentlichkeit bekannter zu machen. Unterstützt wird der Preis von
der Stiftung Menschenrechte - Förderstiftung Amnesty International. 2018
wird der Menschenrechtspreis zum neunten Mal verliehen. Bisherige
Preisträger sind unter anderem: Henri Tiphagne (Indien), Alice Nkom
(Kamerun), Abel Barrera (Mexiko) und Eren Keskin (Türkei).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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DISKUSSION/075: Bonn - "Wie kommuniziert die Stadtgesellschaft?" am 19. April 2018


Wie kommuniziert die Stadtgesellschaft?

Podiumsdiskussion der Bundeszentrale für politische Bildung und
Volkshochschule Bonn



Schon lange bevor Facebook und Twitter die Art und Weise
revolutionierten, wie Menschen kommunizieren, sanken Auflagen und
Anzeigenerlöse der Zeitungen, während das Durchschnittsalter der Leser
stieg. Am Donnerstag, 19. April 2018, um 18 Uhr diskutieren Sylvia
Binner vom General-Anzeiger Bonn, Jan Dahmen, Chefredakteur des
Schaufensters, Dr. Monika Hörig, Leiterin des Presseamtes der Stadt
Bonn, und Johannes Mirus, Gründer von Bonn.digital, darüber, ob die
Generationen die gemeinsame Grundlage für Gespräche über ihre Stadt
verlieren.

Die Diskussion wird von Anna Hoff, Stabsstelle Kommunikation der
Bundeszentrale für politische Bildung, moderiert und findet im
Medienzentrum der bpb, Adenauerallee 86, statt. Der Eintritt ist frei,
um eine Anmeldung mit Angabe der Kursnummer 1302 unter www.vhs-bonn.de
oder bei vhs@bonn.de wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TAGUNG/082: Evangelische Akademie zu Berlin - Gemeinsam engagiert! Theologische Aspekte, 16.-18.05.


Evangelische Akademie zu Berlin

Gemeinsam engagiert!

Theologische Aspekte für die Zusammenarbeit

16. bis 18. Mai 2018, 13:30 Uhr

FTG 20/2018



Die systematisch-theologische Reflektion der Entwicklung von Hauptamt
und Ehrenamt in der Evangelischen Kirche bildet die Basis dieser
Tagung. Zusätzlich werden Erkenntnisse aus dem Freiwilligenmanagement
und dem zivilgesellschaftlichen Engagement außerhalb der Kirchen
dargestellt und mit den innerkirchlichen Prozessen in Verbindung
gebracht. Auch Praxiserfahrungen aus den Landeskirchen zu Aspekten der
Aus-, Fort- und Weiterbildung, der Anerkennungskultur und
Personalentwicklung, der unterschiedlichen Rahmenbedingungen und
Handlungslogiken der ehrenamtlich und beruflich Tätigen werden
bedacht.

Kooperation mit: 

Arbeitsstelle Ehrenamt und Dezernat Theologie und Publizistik der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nordkirche

Ehrenamtsakademie der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau

Evangelische Kirche in Deutschland, Kirchliche Handlungsfelder und
Studien und Planungsfragen sowie Referat für Sozial- und
Gesellschaftspolitik

Fachbereich Ehrenamt im Amt für Gemeindedienst der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern

Leitung: Heinz-Joachim Lohmann

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Preis: 170,- EUR

Die Tagung wird gefördert aus Projektmitteln der EKD.

Informationen und Anmeldung: 

Joachim Hodeige

Evangelische Akademie zu Berlin

Tel. (030) 203 55 - 509

E-Mail hodeige@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/kul/gemeinsam-engagiert/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Mai 2018 (Stand: 11.04.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54,D-10117 Berlin

Silke Ewe - Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0),Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail:ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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TREFF/234: Bonn - "Markt der Möglichkeiten - Auch im Alter aktiv bleiben" am 20.4.


Markt der Möglichkeiten: Auch im Alter aktiv bleiben



Am Freitag, 20. April 2018, veranstaltet das Haus der Bonner
Altenhilfe von 10 bis 17 Uhr auf dem Münsterplatz den Aktionstag für
Seniorinnen und Senioren.

BN - Das Haus der Bonner Altenhilfe veranstaltet unter dem Motto "50
Jahre Stiftung Bonner Altenhilfe" auch in diesem Jahr wieder den Markt
der Möglichkeiten auf dem Münsterplatz. Was bedeutet es heute, älter
zu werden? Älter sein ist längst nicht mehr das, was es einmal war.
Höchste Zeit, verstaubte Altersbilder zu entsorgen. Der Markt der
Möglichkeiten am Freitag, 20. April 2018, bietet hierzu die ideale
Gelegenheit.

Besucherinnen und Besucher erhalten von 10 bis 17 Uhr sowohl
Informationen über verschiedene Pflege-, Wohn- und
Beratungsmöglichkeiten als auch über Freizeit- und
Beschäftigungsangebote. Auf einer Aktionsfläche werden zahlreiche
Angebote präsentiert. Wer beispielsweise überlegt, sich körperlich zu
betätigen oder neue Kontakte knüpfen möchte, erhält hilfreiche
Anregungen und Tipps.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TREFF/233: Evangelische Akademie zu Berlin - Kirche in Zeiten des Populismus, Abendforum am 02.05.18


Evangelische Akademie zu Berlin

Weltoffen und standhaft

Kirche in Zeiten des Populismus

2. Mai 2018, 18:00 Uhr

Abendforum 16A/2018



"Das Maß der Unterstützung für eine junge rechtspopulistische Partei
ist ein Weckruf für alle, denen das friedliche und solidarische
Miteinander in einem weltoffenen Deutschland am Herzen liegt." - so
der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm anlässlich der letzten
Bundestagswahl. Rechtspopulistische Bewegungen spalten die
Gesellschaft und grenzen Menschen aus, in Deutschland und in anderen
Ländern. Wie sich die Kirchen dazu verhalten sollen, ist eine
kontroverse Frage. Manche rufen nach einem entschiedenen politischen
Eintreten der Kirchen. Andere warnen davor, dass die Kirchen keine
Parteipolitik betreiben sollten. "Polarisierung, Populismus,
Protektionismus und "post-truth" haben zurzeit spürbaren Einfluss in
unseren Ländern. Wir müssen uns diesen vier "P" entgegenstellen. Das
heißt aber auch, dass wir uns dem Schmerz unserer eigenen Wunden
stellen müssen, und dass wir uns dem Schmerz der Wunden der anderen
stellen müssen." - Antje Jackelén, die Erzbischöfin der Kirche von
Schweden, greift auf Grundorientierungen des evangelischen Glaubens
zurück, um sich der politischen Arbeit der Kirche zu nähern.

Kommen Sie bei unserem Abendforum mit Erzbischöfin Antje Jackelén und
mit dem EKD-Ratsvorsitzenden Heinrich Bedford-Strohm ins Gespräch zum
Thema Kirche und Populismus.

Mit:


	PD Dr. Eva Harasta, Evangelische Akademie zu Berlin

	Pfarrerin Dr. Simone Sinn und Pfr. Dr. Chad Rimmer, Lutherischer Weltbund

	Prof. Dr. Dietrich Werner, Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

	Pfarrerin Almut Bretschneider-Felzmann, Kirche von Schweden



Das Abendforum ist eine Kooperation zwischen dem Lutherischen
Weltbund, Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst, der
Kirche von Schweden und der Evangelischen Akademie zu Berlin. Das
Berlin Institute of Public Theology ist ein ideeller universitärer
Partner im Projekt.

Leitung: PD Dr. Eva Harasta

Ort: Französische Friedrichstadtkirche (Französischer Dom), Gendarmenmarkt 5, 10117 Berlin (Mitte)

Eintritt: kostenfrei

Informationen und Anmeldung: 

Simone Wasner

030 203 55 507

wasner@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/rel/churches-as-agents-for-justice-and-against-populism-1/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Mai 2018 (Stand: 11.04.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54,D-10117 Berlin

Silke Ewe - Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0),Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail:ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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TREFF/232: Wertheim - Beratung zur Altersvorsorge am 24. April 2018


Beratung zur Altersvorsorge



Wertheim. Eine Beratung zur Altersvorsorge bietet die Deutsche
Rentenversicherung am Donnerstag, 24. Mai, im Wertheimer Rathaus an.
Die Beratung ist unabhängig, neutral und kostenlos. Sie richtet sich
an alle Interessierten, auch an junge Leute und Berufseinsteiger aus
Wertheim und den Nachbargemeinden. Termine können unter der
Telefonnummer 09341/9217-17 vereinbart werden.

In der Beratung können folgende Fragen besprochen werden: Wie hoch
wird die Gesamtversorgung (gesetzlich, betrieblich, privat) im Alter
sein? Welche Abgaben (z.B. Steuern) fallen im Alter an? Welche
Möglichkeiten der ergänzenden Altersvorsorge gibt es? Welche
staatlichen Förderungen können in Anspruch genommen werden?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSICHTEN/8249: Und morgen, den 18. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.04.2018 bis zum 19.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8249 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Aufgewärmt

und himmelblau und trocken,

ausgeschwärmt,

Jean macht sich auf die Socken.
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MELDUNG/093: Kirchliche Einstellungspraxis - ver.di begrüßt das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. April 2018

Kirchliche Einstellungspraxis: ver.di begrüßt das Urteil des
Europäischen Gerichtshofs, das den Kirchen Grenzen setzt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt das
heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zur kirchlichen
Einstellungspraxis. Demnach dürfen kirchliche Arbeitgeber bei
Einstellungen gemäß nationalem Recht nur dann von Bewerberinnen und
Bewerbern die Zugehörigkeit zu einer Konfession verlangen, wenn die
auszuübende Tätigkeit direkt mit dem Glauben und der Verkündigung
desselben zu tun hat. "Bei verkündigungsfernen Tätigkeiten gilt:
Kirchliche Arbeitgeber dürfen bei Einstellungen ausschließlich die
Qualifikation und Eignung berücksichtigen. Das ist jetzt auch
gerichtlich überprüfbar", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Der Sonderstatus der Kirchen ist ein Relikt
vergangener Zeiten. Er hätte längst abgeschafft werden müssen.
Insbesondere der Freibrief für Diskriminierungen aufgrund von
Religionszugehörigkeit oder Lebenswandel ist völlig antiquiert."

Im Konkreten hatte der EuGH über den Fall von Vera Egenberger zu
entscheiden. Die Berlinerin hatte sich im Jahr 2012 auf eine
befristete Stelle beim Evangelischen Werk für Diakonie und
Entwicklung beworben. Die Bewerbung blieb erfolglos, weil Egenberger
weder der evangelischen noch katholischen Kirche angehörte. Eine
solche Zugehörigkeit hatte die Diakonie in der Ausschreibung als
Einstellungsvoraussetzung angegeben. Vera Egenberger, vom
ver.di-Rechtsschutz juristisch und finanziell unterstützt, zeigt sich
mit dem heutigen Urteil "sehr zufrieden": "Das war ein langer
Rechtsweg. Dass der EuGH mir Recht gibt, bestätigt mich darin, dass
diese Form der Diskriminierung abgestellt werden muss."

ver.di fordert den Gesetzgeber auf, das Urteil zum Anlass zu nehmen,
die kirchlichen Privilegien im Arbeitsrecht abzuschaffen.
ver.di-Vorstandsmitglied Sylvia Bühler: "Auch in kirchlichen
Betrieben und Einrichtungen müssen endlich die allgemein geltenden
Rechte von Beschäftigten Anwendung finden, das betrifft etwa den
Abschluss von Tarifverträgen und die Geltung des
Betriebsverfassungsgesetzes. Rechte, die allen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern zustehen, dürfen den Kolleginnen und Kollegen in
kirchlichen Einrichtungen nicht vorenthalten werden."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Richard Rother - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/356: Neue Datenbank zur osmanischen Geschichte in Südosteuropa (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 16.04.2018

Neue Datenbank zur osmanischen Geschichte in Südosteuropa



Ein Team aus der Fakultät für Geschichtswissenschaft und der Bibliothek
der Ruhr-Universität Bochum hat eine neue Datenbank aufgebaut, die
Informationen über Schriftquellen zur Geschichtsschreibung in den
osmanischen Provinzen Südosteuropas vom späten 15. bis zum 18. Jahrhundert
beinhaltet. Für spätere Zeiträume ist der Quellenbestand umfangreicher und
auch besser bekannt. Die Datenbank ist auf den Webseiten der Bochumer
Universitätsbibliothek frei einsehbar (https://hoe.ub.rub.de). Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert das Projekt seit 2014. Nach
seinem Ende im Juni 2018 soll die Datenbank weiter wachsen.

"Wir hoffen, dass unsere Datenbank neue Forschungsideen zur osmanischen
Geschichte in dieser Epoche stimulieren wird", sagt Prof. Dr. Markus
Koller vom Bochumer Lehrstuhl für die Geschichte des Osmanischen Reiches
und der Türkei. Er hatte das Projekt gemeinsam mit Dr. Erdmute Lapp,
Direktorin der Universitätsbibliothek, beantragt.

Entstehungsgeschichten der Quellen rekonstruiert

Das Team der Bochumer Universitätsbibliothek hat die Datenbank für die
Belange des Digital-Humanities-Projekts maßgeschneidert entwickelt. Bis
zum Projektende werden 280 bis 300 Quellen gelistet sein, darunter
lateinische, osmanische, slawische und griechische Texte. "Wir haben alle
Texte gelesen, ihre Entstehungsgeschichte rekonstruiert und diese in der
Datenbank dokumentiert", erklärt Koller. Digital verfügbare Quellen sind
verlinkt; für Quellen, die nur in Papierform existieren, ist der Standort
so genau wie möglich angegeben.

Für jede Quelle überprüften Koller und sein Kollege Dr. Ovidiu Olar
außerdem, ob es Kopien oder Varianten an anderen Standorten gibt. Auch die
kompletten Editionen, also die wissenschaftlichen Auseinandersetzungen mit
den Quellen, arbeiteten die Historiker auf. So entstand unter anderem ein
derzeit mehr als 3.500 Einträge umfassendes Verzeichnis mit
Sekundärliteratur, das bis auf 9.000 oder mehr Datensätze erweitert werden
soll.

Datenbank soll weiter wachsen

Die Datenbank soll auch nach Förderende weiter wachsen. Forscherinnen und
Forscher können dem Bochumer Team weitere Quellen melden. Die Historiker
arbeiten die Dokumente wissenschaftlich auf, die Universitätsbibliothek
pflegt die Einträge ein und reichert die Daten mit weiterführenden
bibliotheksspezifischen Metadaten sowie Links zu zahlreichen
Onlineressourcen an.

"Wir haben das Projekt nachhaltig angelegt", so Koller, "damit die
Datenbank nach Projektende nicht einschläft." Dazu bauen die Historiker
zum Beispiel gerade ein Advisory Board mit Kolleginnen und Kollegen aus
der Forschung sowie Vertretern von Archiven und Bibliotheken auf, mit
denen sie sich regelmäßig austauschen wollen, um das Projekt im
Bewusstsein zu halten.


Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft förderte das Projekt "Bibliographische
Datenbank zur Geschichtsschreibung im Osmanischen Europa (15. bis 18
Jahrhundert)" unter Projektnummer 249662419.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Dr. Julia Weiler, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





WIRTSCHAFT/021: Wohlstandsgefälle innerhalb der Länder Europas hat historische Wurzeln (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 16.04.2018

Wohlstandsgefälle innerhalb der Länder Europas hat historische Wurzeln

Wirtschaftswissenschaftler der Universität Tübingen untersuchen 300
europäische Regionen um 1900 auf einen Zusammenhang zwischen
landwirtschaftlichen Betriebsgrößen und Bildungsniveau



Die Einkommensunterschiede zwischen dem reicheren Nord- und ärmeren
Süditalien sind groß; ähnliche regionale Unterschiede sind zum Beispiel
auch innerhalb Russlands oder Spaniens zu beobachten. Innerhalb
Deutschlands bestehen ebenfalls regionale Ungleichheiten - davon zeugt
auch der Länderstrukturausgleich. Dr. Ralph Hippe und Professor Jörg Baten
vom Lehrstuhl Wirtschaftsgeschichte der Universität Tübingen sind in einer
Studie der Frage nachgegangen, wie solche enormen Wohlstandsunterschiede
zustande kommen. Sie blickten zurück auf 300 europäische Regionen um das
Jahr 1900 und untersuchten die damalige Struktur der Landwirtschaft. Es
ergab sich eine deutliche Korrelation: Wo damals die Bauern aufgrund ihrer
Lebensverhältnisse ein gutes Bildungsniveau erreichten, sind heute die
wohlhabenderen Regionen zu finden. Die neue Studie wurde kürzlich in der
Fachzeitschrift Journal of Economic Growth veröffentlicht.

Geografische Faktoren haben auf die ökonomische Entwicklung in der
Geschichte der Menschen immer wieder großen Einfluss genommen. Diesen
Einfluss untersuchten Hippe und Baten in ihrer Studie zu 300 europäischen
Regionen um das Jahr 1900. Ausgehend von geografischen Faktoren wie
Bodenqualität, Meereshöhe, Relief der Landschaft und Klima untersuchten
sie, wie die regionale Verteilung rechnerischer Fähigkeiten in der
Bevölkerung aussah sowie welcher Lebensstandard sich herausbildete. "Der
Wohlstand korrelierte nicht einfach mit der Höhe der Ernteerträge, sondern
mit der Struktur der Landwirtschaft, die vor Jahrhunderten entstand",
fasst Hippe die Ergebnisse zusammen. War die Bodengüte günstig für
mittelgroße Bauernhöfe mit Vieh und etwas Getreideanbau, achteten die dort
lebenden Bauern darauf, dass ihre Kinder eine gewisse Bildung erhielten.

"Wer später einen landwirtschaftlichen Betrieb führen würde, sollte mit
Kalendern, Wissen über Viehkrankheiten und Wetterlagen umgehen können",
erklärt der Wissenschaftler. Dies sei um etwa 1900 typisch für Nord- und
Nordwesteuropa, aber auch für viele europäische Gebirgsregionen,
Nordspanien, Norditalien und die dünn besiedelten südöstlichen und
nordöstlichen Grenzregionen des Russischen Reiches gewesen. Anders war die
Situation in Regionen, in denen Boden und Klima günstig für große
Weizenfelder und Großgrundbesitz waren. "Dort entwickelten sich fest
etablierte politische Eliten", sagt Baten. Diese wiederum gewährten ihren
Arbeitern kaum Zugang zu Bildung. "In den betroffenen Regionen blieb die
'europäische Bildungsrevolution' des 16. bis frühen 20. Jahrhunderts aus."

Die daraus folgenden Strukturen beim Bildungsstand, vor allem bei den
rechnerischen Fähigkeiten, werden auf den Landkarten der Regionen
sichtbar. "Diese Muster korrespondieren eng mit heutigen
Wohlstandsunterschieden", sagt Baten. Ein höherer Bildungsstand der
ländlichen Bevölkerung um 1900 deckt sich auf der Karte der Regionen heute
mit einem größeren Wohlstand. "Das ist vor allem deshalb interessant, weil
die eigentliche Ursache der heutigen regionalen Wohlstandsunterschiede,
die Landwirtschaft, ihre ökonomische Bedeutung stark eingebüßt hat", sagt
Baten. Weil sich aber einige Regionen damals auf eine bildungsintensivere
Wirtschaftsweise spezialisiert hätten - und andere nicht -, seien diese
Pfadabhängigkeiten prägend geblieben - bis heute.


Publikation:

Joerg Baten, Ralph Hippe:

Geography, land inequality and regional numeracy in Europe in historical
perspective.

Journal of Economic Growth (2018) 23:79-109,

https://doi.org/10.1007/s10887-017-9151-1




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Dr. Karl Guido Rijkhoek, 16.04.2018
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VORTRAG/724: Bonn - Zum 200. Geburtstag von Karl Marx am 19.4.2018


VHS-Vortrag zum 200. Geburtstag von Karl Marx 



BN - In der Reihe Kulturkalender wirft Dr. Thomas Ebers am Donnerstag,
19. April 2018, ab 20 Uhr im Universitätshauptgebäude, Hörsaal 9,
einen Blick insbesondere auf die Geschichtsphilosophie von Karl Marx.
Der Eintritt ist frei. Warum Parteinehmen für etwas, was - wie eine
Mondfinsternis - auch ohne eigenes Dazutun erfolgt? Diese Frage
entstand in der Auseinandersetzung rund um die Marxistische Variante
der Geschichtsphilosophie, dem Historischen Materialismus, und soll in
diesem Vortrag als Ausgangspunkt für einen Blick auf die Geschichte
der Geschichtsphilosophie dienen. Anhand des auf Veränderung
ausgerichteten Geschichtsdenkens von Marx werden die Grenzen der
Geschichtsphilosophie aber vor allem auch ihre Unverzichtbarkeit
diskutiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/1720: Braunschweig - "Das kleine Gespenst Tohuwabohu auf Burg Eulenstein" am 19.4.


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt



Braunschweig. Die Geschichte "Das kleine Gespenst Tohuwabohu auf Burg
Eulenstein" von Otfried Preußler ist am Donnerstag, 19. April, um
16.30 Uhr, als Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder von
drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es ein
Malangebot. Der Eintritt ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Die Geschichte handelt von dem kleinen Gespenst, das pünktlich zur
Geisterstunde im Burgmuseum aufwacht und dort sein Unwesen treibt. Als
der Burgverwalter am nächsten Tag ins Museum kommt, traut er seinen
Augen kaum. Jetzt wird ihm klar, dass es auf Burg Eulenstein doch es
ein kleines Gespenst gibt.

Die Zweigstelle Stadtbibliothek am Rheinring ist montags und
donnerstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Das nächste Bilderbuchkino
findet in der Weststadt am Donnerstag, 17. Mai, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9430: München - Fotografie heute. Private PublicRelations, Pinakothek der Moderne 14.06.-07.10.


FOTOGRAFIE HEUTE: PRIVATE PUBLIC RELATIONS

- SADIE BENNING

- MASSIMO GRIMALDI

- CALLA HENKEL & MAX PITEGOFF

- NINA KÖNNEMANN

- ERIN JANE NELSON

PINAKOTHEK DER MODERNE - SAMMLUNG MODERNE KUNST

ERÖFFNUNG | 14. JUNI 2018, 19.00

MIT EINER LIVE-VIDEOPERFORMANCE VON NINA KÖNNEMANN

AUSSTELLUNGSDAUER | 15. JUNI - 07. OKTOBER 2018



Wie erleben wir in einer globalisierten, unüberschaubar gewordenen und
digital erweiterten Welt den öffentlichen Raum? Und was hat die
Fotografie damit zu tun?

2016 wurde von der Pinakothek der Moderne die Ausstellungsreihe
"Fotografie heute - Künstlerische Fotografie im digitalen Zeitalter"
ins Leben gerufen. Der zweite Teil dieser Reihe befasst sich mit der
Beziehung zwischen fotografischen Bildern - sowohl bewegten als auch
unbewegten - und dem im weitesten Sinne "Öffentlichen": dem
gesellschaftlichen Raum und seinen Infrastrukturen. Das Internet,
soziale Medien und andere digitale Technologien haben nicht nur die
Fotografie verändert, sondern auch unsere Wahrnehmung des öffentlichen
Raums und unsere Denkweise darüber. Die in "Private Public Relations"
gezeigten Werke handeln von diesem Raum: Sie betrachten ihn - anhand
fotografischer Mittel - aus einer persönlichen Perspektive. Nähe und
Distanz, Intimität und Anonymität koexistieren in diesen
künstlerischen Auseinandersetzungen mit einem wachsenden sozialen
Terrain. Dazu gehören die Menschen, mit denen wir uns on- und offline
weltweit vernetzen und auch die Institutionen und Plattformen, die
unser Zusammenleben und unseren Umgang miteinander regeln. In Zeiten
von Facebook und Instagram ist jede Nachricht an ein individuelles
Profil gebunden. Die Person schwingt als kontinuierlicher Subtext in
Form von Likes, Emojis und Kommentaren mit. Informationen in
Social-Media-Feeds gehen immer auf ein "Ich" zurück. Angesichts der
veränderten Realität der persönlich-öffentlichen Beziehungen und der
herausragenden Rolle, die der Fotografie dabei zukommt, betrachten
viele Künstler, die mit Fotografie arbeiten, die Welt heute aus einer
persönlicheren Perspektive. Aus diesem Blickwinkel nähern sie sich der
Fragmentierung und Polarisierung des globalen gesellschaftlichen
Raums. In ihren Arbeiten hat die Fotografie eine relationale, soziale
Wendung genommen, die im Zeichen einer subjektiven Beziehung zum Bild
steht.

Für ihre neueste Installation haben die in Berlin lebenden Künstler
Calla Henkel & Max Pitegoff eine Maschine konstruiert, die Fotografien
buchstäblich zirkulieren lässt. Die Bilder zeigen öffentliche
Institutionen, wie sie uns täglich begegnen könnten: 

Eine Zeitung, die gerade gelesen wird, oder Regierungsgebäude aus dem
typischen Blickwinkel eines Passanten. Diese Begegnungen muten seltsam
friedlich an, scheinbar unberührt vom polarisierten politischen Klima
unserer Zeit und der fieberhaften Unerbittlichkeit seiner Social-Media-Feeds. 
Aber sind die überlieferten Einrichtungen des öffentlichen
Raums genauso überholt, langsam und letztendlich zwecklos wie die
Maschine, durch die ihre Abbilder jetzt laufen? Worin genau besteht
die Funktion des Kreislaufs, den diese Maschine so gewissenhaft
vollführt? Haben die Einrichtungen ihre Funktion verloren, oder ist
gerade ihr Anachronismus ihre Rettung?

Mit neuen Institutionen - oder "Plattformen", wie man heute sagt -
setzt sich die Installation "Free WiFi 4" (2018) von Nina Könnemann
auseinander. Für diese Arbeit, die auf einer Performance während der
Ausstellungseröffnung basiert, inszeniert Könnemann Livebegegnungen
mithilfe einer App namens Periscope, einer Kombination aus
Videostreaming und Livechat. Über diese Inszenierungen verbindet die
Künstlerin Menschen miteinander, die sich in öffentlichen und
halböffentlichen Räumen mit freiem WLAN aufhalten. Dieses virtuelle
Treffen entfaltet sich als ein visueller, textueller und akustischer
Raum, der in der realen Welt einem Niemandsland der Orte entspricht.
Es handelt sich um Orte, an denen das Internet noch gratis - ein
öffentliches Gut - ist, wie McDonalds-Restaurants, Apple Stores und
öffentliche Toiletten.

Eine neue Art von Straßenfotografie verfolgt Erin Jane Nelson in ihrer
Serie "Petrichor" (2015). Ihre Objekte weisen unmittelbare Bezüge zu
handwerklicher Arbeit und digitalen Technologien auf. Nelson
thematisiert, wie die Tech-Industrie und die Start-up-Community den
urbanen Raum in San Francisco vereinnahmt haben, der Stadt, in der sie
früher gelebt und gearbeitet hat: eine Erfahrung voller Widersprüche.
Das Versprechen von der schwerelosen, fließenden, digitalen Erfahrung,
das die Tech-Industrie so plastisch vertritt, wird hier dem
alltäglichen Erleben einer Stadt gegenübergestellt, die diese
Industrie besetzt und deren Lebensraum sie umwälzt - dem Erleben eines
Ortes, an dem sich materielle Existenz auf sehr unterschiedlichen
Ebenen entfaltet.

Der Humanismus neuer Prägung, den Massimo Grimaldi praktiziert, nimmt
die Idee von einer globalen Öffentlichkeit ernst, an der wir alle
durch die Nutzung des Internets teilhaben. Durch eine einfache
Gegenüberstellung lässt der italienische Künstler das "Außen"
wirkungsvoll auf das "Innen" stoßen, das "Sie" auf das "Ich": Auf den
Displays nagelneuer Apple-Computer zeigt er Bilder von Patienten und
Pflegekräften aus Krankenhäusern in Entwicklungsländern (in diesem
Fall aus Bangui in der Zentralafrikanischen Republik). Mit der
Kombination dieser kontrastierenden Elemente hinterfragt Grimaldi die
Auswirkungen unserer westlichen Gesellschaft und deren Faszination von
neuester Computertechnologie und innovativem Design auf die
Wirklichkeit von Ländern mit einer gänzlich anderen ökonomischen
Realität.

Die Arbeit "rainy day/gender" (2017) von Sadie Benning besteht aus
sieben kleinformatigen Fotografien von sieben verschiedenen
Stadtszenen im Regen. In den auf Tafeln montierten Bildern,
aufgenommen durch Regentropfen auf einer Windschutzscheibe, erscheinen
deren Figuren und Gegenstände surreal und wandelbar. Bei genauerem
Hinsehen wird deutlich, wie diese Aufnahmen die verschiedenen Ebenen
zwischen dem betrachtenden Auge und der abgebildeten Szene betonen:
die Oberfläche des auf die Tafel montierten Abzugs, der nassen
Windschutzscheibe und der digitalen Kamera. Im Ergebnis werden die für
unseren Bilderkonsum so wichtig gewordenen Oberflächen - speziell die
Bildschirme digitaler Geräte - sichtbar gemacht. Dabei entsteht ein
Hin- und Herpendeln zwischen den verschiedenen strukturgebenden Ebenen
der Fotografie: dem Objektiv, durch das die Aufnahme gemacht wurde,
dem Display, auf dem sie vermutlich gezeigt wird, und der
Fensterscheibe, durch die hindurch die Szene betrachtet wird.

"Fotografie heute" wird organisiert vom Referat für Fotografie und
Neue Medien unter Leitung von Dr. Inka Graeve Ingelmann.

Gastkuratorin: Melanie Bühler, Kuratorin für zeitgenössische Kunst,
Frans Hals Museum, Haarlem, Niederlande.

Die Ausstellungsreihe wurde ermöglicht durch großzügige Unterstützung
der ALEXANDER TUTSEK-STIFTUNG, München.

KATALOG

Begleitend zur Ausstellung erscheint in limitierter Auflage ein
Katalog in deutscher und englischer Sprache, der ausschließlich im
Museumsshop erhältlich ist. Circa 19,80 Euro.

BEGLEITVERANSTALTUNGEN

Free WiFi 4, Live-Videoperformance von Nina Könnemann

14. Juni 2018 | 19.30 bis 21.30

Künstlergespräch: Calla Henkel & Max Pitegoff

27. September 2018 | 18.30 | Ernst von Siemens Auditorium | Eintritt frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.04.2018

Presseabteilung der Pinakotheken

Tine Nehler M.A. | Leitung Presseabteilung

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Str. 29 | 80799 München

Telefon: +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: www.pinakothek.de
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VORTRAG/283: Braunschweig - "Kunst aus dem Konzentrationslager" am 21.4.2018


Vortrag über Kunst aus dem Konzentrationslager 



Braunschweig. Zu einem Vortrag von Kunstwissenschaftler Dr. Jörn
Wendland mit dem Titel "Zeichne, was du siehst! Bilder gegen das
Vergessen - Kunst aus dem KZ" lädt das Städtische Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, am kommenden Samstag, 21. April,
um 17 Uhr, ein. (Terminänderung: nicht wie im Flyer angekündigt am
22.04.) Der Eintritt zum Vortrag im Rahmen der Ausstellung "PHILIBERT
UND FIFI Karikaturen des französischen Zwangsarbeiters P. Philibert
Charrin im Nationalsozialismus" ist frei.

Jörn Wendland ist Kunsthistoriker, Dozent und Ausstellungsmacher.
Seine Dissertation zum Thema "Häftlingszeichnungen - narrative
Bildserien von KZ-Häftlingen" wurde 2013 von der Universität Wien
angenommen. Als leidenschaftlicher Lokalhistoriker führt er außerdem
interessierte Gruppen durch die Kölner Stadt- und Kulturgeschichte und
veranstaltet Workshops für Schulklassen.

Die Häftlinge zeichneten im Verborgenen, nutzten als Material
Regenwasser, Kohle, Mehlsäcke oder auch Krankmeldungen der SS, die sie
heimlich aus dem Müll fischten. Wer erwischt wurde, dem drohten nicht
selten Folter, Lagergefängnis oder die Versetzung in eine
Strafkompanie, was den Tod bedeuten konnte. Trotz der schwierigen
Bedingungen gelang es einigen wenigen Häftlingen, ihr Leben im KZ
künstlerisch festzuhalten. Aber warum zeichneten die Menschen
überhaupt? Welche Motive brachten sie zu Papier? Und was geschah mit
ihren Zeichnungen nach der Befreiung?

Der Kunsthistoriker Jörn Wendland hat in seiner Doktorarbeit die Kunst
der Häftlinge und Überleben den aus den NS-Zwangslagern untersucht und
die Ergebnisse in einem Buch veröffentlicht. Seine Recherchen führten
ihn unter anderem nach Polen, Tschechien, Österreich und Israel, wo er
überlebende Künstler wie Thomas Geve und Helga Weissová zu ihren
Werken und den Umständen, unter denen sie entstanden, befragte. In
seinem Vortrag spricht Jörn Wendland über seine Begegnungen und die
Bilder aus den Lagern.

Die Ausstellung "PHILIBERT UND FIFI Karikaturen des französischen
Zwangsarbeiters P. Philibert Charrin im Nationalsozialismus" ist eine
Zusammenarbeit des Städtischen Museums Braunschweig mit dem
NS- Dokumentationszentrums der Stadt Köln. Sie ist noch bis zum 13.
Mai im Haus am Löwenwall zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation
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CORREOS/222: Blutiger Bergbaukonflikt beeinträchtigt NAFTA-Neuverhandlungen


Correos de las Américas - Nr. 190, 25. Februar 2018

Blutiger Bergbaukonflikt beeinträchtigt NAFTA-Neuverhandlungen

von Philipp Gerber



Mexiko Stadt. Seit Anfang November wird eine Goldmine in
Guerrero bestreikt, deren Arbeiter wollen aus dem Kollektivvertrag mit
einer gelben Gewerkschaft aussteigen. Unternehmer und Staat reagieren
mit Gewalt, bisher sind drei Arbeiter getötet worden, zuletzt ein
Streikanführer. Und kürzlich wurde die Fabrik von Militär und Polizei
besetzt. Die Gewalt gegen die Arbeiter der Mine Media Luna, im Besitz
der kanadischen Torex Gold Resources, zeigt schonungslos die Lage der
Arbeiter in Mexiko auf, und wird deshalb zum Fanal für die
nordamerikanischen Gewerkschaften in den NAFTA-Neuverhandlungen.

Der am 24. Januar ermordete Quintín Salgado, einer der Architekten des
Streiks in Cocula, kam zurück aus der Migration in sein Dorf, als die
Goldmine 2013 die Exploration der Metallvorkommen ankündigte. Quintín
Salgado erhoffte sich so ein Einkommen in seiner Heimat Nuevo Balsas,
wurde auch eingestellt, aber 2016, nur Monate nach der Aufnahme der
Goldproduktion, kam es zu einem ersten Konflikt der umliegenden
Gemeinden mit der Fabrik: Fischer stellten einen massiven Rückgang der
Fischbestände im naheliegenden See fest und vermuteten eine
Umweltverschmutzung durch den Tagebau. Tatsächlich gelang es den
Gemeinden mit Unterstützung von Salgado, durch eine unabhängige Studie
nachzuweisen, dass im Flusswasser des Río Balsas die Konzentration des
hochgefährlichen Cyanid 300% über dem gesetzlichen Grenzwert liegt.
Die Reklamationen verhallten ungehört, dafür wurde Salgado entlassen,
weil er sich auf die Seite der Gemeinden stellte. Seither arbeitete er
als Busunternehmer, unter anderem auch für die Mitarbeiter der Fabrik.

Als am 3. November 2017 die 600 Arbeiter des Tagebaus in den Streik
traten und die Zufahrtsstrassen besetzten, war Salagado von Beginn an
mit dabei. Denn sein Kleinbus wurde vom Unternehmen nur unregelmässig
angemietet, zudem musste er 7.5% seines Einkommens an die gelbe
Gewerkschaft CTM abliefern. Die Arbeiter hatten genug von der
unternehmerfreundlichen Gewerkschaft CTM, welche der regierenden
Partei PRI angehört, und wollten zum Nationalen Bergbausyndikat
wechseln. Doch die gelbe Gewerkschaft reagierte mit Drohungen und die
Gendarmerie, extra zum Schutz von ausländischen Investitionen
gegründet, bezog Position und wurde zusammen mit bewaffneten
Zivilisten gesehen, die in dieser von Mafiaorganisationen dominierten
Region nahe Iguala offen aktiv sind. Bald darauf kam es zur ersten
Gewaltakt: Die streikenden Brüder Víctor und Marcelino Sahuanitla
Peña, die als Zulieferer für das kanadische Unternehmen arbeiteten,
wurden ermordet.

Der Doppelmord geschah während der Neuverhandlungen des
Nordamerikanischen Freihandelsabkommen NAFTA. Während einer
NAFTA-Verhandlungsrunde in Mexiko Stadt reisten die Gewerkschafter Bob
Laventure und Manny Armenta von der mächtigen «United Steelworkers»
nach Guerrero, um direkt in Cocula auf den Streikposten Solidarität zu
zeigen. Quintín Salgado begleitete die beiden Repräsentanten der
grössten nordamerikanischen Gewerkschaft als Übersetzer, dank seiner
Englischkenntnisse aus der Migrationszeit. Zurück in Mexiko Stadt,
prangerten die Gewerkschafter die Zustände in der mexikanischen
Bergbauindustrie vor der internationalen Presse an. Die Morde in
Cocula wurden so zum Politikum auf höchster Ebene. Das Unternehmen und
die mexikanische Regierung dementierten darauf, die Morde hätten
«nichts mit dem Streik zu tun», waren doch die beiden nicht in
direktem Sold der Goldmine. Der Streik ging weiter, die Gewalt auch.
Am 24. Januar ermordeten Bewaffnete Quintín Salgado vor seiem Haus in
Nuevo Balsas. Auch die grösste kanadische Gewerkschaft, Unifor,
reklamiert die Gewalt: «Wieviele Arbeiter müssen noch sterben, bis die
Unternehmen und die korrupten mexikanischen Gewerkschaften endlich zur
Rechenschaft gezogen werden?», fragt der Präsident von Unifor, Jerry
Dias.

Während in Nuevo Balsas die Trauerfeiern für den 37-jährigen
Familienvater Quintín Salgado stattfinden, nähert sich ein Konvoi von
Polizei und Militär der Region. Aufgrund der angespannten Lage haben
die Streikenden eine der Zufahrtsstrassen unbewacht gelassen. Die
Sicherheitskräfte nutzen die Lücke, fahren auf den Hügel, auf dem sich
die Fabrik befindet. Die Goldproduktion soll auf Biegen und Brechen
weitergehen. Ein Kollege von Quintín, der in einer Reportage der
Tageszeitung «El Sur» anonym zitiert wird, erinnert sich an den
Migranten, der mit grosssen Hoffnungen aus den USA in seine Heimat
zurückkehrte: Nie hätte wohl Quintin gedacht, dass er sich hier mit
seinem Schicksal einliess, aber «er stiess auf die Engstirnigkeit
eines raubgierigen und gefrässigen Unternehmens».

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1748: Lechts oder rinks? Wohin rückt Italien nach der Parlamentswahl?


graswurzelrevolution Nr. 428, April 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Lechts oder rinks?

Nach der Parlamentswahl: Wohin rückt Italien?

von Lars Röhm, Rom



Am 4. März 2018 fanden die vorgezogenen Parlamentswahlen in Italien
statt. Die Wahlergebnisse haben wie ein Erdbeben mittlerer Stärke auf
Europa gewirkt. Der Wahlkampf wurde von dem fürchterlichen Attentat in
Macerata und einer geschmacklosen und von Rassismus geprägten Endphase
überschattet, die populistische 5-Sterne-Bewegung wird stärkste
Einzelpartei und Matteo Salvinis ausländer- und europafeindliche Lega
drittstärkste Kraft. So nimmt es nicht Wunder, dass schnell der
Eindruck von einem Rechtsruck die Runde macht. Doch ganz so einfach
ist es nicht. Schauen wir uns also die Wahlergebnisse im Einzelnen
an.


Die 5-Sterne-Bewegung: der große Gewinner?

Die selbsternannte Bürgerbewegung des Komikers Beppe Grillo hat das
beste Einzelergebnis eingefahren. Was das jedoch genau bedeutet, steht
in den Sternen - und zwar in mehr als nur fünf.

Die Bewegung, die offiziell nicht als Partei konstituiert ist, gibt
sich als beinahe basisdemokratische Bürgerbewegung nah am Puls der
einfachen Leute. Sie ist gegen das politische Establishment und für
eine neue Ehrlichkeit in der Politik. Links und rechts sind für sie
überholte Kategorien - es wird an der Sache diskutiert! Soweit die
eigene Sicht.

Tatsächlich zeichnet sich diese Bewegung durch das Fehlen einer klaren
politischen Linie und programmatisches Irrlichtern aus. So setzt sich
sowohl die Partei selbst als auch ihre Wählerschaft aus frustrierten
ehemaligen Linken und Rechten zusammen, deren einziger gemeinsamer
Nenner ist, wogegen sie sind. Wofür sie sind, das bleibt dagegen
weitestgehend unklar: mal ist die Bewegung für Europa und die
Währungsunion und mal dagegen, mal ist sie für eine Verschärfung der
Flüchtlingspolitik, mal dagegen, mal für ein Bündnis mit der
Mittelinks-Partei PD (Partito Democratico), mal für ein Bündnis mit
Salvinis Lega - mal blinkt sie nach links, mal nach rechts. Großes
Schlagwort bleibt dabei nur eins: Ehrlichkeit.

Doch auch damit ist es in der Bewegung nicht unbedingt weit her: trotz
aller Lippenbekenntnisse zu direkter Demokratie innerhalb der
Bewegung, wird sie aus dem Hintergrund mit eiserner Hand von ihrem
Gründer Beppe Grillo geführt - der offiziell kein einziges Parteiamt
innehält. Da kann die Parteibasis an noch so vielen Onlineabstimmungen
teilnehmen: passt das Ergebnis dem Gründer der Bewegung nicht in den
Kram, wird es halt nicht anerkannt.

Auch ihr Hass auf das Establishment aus abgehobenen Berufspolitikern
wirkt zuweilen unbehelf:

Es mag dem Spitzenkandidaten Luigi di Maio ja noch verziehen sein,
dass er offensichtliche Schwierigkeiten mit der Grammatik der
italienischen Sprache und außer ein paar Aushilfsjobs und einem
abgebrochenen Studium in seiner Vita nicht wirklich etwas vorzuweisen
hat: Fakt ist, dass die 5-Sterne-Bewegung nicht nur sein erster fester
Job, sondern im Wesentlichen sein Beruf ist. Kritiker*innen behaupten
zudem, die Bewegung habe sich mit ihrem Versprechen zu einem
bedingungslosen Grundeinkommen die Wählerstimmen aus dem verarmten
Süden gekauft.

Die Orientierungslosigkeit der Bewegung zeigt sich nicht zuletzt bei
der Suche nach einem Koalitionspartner. Mal soll es die Demokratische
Partei ohne den verhassten Matteo Renzi sein, dann doch lieber die
Lega. Allerdings ohne deren zum Anhängsel geschrumpften Partner
Berlusconi.

Größte Stilblüte dieses Gerangels ist der Vorschlag einer Regierung
aus 5-Sterne-Bewegung und Lega, mit EZB-Chef Mario Draghi als
Premierminister: die beiden größten Gegner der EZB in einer Regierung
also mit ihrem Erzfeind. Soviel zu einer Bewegung, die von einem
Komiker gegründet wurde.


Die Lega: der zweite große Gewinner?

Die Clownerie hat die 5-Sterne-Bewegung allerdings nicht für sich
alleine gepachtet. Denn es gibt ja noch den ehemaligen Kommunisten und
heutigen Rechtsaußen Matteo Salvini mit seiner Lega.

Mit einer gewissen Bauernschläue hatte er versucht, den Rassismus des
Nordens gegen den "faulen" Süden der ehemaligen Separatistenbewegung
Lega Nord in einen allgemeinen Rassismus gegen alles
Nicht-Italienische umzumünzen.

Um auch im Süden Wählerstimmen zu erhaschen, ist er dabei soweit
gegangen, das "Nord" aus dem Namen der Partei einfach zu streichen.
Die Rechnung ist allerdings nicht aufgegangen. Der Süden hat Salvini
und seiner Partei den Rassismus der vergangenen Jahre und Jahrzehnte
nicht verziehen und lieber 5-Sterne gewählt. Den Wahlerfolg hat
Salvini daher wohl eher seinem ehemaligen Seniorpartner Silvio
Berlusconi zu verdanken.


Berlusconi und die Forza Italia

Einer der absoluten Höhepunkte der Komik war Ex-Premier Silvio
Berlusconi. Dieser war wegen einer rechtskräftigen Verurteilung wegen
Steuerhinterziehung eigentlich gar nicht als Kandidat für die Wahl
zugelassen, was ihn allerdings wenig gestört hat. Er hat einfach so
getan, als wäre er der Spitzenkandidat. Und das natürlich, ohne zu
verraten, wer denn im Falle eines Wahlsieges an seiner statt
eigentlich Premierminister werden solle. Und nicht nur das: der
offensichtlich an Alterssenilität leidende 81-Jjährige fiel im
Wahlkampf im Wesentlichen durch wirre Aussagen auf.

Berühmt wurde seine Ankündigung, dass er, da eine von ihm in Auftrag
gegebene Studie herausgefunden habe, die Menschen würden bereits in
wenigen Jahren im Schnitt 130 Jahre (sic!) leben, das Rentenniveau auf
mindestens 1.000 Lire pro Monat anheben würde. Umgerechnet in Euro
wären das ca. 50 Cent!

Da Berlusconi selbst bis 2019 keine öffentlichen Ämter bekleiden darf,
könnte man dem Ganzen eigentlich mit einem müden Lächeln begegnen.

Doch: viele Beobachter*innen haben - wohl nicht zu Unrecht -
befürchtet, Berlusconi können bis 2019 eine Marionette als Premier
installieren und dann doch selbst die Amtsgeschäfte übernehmen. Daher
dürften viele der gemäßigt rechten Wähler*innen der Forza Italia ihr
Kreuzchen diesmal beim ehemaligen Juniorpartner der Lega gemacht
haben.


Zum Lachen oder zum Weinen: die Demokratische Partei (PD)

Wer bereits die Selbstzerfleischung der SPD nur mit Kopfschütteln
beobachtet hat, sollte froh sein, nicht in Italien zu leben. Denn
schlimmer geht immer. Oder besser gesagt: dümmer geht immer!

So ist die italienische PD nicht etwa mit dem wegen seiner ruhigen und
sachlichen Art durchaus beliebten, aktuellen Premier Paolo Gentiloni
als Spitzenkandidat zur Wahl angetreten, sondern mit Italiens meist
gehasstem Politiker, dem Ex-Premier Matteo Renzi. Dieser war vor
einigen Jahren angetreten, um als junger, dynamischer Politiker das
System der alten Eliten zu "verschrotten".

Dies tat er wohlgemerkt nicht etwa als Kandidat bei Parlamentswahlen
(die Regierung wurde bereits von seiner Partei gestellt), sondern in
dem er sich parteiintern in das Amt des Premierministers putschte.
Verschrottet hat Renzi in seiner Amtszeit lediglich das italienische
Arbeitsrecht, ein einfaches und klares Wahlrecht, das Vertrauen der
Bevölkerung und letztlich seine eigene Partei.


Was nun?

Wie es nun in der italienischen Politik weitergeht, wird sich zeigen.
Es stimmt, dass Italien durchaus ein Problem mit Rassismus hat, dies
aber seit langem und auch nur in einem Teil der Bevölkerung: bevor
sich der Hass gewisser Teile der Bevölkerung gegen Flüchtlinge aus
Afrika richtete, ging es gegen Albaner und Rumänen, gegen die
"Zigeuner" und davor - in Ermangelung von Ausländer*innen - eben
einfach gegen Süditaliener. Jetzt von einem Rechtsruck zu reden, ist
daher nicht ganz richtig. Zumal: entgegen aller Befürchtungen, hat es
die offen faschistische Bewegung "Casa Pound" nicht geschafft, ins
Parlament einzuziehen. Was bleibt: Manege frei, die Clowns ziehen ein!

 * 
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IMI/857: "Kein Ruhmesblatt" - Gewerkschaften und Bundeswehr, eine Rezension


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/014 - in: AUSDRUCK (April 2018)

"Kein Ruhmesblatt"

Gewerkschaften und Bundeswehr - eine Rezension

von Jürgen Wagner, 12. April 2018



Viele Friedensbewegte fielen aus allen Wolken, als der damalige
DGB-Vorsitzende Michael Sommer im Februar 2013 auf Kuschelkurs mit der
Bundeswehr ging. Dass sich der in Reaktion auf teils heftige Proteste
angekündigte "offene Dialog" mit der Friedensbewegung schnell als ein
interner Austausch entpuppte, zu dem manch gestandener Militarist, nicht
aber Vertreter besagter Friedensbewegung geladen wurden, machte die Sache
auch nicht besser. So ganz aus heiterem Himmel kamen die
Verbrüderungsszenen aber nicht - und wer einen Blick in das neue Buch
"Lieber tot als rot: Gewerkschaften und Militär in Deutschland seit 1914"
wirft, erhält eine Fülle an Informationen über historische und aktuelle
Hintergründe des Verhältnisses beider Organisationen.

Autor Malte Meyer geht darin zwei Thesen nach: Einmal, dass die
Gewerkschaften - und damit meint er stets ihre Funktionseliten - spätestens
seit 1914 in Konfliktfällen stets "das Bündnis mit Staat, Militär und
Rüstungsindustrie ebenso regelmäßig wie wenig zufällig der Treue zu ihren
sozialistischen Programmen vorzogen" (S. 9f.) Dies wird von Meyer in seinem
Buch überzeugend und materialreich belegt und zwar anhand von elf Kapiteln,
die sich mit dem Verhältnis zwischen Gewerkschaft, Staat und Militär in
ausgewählten Fragen der (west-)deutschen Geschichte beschäftigen (es gibt
zwar auch ein Kapitel, das sich um die DDR dreht, das ist aber - wie der
Autor selbst einräumt - notgedrungen etwas kursorisch).

Darauf aufbauend entwickelt Meyer eine zweite spannende These, nämlich dass
die Gewerkschaften nicht nur kein Teil der Friedensbewegung seien, sondern
eine ihrer wesentlichen Funktionen in der Demobilisierung
antimilitaristischen Protestes bestünde. Obwohl der Autor auch hierfür eine
Reihe von Belegen liefert, scheint er in diesem Punkt zumindest aus Sicht
des Rezensenten ein klein wenig - um im Bild zu bleiben - über das Ziel
hinauszuschießen, was aber der Qualität des Buches und der
uneingeschränkten Leseempfehlung keinerlei Abbruch tut.


Im Zweifel für das Militär

Die von Meyer in seinem Buch untersuchten Stationen setzen bei den
Ereignissen um den Burgfrieden 1914 ein, bei dem die Gewerkschaften seiner
Auswertung nach den Kurs der "SPD vorweggenommen hatten." (S. 26) Weiter
geht es in mehreren Kapiteln zu diversen Aspekten der Zwischenkriegsjahre
und der Nazizeit, um dann zu den Debatten um die deutsche Wiederbewaffnung
zu gelangen.

Wiederbewaffnung: Zunächst habe es noch im Münchner
Grundsatzprogramm des DGB vom Oktober 1949 geheißen, die "Bekämpfung von
nationalistischen und militärischen Einflüssen" sei eine zentrale Aufgabe
der Gewerkschaften. Auch im Januar 1950 habe der DGB-Bundesvorstand
einstimmig "jedwede Remilitarisierung Deutschlands" abgelehnt (S. 114)
Während antimilitaristische Positionen in der Basis stark vertreten gewesen
seien, habe dies für die Führungsebene nicht gegolten. Es sei auffällig
gewesen, dass "die Gruppe der gewerkschaftlichen
Remilitarisierungsbefürworter Anfang der 1950er-Jahre fast ausschließlich
dem Führungszirkel des DGB angehörte." (S. 121)

Generell lasse sich die "gewerkschaftsoffizielle Taktik in Bezug auf den
Remilitarisierungskomplex" grob in drei Phasen unterteilen: Eine
"verklausulierte Zustimmung" (ab 1950) sei in eine "abwartende
Stillhaltepolitik" (ab 1952) übergegangen, die wiederum von "symbolischem
Protest" (1954) abgelöst worden sei. Wichtig erscheint Meyers Feststellung,
dass diese - ohnehin vorsichtigen - Positionsveränderungen primär auf Druck
von der Basis zurückzuführen gewesen seien: "Die sich verändernde Tonlage
war [...] vor allem den Aktivitäten inner- wie außergewerkschaftlicher
Oppositionsbewegungen geschuldet." (S. 123)

Auf der anderen Seite wurde eben vonseiten der Gewerkschaftsführungen auch
nicht mehr als unbedingt notwendig getan, teils sei sogar aktiv versucht
worden, antimilitaristische Aktionen zu behindern oder wenigstens deren
Energien zu absorbieren: "Die DGB-Gewerkschaften haben diese und ähnliche
Arbeiterproteste gegen die Remilitarisierung weder initiiert noch
unterstützt. Sie haben vielmehr alles getan, um derartigen Widerstand zu
schwächen, abzubremsen und ins Leere laufen zu lassen." (S. 131) Es sei
zwar falsch, die "Niederlage alleine den Machenschaften der Gewerkschaften
zuzuschreiben." (S. 132) Allerdings "haben die Gewerkschaften im
gesellschaftlichen Konflikt um die Wiederbewaffnung einen zwar nicht exakt
quantifizierbaren, aber dennoch effektiven Beitrag zur Neutralisierung
großer Mengen antimilitaristischer Energie geleistet. 'Anstatt selbst gegen
die Remilitarisierung aktiv zu werden, verpulverten die
Gewerkschaftsmitglieder ihre Zeit mit Anträgen an ihre Gewerkschaftsorgane,
die im Weg der Instanzen versandeten.'" (S. 132, Zitat von Markus Gunkel)

Nachrüstung: Mit diesem durchaus auch für die anderen Kapitel
typischen Fazit fährt das Buch dann mit besagtem Kapitel zur DDR fort. Es
folgen Ausführungen zu den Notstandsgesetzen, der gewerkschaftlichen
Vertretung von Soldaten sowie dem Rüstungslobbyismus der IG Metall und der
Nachrüstungsdebatte. Hier beleuchtet Meyer das gewerkschaftliche Verhalten
rund um drei zentrale Aspekte in den damaligen Debatten und Protesten um
die Stationierung atomarer Pershing-II-Raketen in Deutschland. Das war
zunächst der Krefelder Appell von 1980, ein Aufruf an die Bundesregierung,
der sich gegen die Nachrüstung richtete. Der Aufruf stieß bei den
Gewerkschaftseliten aufgrund ihrer Nähe zur damaligen SPD-Regierung nicht
unbedingt auf große Begeisterung, verbreitete sich aber dennoch in
Windeseile: "Der überaus überraschende Erfolg der Unterschrifteninitiative
wurde innerhalb der Gewerkschaftsapparate mit großem Argwohn beobachtet."
(S. 248)

Da der Appell aber bei der Basis und besonders der Gewerkschaftsjugend
dennoch sehr gut ankam, "zog der DGB-Bundesvorstand Ende April 1981 die
Konsequenz, Funktionär*innen fortan zu verbieten, ihre schwerlich zu
verhindernde Unterschrift noch durch eine gewerkschaftliche
Funktionsbezeichnung zu ergänzen." (S. 249) Sogar ein "Gegenprodukt" wurde
vom DGB auf den Markt geworfen: "Um der Krefelder Initiative den Wind aus
den Segeln zu nehmen, beschloss der DGB im Juli 1981 außerdem eine eigene
Unterschriftensammlung für seinen Appell Frieden durch Abrüstung
durchzuführen." (S. 249) Als zweiten Punkt nennt Meyer in diesem
Zusammenhang die große Bonner Friedensdemo im Oktober 1981, bei der der
DGB-Vorstand es seiner Jugendorganisation untersagt habe, als
Mitveranstalterin aufzutreten. Dies habe zu heftigen Auseinandersetzungen
geführt, insgesamt hätten Gewerkschafter, wie Meyer zustimmend Volkmar
Deile zitiert, "damals schon ein bisschen das Gefühl gehabt, sie könnten
nicht mit dem Rückhalt der Gewerkschaften rechnen, wenn sie in der
Friedensbewegung aktiv sind". (S. 251)

Als letzten Aspekt in diesem Zusammenhang greift das Buch schließlich die
Debatte um eine Generalstreikoption gegen die Nachrüstung auf, die im Mai
1983 vom damaligen saarländischen SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine zwar
nicht erfunden, aber prominent angestoßen worden war. Einige
Gewerkschaften, Meyer nennt etwa den Westberliner Landesverband der HBV
oder die IG DruPa-Landesverbände Hessen, Bayern und NRW sowie die GEW NRW
hätten sich für diese Position ausgesprochen, seien damit bei der Führung
aber gegen eine Wand gelaufen: "Einhellige Ablehnung kam von der
DGB-Spitze." (S. 252) Eine solche Option erschien ihr offensichtlich als
deutlich zu radikal, stattdessen beschloss der DGB-Bundesvorstand am 5.
Oktober 1983 zwischen 11.55 und 12.00 zu "Fünf-Mahn-Minuten für den
Frieden" aufzurufen. Anstatt zur Bildung breiter antimilitaristischer
Proteste beizutragen, sei ganz typisch für eine "Verlängerung der
Mittagspause" optiert worden, die niemandem außer denen, die an effektiven
Massenprotesten interessiert waren, wirklich wehgetan hätte (S. 253).

Rüstungslobbyist IG Metall: Wie bereits angedeutet, widmet
sich das Buch in einem weiteren Kapitel auch der Lobbyarbeit der IG Metall,
wo sich bereits 1978 ein der direkt dem IG Metall Vorstand unterstellter
"Arbeitskreis Wehrtechnik und Arbeitsplätze" (AWuA) gegründet hatte. Dabei
habe die IG Metall "Elemente einer Sprachregelung" ausgearbeitet, die
einerseits "mittelfristige Arbeitssicherung" mit einer "langfristigen
Konversionsperspektive zu verquicken suchte." Gleichzeitig sei so auch
sichergestellt worden, "dass eine radikale Opposition zur
Rüstungsproduktion für den AWuA nicht infrage kam." (S. 216) Generell sei
über den AWuA recht wenig bekannt, dem Gremium gehörten "neben einigen
Gewerkschaftssekretären rund zwanzig Rüstungsbetriebsräte" an, die sich ein-
 bis zweimal jährlich treffen würden (S. 217).

Schon Mitte der 1980er habe dabei Chrisitan Wellmann zufolge, den Meyer
zustimmend zitiert, "das Streben nach Beschäftigungssicherung in einzelnen
Rüstungsbetrieben 'auf übergeordneter Ebene zu einem aus vielfältigen
Quellen gespeisten Druck zur Erhöhung der Rüstungsaufwendungen und zur
Genehmigung von Rüstungsexporten'" geführt (S. 220). Insofern ist es
nachvollziehbar, dass der AWuA immer direkter Lobbyarbeit für die
Rüstungsindustrie macht. In jüngster Zeit hat es ihm vor allem die
"Konsolidierung" der europäischen Rüstungsindustrie durch Fusionen und
Übernahmen angetan, aus denen vor allem die deutsche Branche für den
internationalen Rüstungsexportwettbewerb gestärkt hervorgehen soll. Diese
Forderung ist Kern der Emdener Erklärung von 2005 (Marine), der Ottobrunner
Erklärung von 2006 (Luftfahrt) sowie der Kasseler Erklärung desselben
Jahres (Landsysteme) des AWuA (S. 219).

Diese Entwicklung sei aber innerhalb der IG Metall nicht ohne Widerspruch
hingenommen worden: Aus "Empörung über das Verhalten einiger IG Metall
Betriebsräte" seien in den 1980ern Konversionsgruppen entstanden, die sich
eine "Umstellung der Rüstungsbetriebe auf alternative Produktionen zum Ziel
setzen." (S. 222) Bis 1985 hätten sich 15 solcher gewerkschaftlicher
Arbeitskreise gebildet, das Ganze nahm damit den "Charakter einer (wenn
auch kleinen) Sozialbewegung an." (S. 223) Andererseits hatten die seitens
der Gewerkschaft gebilligten Maßnahmen auch durchaus ihre Grenzen: "Mittel
des Arbeitskampfes wurden zur Durchsetzung der alternativen
Produktionspläne allerdings nicht in Betracht gezogen." (S. 225)

Diese Beobachtung lässt sich für den gesamten Zeitraum verallgemeinern:
Obwohl es damals noch eine vergleichsweise starke Friedensbewegung inner-
wie außerhalb der Gewerkschaften gab, "reichte der Einfluss
antimilitaristischer Strömungen in den 1980ern nicht annähernd aus, um die
Gewerkschaften insgesamt oder auch nur Teile von ihnen zu einer
Infragestellung der Bundeswehr zu bewegen." (S. 256) Schlimmer noch:
Seither hätten antimilitaristische Positionen innerhalb der Gewerkschaften
noch einmal deutlich an Boden verloren. Dies lasse sich, so Meyer,
exemplarisch anhand der IG Metall zeigen, gelte aber für alle
Gewerkschaften. Er führt dies einmal darauf zurück, dass die
Konversionsbewegung innerhalb der Gewerkschaften in eine "tiefe Krise
geraten" sei (S. 229). Zweitens sei in der "(gewerkschafts-)öffentlichen
Diskussion die Tendenz zu beobachten, die Grundsatzkritik an
Rüstungsproduktion zugunsten einer Kritik an Rüstungsexporten in den
Hintergrund zu drängen." (S. 230) Drittens habe sich die IG Metall die
Forderung nach "Diversifikation" zu Eigen gemacht, die auf eine bloße
Ergänzung der Rüstungssparten um zivile Produktionszweige setze (S. 231).
Und schließlich viertens und am grundsätzlichsten "ist sich die IG Metall
mit Staat und Rüstungsunternehmen im Ziel einig, den Rüstungsstandort
Deutschland und mit ihm die militärisch verwertbaren Kernfähigkeiten
langfristig zu sichern." (S. 232)


Demobilisierung des Antimilitarismus?



Meyers Kritik an den Gewerkschaften fällt ebenso fundiert wie scharf aus:
Auch wenn sie sich nicht unbedingt als Scharfmacher verdingt hätten, hätten
die Gewerkschaften (und immer noch sind bei dieser Bezeichnung stets die
Führungsfunktionäre gemeint) antimilitaristische Positionen auch nie
konsequent unterstützt.

Seine Hauptkritik geht aber noch deutlich hierüber hinaus, nämlich in die
Richtung einer bewussten Sabotage antimilitaristischen Widerstands: "Die
deutschen Gewerkschaften präsentieren sich zwar immer wieder als Teil der
Friedensbewegung, leisteten de facto aber stets einen wichtigen Beitrag zu
ihrer Demobilisierung, um die Mobilmachungsfähigkeit des Staates nicht zu
untergraben." (S. 285) Für Meyer ist es diese "Qualität", die die
Gewerkschaften aus Sicht der Politik so attraktiv gemacht hat, schließlich
bestand ihre "politische Hauptaufgabe in der Ausschaltung oder zumindest
Schwächung antimilitaristischen Widerstands. [...] Die
Gewerkschaftsbürokratie ist demnach unentbehrlich wenn die Arbeiterklasse
in Bewegung kommt, um wie eine Feuerwehr den Brand möglichst schon im Keime
zu ersticken. Sie hat dann die Aufgabe die Bewegung in Kanäle zu leiten,
die den Bestand der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung nicht gefährdet."
(S. 297, Zitat der Gruppe Arbeiterpolitik)

Seit 1914 sei zwar immer wieder ebenso "heftig wie prominent" gestritten
worden, die Gewerkschaftsspitzen hätten aber jedesmal ebenso "zuverlässig
für die herrschende Ordnung [...] Partei ergriffen." Aus diesem Grund warnt
Meyer vor "Illusionen über die antimilitaristische Beeinflussbarkeit der
Führungsapparate durch die Gewerkschaftslinke." (S. 293) Für Meyer trage
die "Annahme, die Gewerkschaften seien ihrem Wesen oder wenigstens ihrem
Grundsatzprogramm nach trotzdem immer auch Friedensbewegung [...] immer
stärker Züge von Wunschdenken." (S. 258) Etwaige gegenteilige Bekenntnisse
aus den Gewerkschaften hätten hier wiederum eine spezielle Funktion: "So
gesehen verleihen Maireden für Frieden und Abrüstung dem Alltagsgeschäft
von gewerkschaftlichem Rüstungslobbyismus erst die moralischen Weihen, die
zur Beruhigung unvermeidlicher Debatten und Gewissenskonflikte notwendig
sind." (S. 229)

Es ist an dieser Stelle, an der eine der wenigen Schwächen des Buches zu
Tage tritt: Denn man mag ja Meyers Kritik an den Führungsspitzen des
Apparates teilen - und tatsächlich gibt es hierfür ja reichlich gute
Gründe, die der Autor auch schlüssig benennt. Die Antwort aber, was daraus
folgt, bleibt der Autor - zumindest explizit - schuldig. Zwischen den
Zeilen lässt sich ein Plädoyer für eine gewerkschaftsunabhängige 
radikal-antimilitaristische Bewegung erahnen. Doch so sympathisch diese Vorstellung
auch sein mag, aktuell geht sie ein wenig an den Kräfteverhältnissen
vorbei. Auch liefert Meyer selber Beispiele, die seine These von der
Unbeeinflussbarkeit der Gewerkschaftsspitzen zumindest abschwächt; so
benennt er etwa mehrere Situationen, in denen sich die Chefetage aufgrund
starken außer-, aber eben auch innergewerkschaftlichen Drucks zu
Positionsveränderungen gezwungen sah. Dass dieser Druck niemals stark genug
war, die Gewerkschaftsspitzen zu einem grundlegenden Schwenk weg von ihrer
staats- und militärtragenden Grundposition zu drängen, kann als Ausdruck
einer immerwährenden Verkrustung interpretiert werden, ebenso plausibel
aber handelt es sich hier schlicht um einen Ausdruck der Machtverhältnisse.

Mit Blick auf die Frage, wie sich diese Machtverhältnisse ändern lassen
könnten, stellt der Autor selbst ja unablässig klar, dass "die
Gewerkschaften" eben nicht nur aus Führungsfunktionären, sondern auch aus
Aktiven auf diversen anderen Ebenen bestehen, von denen viele engagierte
Antimilitaristen sind. Ohne diese innergewerkschaftlichen Kräfte hätte die
Friedensbewegung in entscheidenden Auseinandersetzungen deutlich schlechter
dagestanden. Auch hierfür liefert Meyer selbst Belege, wenn er etwa
schreibt, trotz aller Obstruktionsversuche seitens der Führung hätten viele
"gewerkschaftliche Untergliederungen" mit etwa 2.000 gecharterten
Reisebussen etwa ein Drittel zur Mobilisierung für die Friedensdemo in
Bonn beigetragen (S. 251).

Besonders aufgrund der aktuellen Schwäche der Friedensbewegung stellt sich
somit die Frage, ob sie es sich "leisten" kann, auf gewerkschaftliche
Ressourcen zu verzichten. Fruchtbarer erscheint es dem Rezensenten
demgegenüber, mit den antimilitaristisch eingestellten gewerkschaftlichen
Akteuren eng zusammenzuarbeiten und die ihnen zur Verfügung stehenden
Ressourcen gewinnbringend zu nutzen, ohne - und hier ist dem Autor
natürlich wieder Recht zu geben - sich dabei Illusionen über die Positionen
der oberen Etagen zu machen.


Diskussionsbedarf

Die Darstellung des Verhältnisses zwischen Gewerkschaften und Militär
reicht auch bis in die jüngsten "Szenen einer Nähe" hinein. Beschrieben
wird die stillschweigende Billigung, teils aktive Unterstützung, des Umbaus
der Bundeswehr zur Interventionsarmee und ihrer Einsätze: Eine breite
Opposition gegen Kriegseinsätze, die bis in gewerkschaftliche
Führungsspitzen reicht, sei dabei nur dann zu verzeichnen gewesen, wenn
auch die Bundesregierung sich gegen einen Einsatz positioniert habe (Bsp.
Irak). In der Debatte um den neuen deutschen Militärinterventionismus
hätten sich die Gewerkschaften in "aller Regel nicht als Scharfmacher",
aber "eben auch nicht als oppositionelle Kräfte" hervorgetan,
"antimilitaristische Proteste innerhalb der Gewerkschaften" seien "nicht
existent" gewesen. "Mehr noch: Spitzenvertreter deutscher Gewerkschaften
billigten den Kriegskurs." (S. 279)

Sich über diese Realität im Klaren zu werden ist das wertvollste Verdienst
dieses Buches, es versucht aber auch wenigstens am Rande die Frage
anzugehen, weshalb die Führungsspitze so eng mit Staat und Militarismus
verbandelt ist. Benannt werden hier etwa die "sozialpartnerschaftlichen
Beziehungen wichtiger DGB-Gewerkschaften zu Rüstungsindustrie und
Repressionsapparaten", die einen "nicht zu unterschätzenden Einfluss auf
die Formulierung außen- und sicherheitspolitischer Positionen" ausüben
würden (S. 277). "Das ökonomische Interesse am Arbeitsplatzerhalt verband
sich auf diese Weise eng mit dem politischen Interesse an einem
rüstungsindustriell gut ausgestatteten Militär und sorgte für die
Kooptation der Gewerkschaften in den militärisch-industriellen Komplex, der
ihrer Ansprechbarkeit für antimilitaristische Kritik strukturelle Grenzen
setzte." (S. 277)

Ob Meyer mit jeder seiner These seines insgesamt hervorragenden Buches
exakt den Nagel auf den Kopf trifft oder nicht - er wirft zentrale Fragen
auf, die es wert sind, intensiv diskutiert zu werden. Gerade deshalb ist es
dem Buch und dem Thema zu wünschen, dass vor allem Aktive in den
Gewerkschaften sich nicht angesichts der teils scharfen Kritik in ihren
organisatorischen Schützengräben verschanzen. Der Autor jedenfalls steht
für Diskussionen zur Verfügung: info@edition-assemblage.de

Malte Meyer: Lieber tot als rot. Gewerkschaften und Militär in
Deutschland seit 1914, 336 S., 19.80 EUR (November 2017)



Der Artikel im PDF-Format im AUSDRUCK (April 2018)

http://www.imi-online.de/download/Ausdruck-April2018-JW-Gew.pdf

Die ganze Ausgabe des AUSDRUCK (April 2018)

http://www.imi-online.de/download/Ausdruck-April2018-JW-Gew.pdf

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2018/014 - in: AUSDRUCK (April 2018)

"Kein Ruhmesblatt" - Gewerkschaften und Bundeswehr, eine Rezension

http://www.imi-online.de/2018/04/12/kein-ruhmesblatt/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2243: Bauunternehmer mauern...


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Bauunternehmer mauern...


 ...und die IG BAU trägt ihnen noch die Eimer

von Manfred Dietenberger



Gegenwärtig läuft die Tarifrunde 2018 für die über 800000 Beschäftigten
im Bauhauptgewerbe. Ende Februar wurden die Verhandlungn zwischen der
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) und den beiden
Unternehmerverbänden ZDB und HDB nach zweitägigem Hickhack abermals
vertagt. Neuer Verhandlungstermin ist der 16./17. April in Leipzig (*).

Was fordert die IG BAU? Neben einem Schritt zum vollständigen
13. Monatseinkommen will die Gewerkschaft 6 Prozent mehr Lohn und die
Bezahlung der Wegezeiten zu den Baustellen als Arbeitszeit. Darüber hinaus
sollen Kosten der Ausbildung (z.B. Fahrtkosten bei längeren Strecken zur
Berufsschule und die Übernachtungskosten im Rahmen des
Berufsschulunterrichts) voll vom Ausbildungsbetrieb übernommen werden. Und
sie fordert eine schnellere Umsetzung der bereits vereinbarten Angleichung
der Ost- an die Westlöhne bis zum Jahr 2022.

Trotz boomender Gewinne in der Baubranche zeigte sich Frank Dupré,
Vizepräsident des ZDB und Verhandlungsführer, schon vor Beginn der
Tarifverhandlungen Anfang Februar 2018 wenig erfreut über den
Forderungskatalog: «Die Forderungen der IG BAU zur Lohn-und Gehaltsrunde
2018 sind im Moment die größte Gefahr für die Bewältigung der tatsächlich
guten Auftragslage. Insbesondere die Forderung nach Anrechnung der
Anfahrtszeiten zur Baustelle als Arbeitszeit würde auf einen Schlag zu
einer Verringerung der verfügbaren produktiven Arbeitszeit um etwa ein
Achtel führen.»

Dabei blieb er auch am 28.Februar 2018 in Berlin, dem inzwischen zweiten
Verhandlungstag: «Die Vorstellungen der Gewerkschaft sind teuer und können
so nicht erfüllt werden», die Baupreise und Renditen seien nicht in
gleichem Maße gestiegen wie die Umsätze. «Die Verteilungsspielräume der
Betriebe sind für die Wunschträume der IG BAU bei weitem nicht groß genug.»
Naturgemäß sah das Dietmar Schäfers, stellvertretender 
IG-BAU-Bundesvorsitzender, anders: «Die Arbeitgeber sind nicht gewillt, die
Beschäftigten am Bau an der guten Konjunkturlage der Branche teilhaben zu
lassen.»

Unterm Strich nicht mal 2 Prozent

Die Verhandlungen seien «überaus schwierig» gewesen, resümierte Dupré. Das
lag nicht zuletzt daran, dass schon bei der Auftaktverhandlung zwischen den
Arbeitgeberverbänden und der IG BAU die Arbeitgeberseite einräumte, kein
vollständiges Verhandlungsmandat von einigen ihrer Landesverbände erhalten
zu haben, und damit die IG BAU-Forderung torpedierte. Denn damit war ihre
Forderung nach einem bundesweiten 13.Monatseinkommen weder für die Betriebe
im Osten noch für die handwerklichen Betriebe in Niedersachsen,
Schleswig-Holstein, Hessen und Bremen verhandelbar. Das einzige
verhandlungsfähige Angebot der Unternehmerseite waren 6 Prozent mehr Lohn
und Gehalt bei einer Laufzeit von 24 Monaten.

Da hat die Gewerkschaft schnell nachgerechnet: Das Angebot der Unternehmer
würde für die im Westen Beschäftigten maximal eine tabellenwirksame
Lohnerhöhung von 1,65 Prozent für zwölf Monate bringen, für die Kollegen im
Osten kämen noch 1,35 Prozent Ost-West-Angleichung dazu und die Gehälter
wären damit immer noch nicht angeglichen. «Dieses vergiftete Angebot ist
unakzeptabel», erklärte deshalb Dietmar Schäfers auch. «Die Gespräche
standen kurz vor dem Scheitern ... Dennoch haben wir zur Vermeidung eines
drohenden Arbeitskampfes im deutschen Baugewerbe einem weiteren
Verhandlungstermin zugestimmt, um einen letzten Versuch für eine Einigung
zu starten.»

Am 16. und 17.April wird in Leipzig also weiter verhandelt - ein letzter
Versuch für eine Einigung laut Schäfers. Die richtige Antwort gaben die am
Wasserrückhaltebecken in Mülheim a.d.R. für die Klaus Stewering GmbH
arbeitenden Kollegen schon jetzt: «Wenn die Arbeitgeber so weiter machen,
können sie ihre Arbeiten bald selber machen. Wir haben mehr verdient, als
so billig abgespeist zu werden.»

Recht auf Wohnen



Doch nicht nur im Kampf um mehr Geld ist die IG BAU derzeit unterwegs. Die
Gewerkschaft will auch was für mehr bezahlbare Wohnungen und damit auch für
die Bauwirtschaft tun. Das Recht für alle, in bezahlbarem Wohnraum zu
wohnen, ist sicher ein ehrliches Anliegen des IG-BAU-Vorsitzenden. Und
natürlich ist es eine seiner wichtigsten Aufgaben als Vorsitzender der
Bauarbeitergewerkschaft, mit der Forcierung des Wohnungsbaus allgemein den
in der Bauwirtschaft beschäftigten Menschen eine kontinuierliche
Beschäftigung und damit ein ausreichendes und sicheres Einkommen bei
bestmöglichen Arbeitsbedingungen zu ermöglichen.

Um dies zu erreichen, geht die IG BAU auch Bündnisse ein. So z.B. mit dem
Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen (BFW). Auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz Anfang 2018 kritisierte Robert Feiger, der
IG-BAU-Vorsitzende, zu Recht den «enormen Mangel» an Sozialwohnungen
hierzulande. In den Großstädten haben zwischen 35 und 50 Prozent der
Haushalte theoretisch Anspruch auf eine Sozialwohnung. Um den zu
realisieren, müsste jede fünfte Wohnung, die eine neue große Koalition von
Union und SPD bauen wolle, eine geförderte Wohnung mit Mietpreisbindung
sein, sagt er. «Deutschland braucht pro Jahr mindestens 80000 neue
Sozialmietwohnungen.» Feiger fordert darüber hinaus, dass Bund und Länder
deutlich mehr Bauland für Wohnungen bereitstellen und die Kommunen mehr
Grundstücke ausweisen. Alle gemeinsam fordern sie mehr sozialen
Wohnungsbau, denn jedes Jahr fallen mehr Wohnungen aus der Bindung, als
neue Sozialwohnungen gebaut werden.

Während Robert Feiger wohl nicht nur so nebenbei auch die Sicherung und den
Ausbau der Arbeitsplätze seiner Kollegen im Blick hat, funkeln schon die
Euros in den Augen von Andreas Ibel, dem Präsidenten des BFW.
Pseudokritisch kritisiert moniert Ibel anlässlich der
Koalitionsverhandlungen von Union und SPD: «Wie schon bei der
Grunderwerbsteuer, der Grund- oder Mehrwertsteuer gilt auch beim sozialen
Wohnungsbau: Bund, Länder und Kommunen verzichten auf keine ihrer
Einnahmequellen - nicht einmal bei der Wohnraumschaffung für die
Bedürftigsten. Mehr noch: Der Staat gibt seine Einnahmen durch die
Förderung nicht einmal vollständig zurück.» Und Feiger von der IG BAU
springt ihm bei. Dank einer Pestel-Studie weiß er, dass allein in den
Jahren 2020/2021 etwa 160000 neue Sozialmietwohnungen gebraucht werden, um
wenigstens den derzeitigen Bedarf zu decken.

Feiger rechnet vor, dass deren Bau dem Staat ein Mehrwertsteueraufkommen
von 4 Mrd. Euro generiert (die beabsichtigte Wohnbauförderung für diesen
Zeitraum soll laut Groko-Sondierungsvereinbarung insgesamt 2 Mrd. Euro
betragen). «Die aktuelle Lage auf dem Wohnungsmarkt lässt es nicht zu, dass
sich Bund und Länder im Windschatten des Neubaus ihre Kassen auch noch mit
zusätzlichen Mehrwertsteuereinnahmen füllen ... Neben den Fördermitteln
braucht es darüber hinaus auch einen reduzierten Mehrwertsteuersatz auf
Bauleistungen für den sozialen Wohnungsbau.» Und BFW-Präsident Ibel schiebt
nach: «Mit einem niedrigeren (Mehrwert Steuer-)Satz würde der soziale
Wohnungsbau attraktiver für Investoren und würde den Schub bekommen, den er
so dringend benötigt.»

Abbau von Hemmnissen



Die IG BAU ist auch Mitglied im Verbändenetzwerk «Impulse für den
Wohnungsbau», ein inzwischen recht breites Bündnis der Immobilien- und
Baubranche. Dem gehören u.a. der Deutsche Mieterbund, die IG BAU und 25
bundesweit tätige Verbände und Kammern der Immobilien- und Bauwirtschaft
an. Den Netzwerkern geht es im Zusammenhang mit der Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum insbesondere um die «kritische Überprüfung
kostenträchtiger Standards ... um die bestehende Wohnraumknappheit zu
vermindern». Darüber hinaus sei «der Abbau bestehender Hemmnisse im Bereich
des Bau- und Planungsrechts durch den Bund und der Landes- und
Regionalplanung durch die Länder geboten». Dafür als Gewerkschaft die Hand
zu reichen geht zu weit, zumal für eine, die sich Industriegewerkschaft Bau
- Agrar - Umwelt nennt.



(*) Hinweis der Schattenblick-Redaktion: Die Tarifverhandlungen
wurden am 17. April 2018 ohne Ergebnis abgebrochen.
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MELDUNG/908: Digital statt gedruckt - Bund fördert Open Access-Projekt (idw)


Universität Duisburg-Essen - 16.04.2018

Digital statt gedruckt - Bund fördert Open Access-Projekt



Kostenlos, frei, weltweit: So offen zugänglich sollen
Forschungsergebnisse sein. Das ist die Idee von Open Access, und sie setzt
sich immer mehr durch. Auch die Universität Duisburg-Essen (UDE) fördert das
digitale Publizieren nachdrücklich. Über ein neues Projekt sollen hierzu vor
allem die Geistes- und Sozialwissenschaften motiviert werden. Das
Bundesforschungsministerium hat es als eines von 20 innovativen Vorhaben
für seine neue Förderinitiative ausgewählt*.

Open Access ist beliebt, besonders in den Ingenieur- und
Naturwissenschaften sowie der Medizin. Sind Texte online veröffentlicht,
verbreiten sie sich schneller und erhöhen für die Autoren die Chance, dass
sie in Fachkreisen zitiert werden - ein wichtiger Aspekt im
Wissenschaftsbetrieb.

In den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften hängt man dagegen immer
noch stark am gedruckten Wort. Hier sind Bücher traditionell das
wichtigste Mittel, die Erkenntnisse zu kommunizieren. Damit sich Open
Access auch in diesen Fächern verbreitet, ist OGeSoMo entstanden (Open
Access in den Geistes- und Sozialwissenschaften mit dem Schwerpunkt
Monografien).

Das zweijährige Projekt wird von der Uni-Bibliothek der UDE geleitet; sie
arbeitet eng mit der Germanistik zusammen - und mit ausgewählten deutschen
Verlagen. Dort erschienene Bücher von UDE-Autoren werden zunächst als Open
Access veröffentlicht, damit das Team um Projektleiterin Dorothee Graf
dann den Markt analysieren kann:

"Uns interessiert, wie die Verkaufszahlen sind. Brechen sie ein, wenn es
eine freie digitale Version gibt? Oder führt dieses zusätzliche Angebot
eher dazu, dass die betreffende Forschungsliteratur mehr genutzt,
wahrgenommen und häufiger zitiert wird?", beschreibt Graf die wichtigsten
Punkte. "Für die Germanistik untersuchen wir außerdem exemplarisch, wie
sich in den letzten zehn Jahren das Verhältnis zwischen gedruckten und
digitalen wissenschaftlichen Texten verändert hat, welche Potenziale
Open-Access-Dokumente in der Lehre bieten und was sie etwa beim E-Learning
den Studierenden bringen."

Die Vorteile von Open Access sind in bestimmten Fächern zu wenig bekannt,
vermutet Graf. Mit neuen Angeboten will ihr Team deshalb auf bessere
Information und Beratung setzen. Künftig soll auch transparent sein, wer
die Buchveröffentlichung finanziert hat und wie die Herstellungskosten
verteilt sind. Sämtliche Ergebnisse möchte die Uni-Bibliothek aber nicht
nur für sich behalten, sondern allen Hochschulen zugänglich machen -
getreu dem Motto: Wissen umsonst teilen.


(*) OGeSoMo wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
für zwei Jahre mit 300.000 Euro gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-due.de/ogesomo

http://www.uni-due.de/de/forschung/open_access.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Ulrike Bohnsack, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1007: Deutschlandfunk Kultur - Macht Windkraft krank?, 19.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Macht Windkraft krank?

Grüne Energie in der Kritik

Von Heinz-Jörg Graf

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 19. April 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Etwa 800 Bürgerinitiativen protestieren in Deutschland gegen den
weiteren Ausbau von Windenergieanlagen. Sie verschandelten die
Landschaft und ständen zu dicht an Wohnhäusern, gefährdeten so die
Gesundheit von Menschen. Besonders schädlich sei niederfrequenter
Schall, der von den Anlagen ausgehe und zahlreiche Beschwerden
auslöse. Was ist dran an der Kritik? 'Zeitfragen' spricht mit Ärzten
und Betroffenen und setzt sich mit Studien auseinander, die Pro und
Contra behaupten. Übertreiben Betroffene? Sind sie gar Simulanten wie
manche Betreiber von Windkraftanlagen sie gern darstellen? Oder hat
die Windkraft tatsächlich das Zeug, nicht nur Strom, sondern auch
Krankheiten zu generieren?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1679: Deutschlandfunk - Marktplatz zum Thema Mobilfunktarife, 19.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mobilfunktarife

Von Gigabytes, Freiminuten und Vertragslaufzeiten

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 19. April 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Gute Zeiten für Smartphone-Besitzer: Die Preise für Telefonieren und
Internet-Surfen sind so niedrig wie noch nie. Egal ob als günstiger
Prepaid-Pauschaltarif oder als klassischer Vertrag. Vor allem die
Konkurrenz von Billigmarken drückt die Preise. Doch was taugen die
Billigangebote an der Supermarktkasse und für wen ist ein klassischer
Mobilfunkvertrag bei einem der drei großen Netzbetreiber Telekom,
Vodafone und O2 die bessere Wahl?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2540: BR-KLASSIK - Musikland Türkei. Konzert und Diskussion, 19.4.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. April 2018

++contrapunkt++

 Musikland Türkei - Konzert und Diskussion



++contrapunkt++, die Veranstaltungsreihe von BR-KLASSIK und dem
Goethe-Institut zum Thema "Dialog der Kulturen" bietet am 19. April
erneut einen Themenabend mit Konzert und Podiumsdiskussion an. Im
Zentrum steht die Türkei als facettenreiches Kulturland mit
Jahrhunderte alten Musiktraditionen. Außerdem geht es um die Frage,
wie sich das Land derzeit unter Präsident Erdogan präsentiert: Wieviel
musikalische und künstlerische Freiheit ist möglich? Der Themenabend
beginnt mit einem Konzert, es folgt eine Gesprächsrunde. Der Eintritt
ist frei, BR-KLASSIK/Hörfunk überträgt die Diskussion live.

Mystische Sufi-Klänge und uralte osmanische Musiktraditionen,
archaische Volksmusik und europäische Einflüsse - die Türkei ist ein
Land großer Kontraste und einer reichen Musiktradition. In der Türkei
existiert auch eine aufregende "Underground-Szene" zwischen
elektronisch-experimentell und Jazz, etwa in den Kellerbars von
Istanbul. Dass diese Szene es zur Zeit nicht gerade leicht hat, ist
für die Sendung "contrapunkt" Grund genug, darüber zu diskutieren. Mit
den Gesprächsgästen Tuncay Acar, einem Kenner der Istanbuler wie der
Münchner Kulturszene, Cem Mansur, der als Dirigent des "Nationalen
Türkischen Jugendorchester Istanbul" viel unterwegs ist, und mit Aylin
Aykan, Pianistin in München und Initiatorin von szene- und
länderübergreifenden Kulturprojekten.

Musikalischer Gast ist die Gruppe NIHAYLARD mit Nihan Devecioglu,
Gesang, Aylin Aykan, Klavier, und Ardhi Engl, traditionelle und
experimentelle Instrumente. Der weite stilistische Bogen des Trios
reicht von alevitischen Liedern über Sufi-Mystik und
aserbeidschanischen Weisen bis hin zu osmanischer Musik - ohne dabei
die enge Bindung an die klassisch-europäische Musiktradition zu
verlieren.


Ablauf des Abends

Konzert um 18.30 Uhr

Trio NIHAYLARD

Nihan Devecioglu, Gesang

Aylin Aykan, Klavier

Ardhi Engl, traditionelle und experimentelle Instrumente

Podiumsdiskussion ab 20.05 Uhr 

Live-Übertragung in BR-KLASSIK/Hörfunk

Aylin Aykan, Pianistin und Kulturschaffende 

Cem Mansur, Dirigent, Nationales Türkisches Jugendorchester
Istanbul

Tuncay Acar, Netzwerker und Kulturschaffender

Moderation: Kathrin Hasselbeck, BR-KLASSIK

Die Podiumsdiskussion kann im Internet nachgehört werden auf
br-klassik.de/contrapunkt.

Die Reihe ++contrapunkt++ ist eine Veranstaltungsreihe von BR-KLASSIK
und dem Goethe-Institut und findet zwei Mal im Jahr statt. Jede
Ausgabe widmet sich den Musiktraditionen eines Gastlandes. 

Kooperationspartner am 19. April 2018 ist DÜKKAN Kulturplanungsbüro
e.V. / www.duekkan-muenchen.de


Vorschau

50. Ausgabe von contrapunkt gibt es am Donnerstag, 8. November 2018,
aus dem Studio 2 des BR-Funkhauses München. Dann geht es um die USA.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. April 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk
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NEUROLOGIE/961: Folgen eines Zeckenstichs sicher erkennen und behandeln - Leitlinie Neuroborreliose veröffentlicht (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 13.04.2018

Folgen eines Zeckenstichs sicher erkennen und behandeln: Leitlinie Neuroborreliose veröffentlicht



Die Zeckensaison 2018 startet mit neuen Empfehlungen für die Diagnose und
Therapie der durch Zecken übertragenen Erkrankung Neuroborreliose. Die
Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) hat heute nach mehr als
dreijähriger Arbeit die erste S3-Leitlinie Neuroborreliose veröffentlicht.
S3-Leitlinien sind Leitfäden für Ärzte und Patienten, die nach strengen
Regeln erarbeitet werden und den aktuellen Stand der wissenschaftlichen
Medizin wiedergeben. Die Leitlinie Neuroborreliose, deren Veröffentlichung
sich durch einen Rechtsstreit um einige Wochen verzögert hatte, bezieht
klar Stellung zu vermeintlichen Spätfolgen einer Borrelieninfektion, die
Jahre nach dem Zeckenstich auftreten sollen.

"Krankheitsbilder mit anhaltenden unspezifischen bzw. untypischen
Symptomen sind häufig keine Borreliosen", so Professor Sebastian Rauer vom
Universitätsklinikum Freiburg, der die Leitlinienarbeit gemeinsam mit PD
Dr. Stephan Kastenbauer aus München koordiniert hat. Die Leitlinie gilt
erstmals auch für die Neuroborreliose im Kindes- und Jugendalter und ist
im Internetauftritt der DGN frei zugänglich (dgn.org/leitlinien).

Die Leitlinie erläutert, welche diagnostischen Schritte und Labortests die
Diagnose Neuroborreliose sichern, und bietet einen Überblick über wirksame
Therapien. Sie enthält außerdem ein Informationsblatt für Patienten zur
Nachbeobachtung eines Zeckenstichs und gibt Empfehlungen zur Prävention
einer Borrelieninfektion. Die S3-Leitlinie ist eine Weiterentwicklung der
bisher gültigen S1-Leitlinie. Sie wurde unter Federführung der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN) in einem mehr als dreijährigen
strukturierten Evidenzprozess nach den methodischen Vorgaben der
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) erstellt. S3 steht in dieser Methodik für die
höchste Qualitätsstufe der Entwicklung. Die Empfehlungen basieren auf
einer systematischen Auswertung der wissenschaftlichen Literatur zur
Neuroborreliose.

Akute Neuroborreliose: 3 bis 15 Prozent der Borrelieninfektionen betreffen das Nervensystem

Die Lyme-Borreliose (auch Lyme-Disease genannt) ist die am häufigsten
durch Zecken übertragene Krankheit in Europa. In Deutschland erkranken
jährlich zwischen 60.000 und mehr als 200.000 Menschen. Eine frühzeitige
Entfernung der Zecke, bevor sie sich mit Blut vollgesaugt hat, kann die
Übertragung des Erregers verhindern. Die Borrelien, spiralförmige
Bakterien, befallen vorwiegend die Haut. Typisches Erkennungszeichen ist
die sogenannte Wanderröte: Um den Zeckenstich bildet sich ein roter Rand,
der sich langsam nach außen ausweitet; oft kommen Muskel- und
Gelenkschmerzen und andere grippeähnliche Beschwerden hinzu.
Im übrigen Körper können die Borrelien Gelenke, das Nervensystem und
selten das Herz befallen. In 3 bis 15 Prozent der Fälle ist das
Nervensystem betroffen, man spricht dann von einer Neuroborreliose. In
diesen Fällen typisch sind nächtlich betonte, brennende und stechende
Schmerzen, die häufig gürtelförmig verteilt sind und schlecht auf
Schmerzmittel ansprechen. Auch Lähmungen können vorkommen, vor allem der
Gesichtsnerven, der Arme und Beine. Bei Kindern äußert sich die
Neuroborreliose am häufigsten in einer Gesichtsnervenlähmung oder
Hirnhautentzündung (Meningitis). "Anhand der typischen Symptome in
Verbindung mit entzündlichen Veränderungen im Nervenwasser und dem
positiven Antikörpernachweis lässt sich eine Neuroborreliose in der Regel
zweifelsfrei feststellen", erklärt Professor Rauer. Von Blut- oder
Liquortests auf Borreliose bei unspezifischen Beschwerden rät DGN-Experte
Rauer ab. "Laboruntersuchungen sind nur bei ausreichendem klinischem
Verdacht sinnvoll."

Chronische Neuroborreliose: Schlechte Langzeitverläufe basieren auf Fehldiagnosen

Zu den umstrittenen vermeintlichen chronischen Neuroborreliosen liefert
die S3-Leitlinie eindeutige wissenschaftliche Fakten. Nicht haltbar ist
die Theorie, wonach Erschöpfung, Konzentrationsstörungen, chronische
Müdigkeit, wandernde Schmerzen, Gedächtnisstörungen, Kopfschmerzen und
andere schwer greifbare Beschwerden trotz unauffälliger Liquordiagnostik
auf eine nicht erkannte oder unzureichend behandelte Infektion des
Nervensystems mit Borrelien zurückzuführen sind. "Die Neuroborreliose
verläuft überwiegend gutartig", betont Rauer. "Schlechte Langzeitverläufe,
von denen immer wieder berichtet wird, sind zum erheblichen Teil auf
Fehldiagnosen zurückzuführen. Das Nichtansprechen auf die Therapie liegt
in diesen Fällen also nicht daran, dass die Borrelien überleben. Der Grund
ist vielmehr, dass die Patienten keine Neuroborreliose haben, sondern eine
andere Erkrankung, die nicht auf Antibiotika anspricht."
Auch den sogenannten Lymphozyten-Transformationstest, der bei diffusen
Beschwerden wie chronischer Müdigkeit, muskuloskelettalen Schmerzen,
Abgeschlagenheit oder Konzentrationsstörungen eine chronische Borreliose
nachweisen soll, halten die wissenschaftlich-medizinischen
Fachgesellschaften für nicht aussagekräftig.

Aktuelle Empfehlungen zur Art und Dauer der Antibiotikatherapie

Die Antibiotikabehandlung sollte mit Doxycyclin oder Penizillin G oder
Ceftriaxon oder Cefotaxim erfolgen. "Diese Substanzen sind bei gleicher
Verträglichkeit gleich gut wirksam gegen Borrelien", so Rauer. "Über die
Wirksamkeit von anderen Substanzen oder
Antibiotika-Kombinationsbehandlungen liegen zu wenig auswertbare Studiendaten vor."
Die Leitlinie betont, dass eine medikamentöse Therapiedauer von 14 Tagen
bei früher und von 14 bis 21 Tagen bei später Neuroborreliose im Regelfall
ausreichend ist. "Eine längere Behandlung bringt keinen Mehrwert, sondern
setzt die Patienten einem unnötigen Risiko von schweren Nebenwirkungen
aus. Wenn die Antibiotika nach zwei bis drei Wochen nicht anschlagen,
bringen auch weitere Wochen oder gar Monate nichts."

An der Entwicklung der S3-Leitlinie Neuroborreliose waren Vertreter aller
Fachrichtungen beteiligt, die mit dem Krankheitsbild zu tun haben: 20
wissenschaftliche medizinische Fachgesellschaften, das Robert
Koch-Institut, die Paul Ehrlich Gesellschaft, drei Patientenorganisationen
sowie die Deutsche Borreliose-Gesellschaft e.V. (DBG), eine Vereinigung
von Wissenschaftlern und Ärzten, die sich mit der Borreliose und
assoziierten Infektionskrankheiten befassen. Es gab fünf
Konsensuskonferenzen und eine außerordentliche Konferenz, bei denen die
vorhandenen wissenschaftlichen Studien sowie die Erfahrungen der Experten
ausführlich in der Leitliniengruppe diskutiert wurden. Nicht zu allen
Punkten sei ein Konsens gefunden worden, berichtet Rauer,
Neuroborreliose-Spezialist der DGN: "Im Hinblick auf die späte Neuroborreliose und
vermeintliche latente Langzeitinfektionen besteht zwischen den
wissenschaftlichen Fachgesellschaften einerseits und den
Patientenorganisationen bzw. der DBG andererseits eine große Kontroverse."
Die Deutsche Borreliose-Gesellschaft e.V. und der Borreliose und FSME Bund
Deutschland e.V. versuchten sogar, die Leitlinie mit einer einstweiligen
Verfügung zu stoppen. Das Landgericht Berlin hat diese mit Urteil vom 12.
März 2018 aufgehoben (die DGN berichtete).


Quellen

Rauer S., Kastenbauer S. et al. S3-Leitlinie Neuroborreliose. 2018. In:
Deutsche Gesellschaft für Neurologie, Hrsg., Leitlinien für Diagnostik und
Therapie in der Neurologie. Online: 

www.dgn.org/leitlinien und

www.awmf.org

"Leitlinie zur Neuroborreliose kann in Kraft treten". Pressemeldung der
Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) vom 19. März 2018


Die Leitlinien der DGN

Die Kommission Leitlinien der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN)
unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-Christoph Diener (Essen) und Prof.
Dr. Christian Gerloff (Hamburg) bringt mit ihren circa 80 medizinischen
Leitlinien neue wissenschaftliche Erkenntnisse schnellstmöglich in die
therapeutische Praxis und damit an die Patienten mit neurologischen
Erkrankungen. Leitlinien spielen damit eine wichtige Rolle für die
schnelle und kompetente Verbreitung von Forschungsergebnissen. Verfasst
werden die Leitlinien für Diagnostik und Therapie von ausgewiesenen
Experten auf dem jeweiligen Gebiet, unter Beteiligung von österreichischen
und Schweizer Neurologen, teilweise auch unter Beteiligung von Therapeuten
und Patientenvertretern. Wichtig ist die bestmögliche Objektivität der
ausgesprochenen Empfehlungen. Aus diesem Grund erfolgen die
Zusammenstellung der Leitliniengruppe und die Konsensfindung bei
Empfehlungen nach klaren Vorgaben auf Basis des Regelwerks der
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF). Alle Leitlinien der DGN sind auf www.dgn.org
frei zugänglich publiziert.

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen
Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die neurologische
Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN
Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der
Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion.
Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle
ist Berlin.

www.dgn.org

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3580-folgen-eines-zeckenstichs-sicher-erkennen-und-behandeln-leitlinie-neuroborreliose-veroeffentlicht

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65245

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V.

Pressesprecher: Prof. Dr. med. Hans-Christoph Diener, Essen, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DROGEN/370: Alkohol - Obergrenze für risikoarmen Konsum neu definiert (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 13.04.2018

Alkohol: Obergrenze für risikoarmen Konsum neu definiert



Ein regelmäßiger Konsum von mehr als 100 Gramm Alkohol pro Woche verkürzt
das Leben erheblich, wie ein internationales Forscherkonsortium in der
neuesten Ausgabe der Fachzeitschrift "Lancet" veröffentlicht. Wer
dauerhaft mehr als zwei Liter Bier oder eine Flasche Wein pro Woche
konsumiert, riskiert mehr Schlaganfälle, tödliche Aneurysmen und
Herzversagen sowie eine insgesamt höhere Gesamtsterblichkeit.

In der Untersuchung verglichen die Wissenschaftler unter der Leitung von
Angela M Wood und John Danesh, Universität Cambridge, die
Trinkgewohnheiten von 600.000 Menschen aus 19 Ländern weltweit. An dem
Projekt beteiligt waren auch Wissenschaftler aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum. Die Daten stammten aus 83 prospektiven Studien,
die zwischen 1964 und 2014 Teilnehmer eingeschlossen haben. Bei der
Auswertung wurden Alter, Tabakkonsum, Bildungsniveau und Beruf
berücksichtigt.

Die Grenze, oberhalb derer die Gesamtsterblichkeit deutlich anstieg, lag
bei 100 Gramm Reinalkohol pro Woche. Das entspricht in etwa zwei Litern
Bier oder knapp einer 0,75 l-Flasche Weißwein. Mit steigendem
Alkoholkonsum steigt das Sterblichkeitsrisiko: Ein Alkoholkonsum von mehr
als 200 g pro Woche verkürzt die Lebenserwartung um ein bis zwei Jahre,
ein Konsum von über 350 g pro Woche sogar um bis zu fünf Jahre.
Überraschenderweise fanden die Wissenschaftler keine nennenswerten
Unterschiede zwischen Männern und Frauen in der alkoholbedingten
Sterblichkeit.

Mit höherem Alkoholkonsum stieg das Risiko für Schlaganfälle, tödliche
Aneurysmen und Herzversagen, tödlichen Bluthochdruck und außerdem die
Gesamtsterblichkeit. Die Forscher beobachteten allerdings auch in dieser
Studie das bekannte Phänomen, dass bei moderatem Alkoholkonsum weniger
Herzinfarkte auftraten. Doch insgesamt stellen die Ergebnisse die
weitverbreitete Annahme in Frage, dass sich moderates Trinken günstig auf
die Sterberate an Herz-Kreislauferkrankungen auswirkt.

"Derzeit variieren die Empfehlungen zum gesundheitlich risikoarmen
Alkoholkonsum innerhalb der westlichen Länder erheblich", sagt Rudolf
Kaaks vom Deutschen Krebsforschungszentrum. "Sinnvoll wäre es, hier
weltweit eine Vereinheitlichung anzustreben. Die aktuelle Studie schafft
eine gute Grundlage dafür."

Derzeit definiert die Deutsche Gesellschaft für Ernährung als
gesundheitlich unbedenkliche Obergrenze eine Höchstmenge von 140 g pro
Woche für Männer und 70 g für Frauen. In den USA dagegen gelten 196 g pro
Woche als Obergrenze, die Briten wiederum raten Männern wie Frauen,
wöchentlich nicht mehr als 140 g Alkohol zu sich zu nehmen.

Ein verbreitetes Missverständnis möchte Rudolf Kaaks ausräumen "Die
Obergrenze ist kein Ziel, das man mit seinem Trinkverhalten anpeilen
sollte. Sie darf keinesfalls als Empfehlung missverstanden werden,
wöchentlich diese Alkoholmenge zu konsumieren."

Angela M Wood et al: Risk thresholds for alcohol consumption: combined
analysis of individual-participant data on 599,912 current drinkers in 83
prospective studies. The Lancet 2018, DOI: 10.1016/S0140-6736(18)30134-X

Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist mit mehr als 3.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größte biomedizinische
Forschungseinrichtung in Deutschland. Über 1000 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler erforschen im DKFZ, wie Krebs entsteht, erfassen
Krebsrisikofaktoren und suchen nach neuen Strategien, die verhindern, dass
Menschen an Krebs erkranken. Sie entwickeln neue Methoden, mit denen
Tumoren präziser diagnostiziert und Krebspatienten erfolgreicher behandelt
werden können. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Krebsinformationsdienstes (KID) klären Betroffene, interessierte Bürger
und Fachkreise über die Volkskrankheit Krebs auf. Gemeinsam mit dem
Universitätsklinikum Heidelberg hat das DKFZ das Nationale Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg eingerichtet, in dem vielversprechende
Ansätze aus der Krebsforschung in die Klinik übertragen werden. Im
Deutschen Konsortium für Translationale Krebsforschung (DKTK), einem der
sechs Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung, unterhält das DKFZ
Translationszentren an sieben universitären Partnerstandorten. Die
Verbindung von exzellenter Hochschulmedizin mit der hochkarätigen
Forschung eines Helmholtz-Zentrums ist ein wichtiger Beitrag, um die
Chancen von Krebspatienten zu verbessern. Das DKFZ wird zu 90 Prozent vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent vom Land
Baden-Württemberg finanziert und ist Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 13.04.2018
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AIDS/1050: Hepatitis C lässt sich bei HIV-positiven Männern eliminieren (idw)


UniversitätsSpital Zürich - 13.04.2018

Hepatitis C lässt sich bei HIV-positiven Männern eliminieren



HIV-positive Männer, die Sex mit Männern haben, können sich über den
sexuellen Weg mit Hepatitis C infizieren. Eine Kombination von
hochwirksamen Hepatitis-C-Medikamenten und Verhaltensintervention kann die
Viruserkrankung in dieser Risikogruppe eliminieren. Das zeigt eine vom
UniversitätsSpital Zürich durchgeführte, schweizweite Studie.

Weltweit nimmt die Zahl der HIV-positiven Männer, die Sex mit Männern
haben (MSM) und sich zusätzlich mit Hepatitis C (HCV) anstecken, deutlich
zu. «Seit 2008 sehen wir in der Schweiz in dieser Risikogruppe einen fast
zwanzigfachen Anstieg von neuen Hepatitis C-Infektionen», sagt Studienarzt
Dominique Braun, Oberarzt an der Klinik für Infektionskrankheiten und
Spitalhygiene des UniversitätsSpitals Zürich. Die Beobachtung entstammt
der Schweizerischen HIV-Kohortenstudie, deren Teilnehmer routinemässig
einmal im Jahr auf HCV getestet werden.

SwissHCVree Trial

Im Rahmen einer schweizweiten Studie testeten Braun und Kollegen in einer
ersten Phase alle 4.000 HIV-infizierten MSM aus der Schweizerischen
Kohortenstudie mit dem modernsten Verfahren auf Hepatitis C. Dabei fanden
sie 177 HCV-Infektionen. 31 Teilnehmer hatten sich im vergangenen Jahr neu
infiziert, die übrigen litten an einer chronischen Hepatitis C. In der
zweiten Phase der Studie wurde allen Teilnehmern eine kostenlose
Behandlung mit hochwirksamen Anti-Hepatitis-Präparaten angeboten. «Zu der
Zeit übernahmen die Krankenkassen die bis zu 80'000 Franken teure Therapie
nur bei einem kleinen Teil der HCV-infizierten Personen in der Schweiz»,
sagt Studienarzt Braun.

Insgesamt liessen sich 90 Prozent der Studienteilnehmer medikamentös
behandeln. Während zwölf Wochen nahmen sie täglich ein Präparat ein. Bis
auf einen konnten alle Teilnehmer von ihrer Hepatitis C-Infektion geheilt
werden. Die meisten Studienteilnehmer profitierten zusätzlich von einer
Verhaltensintervention mit dem Ziel ihr sexuelles Risikoverhalten zu
reflektieren. Die Verhaltensintervention wurde von einer Forschergruppe
von der Universität Basel eigens für den Swiss HCVree Trial entwickelt. In
vier Sitzungen wurden die Teilnehmer mittels Videomaterial und Gesprächen
darauf geschult, sexuell riskantes Verhalten zu reduzieren und damit das
Risiko einer erneuten HCV-Infektion zu minimieren.

Halb so viele Neuinfektionen

Gleich im Anschluss an die Behandlungsphase wiederholten Braun und
Kollegen den HCV-Test an derselben Personengruppe wie in der ersten Phase.
Dabei fanden sie 92 Prozent weniger chronisch Infizierte, die Zahl der
Neuinfektionen war halbiert. «Wir haben mit unserer Studie gezeigt, dass
man in einer Risikopopulation mit gezielten Massnahmen Hepatitis C
eliminieren kann», sagt Jan Fehr, Oberarzt an der Klinik für
Infektionskrankheiten und Spitalhygiene des UniversitätsSpitals Zürich und
Leiter der Studie. Die in der Studie untersuchte Kombination von
medikamentöser Therapie und Verhaltenstherapie wertet er als geeignete
Methode, um Hepatitis C bei HIV-positiven Männern, die Sex mit Männern
haben, bis zum Jahr 2030 zu eliminieren, was die WHO als Ziel vorgegeben
hat. «Die Studie hat zudem Modellcharakter; das grundlegende Prinzip, mit
umfassender Diagnostik und angewandter Therapie die Übertragungskette zu
unterbrechen, lässt sich auch auf andere Bevölkerungs- oder
Patientengruppen übertragen.»

Die Resultate des «SwissHCVree Trial» wurden kürzlich an der HIV-Konferenz
CROI in Boston präsentiert. Ziel der Studie ist es, allen
HIV/HCV-positiven MSM eine Behandlung und Heilung ihrer HCV-Infektion zu
ermöglichen und so die Übertragungskette zu stoppen. Damit verbunden ist
die «Vision einer Hepatitis-C-freien Schweiz».

Die Schweizerische HIV-Kohortenstudie besteht seit 30 Jahren und verfügt
über Daten von mehr als 20'000 HIV-Infizierten. Aktuell werden im Rahmen
der Studie 10'000 Personen medizinisch betreut. Beteiligt sind alle
Universitätsspitäler der Schweiz, mehrere Kantonsspitäler sowie
spezialisierte niedergelassene Ärztinnen und Ärzte.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

UniversitätsSpital Zürich, Nathalie Plüss, 13.04.2018
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DIABETES/2010: Neuer diabetesinformationsdienst.de informiert über Diabetes (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 12.04.2018

Neuer diabetesinformationsdienst.de informiert über Diabetes

- Diabetes-Cockpit: Einschätzung des individuellen Diabetes-Risikos

- Themenspektrum: Grundlagen, Ursachen, Prävention, Ernährung, Bewegung,
Therapie, Begleit- und Folgeerkrankungen

- Unabhängige Informationen nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen
und Leitlinien



Das Deutsche Diabetes-Zentrum (DDZ) stellt auf seiner komplett
neugestalteten Webseite diabetesinformationsdienst.de allen Betroffenen,
Angehörigen und Interessierten Informationen über den Diabetes mellitus
zur Verfügung. Den Fokus bilden wissenschaftliche Fakten rund um Vorsorge
und Therapie sowie Informationen zu Begleit- und Folgeerkrankungen.

Aktuell, verständlich, unabhängig: Aus der Forschung. - Informationen für
Menschen mit Diabetes. Jedes Jahr werden etwa 600.000 Personen neu mit
Diabetes diagnostiziert, was ungefähr der Einwohnerzahl der Stadt
Düsseldorf entspricht. Hinzu kommt eine hohe Dunkelziffer. In Deutschland
leben derzeit 5,8 Millionen Patienten mit einem Typ-2-Diabetes, rund
300.000 Patienten mit einem Typ-1-Diabetes. Die Erkrankung kann erhebliche
Folgen für das Leben der Betroffenen und deren Lebensqualität haben.

"Das Diabetes-Cockpit hilft bei der Bewertung der persönlichen
Gesundheitswerte und informiert unabhängig, nach neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnissen und Leitlinien über die sehr komplexe
Erkrankung Diabetes", erklärt Prof. Dr. Michael Roden, Wissenschaftlicher
Direktor und Vorstand des DDZ, anlässlich des Starts der neuen Webseite.
"Oft haben Betroffene nach der Diagnose Typ-2-Diabetes viele Fragen, die
wir mit unserem Diabetesinformationsdienst beantworten und Hilfestellung
für die neue Lebenssituation bieten wollen", ergänzt Dr. Olaf Spörkel,
Leiter des Nationalen Diabetesinformationszentrums und Leiter des
Diabetesinformationsdienstes.

HbA1c-Wert? BE (Broteinheiten)? Familiäres Risiko? - Antworten finden
Interessierte auf der neuen Webseite diabetesinformationsdienst.de. Unter
der Rubrik Service finden Nutzer zusätzlich Angebote für
Selbsthilfeorganisationen, Ärzte, Beratungsstellen und zu klinischen
Studien. Ergänzend erläutern 16 Videos, die mit Unterstützung des
Bundesministeriums für Gesundheit im Rahmen der bundesweiten Initiative
"DIABETES - NICHT NUR EINE TYP-FRAGE" entwickelt wurden, die Erkrankung
Diabetes mellitus. Das Themenspektrum reicht von der Vorsorge, der
Bedeutung von Ernährung und Bewegung, den Grundlagen der
Diabetes-Entstehung bis hin zu der Unterscheidung der verschiedenen Diabetes-Typen
und deren Behandlung. Auch Diabetes im Alltag, soziale Aspekte, Diabetes
und Alter sowie Einflüsse im Beruf werden thematisiert.

Der neue Diabetesinformationsdienst löst nach mehr als 15 Jahren die alte
Webseite diabetes-heute.de ab. Die Inhalte sind auf die individuellen
Bedürfnisse der unterschiedlichen Zielgruppen zugeschnitten und werden
durch zusätzliche Kanäle in den Sozialen Medien ergänzt. Die Beiträge
werden in Zusammenarbeit mit Experten aus dem DDZ, sowie Diabetologen,
Ärzten, Fachleuten und freien Autoren aus dem deutschsprachigen Raum von
der Redaktion koordiniert und dann eingestellt. Das Angebot positioniert
das DDZ als Informationsgeber rund um Fragen zum Diabetes, zu
(Früh-)Erkennung/Therapie, zu Medikamenten, zur Ernährung, zum Lebensstil
oder zum Diabetes-Risiko in der digitalen Landschaft.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.facebook.com/diabetesinformationsdienst/

https://twitter.com/diabinfodienst/

https://www.youtube.com/user/diabeteszentrum

https://www.diabetes-typ.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65226

Beitragsseite des Diabetesdinformationsdienstes des Deutschen Diabetes-Zentrums (DDZ).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum, Christina Becker, 12.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2009: "Die Welt ohne Eltern erkunden" - Jugendliche mit Typ-1-Diabetes sammeln Reiseerfahrung in London (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 13.04.2018

"Die Welt ohne Eltern erkunden" - Jugendliche mit Typ-1-Diabetes sammeln Reiseerfahrung in London



Wie viele Kohlenhydrate haben "Fish and Chips"? Wie wirkt sich der hohe
Fettgehalt auf das Insulin aus? Diesen Fragen stellten sich 19 Jugendliche
im Alter von 13 bis 17 Jahren mit Diabetes mellitus Typ 1, die Ende März
für vier Tage nach London gereist sind, um dort mit Unterstützung von fünf
Betreuer*innen den selbstständigen und selbstbewussten Umgang mit ihrer
chronischen Erkrankung zu üben. Die Flugreise wurde vom Schulungszentrum
für Kinder und Jugendliche mit Diabetes mellitus (Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin, Universitätsklinikum Ulm) und dem "Verein Diabetes Kinder
Ulm und Umgebung e.V." organisiert. Die Aktion "Radio 7 Drachenkinder" hat
die Reise mit 6.000 Euro unterstützt.

Einmal ohne Eltern die Welt erkunden und dort völlig eigenverantwortlich
mit der Krankheit umgehen: Für viele Jugendliche mit Typ-1-Diabetes oder
anderen chronischen Krankheiten löst dieser Gedanke Ängste aus. Was, wenn
der Blutzuckerspiegel nachts zu stark absinkt? Ist die gewohnte Therapie
auch bei anderen Lebensmitteln und Essgewohnheiten die richtige? Doch was
könnte helfen, um den jungen Typ-1-Diabetikern diese Skepsis zu nehmen?

Eine Reise ins Land der "Fish and Chips"!

Doch bevor sich die 19 Schüler*innen an typisch englischen Speisen
probieren konnten, stellte die Anreise die Jugendlichen noch vor kleinere
Herausforderungen. So mussten sie am Flughafen ihre Medikamente vorzeigen
sowie ein entsprechendes Attest vom Arzt, das sie mitführen mussten. Denn
bei Diabetes kann die Bauchspeicheldrüse wenig und irgendwann kein Insulin
mehr selbst produzieren. Deswegen müssen die Betroffenen immer welches
dabei haben, um es sich beispielsweise nach Mahlzeiten zu injizieren.
Aber das war alles kein Problem, denn die Jugendlichen hatten sich
zusammen mit ihren fünf Betreuer*innen, darunter eine
Ernährungswissenschaftlerin, eine Diabetesberaterin und eine Ärztin, gut
vorbereitet und unterstützten sich auf der Reise gegenseitig. Alsbald
saßen sie also im Flugzeug auf die britische Insel.

Dort angekommen stellten die jungen Typ-1-Diabetiker recht schnell fest,
dass sie ihre Erkrankung auch im Ausland gut beherrschen. So auch die
Teilnehmerin Nicola: "Ich habe bemerkt, dass ich beim Schätzen der
Kohlenhydrate des Essens gar nicht schlecht bin und meinen Diabetes auch
mit der Kombination aus Bewegung und fettigem Essen meistens ganz gut
einschätzen kann." Und fettiges Essen gibt es in England traditionell
reichlich, wie zum Beispiel die typisch englischen "Fish and Chips".
Die jungen Typ-1-Diabetiker nutzten die gemeinsame Zeit in London auch, um
sich über die Erkrankung und ihren Umgang damit auszutauschen. Vor allem
Tipps, wie sich der Kohlenhydratgehalt in der Mahlzeit gut bestimmen
lässt, waren gefragt.

Als Betroffene konnten sich die Schüler*innen außerdem gut in die Lage
ihrer Mitreisenden hineinversetzen: "Wenn manche Panik bei hohen
Blutzuckerwerten hatten, dann hat jeder es ernst genommen und wir haben
versucht, denjenigen zu beruhigen und zu helfen", so die 17-jährige
Nicola.

Vor Ort standen nicht nur gemeinsame Mahlzeiten auf dem Programm, sondern
natürlich auch bekannte Sehenswürdigkeiten wie die Tower Bridge und der
Buckingham Palace. Zwar wurden die Jugendlichen von fünf Betreuer*innen
begleitet, doch die Schüler*innen besichtigten London auch auf eigene
Faust. So konnten sie noch einmal mehr beweisen, dass sie dem Umgang mit
der Erkrankung schon gut gewachsen sind.

"In London haben die Jugendlichen selbstständig ihren Blutzuckerspiegel im
Auge behalten und je nach Bedarf Insulin injiziert. Auch im Ausland haben
sie den Umgang mit ihrer Erkrankung sehr gut gemeistert, worauf sie
wirklich stolz sein können. Ich freue mich sehr, dass wir als ?Verein
Diabetes Kinder Ulm und Umgebung e.V.? den Schüler*innen gemeinsam mit
?Radio 7 Drachenkinder? diese Reise ermöglichen konnten", sagt Dr. jur.
Anja Bratke, 1. Vorsitzende des Vereins.

"Die Schüler*innen kehren aus London mit vielen neuen Erfahrungen, vor
allem aber auch mit einem gestärktem Selbstbewusstsein im Gepäck zurück,
wovon sie auch im Alltag mit ihrer chronischen Erkrankung auf jeden Fall
profitieren werden", so Professor Martin Wabitsch, Leiter der Sektion
Pädiatrische Endokrinologie und Diabetologie, an der das Schulungszentrum
für Kinder und Jugendliche mit Diabetes mellitus angesiedelt ist.

Typ-1-Diabetes ist im Leben der Jugendlichen ein ständiger Begleiter und
fordert sie jeden Tag heraus, auch auf Reisen. Dass sie sich durch ihre
chronische Erkrankung jedoch nicht davon abhalten lassen müssen, die Welt
zu bereisen, das ist eine wichtige Erkenntnis der Reise nach England. "In
London hatte ich die Chance, die Welt ohne meine Eltern zu erkunden", sagt
die 13-jährige Schülerin Leonie. Auch der Teilnehmer Felix meint: "Mit
Diabetes kann man alles machen und überallhin reisen." Die nächste Reise
ohne Eltern kann also kommen, und zwar - laut Felix - "am liebsten gleich
morgen!"


Zum Hintergrund:

Verein Diabetes Kinder Ulm und Umgebung e.V.

Der seit 2008 bestehende Verein bringt Kinder und Jugendliche mit Diabetes
mellitus Typ 1 und deren Familien zusammen. Er kooperiert mit dem
Schulungszentrum für Kinder und Jugendliche mit Diabetes mellitus der
Klinik für Kinder- und Jugendmedizin. 

(www.diabeteskinder-ulm.de)

Radio 7 Drachenkinder

Die Radio 7-Aktion "Drachenkinder" unterstützt kranke, behinderte oder
traumatisierte Kinder und Jugendliche aus dem Radio-7-Land. Durch
Spendeneinnahmen können bspw. Therapiekosten übernommen oder
Hilfsmaßnahmen bezuschusst werden. Seit der Gründung wurden mehr als sechs
Millionen Euro an über 1.800 Projekte verteilt.


Weitere Informationen:

Dr. Stephanie Brandt, Klinik für Kinder- und Jugendmedizin, Sektion
Pädiatrische Endokrinologie und Diabetologie

E-Mail: stephanie.brandt@uniklinik-ulm.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm, Annika Schmidt, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1237: Wertvolle Erkenntnisse für Wirkstoffoptimierung gegen Krebs - Wie ein Keil im Scharnier (idw)


Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie - 13.04.2018

Wie ein Keil im Scharnier

Forscher legen Grundlage, um Wirkstoffe gegen neuen Angriffspunkt in der
Krebstherapie maßzuschneidern



Im Kampf gegen Krebs entwickeln Wissenschaftler neue Medikamente, die
Tumorzellen an bisher ungenutzten Schwachstellen treffen sollen. Ein
derartiger
"wunder Punkt" ist der Proteinkomplex SF3B. Forschern um Vlad Pena vom
Max-Planck-Institut (MPI) für biophysikalische Chemie in Göttingen ist es
jetzt erstmals
gelungen, im atomaren Detail zu entschlüsseln, wie ein
Anti-Tumor-Wirkstoff an SF3B
bindet und so dessen Funktion verändert. Die neuen Erkenntnisse bilden
eine
wichtige Basis, um potenzielle Krebsmedikamente weiter zu verbessern, die
bei SF3B
ansetzen.

Viele Krebsarten sind dank medizinischer Fortschritte inzwischen gut
behandelbar. Ein Allheilmittel gegen Krebs ist jedoch nach wie vor in
weiter Ferne. Bei manchen Erkrankungen stoßen die verfügbaren Therapien an
ihre Grenzen, weil der Tumor von vornherein nicht auf die Behandlung
anspricht oder nach einiger Zeit Resistenzen ausbildet. Wissenschaftler
forschen daher unter anderem daran, wie sich Krebszellen an Stellen
treffen lassen, die bisher kein Ziel von Wirkstoffen sind.

Ein solcher, klinisch noch weitgehend unerprobter Ansatzpunkt ist der
Proteinkomplex SF3B. Er ist entscheidend an den ersten Schritten der
Herstellung von Proteinen beteiligt, den universellen Werkzeugen lebender
Zellen. Damit eine Zelle Proteine produzieren kann, muss sie zunächst
deren Bauanleitungen in eine lesbare Form bringen. Dafür werden die
Bauanleitungen von einer molekularen Maschine, dem Spleißosom, in einem
komplizierten Prozess zerschnitten und neu zusammengesetzt. SF3B steuert
hierbei als Teil des Spleißosoms, an welcher Stelle die Bauanleitungen
geschnitten werden. Kommt es dabei zu Fehlern, produziert die Zelle
veränderte Proteine, die die zellulären Abläufe massiv stören können.

Die Idee der Forscher: Sie wollen die Funktion von SF3B manipulieren und
so die Produktion bestimmter Proteine durcheinanderbringen, um Krebszellen
zu töten. Dafür konnten sie bereits Wirkstoffe entwickeln, die an SF3B
binden. Die Substanzen schalten SF3B allerdings nicht komplett aus,
sondern modulieren lediglich dessen Funktion. Das führt dazu, dass einige
Protein-Bauaunleitungen anders geschnitten werden. Diese Veränderungen
treffen Krebszellen stärker als gesunde Zellen.

"Leider wissen wir bisher jedoch fast nichts darüber, wie genau diese
Wirkstoffe mit SF3B in Kontakt treten und dessen Funktion beeinflussen",
sagt Vlad Pena, der am MPI für biophysikalische Chemie die
Forschungsgruppe Makromolekulare Kristallografie leitet. "Diese
Informationen sind aber wesentlich, um die Wirkstoffe so weit zu
verbessern, dass sie als Krebsmedikamente infrage kommen."

Penas Team ist nun in Zusammenarbeit mit dem Pharmaunternehmen H3
Biomedicine ein entscheidender Schritt gelungen: "Wir konnten zum ersten
Mal die dreidimensionale Struktur von SF3B in Wechselwirkung mit einem
Wirkstoff in atomarer Auflösung bestimmen," erläutert der Strukturbiologe.

Wertvolle Erkenntnisse für Wirkstoffoptimierung

Die Ergebnisse der Wissenschaftler enthüllen im Detail, wie sich der
Wirkstoff namens Pladienolid B an SF3B anlagert und dessen Funktion stört.
"Pladienolid B wirkt wie ein Keil in einem Scharnier und verhindert, dass
sich SF3B zusammenklappen kann. Diese Bewegung ist aber notwendig, damit
SF3B zuverlässig funktioniert", erklärt Constantin Cretu aus Penas Team
und Erstautor der jetzt im Fachjournal Molecular Cell erschienenen Arbeit.

Die neuen Erkenntnisse erklären frühere Ergebnisse zu ähnlichen
Wirkstoffen, denn Pladienolid B steht in der Arbeit der Strukturbiologen
stellvertretend für eine ganze Klasse an chemischen Verbindungen, die in
ihrer Gestalt stark variieren, aber eine wichtige Gemeinsamkeit haben: In
ihrem Zentrum besitzen sie alle die gleiche chemische Gruppe. "Bisher war
unklar, warum diese chemische Gruppe so wichtig ist," berichtet Cretu.
"Unsere Struktur von SF3B und Pladienolid B zeigt nun, dass genau diese
Gruppe wesentlich dazu beiträgt, dass der Wirkstoff direkt ans SF3B binden
kann."

Darüber hinaus kartieren die Daten der Forscher alle weiteren Kontakte
zwischen Pladienolid B und SF3B. Anhand dieser Informationen lässt sich
voraussagen, an welchen Stellen der Wirkstoff verändert werden kann und an
welchen nicht. "Wir hoffen, dass unsere Erkenntnisse eine Richtschnur
sind, anhand derer sich neue Krebswirkstoffe entwickeln lassen", so Pena.

(fk)


Originalveröffentlichung

Cretu C, Agrawal AA, Cook A, Will CL, Fekkes P, Smith PG, Lührmann R,
Larsen N,
Buonamici S, Pena V: 

Structural basis of splicing modulation by antitumor
macrolide compounds. 

Molecular Cell, doi: 10.1016/j.molcel.2018.03.011
(2018).


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mpibpc.mpg.de/16014431/pr_1809 

Original-Pressemitteilung des Max-Planck-Instituts für biophysikalische Chemie, Göttingen

http://www.mpibpc.mpg.de/de/pena 

Webseite der Forschungsgruppe

Makromolekulare Kristallografie, Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie, Göttingen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution255

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie, Dr. Carmen Rotte, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/659: Psychosoziale Beratung zur Prävention psychischer Erkrankungen im ländlichen Raum (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 158 - Heft 4/17, Juli 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Psychosoziale Beratung zur Prävention psychischer Erkrankungen im
ländlichen Raum 

Eine Bestandsaufnahme zur Versorgung von Menschen in psychosozialen
Krisen

Von Andreas G. Franke und Stefanie Neumann



Menschen in psychosozialen Krisen sind mit Ereignissen oder
Lebensumständen konfrontiert, die ihre individuellen Ressourcen
überfordern. Psychosoziale Krisen können sich dabei als Vorstufe
psychischer Erkrankungen erweisen. Der Artikel beschäftigt sich vor
dem Hintergrund der psychosozialen Unterversorgung im ländlichen Raum
mit der Frage nach alternativen Versorgungsmöglichkeiten.

Einleitung

Menschen bewältigen lebenslänglich Aufgaben mit mehr oder weniger
schwierigen Anforderungen und müssen dabei stets den Balanceakt
zwischen Belastungen und vorhandenen Ressourcen halten. Psychosoziale
Belastungen entstehen dabei durch lang andauernde kleinere, sich
kumulierende Belastungen des Alltagslebens (z.B. Stress im Beruf,
soziale Konflikte) oder werden durch kritische (un-) erwartete
Ereignisse (z. B. Tod oder Pflege nahestehender Angehöriger,
gravierende familiäre und biografische Veränderungen) ausgelöst.

Ist der Mensch aus persönlichen Gründen bzw. aus Gründen, die den
Umweltbedingungen zuzuschreiben sind, nicht in der Lage, diese
Herausforderung zu bewerkstelligen, weil seine Grenzen der
Handlungsfähigkeit erreicht sind, können psychosoziale Krisenzustände
entstehen. Die "psychosoziale Krise" wurde erstmals von Caplan (1964)
als eine Überforderungsreaktion beschrieben und von Cullberg (1978)
definiert als ein "Verlust des seelischen Gleichgewichts, den ein
Mensch verspürt, wenn er mit Ereignissen und Lebensumständen
konfrontiert wird, die er im Augenblick nicht bewältigen kann, weil
sie von der Art und dem Ausmaß her seine durch frühere Erfahrungen
erworbenen Fähigkeiten und erprobten Hilfsmittel zur Erreichung
wichtiger Lebensziele oder zur Bewältigung seiner Lebenssituation
überfordern".

Menschen in psychosozialen Krisen gelten jedoch im Gesundheitssystem
auf Basis der ICD-10 nicht als "(psychisch) krank" (vgl. Dilling et
al. 1991). Daraus ergeben sich Nachteile für die Betroffenen, die das
subjektive Krankheitsgefühl und die objektivierbaren spezifischen
Symptome einer psychischen Einschränkung erleben und in der sozialen
Auswirkung auch eine Stigmatisierung bedeuten können (vgl. Goffman
1992).

In Anlehnung an das Modell von Caplan (1964) weist der Umgang mit
psychosozialen Krisen je nach interpersonalen Einflüssen und
Umwelteinflüssen folgenden Verlauf auf:


	Phase I: Feststellung psychosozialer Einschränkungen mit routinierten Reaktionen

	Phase II: Entwicklung von Überforderung und psychosozialen Störungen

	Phase III: Abwehrverstärkung durch Einsatz aller verfügbaren Mittel

	Phase IV: Psychosozialer Zusammenbruch



Inwiefern die Stadien der psychosozialen Krise zum Tragen kommen, wird
nicht nur individuell durch Ressourcen determiniert, sondern vor allem
durch das Bewältigungspotenzial in Verbindung mit der erhaltenen
Unterstützung. Menschen in psychosozialen Krisen sind zunächst auf ihr
unmittelbares Umfeld angewiesen, in dem sie kognitive, emotionale und
behaviorale Reaktionen zur Reduzierung objektiver oder subjektiver
Belastungen anwenden (Weber 1997). Ist der Bewältigungsversuch nicht
erfolgreich, erweitert sich die Suche nach Lösungen auf das
professionelle Gesundheitssystem. Erste Ansprechpartner sind in der
Regel die Hausärzte in ihrer Funktion als "Gate-Keeper". Die
Beziehungen zu Hausärzten sind aber oft von einer schwachen zeitlichen
und emotionalen Intensität geprägt; u.a. durch Kosten- und Zeitdruck
sowie Leistungshonorierung (Bruns 2013). Eine Konsultation dauert im
Durchschnitt acht Minuten, und Hinweise auf psychosoziale Nöte oder
Krisen werden vom Arzt oft nicht weiterverfolgt (Schaefert et al.
2014). Gibt es für den Hausarzt keine hinreichenden Anhaltspunkte,
wird auch keine Indikation für eine psychotherapeutische Behandlung
gestellt und keine "Überweisung zum Spezialisten" veranlasst. Die
Folge ist ein hoher psychosozialer Hilfebedarf und das Risiko einer
manifesten psychischen Erkrankung (vgl. Haasen et al. 2006; Kaluza
2014; Pezawas et al. 2001; Siegrist & Dragano 2008). Werden vom
Hausarzt dagegen eine klassifizierbare psychische Störung
diagnostiziert und gegebenenfalls auch eine Therapie indiziert, so
sind die Patientinnen und Patienten mit Versorgungsproblemen
konfrontiert.

Psychosoziale Versorgung im ländlichen Raum

Insbesondere im ländlichen Raum stehen psychische Beeinträchtigungen
in Verbindung mit der Dynamik des sozialen und demografischen Wandels
(vgl. Fichten 2013); doch ebendort fehlen oft niederschwellige
Therapie sowie Versorgungsangebote im ambulanten Bereich (vgl. Görgen
& Spengler 2005; Spitzbart 2004)

Der deutschlandweit flächengrößte Landkreis Mecklenburgische
Seenplatte (ÄSE) in Mecklenburg-Vorpommern (MV) umfasst insgesamt
140.000 Einwohner, 61.000 von ihnen leben in der Stadt Neubrandenburg
(KB) als Oberzentrum. Obwohl der Bedarfsplan der Kassenärztlichen
Vereinigung MV (2013) die ambulante
psychiatrische/psychotherapeutische Versorgung als quantitativ
ausreichend ansieht, liegt nach Angaben der
Bundespsychotherapeutenkammer (2011) die Wartezeit für einen
Ersttermin in einer psychotherapeutischen Praxis in MV mit über vier
Monaten (18 Wochen) deutlich über dem Bundesdurchschnitt von drei
Monaten (12,5 Wochen).

Hinzu kommen individuelle und soziale Zugangsbarrieren seitens der
Klientinnen und Klienten, vor allem durch fehlende Motivation,
mangelnde Kenntnisse und schlechte Infrastruktur, aber auch durch
Angst vor Konfrontation, Stigmatisierung oder etwaigen
Behandlungskosten.

Eine medizinisch-psychosoziale Versorgung steht demnach vor der
Herausforderung einer Schnittstellenproblematik zwischen Sozial- und
Gesundheitssystem und somit zwischen Beratungsstellen und ärztlichen
und/oder psychologischen Therapieoptionen (vgl. Gahleitner & Pauls
2012; Staub-Bernasconi et al. 2008; Zechert & Faulbaum-Decke 2008).

Psychosoziale Beratung als mögliche Lösung

Der psychosoziale Hilfebedarf in Verbindung mit dem Defizit
unverzüglich zugänglicher Versorgungsangebote ist Kern der
anwendungsbezogenen Forschung und Praxis im Modellprojekt
"Hochschulorganisierte ehrenamtliche Lebensberatung. Projekt (HEL.P)",
das seit März 2013 an der Hochschule Neubrandenburg (HS NB) realisiert
wird. Fortlaufend bieten hier 10-15 Studierende der Studiengänge "M.A.
Social Work", "M.A. Beratung" und. "B.A. Soziale Arbeit" ehrenamtlich
psychosoziale Beratungen für die Bevölkerung in Neubrandenburg und dem
Landkreis MSE an. Die Zielgruppe der potenziellen Klientinnen und
Klienten ist nicht weiter eingeschränkt bzw. vordefiniert. Die
Projektstätte ist in die Räumlichkeiten der HS NB integriert, mit dem
öffentlichen Personennahverkehr gut aus dem umliegenden Landkreis zu
erreichen und bietet einen barrierefreien Zugang. HEL.P wurde u.a
durch lokale Tageszeitungen, Radiobeiträge und Informationsmaterialien
bei Hausarztpraxen publik gemacht. Ratsuchende können 24 Stunden
täglich per Telefon oder E-Mail die Beraterinnen und Berater erreichen
bzw. individuelle zeitnahe Termine vereinbaren.

Ziel der Beratungen ist es, die Bewältigung von schwierigen Lebens-
und Problemsituationen zu initiieren und zu begleiten sowie
Bewältigungskompetenzen bei den Klientinnen und Klienten zu stärken
(vgl. Großmaß 2005). Zentrale Funktionen sind: Information,
Entscheidungshilfe, Prävention, Unterstützung bei der Bewältigung von
Problemen und dem Wiedererlangen von Gleichgewicht und
Handlungsfähigkeit sowie Anregung zur Entfaltung von Kräften zur
Entwicklung im Lebenslauf (vgl. Nestmann 2008).

Alle beratenden Studierenden werden in Seminaren u.a zu den Themen
"Psychiatrische Erkrankungen und Psychotherapie", "Praxis der
Beratung" und "Sozialmedizin und Begutachtung" fachlich auf ihre
Beratungstätigkeit vorbereitet. Die Qualifizierung erfolgt nach den
"klinischen Kompetenzen" (Pauls & Mühlum 2004), wonach sie insgesamt
die Fähigkeit zur Beratung, Unterstützung und Behandlung von Menschen
in krisenhaften Situationen im Sinne einer geplanten, zielgerichteten,
theoriegeleiteten und methodenbewussten psychosozialen Arbeit
erwerben.

Die Beratungsmethodik basiert obligatorisch auf dem Modell der
klientenzentrierten Gesprächsführung nach Rogers (1945) bzw. auf dem
biografisch-narrativen Gesprächsansatz nach Rosenthal (2003). Während
der Beratungsphasen unterstehen die Studierenden einer Supervision
(Einzel-/Gruppentermine) durch einen Facharzt für Psychotherapie und
einen Juristen/Psychologen.

Lernziele der Beratungsarbeit und Seminare sind z.B. Fähigkeiten zur
Abklärung (Assessment, Diagnose) und differenzierten psychosozialen
Indikations- und Prognosestellung; zur Einbeziehung des sozialen
Umfeldes, zum Aufbau eines Netzes sozialer Unterstützung und zur
Integration in das vorhandene professionelle Behandlungsnetz; zur
Nutzung des Systems sozialer Sicherung im Gesundheitsbereich mit
entsprechenden rechtlichen, ökonomischen und sozialpolitischen
Kenntnissen und Netzwerkkompetenzen sowie Fähigkeiten zur Anwendung
eines kompetenten Unterstützungs- bzw. Case Managements,
gesundheitsdienlichen Sozialmanagements und klientenbezogener sozialer
Anwaltschaft (Pauls & Mühlum 2004).

Für die Klientinnen und Klienten sind die Beratungen niedrigschwellig,
kostenlos, auf Wunsch anonym und haben vorrangig einen überbrückenden
Charakter, sodass maximal sechs Sitzungen (bis zu je 90 Minuten) pro
Klientin oder Klient veranschlagt sind. Durch eine kontinuierliche
Vernetzung mit den Akteuren des Sozial- und Gesundheitssystems können
Klientinnen und Klienten im Bedarfsfall an ambulant und stationär
tätige Einrichtungen weitervermittelt werden.

Eine Evaluation Ende 2015 zeigte, dass die 78 Ratsuchenden, die
Kontakt zu HEL.P aufgenommen hatten, umgehend bzw. spätestens nach
zwei Tagen beraten werden konnten. Der Altersdurchschnitt der
Ratsuchenden lag bei 38 Jahren. Die meisten psychosozialen Probleme
betrafen Gesundheit/Krankheit, Erziehung, Arbeit/Arbeitslosigkeit und
Familie. 20 Prozent der Beratungsgespräche ließen sich dem Bereich
Prävention zuordnen, 24 Prozent dem Bereich Nachsorge und 56 Prozent
der Beratungsgespräche fanden direkt während einer akuten
psychosozialen Krise statt. Insbesondere zeigte sich, dass es sich
hierbei um Menschen handelte, die keine oder keine ausreichende
Unterstützung im sozialen Netzwerk fanden (vgl. Franke et al. 2017).

Nicht wenige Ratsuchende werden von Hausärztinnen und Hausärzten
direkt an HEL.P verwiesen, und oft liegt ein deutliches
Informationsdefizit bzgl. der Existenz und Verfügbarkeit von
Einrichtungen im Sozial- und Gesundheitssystem vor. Zumeist kann in
diesen Fällen eine einmalige Sitzung mit einer konkreten
Weitervermittlung zu Selbsthilfeeinrichtungen, Tageskliniken und
speziellen Beratungsstellen Hilfe leisten.

Insbesondere suchen ältere Alleinlebende die Beratungsstelle auf oder
Menschen, die bereits auf einen Psychotherapieplatz warten bzw. sich
sogar in psychopharmakologischer Behandlung befinden.

Ein Beispiel ist der Fall einer 73-Jährigen, die fünf Monate die
psychosoziale Beratung von HEL.P als Ergänzung ihrer
gerontopsychiatrischen Therapie nutzte. Die Gespräche fanden im Zwei-Wochen-Rhythmus 
jeweils 90 Minuten statt und fokussierten ihre
konkrete Lebenswelt. Die Klientin nutzte das Erzählen als ein
regulierendes Element des Befindens und sah die Gesprächssituation als
Katharsis an. Es gab ihr nach eigenem Empfinden die Möglichkeit,
eigene Deutungen ihrer Erlebnisse zu finden. Mithilfe der Beraterin
bekam sie die Möglichkeit, Abstand zur dominanten, von Isolation
beeinträchtigten sozialen Lebenssituation zu erlangen und die sich
daraus ergebenen Probleme zu verbalisieren. In der gemeinsamen Arbeit
wurden ihre Widerstandsleistungen und Lösungs- bzw. Copingstrategien
erkundet.

HEL.P stellt ein niederschwelliges, thematisch breit aufgestelltes,
ergänzendes (nicht ersetzendes), kostenloses und streng vertrauliches
Angebot für jede Altersgruppe dar. Die Beratung dient somit denjenigen
als Unterstützung, die eine psychosoziale Krise nicht ohne Hilfe
bewältigen können und keine zeitnahe geeignete Versorgung erhalten. Es
stützt sich in der Pilotphase auf die Lehr-Lern-Methode des
"Service-Learnings", indem das in der Lehre erlernte Fachwissen
angewendet und produktiv gemeinwohlorientiert in die Gesellschaft
eingebracht wird (vgl. Seifert & Zentner 2010).

Die Problematik solcher oder ähnlicher Versorgungsideen ist die
dauerhafte Finanzierung, die bislang nicht bereitgestellt wird.
Gewisse Finanzierungsmöglichkeiten könnten sich jedoch mit dem 2015 in
Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der
Prävention (PrävG) ergeben (Deutscher Bundestag 2015); u.a durch die
Veranschlagung von ca. 500 Mio. Euro pro Jahr für Gesundheitsförderung
und Prävention mit dem Schwerpunkt Gesundheitsförderung in
Lebenswelten und einer finanziellen Unterstützung der gesundheitlichen
Selbsthilfe mit 30 Mio. Euro pro Jahr über die finanzielle
Unterstützung von Selbsthilfegruppen und -organisationen sowie 
-kontaktstellen. Mit diesem Gesetzesbeschluss könnten Mittel für die
Finanzierung psychosozialer Beratungs- und Präventionsangebote kommen,
die die Versorgungsleistung von Menschen in psychosozialen Krisen im
Sinne der Prävention psychischer Krankheiten verbessern.

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung ist mit für die
zielgerichtete Ausschüttung der Gelder verantwortlich. Die
gesetzlichen Krankenversicherungen allerdings müssen sie zur Verfügung
stellen. Dabei könnte es in ihrem Interesse liegen, präventive
Maßnahmen zu fördern und der Entstehung von psychischen Krankheiten
bereits bei psychosozialen Krisen vorzubeugen. Allerdings dürfte die
Aufnahme der hier vorgestellten Versorgungsstruktur in die
Regelversorgung nur schwer möglich sein.

Fazit

In der derzeit geltenden insuffizienten Versorgung von Menschen in
psychosozialen Krisen können individuelle Ressourcen und die
Genesungsselbsthilfe durch ausgewiesene Beratungsstellen gefördert
werden. Eine mögliche Finanzierung bei generell knappen Mitteln stellt
das PrävG dar.


Dr. med. et Dr. disc. pol. Andreas G. Franke, M.A.,
Professor für Medizin in Sozialer Arbeit und Dekan des Fachbereiches
Soziale Arbeit, Bildung und Erziehung an der Hochschule Neubrandenburg
(University of Applied Sciences)

Stefanie Neumann, M.A., wiss. Mitarbeiterin des Projektes
"HEL.P (Hochschulorganisierte ehrenamtliche Lebensberatung. Projekt)
für Menschen in psychosozialen Lebenskrisen" an der Hochschule
Neubrandenburg (University of Applied Sciences)
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FORSCHUNG/242: Nachahmung natürlicher Bewegungen im Nanobereich mit Hilfe der DNA-Origami Technik (idw)


Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme - 13.04.2018

Nachahmung natürlicher Bewegungen im Nanobereich mit Hilfe der DNA-Origami Technik



Forscher am Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme, der Universität
Heidelberg und der Universität Stuttgart nutzen eine Technik namens
DNA-Origami, um eine Vielzahl lebenswichtiger Bewegungen in der Natur
nachzuahmen - wie zum Beispiel die Gleitbewegung von Proteinmotoren bei
der Zellteilung. Ihre nur wenige Nanometer große Erfindung, tausendmal
kleiner als ein menschliches Haar, zeigt einen ersten Versuch, die
geheimnisvolle Arbeitsweise natürlicher "Maschinen" in lebenden Zellen
nachzubilden.

"Es ist uns gelungen, zwei Origami-Filamente zu koppeln und sie
kontrolliert auseinander zu bewegen. Wir nennen das Filamentgleiten. Damit
haben wir in gewissem Maße ein wesentliches Bewegungsverhalten nachgeahmt,
das in der Natur zum Beispiel bei der Zellteilung auftritt." Maximilian
Urban ist stolz darauf, dass seine Forschungsarbeit am Freitag, den 13.
April 2018 auf der Nature Communications Webseite erscheint. Der Titel
seiner Publikation: "Gold nanocrystal-mediated sliding of doublet DNA
origami filament", zu deutsch so viel wie "Gold-Nanokristall-vermitteltes
Gleiten von zwei parallelen DNA-Origami-Filamenten". Der 31-jährige
Doktorand ist Teil der siebenköpfigen Forschungsgruppe "Smart
Nanoplasmonics" am Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme in
Stuttgart. Seit 2014 arbeitet er an verschiedenen dynamischen
Nanosystemen, alle basierend auf der DNA-Origami-Technik. "Unser Ziel ist
es, eine Vielzahl von künstlichen Funktionssystemen im Nanobereich zu
realisieren. Wir lassen uns dabei von der Natur inspirieren", sagt Laura
Na Liu, die mit Urban zusammenarbeitet und die Forschungsgruppe leitet.

Die Zellteilung ist ein biologischer Prozess, der das Wachstum und die
Fortpflanzung aller Lebewesen gewährleistet: eine Mutterzelle teilt sich
in zwei Tochterzellen. Die Mutterzelle fällt dabei nicht einfach
auseinander. Die beiden Tochterzellen gleiten vielmehr auseinander - in
entgegengesetzte Richtung. Ein Proteinmotor namens Kinesin-5 ist
mitverantwortlich für diesen Teilungsprozess. Doch wie funktioniert dieser
Motor? Man stelle sich eine Zelle vor, die wie eine flexible Kugel
aussieht. An der Stelle, wo sich die Zelle teilen wird, befindet sich eine
Spur aus Mikroröhrchen an jeder Seite - wie die Leitplanken einer
Autobahn. Zahlreiche Proteinmotoren bzw. Kinesin-5s sitzen wie kleine
Bälle zwischen diesen Mikroröhrchen. "Die Proteinmotoren verbinden sich
mit den Mikroröhrchen auf jeder Seite", erklärt Urban. "Durch eine
Bewegung in entgegengesetzte Richtung bewirken sie alle gemeinsam die
Spaltung der Zelle."

In Urbans Forschungsarbeit geht es darum, dieses Gleitverhalten auf der
Nanoskala nachzuahmen. Kein leichtes Unterfangen. Um den
Zellteilungsprozess simulieren zu können, verwendet der Wissenschaftler
ein künstliches dynamisches System aus DNA. Die erste Herausforderung
besteht darin, die Strecke aus Mikroröhrchen bzw. Leitplanken nachzubauen
an der Stelle, wo sich die Zelle teilt. Für die Leitplanken verwendet
Urban DNA-Stränge, die zu DNA-Bündeln geformt wurden. "Wir nennen diese
Spuren "DNA-Origami-Bündel", weil wir schlaffe DNA-Stränge nehmen und sie
falten - ähnlich der japanischen Kunst, Papier in Objekte zu falten", fügt
Laura Na Liu hinzu. Diese Technik wurde 2006 von Paul Rothemund
entwickelt. Durch Falten langer, einzelsträngiger DNA-Moleküle gelang es
dem Nanotechnologie-Pionier, Quadrate, Scheiben und sogar Smiley-Gesichter
aus DNA herzustellen.

Wissenschaftler nennen DNA-Origami-Bündel "Filamente". Jedes ist etwa 100
Nanometer lang, und durch die Gruppierung von Helices nebeneinander -
ähnlich wie eine Wand aus Ziegelsteinen - entsteht eine Spur. Außerdem
haben die Filamente kurze einzelsträngige DNA-Stränge, die aus der Spur
herausragen. Warum das wichtig ist, wird später klar werden.

Zurück zu den Filamenten. "Wenn wir nur einen DNA-Strang benutzen würden,
wäre dieser sehr schlaff. Aber wenn wir DNA zu Bündeln falten, werden sie
so starr, dass unsere Gold-Nanokristalle andocken bzw. hybridisieren und
die Spuren verschieben können", erklärt Laura Na Liu. Hybridisierung
bedeutet, ein Paar zwischen komplementären Regionen zweier einzelner
DNA-Stränge zu bilden, die ursprünglich nicht gepaart waren.

Die zweite Herausforderung besteht darin, das Gegenstück zum Proteinmotor
zu bauen, der in realen Zellen dafür verantwortlich ist, dass die beiden
Tochterzellen auseinanderdriften. Maximilian Urban verwendet dafür
Gold-Nanokristalle (siehe Bild). "Sie sehen aus wie kleine goldene Kugeln, zehn
Nanometer groß. Ich beschichte sie mit hunderten von Fäden
einzelsträngiger DNA, die abstehen, als ob dem Nanokristall die Haare zu
Berge stehen würden," sagt er lächelnd. "Diese DNA-Fäden auf dem
Nanokristall docken an an die einzelnen DNA-Stränge, die aus den
Leitplanken bzw. den DNA-Origami-Bündeln herausragen. Durch diese Bindung
entsteht ein DNA-Doppelstrang. "Indem wir fein abgestimmte DNA-Schnipsel
hinzufügen, können wir einzelne Verbindungen öffnen und so die Goldkugel
an einer Stelle freisetzen. Gleichzeitig können wir einen weiteren Satz
DNA-Schnipsel verwenden, um die Kugel an der nächsten Stelle an die Bahn
zu binden. Dadurch beginnt sich der Goldkristall zwischen den
Origami-Spuren zu drehen. Ich vergleiche das gern mit einer Zahnradbahn. Durch
geschickte Anordnung der Bausteine in unserem System ist es uns möglich,
zwei Filamente in entgegengesetzte Richtungen hin und her zu bewegen."

Sowohl Urban als auch Liu investieren viel Zeit und Mühe in ein
Forschungsfeld namens dynamische DNA-Nanotechnologie oder dynamic DNA
nanotechnology. "Wir möchten die verschiedenen Funktionen erforschen, die
natürliche Systeme erfüllen können - in diesem Fall molekulare Motoren. In
unserer Forschung geht es um die Fähigkeit, Dinge gezielt und definiert in
einer flüssigen Umgebung steuern zu können. Es ist uns gelungen, zwei
Filamente mit Hilfe von Gold-Nanokristallen zu koppeln und die Filamente
auseinander zu bewegen - so wie es Proteinmotoren mit Mikroröhrchen tun".

Nanomaschinen aus Molekülen - das Forschungstrio Jean-Pierre Sauvage, J.
Fraser Stoddart und Bernard Feringa haben molekulare Systeme mit
steuerbaren Bewegungen entwickelt, um bestimmte Aufgaben erfüllen zu
können, wenn ihnen Energie zugeführt wird. Sie erhielten dafür 2016 den
Nobelpreis für Chemie. "Es gab spannende und inspirierende Fortschritte
bei der Synthese winziger Maschinen, die grundlegende Funktionen wie
lineare Bewegungen oder Rotationen ausführen. Das ist die Richtung, die
wir ebenfalls eingeschlagen haben, aber mit Hilfe der
DNA-Nanotechnologie", sagt Urban. "Unsere Motivation ist es, etwas nachzubauen
- denn nur dann, wenn man etwas nachahmt, kann man es wirklich verstehen.
Zweitens - aber das liegt weit in der Zukunft - streben wir Anwendungen in
der Nanomedizin an, indem wir Nanoroboter entwickeln, die selbstständig
vordefinierte Aufgaben im Körper übernehmen können. Wir möchten künstliche
molekulare Fabriken bauen, in denen wir Nanoroboter mit effektiver
Sensorik und Rückkopplungskontrolle herstellen können, so dass sie
Medikamente transportieren und dorthin liefern können, wo sie gebraucht
werden, zum Beispiel zu einer Krebszelle".

Weitere mögliche Anwendungsgebiete sind künstliche Zellsysteme. Na Liu
erläutert: "In unserem Forschungsfeld ist die Frage noch nicht ganz
geklärt, wie wir künstliche Zellen mit allen künstlichen Komponenten
nachbauen können".


Die Publikation "Gold nanocrystal-mediated sliding of doublet DNA origami
filaments" (DOI 10.1038/s41467-018-03882-w) wird am Freitag, den 13. April
2018 auf der Nature Communications Website veröffentlicht. Die Sperrfrist
endet um 10:00 Uhr Londoner Zeit, 11 Uhr deutsche Zeit. Sie wird unter

www.nature.com/ncomms abrufbar sein.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/ncomms

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65248

Elektronenmikroskopaufnahme der Nanostruktur

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1801
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MELDUNG/261: Studie - Wie beeinflussen Songtitel die Wahrnehmung von Musik? (idw)


Technische Universität Berlin - 16.04.2018

Wie beeinflussen Songtitel die Wahrnehmung von Musik?



In einer gemeinsamen Studie des Fachgebiets Audiokommunikation der TU
Berlin und der Goldsmiths University of London haben die Wissenschaftler
Manuel Anglada-Tort, Dr. Jochen Steffens und Dr. Daniel Müllensiefen die
Auswirkungen von Songtiteln auf die Bewertung von Musik untersucht.

Dass Titel die Wahrnehmung und Wertschätzung von Gemälden oder
Kunstobjekten stark beeinflussen, ist inzwischen allgemein bekannt und gut
erforscht: Das identische Bild mit zwei verschiedenen Überschriften kann
ganz unterschiedlich wahrgenommen werden. Die Frage, ob Songtitel die
Wahrnehmung und Bewertung von Musik beeinflussen, wurde jedoch bislang
noch nicht untersucht. "Aufgrund der bisherigen Studiensituation lag der
Verdacht nahe", so Manuel Anglada-Tort, Doktorand am Fachgebiet
Audiokommunikation der TU Berlin und Erstautor der jetzt in der
Fachzeitschrift "Psychology of Aesthetics, Creativity, and the Arts"
erschienenen Studie. "Titel sind ein grundlegendes Element jeder Musik.
Wenn wir in Playlists nach Musik suchen, tun wir das in der Regel anhand
der Titel, die uns an unsere Lieblingsmusik erinnern."

Grundsätzlich können Songtitel einen negativen oder positiven emotionalen
Inhalt haben (z.B. "Tragedy" von Norah Jones oder "Kiss" von Prince).
Andere können eine starke Aussage transportieren wie "My guitar wants to
kill your mama" (Meine Gitarre will deine Mama töten) von Frank Zappa oder
"Ha ha you're dead" (Haha, du bist tot) von Green Day. In jedem Fall
verbinden Menschen mit einem Titel Emotionen. In der aktuellen Studie
haben Wissenschaftler die Auswirkungen von Songtiteln anhand von zwei
verschiedenen Experimenten untersucht, in denen Versuchspersonen Musik
vorgespielt wurde, die sie anschließend bewerten mussten.

Im ersten Experiment unterschieden sich die Titel anhand ihrer flüssigen
Aussprache. Identische Musikstücke wurden einer Gruppe entweder mit
fließenden, leicht auszusprechenden Titeln präsentiert oder mit
komplizierten, schwer auszusprechenden Titeln. Die Ergebnisse zeigten,
dass Teilnehmenden die Musik, die ihnen mit einem leicht auszusprechenden
Titel vorgestellt wurde, nicht nur besser bewerteten, sondern dass sie das
Lied auch eher Freunden empfehlen oder ein Konzert dieser Künstlerin oder
dieses Künstlers besuchen würden.

In einem zweiten Experiment wurden die emotionalen Assoziationen der
Songtitel manipuliert. Dieselben Musikstücke wurden mit positiven
("Passion"), negativen ("Tragedy") oder neutralen ("Window") Titeln
präsentiert. Wurde das identische Musikstück mit negativen Titeln belegt,
maßen die Versuchspersonen diesen Musikstücken auch einen geringen
ästhetischen Wert bei. Bei den Erinnerungswerten war der Zusammenhang
exakt umgekehrt: neutrale und negative Titel hatten die höchsten
Erinnerungsquoten. "Insgesamt ergab eine abschließende Gesamtanalyse, dass
die gleiche Musik besser bewertet wurde, wenn sie mit Titeln präsentiert
wurde als ohne. In dem Fall spielte die Emotionalität des Titels keine
Rolle", so Manuel Anglada-Tort.

Die Studie zeigt, dass - vergleichbar mit dem Einfluss von Titeln auf
Kunstwerke - die Manipulation der linguistischen Eigenschaften eines
Titels auch Auswirkungen auf die Wahrnehmung und Bewertung des
dazugehörigen Stückes hat. Die Autoren resümieren daher, "dass Songtitel
mehr sind als Worte; sie sind Signale, die Menschen beeinflussen."


Publikation:

Names and titles matter: The impact of linguistic fluency and the affect
heuristic on aesthetic and value judgements of music.

Manuel Anglada-Tort and Jochen Steffens, Technische Universität Berlin;
Daniel Müllensiefen, Goldsmiths, University of London.

Psychology of Aesthetics, Creativity, and the Arts, Apr 05, 2018

DOI: http://dx.doi.org/10.1037/aca0000172


Audiomaterial:

www.tu-berlin.de/?189466

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52
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AUSLAND/8677: Aus aller Welt - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chile will Zuwanderung stärker reglementieren

Chiles neugewählter konservativer Präsident Sebastian Piñera hat eine
Reform der Migrationsgesetze eingeleitet. Neben der Schaffung einer
Einwanderungsbehörde sowie eines Migrationsausschusses sieht die
Reform erleichterte Abschiebungen und neue Visahürden vor. Er wolle
Ordnung im Haus schaffen, sagte Piñera bei der Präsentation des neuen
Gesetzes. Seinen Angaben zufolge befinden sich derzeit 300.000
illegale Einwanderer in dem Andenstaat. Mit dem neuen Gesetz wird die
Einreise und der Aufenthalt für Haitianer deutlich eingeschränkt,
während es für Migranten aus Venezuela einfacher werden soll. Zu den
fünf bedeutendsten Herkunftsstaaten der in Chile lebenden Ausländer
zählen Peru, Kolumbien, Bolivien, sowie Haiti und Venezuela.
Insbesondere die Einwanderung aus dem armen Karibikstaat Haiti hat
sich nach Informationen des chilenischen Innenministeriums in den
vergangenen zwei Jahren mehr als verdoppelt.

17. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8677: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



15jähriger stirbt nach Schlägerei

Nach einer Prügelei unter Jugendlichen in der Passauer Innenstadt ist
ein 15jähriger zusammengebrochen und wenig später in einer Klinik
gestorben. Nach Angaben der Staatsanwaltschaft wurden fünf an der
Schlägerei beteiligte im Alter zwischen 14 und 25 Jahren von der
Polizei festgenommen. Der Grund für die Auseinandersetzung war
zunächst unklar. Eine Obduktion solle nun klären, ob die Schläge oder
eine Vorerkrankung Ursache für den Tod des 15jährigen waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8674: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO verliert Antonow-Großtransporter

Die russische Frachtfluggesellschaft Volga Dnepr beendet ihre
militärischen und humanitären Transportdienste für die NATO und
EU-Staaten am Flughafen Leipzig/Halle. Nach Angaben des
Verteidigungsministeriums in Berlin wird der Ende des Jahres
auslaufende Vertrag nicht verlängert. Nach bisherigen Kenntnissen
will sich das Unternehmen Volga Dnepr künftig ausschließlich auf den
Transport ziviler Güter konzentrieren. Der Abzug der
Antonow-Großraummaschinen wird die Transportkapazität der Allianz und
der EU für die Materialversorgung ihrer Kräfte in Krisen- und
Einsatzgebieten drastisch reduzieren. Das Projekt Salis (Strategic
Airlift International Solution) war 2006 von EU und NATO ins Leben
gerufen worden, weil der Westen nicht über geeignete Frachtmaschinen
verfügt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8676: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuregelung soll Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit erleichtern

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil legte einen Gesetzentwurf vor,
der Teilzeitbeschäftigten die Rückkehr in die Vollzeit erleichtern
soll. Es soll für alle Teilzeitvereinbarungen gelten, die ab dem 1.
Januar 2019 geschlossen werden. Das im Koalitionsvertrag vereinbarte
Gesetz soll bereits am 23. Mai ins Kabinett. Es geht um Arbeitszeit,
die zum Leben paßt, sagte der SPD-Politiker am Dienstag im
Deutschlandfunk. Die Arbeitsmarktexpertin der Grünen, Beate
Müller-Gemmeke, kritisierte die neue Regelung, da nur wenige
Beschäftige von der befristeten Teilzeit Gebrauch machen könnten.
Dringend notwendig sei eine klare und einfache Lösung für alle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8675: Tragisches und Kurioses - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote nach Zusammenprall von Kleinflugzeugen

Nach dem Zusammenstoß von zwei Kleinflugzeugen in der Luft, bei dem
am Sonntag zwei Menschen in der Nähe von Schwäbisch Hall ums Leben
kamen, haben die Ermittler die Identität der beiden Piloten
inzwischen klären können. Demnach wurde das Ultraleichtflugzeug von
einem 76jährigen aus dem Kreis Heilbronn pilotiert. Im Sportflugzeug
saß ein 74 Jahre alter Mann aus dem Raum Stuttgart. Beide Maschinen
befanden sich zum Unglückszeitpunkt im Landeanflug auf den
Adolf-Würth-Airport. Für die Suche nach der Absturzursache wurden
Experten der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung hinzugezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7760: Aus Forschung und Technik - 17.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Meteoriteneinschlag führte zur Ausbreitung von Dinosauriern

Ein extremer Klimawandel, der durch einen Meteoriteneinschlag vor
rund 232 Millionen Jahren ausgelöst wurde, schaffte offenbar optimale
Lebensbedingungen für Dinosaurier. Wie Paläontologen aus
Großbritannien und Italien im Fachblatt Nature Communications
berichten, ging mit dem Impakt eine explosionsartige Vermehrung der
Landwirbeltiere einher. Für ihre Studie untersuchten die
Wissenschaftler Fußabdrücke von Dinosauriern in Gesteinsformationen
in den norditalienischen Dolomiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7773: Aus aller Welt - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Nächtliche Randale in Toulouse

Im südfranzösischen Toulouse haben Jugendliche zwei Nächte in Folge
randaliert. Zahlreiche Autos, eine Baumaschine und Mülleimer wurden
in Brand gesetzt. Polizisten wurden angegriffen. Trupps von 30 bis 40
Personen bewegten sich durch das Viertel, um sich dem Zugriff der
Polizei zu entziehen. Diese setzte einen Hubschrauber zur
Unterstützung ein und ging mit Blendgranaten und Tränengas gegen
Randalierer vor. Insgesamt 18 Jugendliche wurden festgenommen, wie
die Polizei am Dienstag berichtete. Was die Unruhen auslöste, ist
nicht völlig geklärt. Ein 30jähriger Bewohner des sogenannten
Problemviertels Grand Mirail war am Samstag in Polizeigewahrsam zu
Tode gekommen. Laut Polizeiangaben handelt es sich um einen
Selbstmord. Außerdem war eine verschleierte Frau verhaftet worden,
die sich von der Polizei nicht hatte kontrollieren lassen wollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7734: Medizin und Gesundheitswesen - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutlich mehr Hantavirus-Infektionen

Infektionen durch das Hantavirus haben meist grippeähnliche Symptome
wie hohes Fieber, Kopf-, Bauch- und Rückenschmerzen. Allerdings kann
es auch zu Blutdruckabfall und Nierenfunktionsstörungen bis hin zum
totalen Nierenversagen kommen. Wie das Robert Koch-Institut (RKI)
laut Deutschem Ärzteblatt mitteilte, sind letztes Jahr deutlich mehr
Infektionen registriert worden als im Jahr davor. Über 1700 Fälle
wurden den Gesundheitswächtern in Berlin gemeldet. Eine deutliche
Steigerung gegenüber 2016, als nur 281 Fälle registriert wurden. Die
wichtigsten Ausbruchsregionen in Deutschland sind die Schwäbische
Alb, der Bayerische Wald, der Spessart, Nordost-Hessen, der
Teutoburger Wald sowie das Münsterland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7761: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Passauer Junge stirbt nach Schlägerei

In Passau ist am Montagabend ein 15 Jahre alter Junge nach einer
Schlägerei gestorben. Fünf mutmaßliche Täter im Alter von 14 bis 25
Jahren aus Passau und Neuhaus wurden nach Angaben der
Staatsanwaltschaft vom Dienstag vorläufig festgenommen. Der Grund der
Schlägerei und die eigentliche Todesursache waren zunächst nicht
klar. Bei der Schlägerei haben rund 20 Unbeteiligte zugesehen. Einer
alarmierte einen Notarzt, der den niedergeschlagenen und bewußtlosen
Jungen noch reanimieren konnte. Der verstarb jedoch in der örtlichen
Klinik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7686: Sprache, Kunst und Medium - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Regisseur Mondtag würde nicht Nein zur Leitung der Volksbühne sagen

Zwar hatte Berlins Kultursenator Klaus Lederer (Linke) nach dem
Rücktritt von Intendant Chris Dercon betont, man werde bei der Suche
nach einem Nachfolger für die Volksbühnen-Leitung nichts überstürzen.
Schließlich sei man sich nach 25 Jahren unter der Leitung von Frank
Casdorf einig, daß die Volksbühne diverser, weiblicher und jünger 
werden solle, aber nun hat sich der junge Berliner Regisseur Ersan 
Mondtag schon mal vorsorglich ins Spiel gebracht.

Wie die österreichische Nachrichtenagentur APA am Dienstag berichtete,
stelle sich der in Berlin geborene Theatermann, der sich gerade
beruflich in Wien aufhält, "selbstverständlich" als Nachfolger zur
Verfügung. Zum Wohle der renommierten Bühne wolle der 31jährige jedoch
auch geeigneteren Kandidaten unterstützen.

Nachträglich erteilte Mondtag dem Konzept von Dercon als
"Durchreise-Katalogtheater" eine Abfuhr. Für ihn sei die inhaltliche
Ausrichtung entscheidend.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7751: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



OPCW-Experten nehmen Untersuchungen in Duma auf

Die neun Experten der Organisation für das Verbot von Chemiewaffen
(OPCW), die am Samstag in Damaskus eingetroffen waren, konnten sich
inzwischen in die nahegelegene Stadt Duma begeben. Dort werden sie
untersuchen, ob am 7. April chemische Kampfstoffe oder Chlorgas
ausgebracht wurden. Dazu werden die OPCW-Experten Materialproben
nehmen und mit der Bevölkerung sprechen. Die Aufnahme der
Untersuchungen hatte sich wegen fehlender Sicherheitsfreigaben durch
die OPCW verzögert, aber die Experten konnten bereits mit der
Befragung von 22 Zeugen beginnen.

Die USA, Frankreich und Großbritannien hatten drei mutmaßlich mit
Chemiewaffen in Verbindung stehende, syrische Einrichtungen mit
Dutzenden von Cruise Missiles angegriffen. Die Regierungen der drei
Länder warfen der syrischen Regierung vor, für den mutmaßlichen
Giftgaseinsatz verantwortlich zu sein.

Die Untersuchungen der OPCW werden ausdrücklich von der syrischen
Regierung und dem verbündeten Rußland unterstützt. Duma wird seit
einigen Tagen wieder von den syrischen Streitkräften kontrolliert.
Die OPCW wird nicht ermitteln, welche der Kriegsparteien eventuell
Giftgas in Duma eingesetzt hat. Aber die Experten könnten die im
Vorfeld der Untersuchungen massiv gegen Rußland erhobenen Vorwürfe
entkräften, für einen Giftgaseinsatz mitverantwortlich zu sein, wenn
sich letzterer gar nicht nachweisen läßt.

Der hochgeehrte britische Journalist Robert Fisk und
Nahostkorrespondent der britischen Zeitung The Independent hat
bereits in Duma mit einem Arzt gesprochen, der dort in einem
unterirdischen Krankenhaus tätig ist. Demnach ist das international
kursierende Video von Patienten, welche unter Atemnot leiden,
authentisch. Der Auslöser des Sauerstoffmangels war jedoch nicht
Giftgas, sondern die von Abfällen belastete Atmosphäre in den Tunneln
und Kellern, in denen die Menschen leben, verstärkt durch ein
plötzliches hohes Staubaufkommen aufgrund des Beschusses durch die
syrische Armee und die russische Luftwaffe. Als die Betroffenen in
die Klinik kamen, löste jemand mit dem Ruf "Gas!" eine Panik aus.
Daraufhin wurden Patienten mit Wasser übergossen. Fisk hat nach
eigenen Angaben mit vielen Menschen in der Stadt gesprochen, die an
die gewöhnlich von islamistischen Kämpfern aufgebrachten
Gasgeschichten nicht glaubten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7765: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Internationale Energiekonferenz im Bundesaußenministerium

Im Außenministerium findet seit Dienstag eine zweitägige
internationale Energiekonferenz von Ministern und Delegationen aus 40
Ländern sowie Vertretern von Wirtschaft und Gesellschaft statt.

Außenminister Heiko Maas (SPD) unterstrich anläßlich des Treffens die
Bedeutung von Klimawandel und -sicherheit für die deutsche
Außenpolitik. Mit dem Thema will Maas für einen ständigen Sitz
Deutschlands im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen werben. Laut
Maas hat Deutschland zusammen mit Norwegen und Saudi-Arabien eine
Kommission zu den geopolitischen Auswirkungen der globalen
Energiewende eingerichtet. Der Minister geht davon aus, daß die
nachhaltige Energieproduktion zur internationalen Sicherheit
beitragen wird. Die Länder, die sich mit erneuerbaren Energien selbst
versorgen, können über ihre Energieabhängigkeit nicht mehr von
anderen unter Druck gesetzt werden. Deswegen wird die Energiewende
die geopolitischen Realitäten verändern.

Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) drückte die Erwartung aus,
daß die Ökostromproduktion in Deutschland in vier bis fünf Jahren
ohne staatliche Subventionen konkurrenzfähig sein wird. Der Minister
sagte zudem einen beschleunigten Netzausbau in Zusammenarbeit mit
Ländern und Kommunen zu. Genehmigungsverfahren sollen vereinfacht
werden. Häufiger können Stromleitungen auch in der Erde verlegt
werden. An der klimaschädlichen Kohleverstromung wird Altmaier
festhalten. Die Produktion soll bis 2030 halbiert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7736: Tragisches und Kurioses - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bedeutender Wikingerschatz auf Rügen geborgen

Im Januar hatte auf der Insel Rügen der Metalldetektor eines
dreizehnjähriger Schülers angesprochen. Was er dann fand, hielt er
zunächst für billiges Alluminium aus DDR-Zeiten. Doch der ihn
begleitende Hobbyarchäologe erkannte schnell, daß es sich um Silber
handeln mußte.

Nach der Meldung hat inzwischen eine größere Expertengruppe den
früheren Kirchacker am Rande der Ortschaft Schaprode untersucht und
ist auf etwa 400 Quadratmetern fündig geworden. Die Wissenschaftler
sind sich einig, daß der Silberschatz dort von dem Wikinger-Anführer
Klaus Blauzahn und seinen Männern im späten 10. Jahrhundert vergraben
wurde. Neben rund 600 teils zerhackter Münzen wurde viel ebenfalls
zum Teil zerlegter Schmuck ans Tageslicht geholt. Ausschlaggebend war
offenbar der Silberwert, der gehandelt wurde.

Wie Grabungsleiter Michael Schirren vom Landesamt für Kultur und
Denkmalpflege erklärte, handelt es sich um den größten Fund von
Blauzahn-Silber im südlichen Ostseeraum.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7762: Arbeit, Soziales und Familie - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Weg zur Arbeit wird immer länger

Pendler in Deutschland hatten 2014 einen durchschnittlich 10,5
Kilometer langen Weg zu ihrem Arbeitsplatz. Das geht aus einer
Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) hervor, die am Dienstag in Nürnberg veröffentlicht wurde. Zur
Jahrtausendwende war demnach der Arbeitsweg noch 8,7 Kilometer lang
gewesen. Die Durchschnittsangaben verdecken, daß Pendlerstrecken
unter zehn Kilometern rückläufig sind, aber zwischen zehn und 50
Kilometern zunehmen. Der Studie zufolge pendeln Männer über deutlich
längere Strecken als Frauen. Außerdem sind die Arbeitswege von
Beschäftigte mit hohem Bildungsabschluß und komplexen Tätigkeiten am
weitesten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7745: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Forscher entdecken Enzym gegen Plastikmüll

Plastikmüll stellt gegenwärtig ein großes Problem da. Doch es gibt
einen Hoffnungsschimmer. Ein Wissenschaftlerteam um John McGeehan von
der University of Portsmouth hat laut dpa eine neue Enzymvariante
entdeckt, die unter anderem das für Flaschen verwendete Material PET
zersetzen kann. Entdeckt wurde die Enzymvariante durch Zufall, als
die Forscher ein Enzym untersuchten, das Bakterien wohl selbständig
in einer Recyclinganlage in Japan entwickelt hatten. Dieses half
ihnen, Plastik zu verdauen und somit als Nahrung zu nutzen. Auch wenn
McGeehan betont, daß damit das Problem des Plastikmülls noch nicht
gelöst ist, stellt die Entdeckung doch einen vielversprechenden
Anfang dar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7750: Märkte und Finanzen - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



China konkretisiert künftiges Investitionsreglement

Die Volksrepublik China öffnet nach und nach die Autoproduktion und
andere Schlüsselindustrien für ausländische Investoren. Die Nationale
Entwicklungs- und Reformkommission (NDRC) konkretisierte am Dienstag
die eine Woche zurückliegende Ankündigung von Staatspräsident Xi
Jinping. Demnach werden noch im laufenden Jahr Beschränkungen für
ausländische Investments im Schiffs- und Flugzeugbau fallen. Für die
vollständige Freigabe der Automobilbranche ist eine Fünfjahresfrist
vorgesehen, wobei der Bereich Elektrofahrzeuge bereits 2018
ausländischen Interessenten geöffnet wird. Bei Nutzfahrzeugen werden
die Auflagen 2020 zurückgezogen. Bislang waren Anleger aus dem
Ausland auf einen chinesischen Kooperationspartner angewiesen.
Außerdem konnten sie nicht mehr als die Hälfte der Anteile des
Gemeinschaftsunternehmens erwerben. Von den neuen Regeln werden unter
anderem die Autobauer Daimler und Volkswagen profitieren. China ist
für deutsche Unternehmen nicht nur ein wichtiger Exportmarkt, sondern
auch ein bedeutender Produktionsstandort.

17. April 2018
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WISSENSCHAFT/7768: Aus Forschung und Technik - 17.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bald keine Passwörter mehr nötig

Offenbar neigt sich die Zeit der Passwörter dem Ende entgegen. So ist
künftig auch das Login bei Windows ohne Passwort möglich. Rund eine
Woche nach der Ankündigung von Mozilla, Google und Microsoft, künftig 
die Authentifizierung in ihren Browsern durch den sogenannten 
FIDO2-Standard mit WebAuthn-Schnittstelle zu unterstützen, soll man 
sich bald auch bei Windows ohne Kennwort-Eingabe anmelden können. 
Möglich machen das Security Keys wie Tokens von Yubico. Schon länger 
hatte sich gezeigt, daß die Forderung nach möglichst unterschiedlichen 
Passwörtern zur Anmeldung auf Seiten und Geräten nicht praktikabel 
ist. Dem soll der Umstieg auf das passwortlose FIDO2-System abhelfen.

17. April 2018
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GENETIK/252: Timing ist alles - Forscher beschreiben genetisches Schaltwerk bei der Keimzellentwicklung (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 16.04.2018

Timing ist alles: Forscher beschreiben genetisches Schaltwerk bei der
Keimzellentwicklung



Der Fadenwurm C. elegans ist ein wahres Organisationstalent: Die nur
einen Millimeter kleinen Tierchen leben gerade einmal zwei bis drei Wochen -
nur vier Tage davon sind sie geschlechtsreif. Trotzdem schaffen sie es in
dieser kurzen Zeit, mehr als 300 Nachkommen zu zeugen. Damit dieses
anspruchsvolle Entwicklungsprogramm optimal funktioniert, müssen in ihren
Zellen zahlreiche Prozesse synchronisiert werden. Genetiker der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) haben einen zentralen
Signalweg entschlüsselt, der diese vielen Prozesse steuert. Ihre Studie
erschien kürzlich in der internationalen Fachzeitschrift "Proceedings of the
National Academy of Sciences" (PNAS).

Für die Fortpflanzung muss C. elegans Keimzellen bilden, also männliche
Spermien und weibliche Eizellen. Diese entstehen aus undifferenzierten,
teilungsfähigen Stammzellen. "Keimzellen sind besonders, da sie keinen
doppelten Chromosomensatz enthalten und nicht mehr teilungsfähig sind",
sagt Prof. Dr. Christian R. Eckmann, Entwicklungsgenetiker und
Heisenberg-Professor an der MLU. Bei der Bildung der Keimzellen müssen ganz
verschiedene Programme gleichzeitig ablaufen: "Einerseits muss bei der
Zellteilung das Erbgut der Ausgangszellen halbiert werden. Andererseits
muss auch eine sexuelle Differenzierung in weiblich oder männlich
stattfinden. Dafür sind umfangreiche Umbauarbeiten in den Zellen nötig",
so Eckmann weiter. Diese Prozesse müssen alle nahtlos ineinandergreifen,
damit sich die Zellen korrekt entwickeln können. Das Ganze kann man sich
wie in einem extrem komplizierten Uhrwerk vorstellen, bei dem zahlreiche
Zahnräder ineinandergreifen.

Gesteuert werden diese Prozesse durch RNA-bindende Proteine. Sie
regulieren außerhalb des Zellkerns, im Zytoplasma, welche Gene aktiviert
werden. Um aus einer Stamm- eine Keimzelle werden zu lassen, müssen zwei
spezielle RNA-bindende Proteine zerstört und das genetische Programm der
Zelle umgestellt werden. Wie, wann und warum in der Zelle das Signal dafür
gegeben wird, war bisher unklar. Die Forscher aus Halle haben jetzt
herausgefunden, dass der bereits bekannte MAP-Kinase-Weg dafür eine
zentrale Rolle spielt. "Über diesen Signalweg wird eine
Protein-Abbau-Kaskade in Gang gesetzt, die letztlich die beiden
Ziel-Proteine CPB-3 und GLD-1 erkennt und zerstört", fasst Eckmann zusammen.

Die Genetiker der MLU konnten zeigen, dass dieser Prozess bereits in einer
sehr frühen Phase der Meiose abläuft und im zeitlichen Einklang mit der
sexuellen Ausdifferenzierung der Keimzellen steht. Die Prozesse sind also
optimal aufeinander abgestimmt. "Das Besondere bei diesen Abläufen ist,
dass hier bereits bekannte, evolutionär gesehen sehr alte Moleküle zum
Einsatz kommen, die im Kontext der normalen Zellteilung als Unterdrücker
von Tumorbildung aufgefallen sind. In C. elegans sind diese Moleküle neu
verschachtelt worden. Die Prozesse wurden adaptiert und zeitlich so
koordiniert, dass eine optimale und schnelle Produktion von Keimzellen
ermöglicht wird", so Eckmann. Grundsätzlich gehen die Forscher davon aus,
dass dieselben Prozesse auch in anderen, noch komplexeren Organismen
beobachtet werden können - wenn auch nicht in einer derart komprimierten
Form.


Zur Publikation:

Edyta Kisielnicka, Ryuji Minasaki, Christian R. Eckmann (2018).

"MAPK signaling couples SCF-mediated degradation of translational regulators
to oocyte meiotic progression".

PNAS,

doi: 10.1073/pnas.1715439115
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ELEKTROTECHNIK/269: Ein Wimpernschlag vom Isolator zum Metall (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 16.04.2018

Ein Wimpernschlag vom Isolator zum Metall

Dank der geschickten Kombination neuartiger Technologien lassen sich
vielversprechende Materialien für die Elektronik von morgen untersuchen.



In den letzten Jahrzehnten sind Computer immer schneller geworden und
zugleich haben Festplatten und Speicherchips riesige Kapazitäten erreicht.
Die Entwicklung kann aber nicht immer so weiter gehen: Schon heute
zeichnen sich physikalische Grenzen ab, die eine weitere drastische
Beschleunigung der auf Silizium basierenden Computertechnik unmöglich
machen. Bei der Suche nach neuartigen Materialien und Technologien für die
Informationsverarbeitung versprechen sich Forscher insbesondere von der
Kombination elektrischer und optischer Schaltkreise ganz neue Impulse. Mit
Hilfe kurzer Laserpulse ist es nun einem Forscherteam um Misha Ivanov vom
Max-Born-Institut in Berlin gemeinsam mit Wissenschaftlern des Russian
Quantum Center bei Moskau gelungen, Licht auf die extrem schnellen
Prozesse in solchen neuartigen Materialien zu werfen. Die Ergebnisse sind
im renommierten Fachblatt "Nature Photonics" erschienen.




[image: Bild: © MBI Berlin]

Hohe harmonische Spektroskopie des lichtinduzierten Phasenübergangs.
Die vertikale rote Linie zeigt, wo das elektrische Feld des Lasers
(gelbe oszillierende Kurve) das Schwellenfeld überquert und dabei die
isolierende Phase des Materials zerstört. Die obere Grafik zeigt die
durchschnittliche Anzahl an Doublonen-Loch-Paaren pro Platz (blau)
und den Zerfall des isolierenden, feldfreien Grundzustands (rot).

Bild: © MBI Berlin



Von besonderem Interesse für die moderne Materialforschung in der
Festkörperphysik sind sogenannte "stark korrelierte Systeme", bei denen
sich die Elektronen im Material gegenseitig beeinflussen. Ein Beispiel
hierfür sind Magnete: Hier richten sich die Elektronen im Material in
einer bevorzugten Drehrichtung aus und erzeugen dadurch ein Magnetfeld. Es
sind aber auch ganz andere Ordnungsstrukturen denkbar. Bei sogenannten
Mott-Isolatoren, die derzeit intensiv erforscht werden, sollten die
Elektronen eigentlich frei fließen können und das Material elektrisch
leitend sein wie ein Metall. Aufgrund der gegenseitigen Wechselwirkungen
in diesem stark korrelierten Material behindern sie sich aber gegenseitig
und das Material wird zum Isolator.

Wenn man diese Ordnung durch einen starken Laserpuls stört, ändern sich
auch die physikalischen Eigenschaften dramatisch. Man kennt dies vom
Übergang von fest zu flüssig: Wenn Eis schmilzt, verwandelt sich der
starre Eiskristall in frei bewegliche Wassermoleküle. Ganz ähnlich
gewinnen auch die Elektronen in stark korrelierten Materialien
Beweglichkeit, wenn ihre Ordnung durch externe Laserpulse einen
Phasenübergang erfährt. Deshalb eröffnen solche Phasenübergänge die
Möglichkeit, ganz neue Schaltelemente für die moderne Elektronik zu
entwickeln, die schneller und vermutlich energieeffizienter als heutige
Transistoren sind. Im Prinzip könnten Computer dank der Kombination von
elektrischen Komponenten mit Lichtpulsen rund 1000-fach schneller werden.

Das Problem bei der Analyse solcher Phasenübergänge: Sie finden extrem
schnell statt und lassen sich deshalb nur schwer untersuchen. Bislang
konnten Wissenschaftler nur den Zustand des Materials vor und nach einem
solchen Phasenübergang bestimmen. Die Forscher Rui E.F. Silva, Olga
Smirnova und Misha Ivanov vom Max-Born-Institut haben nun aber eine
Methode ersonnen, im wahrsten Sinne des Wortes Licht auf diese Prozesse zu
werfen: Laut ihrer Theorie kann man diese Materialien mit extrem kurzen,
maßgeschneiderten Laserpulsen bestrahlen, die in dieser Qualität erst
jetzt verfügbar sind. Damit lässt sich als Reaktion des Materials auf
diese Pulse beobachten, wie die Elektronen im Material zu Bewegungen
angeregt werden und dabei wie eine Glocke Oberschwingungen mit bestimmten
Frequenzen aussenden, als Harmonische des einfallenden Lichts.

"Wenn wir dieses hohe harmonische Spektrum analysieren, können wir
erstmals die Änderung der Ordnungsstruktur in diesen stark korrelierten
Materialien 'live' beobachten", sagt Erstautor Rui Silva. Erst seit Kurzem
gibt es Laserquellen, die überhaupt in der Lage sind, diese Übergänge
gezielt auszulösen. Dazu müssen die Laserpulse einerseits stark genug sein
- und andererseits extrem kurz und im Femtosekundenbereich liegen
(millionstel milliardstel Sekunden).

Teilweise reicht eine einzige Lichtschwingung, um die Ordnung der
Elektronen im Material durcheinanderzuwirbeln und aus einem Isolator einen
metallartigen Leiter zu machen. Die Wissenschaftler am Max-Born-Institut
gehören auf diesem Gebiet ultrakurzer Laserpulse zu den führenden Experten
weltweit.

"Wenn wir die Eigenschaften der Elektronen im Material mit Licht
kontrollieren wollen, müssen wir genau verstehen, wie die Elektronen auf
Lichtpulse reagieren", erklärt Ivanov. Dank der neuartigen Laserquellen,
bei denen sich sogar einzelne Schwingungen des elektromagnetischen Feldes
vollständig kontrollieren lassen, sind mit der nun publizierten Methode
tiefe Einsichten in die Materialien der Zukunft möglich.


Originalveröffentlichung:

"High harmonic spectroscopy of ultrafast many-body dynamics in strongly
correlated systems"

R. E. F. Silva, Igor V. Blinov, Alexey N. Rubtsov, O. Smirnova & M. Ivanov

Nature Photonics, 26 March 2018 (online),

DOI: 10.1038/s41566-018-0129-0

www.nature.com/articles/s41566-018-0129-0

Weitere Informationen unter:

http://www.mbi-berlin.de
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ENERGIE/1555: Zweite Wärmequelle optimiert Wärmepumpenanlage (idw)


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH -
16.04.2018

Zweite Wärmequelle optimiert Wärmepumpenanlage



Luft-Wasser-Wärmepumpen nutzen die Außenluft als Wärmequelle. Wegen ihrer
vergleichsweise günstigen Anschaffungskosten erfreuen sie sich derzeit
wachsender Beliebtheit bei den Besitzern neuer oder sanierter
Einfamilienhäuser mit niedrigem Energiebedarf. Ihr Nachteilt: Sie arbeiten
bei sinkenden Außenlufttemperaturen, wenn der Heizwärmebedarf also steigt,
mit abnehmender Energieeffizienz. Das neue BINE-Projektinfo "Doppelt heizt
besser" (04/2018) stellt ein neues Anlagenkonzept vor, bei dem die
Gebäudeabluft als zweite Wärmequelle ins System integriert und die
Regelung der Wärmeverteilung optimiert wird.


Zentrale Einzelraum- und Vorlaufregelungen ergänzen das Konzept

Abluft liefert Wärme auf vergleichsweise hohem Temperaturniveau und führt
zu günstigen Systemkosten. Die Wissenschaftler erprobten die
Zusammenarbeit der Wärmepumpe mit dem Kreuzwärmetauscher des
Lüftungskompaktgerätes, um den optimalen Entnahmepunkt für die Abwärme zu
finden. Die Ergebnisse sprechen für eine Entnahme nach dem Wärmetauscher.
Ein zweiter Schwerpunkt lag auf der Optimierung der Regelungsstrategie für
das Wärmeverteilsystem. Ziel war zu vermeiden, dass die Wärmepumpe die
Temperatur höher anhebt als es dem tatsächlichen Wärmebedarf entspricht.
Dafür führten die Wissenschaftler die Daten der verschiedenen
Einzelraumreglungen zentral zusammen und nutzten sie für die Festlegung
der Vorlauftemperatur im Wärmeverteilsystem.

Bei den abschließenden Simulationen wurden die Daten aus den beiden
Teilprojekten zur Quellen- und Senkenseite zusammengeführt und
ausgewertet. Die Untersuchungen beziehen sich auf neue und sanierte
Einfamilienhäuser mit 140 m² Wohnfläche auf zwei Etagen und einem
Energiebedarf von unter 120 kWh/m²a. Das Forschungsprojekt hat die
Vaillant GmbH gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut für Solare
Energiesysteme sowie dem E.ON Energy Research Center der RWTH Aachen
durchgeführt.


BINE Informationsdienst ist ein Service von FIZ Karlsruhe und wird vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur ist eine
gemeinnützige Gesellschaft, die im öffentlichen Auftrag weltweit
publizierte wissenschaftliche Information zugänglich macht und
entsprechende Dienstleistungen zur Verfügung stellt. FIZ Karlsruhe
hat die Aufgabe, den nationalen und internationalen Wissenstransfer und
die Innovationsförderung zu unterstützen.


Weitere Informationen unter:

http://www.bine.info/en

- BINE Information Service - Energy research for practical applications

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution228
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1248: Ein atomares Quantenbit schaltbar gemacht (idw)


Universität Augsburg - 16.04.2018

Ein atomares Quantenbit schaltbar gemacht

Ein Bit pro Atom: Augsburger Physiker erreichen gemeinsam mit
US-amerikanischen Kollegen das wohl ultimative Limit für einen
nanoskaligen Datenspeicher



Augsburg/AJ/KPP - Die zunehmende Miniaturisierung von elektronischen
Schaltkreisen und Speichermedien schreitet immer weiter voran. Aber wie
klein kann man ein "Bit" an Information eigentlich machen? Genügt ein
einziges Atom, um eine 0 und oder eine 1 zu schreiben und den jeweiligen
Zustand einzufrieren? Das magnetische Moment von einzelnen Atomen oder
auch von kleinen Clustern erlaubt dies tatsächlich. Es wirkt wie ein
winziger Stabmagnet, dem man nur zwei mögliche Orientierungen erlaubt:
Entweder zeigt der magnetische Nordpol nach oben oder nach unten. Zwischen
beiden Zuständen liegt eine hohe Energiebarriere, die ein einfaches
Umschalten verhindert und mittendrin liegende Orientierungen verbietet.




[image: Bild: © Universität Augsburg/IfP/EKM]

Das Quantentunneln der Magnetisierung erlaubt ein gezieltes
Einfrieren oder Umklappen eines magnetischen Momentes, je nachdem
entlang welcher Richtung ein externes Magnetfeld angelegt wird.

Bild: © Universität Augsburg/IfP/EKM



Nun erlaubt die Quantenmechanik aber eine Abkürzung: Anstatt die
Energiebarriere mühsam zu erklimmen, kann man sie einfach durchtunneln.
Dabei gilt es allerdings einiges zu beachten: So müssen die Energien der
zwei Zustände, zwischen denen ein solcher Tunnelprozess stattfindet, exakt
gleich sein, was auch als Entartung bezeichnet wird. Mit einem von außen
angelegten Magnetfeld kann diese aufgehoben werden, was zu einer Blockade
des Tunnelpfades führt. Die Orientierung des magnetischen Momentes wird
dabei eingefroren.

Statt eines nur 0,003 Tesla

Dass dies schon mit sehr kleinen Magnetfeldern gelingen kann, zeigen
Ergebnisse der Nachwuchsgruppe um den Augsburger Physiker Dr. Anton Jesche
(Lehrstuhl für Experimentalphysik VI/EKM), die jetzt in einem Artikel in
der Fachzeitschrift Physical Review Letter erschienen sind. Gemeinsam mit
Kollegen der Universität Central Florida und des Ames National Laboratory
wurde das Quantentunneln der Magnetisierung einzelner Eisenatome
untersucht, die in eine kristalline Matrix aus Lithiumnitrid eingebracht
wurden. Dass sich das Quantentunneln in Magnetfeldern schwächen lässt, ist
schon länger bekannt und wurde intensiv an sogenannten Molekularmagneten
untersucht. Hierbei musste jedoch ein sehr starkes Magnetfeld im Bereich
von einem Tesla erzeugt werden, um einen merklichen Effekt auf die
Schaltbarkeit des magnetischen Bits zu haben. Dagegen reicht weniger als
ein halbes Prozent dieses Wertes, um den Tunneleffekt im neu entwickelten
Eisensystem vollständig zu unterdrücken. "Schon mit einer einfachen Spule,
die man um den kleinen Finger wickeln kann, lässt sich ein Feld dieser
Größe erzeugen", berichtet Jesche, "vor allem aber kann es nahezu
instantan, also ohne die geringste zeitliche Verzögerung, an- oder
ausgeschalten werden."

Dieses außergewöhnliche Verhalten basiert zum einen auf der geringen
Defektdichte der in Augsburg gezüchteten Kristalle. Zum anderen spielt die
chemische Umgebung eine entscheidende Rolle: Die Eisenatome werden von
lediglich zwei nächsten Nachbarn an ihrem Platz gehalten. Hierdurch wird
eine hohe Anisotropie, d. h. eine hohe Richtungsabhängigkeit der
Atomeigenschaften erzeugt, die ein zufälliges Umklappen der magnetischen
Momente verhindert.

Das magnetische Moment einfrieren oder aber gezielt umklappen

Doch nicht nur das Unterdrücken des quantenmechanischen Tunneleffektes ist
gelungen, auch das Gegenteil hat sich möglich erwiesen: Legt man des
externe Magnetfeld entlang bestimmter Richtungen an, nämlich senkrecht zur
gedachten Linie zwischen Eisen und seinen zwei Nachbaratomen, so kann die
Tunnelrate sogar signifikant erhöht werden. Man kann das magnetische
Moment somit entweder einfrieren oder sein Umklappen gezielt befördern.

Technisch leicht realisierbare 10 Kelvin über dem absoluten Nullpunkt

Mit einem Bit pro Atom scheint damit das ultimative Limit für einen
nanoskaligen Datenspeicher erreicht. "Im Prinzip kann man mit diesen
Zuständen auch mathematische Operationen durchführen", so Jesche, " wobei
es zu einem möglichen Quantencomputer aber noch ein weiter Weg ist."
Vielversprechend seien aber jedenfalls schon einmal die relativ hohen
Temperaturen, bei denen sich der Übergang vom klassischen zu
quantenmechanischen Verhalten ausbildet: 10 Kelvin über dem absoluten
Nullpunkt lassen sich technisch recht leicht realisieren, sie liegen mehr
als hundertmal höher als in aktuellen Rechnerarchitekturen, die auf
supraleitenden Quantenbits basieren.


Publikation:

M. Fix, J.-H. Atkinson, P.-C. Canfield, E. del Barco, and A. Jesche:

Extreme Field Sensitivity of Magnetic Tunneling in Fe-Doped Li3N,

Phys. Rev. Lett. 120, 147202 - Published 4 April 2018,

http://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.147202

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, Klaus P. Prem, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/1157: Siegburg - Zerrissen zwischen Familie, Job und Pflege - Infoabend am 23.4.


Zerrissen zwischen Familie, Job und Pflege - Infoabend für
pflegende Frauen



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Viele Frauen kommen bei der Pflege eines
Angehörigen an ihre Grenzen. Diese zehrende Aufgabe erledigen sie oft
zusätzlich zu ihrem normalen Alltag aus Familie und Beruf. "Mit dem
berühmten weiblichen Multitasking hat das nicht mehr viel zu tun",
sagt die Gleichstellungsbeauftragte des Rhein-Sieg-Kreises, Brigitta
Lindemann. "Diese Herausforderung ist oft einfach zu groß."

Der Vortrag von der Einzel-, Paar- und Familientherapeutin sowie
Ärztin Dr. med. Ursula Becker am Montag, 23. April 2018 von 18 Uhr bis
19.30 Uhr soll den Interessierten deutlich machen, worin einerseits
die Herausforderung liegt. Andererseits werden bei dem Infoabend
Strategien zur Bewältigung derartiger Situationen aufgezeigt. Die
Referentin arbeitet schwerpunktmäßig in der Beratung und Begleitung
pflegender Angehöriger und von Pflegebedürftigkeit betroffener Paare.

"Die Teilnehmerinnen sind eingeladen, an diesem Abend den Gedanken der
Perfektion zuhause zu lassen und stattdessen mit der Idee "Gut genug
ist gut genug" in Kontakt zu kommen", sagt Brigitta Lindemann.
Veranstaltet wird der Infoabend gemeinsam von den
Gleichstellungsbeauftragten des Rhein-Sieg-Kreises und der Stadt
Siegburg.

Für den Infoabend im Kreishaus in Siegburg, Raum Sieg, gibt es keine
Teilnahmegebühr. Interessierte werden allerdings gebeten, sich
anzumelden. Dies geht bei der Gleichstellungsbeauftragten des
Rhein-Sieg-Kreises, Brigitta Lindemann unter der Telefonnummer 02241 /
13-2524 oder per Mail an gleichstellung@rhein-sieg-kreis.de oder bei
der Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Siegburg, Andrea
Wendt-Löffler unter 02241 / 102-841 sowie per Mail an
andrea.wendt-loeffler@siegburg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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AGRAR/377: Statement von Anton Hofreiter zu Glyphosat


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Statement von Anton Hofreiter zu Europa, Erneuerbare Energien und Glyphosat



Nachfolgend erhalten Sie ein Statement von Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zu den Themen Europa, Erneuerbare Energien und Glyphosat.

"Bislang haben wir von dieser Bundesregierung nicht viel mehr als ein Zick-Zack-Kurs beim Thema Glyphosat gesehen. Dabei ist klar: Die Bundesregierung muss schnellstmöglich den Ausstieg aus Glyphosat vorantreiben. Die private Nutzung zu verbieten, wäre ein erster guter Schritt. Aber als Nächstes muss dringend der Ausstieg auch im Bereich der Landwirtschaft eingeleitet werden, denn dort wird das meiste Glyphosat eingesetzt. Dabei helfen aber keine kleinen, kosmetischen Maßnahmen, stattdessen muss die Anwendung von Glyphosat in der Landwirtschaft in den nächsten vier Jahren auf Null heruntergefahren werden. Wir erwarten von Ministerin Klöckner, dass sie aus Glyphosat aussteigt und damit eine Hauptursachen für das rasch fortschreitende Artensterben bekämpft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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ARBEIT/1133: Befristete Teilzeit - Ein Gesetz nur für wenige


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Befristete Teilzeit - Ein Gesetz nur für wenige



Zum angekündigten Gesetzesentwurf über eine befristete Teilzeit erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Die geplanten Regelungen sind ein Schritt in die richtige Richtung, bleiben aber viel zu bürokratisch und ein Gesetz nur für wenige. Wenn in vielen Betrieben nur einer von 15 Beschäftigten von der befristeten Teilzeit Gebrauch machen kann, ist das keine stabile Brücke sondern ein höchst ungerechtes Behelfskonstrukt, das zu Konflikten im Betrieb führen wird.

Dringend notwendig ist eine klare und einfache Lösung für alle, die von einer befristeten Teilzeit Gebrauch machen wollen oder müssen. Komplizierte Regelungen aber werden es den Beschäftigten schwer machen, ihre berechtigten Interessen durchzusetzen. Es bleibt abzuwarten, ob sich die Große Koalition mit ihrem Gesetzesentwurf erneut in Details verliert und der Gesetzesentwurf wieder in der Versenkung verschwindet.

In einer modernen Gesellschaft muss die Arbeit besser ins Leben passen. Darauf muss sich auch die Politik einstellen. Auch um dem Fachkräftemangel entgegenzutreten brauchen wir ein praktikables und gerechtes Gesetz. Vor allem Frauen, die nach einer Familienphase auch wieder mehr Stunden arbeiten wollen, müssen davon profitieren. Heute bleiben sie häufig unfreiwillig in Teilzeit hängen. Wenn Zeitsouveränität für die Beschäftigt möglich wird und zwar einfach und gerecht, dann haben letztendlich alle etwas davon: die Beschäftigten und auch die Betriebe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1704: Statement von Anton Hofreiter zu den Reformplänen für Europa von Macron


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Statement von Anton Hofreiter zu Europa



Nachfolgend erhalten Sie ein Statement von Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zu den Themen Europa, Erneuerbare Energien und Glyphosat.

"Präsident Macron will mit seinen Reformplänen Europa krisenfester machen. Dafür hat er unsere eindeutige Unterstützung. Denn ein starkes Europa liegt im tiefsten deutschen Interesse.
Ein europäischer Währungsfonds, eine stärkere Absicherung gegen Krisen und eine europäische Bankenunion sind zentrale Lehren aus den Banken- und Finanzkrisen des letzten Jahrzehnts. Europa braucht mehr Zusammenhalt, sonst werden die nächsten ökonomischen Erschütterungen dieses historische Projekt auseinanderbrechen. 
Ich fordere die Bundeskanzlerin und die Fraktionsvorsitzenden von SPD und Union auf, in dieser Woche klare und konkrete Zusagen an Macron zu formulieren. Wenn Union und SPD sich ihrer europäischen Verantwortung nicht stellen, wird diese Bundesregierung zum europäischen Systemrisiko, statt Europa krisenfester zu machen. Das Zeitfenster für Reformen schließt sich. Das historische Projekt Europa darf nicht an nationalem Egoismus und parteipolitischem Kleingeist dieser Regierung scheitern.
Im Koalitionsvertrag wurde ein neuer Aufbruch für Europa als das zentrale Projekt dieser Koalition beschrieben. Zu Recht heißt es dort: "Deutschland hat Europa unendlich viel zu verdanken. Auch deshalb sind wir seinem Erfolg verpflichtet."
Doch nun definiert die Große Koalition die Interessen Deutschlands in Europa mit der Mentalität eines Erbenszählers. Die zweite Reihe der Union will alle Reformpläne Macrons beerdigen, Olaf Scholz entpuppt sich als Wiedergänger Wolfgang Schäubles und bremst die europäische Einlagensicherung aus." 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018
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EUROPA/1703: Montenegro - Wahlsieg für Djukanovic ist Auftrag für Reformen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. April 2018

Montenegro - Wahlsieg für Djukanovic ist Auftrag für Reformen



Anlässlich der Präsidentschaftswahlen in Montenegro erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Es ist zu begrüßen, dass sich Wahlsieger Milo Djukanovic klar zu einer europäischen Zukunft des Landes bekannt hat. Dieses EU-Bekenntnis bleibt jedoch eine Worthülse, wenn der Reformprozess nicht weiter vorangetrieben wird. Im Bereich der Justizreform müssen dringend bessere Ergebnisse erzielt werden. Auch müssen Korruption und organsiertes Verbrechen glaubwürdig bekämpft sowie Meinungs- und Medienfreiheit gestärkt werden. Es ist völlig inakzeptabel, dass kritische Journalisten oder NGOs attackiert oder diskreditiert werden. Der Ausverkauf von Naturschutzgebieten muss gestoppt und der Schutzstatus für die Saline Ulcinj zur Bedingung für die Eröffnung des Umweltkapitels in den EU-Beitrittsverhandlungen gemacht werden. Solange Milo Djukanovic seinen Worten keine Taten folgen lässt, wird ein EU-Beitritt Montenegros zu Recht in weite Ferne rücken.

Die Präsidentschaftswahlen in Montenegro sind friedlich verlaufen, Grundrechte wurden respektiert. Allerdings kritisiert die OSZE-Wahlbeobachtungsmission den Mangel an kritischer Berichterstattung während des Wahlkampfs und einen institutionellen Vorteil für Milo Djucanovic. Dass sich der Wahlsieger im Vorfeld keiner TV-Kandidatendebatte stellen wollte, zeugt nicht gerade von gelebter Demokratie. Eine Wahlrechtsreform sollte dringend angegangen werden, auch im Hinblick auf mehr Transparenz in der Kampagnenfinanzierung und die Überprüfung von Unterschriften bei der Unterstützung von Kandidaten. NGOs monierten zudem Stimmenkauf im Vorfeld. Dies muss aufgearbeitet werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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GESUNDHEIT/998: Gesetzentwurf der CSU in Bayern stigmatisiert psychisch Kranke


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Gesetzentwurf der CSU in Bayern stigmatisiert psychisch Kranke



Zum aktuellen Gesetzentwurf der CSU in Bayern zum "Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz" erklären Dr. Manuela Rottmann, Obfrau im Rechtausschuss, und Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Die letzte große Reform der psychiatrischen Versorgung stammt aus den siebziger Jahren, und sie war ein großer Fortschritt für Patientinnen und Patienten und ihre Familien. Statt des bis dahin üblichen "Wegsperrens" in großen psychiatrischen Einrichtungen, wurde mit der gemeindepsychiatrischen Versorgung die wohnortnahe, ambulante Hilfe und Integration für psychisch Kranke eingeführt.

Schnelle, flächendeckend erreichbare Hilfe bei akuten psychischen Krisen - das ist die Herausforderung für eine weitere Reform der psychiatrischen Versorgung. Seit vielen Jahren diskutieren Fachleute und die Öffentlichkeit über die Notwendigkeit eines solchen Angebots. So können Selbsttötungen und Fremdgefährdungen effektiver vermieden werden. So könnte erreicht werden, dass Krisen, die heute viel zu lange als Sicherheitsproblem wahrgenommen und behandelt werden, schnell als das erkannt und behandelt werden, was sie eigentlich sind: Ein medizinischer Notfall. Patientinnen und Patienten kämen schneller an die Hilfe, die sie brauchen. Und die Polizei würde von der Bewältigung von Krisen entlastet, für die sie gar nicht ausgestattet und zuständig ist.

Der Entwurf für ein "Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz" der CSU in Bayern geht hingegen genau in die andere Richtung, zurück in die Zeit vor den 1970er-Jahren. Psychisch Kranke werden wie Straftäter behandelt. Psychiaterinnen und Psychiater werden zu Hilfsorganen der Polizei gemacht. Der Gesetzentwurf der CSU sorgt dafür, dass viele sich nicht mehr trauen werden, offen über ihr Leid zu sprechen und aus Angst vor Stigmatisierung oder Autonomieverlust das psychiatrische System meiden werden. Dabei sollte ein Besuch bei der Psychiaterin, beim Psychotherapeuten, dem Krisendienst oder der Beratungsstelle so selbstverständlich werden wie der Arztbesuch bei einem Beinbruch.

Echte Hilfe sieht anders aus! Statt Zwang und Stigmatisierung setzen wir auf niederschwellige Hilfsangebote, eine Stärkung der Suizidprävention und den Ausbau ambulanter Hilfe. Wir brauchen Behandlungsformen, die auf Freiwilligkeit setzen, auf Aufklärung, Information und Akzeptanz. Nur so kann Menschen in Krisensituationen schnell geholfen werden. Und nur so gewinnen wir mehr Sicherheit für alle.

 * 

Quelle:
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RECHT/802: Kirchliches Arbeitsrecht - Gleichbehandlungsgesetz endlich reformieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Kirchliches Arbeitsrecht: Gleichbehandlungsgesetz endlich reformieren



Zum Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zum kirchlichen Arbeitsrecht erklären Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Beauftragte für Religion und Weltanschauung, sowie Sven Lehmann, Sprecher für Queerpolitik:

Die Frage, ob von Bewerbern grundsätzlich die Kirchenmitgliedschaft verlangt werden darf, hat enorme Bedeutung für etwa 1,3 Millionen Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen in Deutschland.

Die Kirchen haben zwar ein verfassungsrechtlich verbrieftes Selbstbestimmungsrecht. Das ist richtig und wichtig. Dieses hat aber auch Grenzen, die der EuGH heute noch einmal aufgezeigt hat.

Nach dem heutigen Urteil muss die Bundesregierung das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) umgehend reformieren. Hierzu fordern wir sie seit langem auf.

Das Gericht hat noch einmal klargestellt: Auch kirchliche Arbeitgeber müssen ihre arbeitsrechtlichen Entscheidungen einer gerichtlichen Kontrolle unterwerfen. Dabei muss stets zwischen dem Recht auf Autonomie der Kirchen und dem Recht der Arbeitnehmer abgewogen werden. Persönliche Loyalitätspflichten gehen weit über den Tendenzschutz hinaus, den u.a. Parteien, Gewerkschaften oder Medienunternehmen genießen.

Die Frage ist nicht nur für Konfessionslose, sondern auch für Andersgläubige, Homosexuelle und Wiederverheiratete eine Frage von großer Bedeutung. Sie können sich nach deutschem Kirchenarbeitsrecht bisher nicht auf das AGG berufen und werden daher häufig diskriminiert.

Hintergrund:

Wir Grüne fordern, Paragraph 9 Abs. 1 AGG und Artikel 4 Abs. 2 der arbeitsrechtlichen Antidiskriminierungsrichtlinie der EU zu reformieren, um das kirchliche Selbstbestimmungsrecht mit den gerichtlichen Vorgaben in Einklang zu bringen. Entsprechende Initiativen haben wir wiederholt in den Bundestag eingebracht.

 * 

Quelle:
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UMWELT/1739: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Erneuerbare Energien 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Erneuerbare Energien



"Statt beim Ausbau der Erneuerbaren Energien weitere Verunsicherung zu stiften, sollte Altmaier Planungssicherheit und klare Rahmenbedingungen schaffen. Der zentrale Schritt für den weiteren Erfolg der Erneuerbaren ist der Kohleausstieg. Die Bundesregierung muss ihn unverzüglich einleiten. Zudem braucht es klare Fortschritte beim Netzausbau. Erneuerbare sind so günstig geworden, dass es völliger Quatsch ist, Solar und Wind weiterhin massiv auszubremsen. Die Deckel für Solar müssen weg, für Wind mindestens deutlich angehoben werden."

 * 
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UMWELT/1738: Bialowieza Urwald in Polen - Europäischer Gerichtshof stärkt europäischen Naturschutz




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

EUGH stärkt europäischen Naturschutz

 
Zum heutigen Urteil des Europäischen Gerichtshofs zu den Abholzungen im Bialowieza Urwald in Polen erklärt Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:
 
Das heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofs ist ein Erfolg für den europäischen Naturschutz und hat Präzedenzwirkung. Es sendet ein klares Signal an die Regierungen Europas, europäisches Naturschutzrecht ernst zu nehmen. Der Schutz des einzigartigen Ökosystems im Bialowieza hat heute Vorrang vor anderen Interessen erhalten. Doch wie groß die durch die Abholzungen bereits angerichteten Schäden in den Waldgemeinschaften sind, wird sich erst in diesem Frühjahr zeigen, wenn Brutnester leer bleiben, natürliche Rückzugsräume im Wald fehlen und der massiv geschädigte Waldboden an Artenreichtum verliert. 

Es hat oberste Priorität, die Aktivitäten im Wald in den kommenden Wochen und Monaten genau zu beobachten und die Einhaltung des heute gesprochenen Urteils zu Überprüfen. Eine europäische Präzedenzkraft kann das Urteil nur entwickeln, wenn es überprüft und eingehalten wird. Es steht zu befürchten, dass sogar eine Ausweitung der Forstbewirtschaftung in anderen Teilbereichen des Bialowieza noch nicht vom Tisch ist. Wissenschaftler und Naturschützer vor Ort sind auf die Unterstützung ihrer europäischen Partner angewiesen, um den einzigartigen Urwald nachhaltig zu schützen. 
 
Hintergrund:

Der Bialowieza Wald im Grenzgebiet von Polen und Weißrussland gilt mit rund 20.000 Tierarten und den mit bis zu 50 Metern höchsten Bäumen Europas als eine Schatzkammer der Artenvielfalt und wird von Expertinnen und Experten als letzter Urwald Europas beschrieben.

Die polnische Regierung hat im März 2016 eine Verordnung erlassen, welche die Abholzungen im Bialowieza Wald um das Dreifache erhöht und unter dem Vorwand der Bekämpfung des Borkenkäfers auch Bäume in Naturschutzgebieten zur Abholzung freigibt. Seitdem regt sich der Protest von lokalen und internationalen Naturschützerinnen und Naturschützern.

Da der Wald auch mehrere Natura 2000-Naturschutzgebiete beherbergt, hat im Juli 2017 auch die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. Eine Einstweilige Anordnung zum Stopp der Abholzungen wurde durchgesetzt, um die irreversible Schädigung der Lebensräume des Natura 2000-Gebietes zu verhindern.

Aufgrund der Tatsache, dass Polen die Abholzungen trotz Anordnung im September 2017 nicht stoppt, beantragte die Kommission ein Zwangsgeld aufzuerlegen. Am 20. November 2017 beschloss der Gerichtshof ein solches Zwangsgeld in Höhe von 100.000 Euro pro Tag bei Nicht-Einhaltung des Abholzungsstopps.

Seit diesem Zeitpunkt gibt es keine großflächigen Abholzungen im Bialowieza mehr, weiterhin werden jedoch kleinere Abholzungen an Straßen- und Wegesrändern mit dem Vorwand zur "Bewahrung der öffentlichen Sicherheit" durchgeführt.

 * 

Quelle:
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AGRAR/302: Verlässlicher EU-Agrarhaushalt erforderlich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. April 2018

Verlässlicher EU-Agrarhaushalt erforderlich

Perspektiven und Planungssicherheit für Landwirte schaffen



Die Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft hat im Rahmen ihrer
Klausurtagung mit EU-Kommissar Günther Oettinger über den künftigen
Haushalt der Europäischen Union diskutiert. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann:

"Die landwirtschaftlichen Betriebe ernähren mit ihren hochwertigen
Produkten die Menschen in unserem Land. Sie sind unverzichtbarer
Bestandteil der ländlichen Regionen, denn sie pflegen unsere
Kulturlandschaft und prägen unsere Heimat. Deshalb ist klar: Eine
starke Landwirtschaft ist für Deutschland und Europa unverzichtbar.

Wenn Landwirte die hohen europäischen Standards in den Bereichen
Klima-, Umwelt- und Tierschutz erfüllen, dann müssen sie dafür auch
honoriert werden. Wir brauchen daher nach 2020 auch weiterhin eine
verlässliche Europäische Agrarpolitik (GAP). Denn in den letzten
Jahren haben die Direktzahlungen nach wie vor mehr als die Hälfte der
Einkommen der Haupterwerbsbetriebe in Deutschland ausgemacht.

Wenn wir in Europa eine flächendeckende und nachhaltige
Landwirtschaft durch Familienbetriebe erhalten möchten, dann ist auch
zukünftig eine starke, finanziell gut ausgestattete GAP notwendig,
die auf zwei soliden Säulen stehen muss.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt es daher ausdrücklich, dass
sich der EU-Haushaltskommissar Oettinger für größtmögliche
Kontinuität im EU-Agrarhaushalt ausgesprochen hat.

Angesichts des Brexits und neuer Herausforderungen für die EU fordert
die Unionsfraktion, die Direktzahlungen so zielgenau wie möglich
einzusetzen. Insbesondere gilt es, Betriebe in Familienverantwortung,
flächengebundene Tierhaltung und regionale Wertschöpfung zu stärken."

 * 

Quelle:
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INNEN/3361: Konsequent gegen alle Extremisten vorgehen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. April 2018

Konsequent gegen alle Extremisten vorgehen



Wegen des Verdachts der Gründung einer rechtsterroristischen
Vereinigung hat die Bundesanwaltschaft am Dienstag die Wohnungen von
vier Beschuldigten in drei Bundesländern durchsuchen lassen. Die
Beschuldigten sollen auch Anschläge auf politische Gegner in Erwägung
gezogen haben. Hierzu können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

Das konsequente Vorgehen gegen eine mutmaßliche rechtsterroristische
Terrorzelle zeigt, dass es richtig ist, mit aller Härte gegen
Extremisten und Terroristen gleich welcher Couleur vorzugehen. Wir
sind es der Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger schuldig, in
solchen Fällen möglichst früh und umfassend einzuschreiten. Eine
wehrhafte Demokratie braucht hierfür vor allem gut ausgestattete
Sicherheitsbehörden. Im Hinblick auf die Sicherheitsbehörden des
Bundes hat die Union in der Vergangenheit bereits einen
bemerkenswerten Stellenaufwuchs vorgenommen, den wir in den kommenden
Jahren zudem weiter fortsetzen werden.

 * 
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KULTUR/620: ECHO darf Antisemitismus nicht salonfähig machen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. April 2018

ECHO darf Antisemitismus nicht salonfähig machen

Neues Konzept für Preisvergabe überfällig



Die Verleihung des Musikpreises ECHO an die Rapper Kollegah und Farid
Bang wurde stark kritisiert. Dazu erklärt die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hält eine Überprüfung der Kriterien
der Echopreisvergabe für überfällig und begrüßt daher die
entsprechende Ankündigung des Bundesverbandes der Musikindustrie.

Bereits in den vergangenen Jahren gab es immer wieder Kontroversen um
Ein- und Ausladungen. Dass in diesem Jahr die bereits umstrittene
Nominierung von Kollegah und Farid Bang sogar noch mit einem Preis
gekrönt wurde, sprengt jedoch den Rahmen. Der Schutz der Freiheit der
Kunst ist Maxime für unser politisches Handeln. Das gilt aber nicht
für grob menschenverachtende, antisemitische Texte, auch wenn die
Verkaufszahlen 'durch die Decke gehen'.

Kriterien und Maßstäbe dieser Preisverleihung gilt es aus unserer
Sicht zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern. Wenn es
ausschließlich um Verkaufszahlen und Chartplatzierungen geht, bedarf
es keiner Jury. Vor allem aber muss bei zukünftigen Preisverleihungen
ausgeschlossen werden, dass sich Fälle wie dieser wiederholen.
Antisemitismus darf auf der ECHO-Bühne nicht salonfähig gemacht
werden. Nur so kann es gelingen, dass der Preis Akzeptanz und Glanz
wiedererlangen kann."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1601: EU-Beitrittsprozess mit der Türkei sofort stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2018

EU-Beitrittsprozess mit der Türkei sofort stoppen



"Die EU stellt dem Beitrittskandidaten Türkei wegen deutlicher Rückschritte bei der Rechtsstaatlichkeit ein absolut mieses Zeugnis aus. In der Konsequenz muss Brüssel den Beitrittsprozess mit Ankara sofort stoppen, damit endlich auch die Hilfszahlungen an die Türkei eingefroren werden können", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist skandalös, dass Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier trotz des miserablen Zeugnisses der EU eine Vertiefung der wirtschaftlichen Beziehungen mit der Türkei will. Das ist das absolut falsche Signal an Ankara. Die Bundesregierung zielt damit auf eine Stärkung des Regimes von Staatschef Recep Tayyip Erdogan und hilft, dessen Sieg bei der nächsten Präsidentschaftswahl zu sichern.

Wer wie die schwarz-rote Bundesregierung die Wirtschaftsbeziehungen mit dem Despoten Erdogan vertieft, fällt den verfolgten Oppositionellen und inhaftierten Journalisten in der Türkei in den Rücken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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FINANZEN/1505: Finanzminister Scholz muss Zoll-Fiasko zur Chefsache machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2018

Finanzminister Scholz muss Zoll-Fiasko zur Chefsache machen



"Der Fisch stinkt vom Kopf her. Das Finanzministerium hat den Zoll weder mit dem Personal noch den analytischen Fähigkeiten zur Bekämpfung von Geldwäsche ausgestattet. Dies ist eine sicherheitspolitische Zeitbombe - es geht auch um Terrorfinanzierung", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, die Zahlen der Deutschen Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ) zum Personalmangel beim Zoll. De Masi weiter:

"Deutschland ist unter den Top Ten der Schattenfinanzplätze - vor Ländern wie Panama, den Niederlanden oder Malta. Bei der Financial Intelligence Unit (FIU) stapeln sich zehntausende unbearbeitete Fälle, wie durch meine Anfragen beim Finanzministerium öffentlich wurde. Polizeibehörden bestätigen, dass durch Fristverletzungen massive Risiken für Vermögensabflüsse ins Ausland vor Ermittlung in Verdachtsfällen bestehen. Zur Bearbeitung der Geldwäschemeldungen wurden gar studentische Aushilfen und Langzeitarbeitslose eingesetzt.

Die schwarz-rote Koalition ist daher zunehmend ein Sicherheitsrisiko und begünstigt Geldwäsche - bis hin zur Terrorfinanzierung. Selbst bei Ausweitung der Personalausstattung verfügt die FIU nicht über Zugang zu relevanten polizeilichen Datenbanken. Wir brauchen unverzüglich eine handlungsfähige Geldwäsche-Aufsicht sowie ein Immobilien-Register. Finanzminister Scholz muss hier liefern."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2056: Ursachen des Handelskonflikts angehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2018

Ursachen des Handelskonflikts angehen



"Es ist naheliegend, dass die EU nun bei der WTO Beschwerde gegen die US-Strafzölle auf Stahl und Aluminium einlegt. Wirklich gelöst werden kann der Handelskonflikt jedoch nur, wenn auch dessen Ursachen angegangen werden. Eine davon sind die teilweise enormen Handelsungleichgewichte - insbesondere auch in Deutschland. Die Bundesregierung ist daher gut beraten, Druck aus dem Kessel zu nehmen, indem sie darlegt, wie sie durch Steigerung der Importe zum Ausgleich der hohen Exporte beitragen will", kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die aktuellen Entwicklungen im Handelsstreit mit den USA. Ernst weiter: "Voraussetzung für den Abbau der enormen deutschen Exportüberschüsse ist allerdings, dass die Bundesregierung diese als Problem anerkennt. Verweise auf die Beliebtheit deutscher Produkte im Ausland und einen geringeren Handelsbilanzüberschuss der EU insgesamt sind scheinheilig und helfen in der Sache nicht weiter. Es geht nicht darum, die Exporte zu senken, sondern Importe in entsprechender Höhe zu generieren. Zudem leiden auch unsere Nachbarn in der EU unter der deutschen Exportorientierung, und der EU-weite Handelsüberschuss wird nach dem Brexit in die Höhe schnellen. Im vergangenen Jahr hat allein das Handelsdefizit der Briten den EU-weiten Überschuss um 176 Milliarden auf 23 Milliarden Euro gesenkt.

Notwendig ist eine Stärkung der Binnennachfrage durch mehr Investitionen, eine fairere Einkommens- und Vermögensverteilung und höhere Renten."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2055: Entschädigung von Fluggästen - Urteil ist ein wichtiges Signal für die Verbraucher


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2018

EuGH-Urteil ist ein wichtiges Signal für die Verbraucher



"Ich begrüße ausdrücklich das heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) hinsichtlich der Entschädigung von Fluggästen bei wilden Streiks. Das Urteil bedeutet die Schließung einer Regelungslücke und eine Stärkung der Fluggastrechte", erklärt Kerstin Kassner, Sprecherin für Tourismuspolitik der Fraktion DIE LINKE. Sie fährt fort:

"Bemerkenswert ist das Urteil vor allem deshalb, da es gegen ein Gutachten zu der Klage erfolgte. Demnach sind tarifrechtlich nicht legitimierte Arbeitsniederlegungen ein außergewöhnlicher Umstand, welcher nicht zu einer Entschädigungspflicht führt.

Zwar bedeutet das Urteil nicht automatisch einen Ausgleichsanspruch, denn laut EuGH muss weiterhin von Fall zu Fall entschieden werden. Und auch die mit Flugstreichungen und Umbuchungen einhergehenden Schwierigkeiten lassen sich für die betroffenen Urlauberinnen und Urlauber nicht vermeiden. Jedoch stärkt der Urteilsspruch die Rechte der Verbraucher, zumal sich immer mehr Menschen ihren wohlverdienten Urlaub vom Munde absparen müssen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7087: Heute im Bundestag Nr. 236 - 17.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 236

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 17. April 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Anstieg der Kosten für Stuttgart 21

2. Kraftfahrt-Bundesamt prüft Updates

3. Nationale Plattform Elektromobilität

4. Konzept für Schienenersatzverkehr

5. FDP thematisiert Urteil zu Fahrverboten

6. Breitbandförderung in Nordrhein-Westfalen

7. Breitbandausbau im Saarland



1. Anstieg der Kosten für Stuttgart 21

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Neben den Baupreissteigerungen ist der Anstieg der
Kostenprognose für das Bahn-Projekt "Stuttgart 21" nach Aussage der
Bundesregierung insbesondere auf deutlich aufwendigere Verfahren beim
Tunnelbau im Anhydrit, auf umfangreiche Genehmigungsverfahren und die
spätere Inbetriebnahme im Jahr 2025 zurückzuführen. Das geht aus der
Antwort (19/1534) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/801) hervor. Die Regierung beruft sich in der Antwort auf
Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG). Höhere Betriebs- und
Unterhaltskosten nach Fertigstellung sind nach Aussage der DB AG nicht zu
erwarten, heißt es in der Antwort weiter. Der Tunnelbau insbesondere im
Anhydrit werde von einer Expertenkommission begleitet. Die bisherigen
Ergebnisse - über die Hälfte der Tunnel wurde den Angaben zufolge ohne
nennenswerte Hebungen aufgefahren - geben laut DB AG keinen Anlass, die
Verfahren in Frage zu stellen, teilt die Regierung mit.

 * 

2. Kraftfahrt-Bundesamt prüft Updates

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) rechnet nach Aussage der
Bundesregierung mit Anträgen für die Freigabe von Umrüstmaßnahmen
(Software-Updates) für 2,84 Millionen Fahrzeuge. Das geht aus der Antwort
(19/1535) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/1025) hervor. Eine genaue Zahl könne noch nicht genannt werden, da dies
von der Einteilung der Fahrzeugmodelle in Gruppen abhänge, schreibt die
Regierung. Weiter heißt es, die Prüfungen würden durch das KBA "wie bisher
vorgenommen". Dazu stünden die notwendigen Kapazitäten zur Verfügung.

 * 

3. Nationale Plattform Elektromobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung zieht eine positive Bilanz der
bisherigen Arbeit der Nationalen Plattform Elektromobilität (NPE). Das wird
in ihrer Antwort (19/1542) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/1231) deutlich. Bei der NPE handelt es sich um ein Beratungsgremium der
Bundesregierung, das sich mit Fragen zur Entwicklung und Zukunft der
Elektromobilität beschäftigt. Mitglieder der NPE sind Spitzenvertreter aus
Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Gewerkschaften und Verbänden. Laut der
Antwort hat die Bundesregierung in den vergangenen zwölf Monaten von der
NPE "insbesondere strategisch wichtige Informationen zur effektiven und
gleichzeitig effizienten Umsetzung des fortlaufenden Marktanreizpakets
Elektromobilität erhalten". Des Weiteren habe die NPE im April 2017 der
Bundesregierung die Deutsche Normungs-Roadmap Elektromobilität 2020
übergeben.

Die künftige Arbeit der NPE werde sich an den Vorgaben des
Koalitionsvertrages orientieren, die NPE zu einer Plattform "Zukunft der
Mobilität" umzugestalten, die sich mit der Weiterentwicklung der
Automobilindustrie beschäftigt, kündigt die Bundesregierung in der Vorlage
an. Gefragt nach den finanziellen Aufwendungen des Bundes für die NPE in
den vergangenen zwölf Monaten heißt es in der Antwort, das Büro des
Vorsitzenden der NPE sei 2017 mit 122.000 Euro gefördert worden. Für das
Jahr 2018 seien Ausgaben für die NPE in Höhe von 143.000 Euro vorgesehen.

Die Arbeit der NPE habe das Thema "Elektromobilität" in das Bewusstsein der
Öffentlichkeit fest verankert und in verschiedenen Arbeitsgruppen Konzepte
und Empfehlungen für die Weiterentwicklung der Elektromobilität in den
wichtigen Handlungsfeldern Fahrzeugtechnologie, Batterietechnologie,
Ladeinfrastruktur und Netzintegration, Normung, Standardisierung und
Zertifizierung, Ausbildung und Qualifizierung sowie Rahmenbedingungen
formuliert, schreibt die Regierung. "Daher steht den relativ geringen
Kosten ein hoher Nutzen gegenüber", heißt es in der Antwort.

 * 

4. Konzept für Schienenersatzverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zu dem Konzept für den Schienenersatzverkehr auf der
Bahnstrecke zwischen Landshut und dem Hauptbahnhof München, auf der im
Sommer 2018 Bauarbeiten stattfinden sollen, äußert sich die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/1562) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/1361). Das Ersatzkonzept für den betroffenen Streckenabschnitt zwischen
München-Feldmoching - Freising sei laut Aussagen der Deutschen Bahn AG (DB
AG) von den Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU), die den Verkehr auf den von
den Baumaßnahmen betroffenen Strecken erbringen, im engen Austausch mit der
DB Netz AG erarbeitet worden, heißt es in der Vorlage. Die Planungen durch
die EVU würden auf Grundlage der Fahrgastzahlen zu Ferienzeiten der
vergangenen Jahre durchgeführt. Die wichtigsten allgemeinen Informationen
zu dieser Baustelle und zum Ersatzkonzept würden auf der eigens
eingerichteten Internetseite unter www.bahn.de/sommerbaustelle eingestellt,
schreibt die Regierung.

Die Ersatz-S-Bahn soll den Planungen zufolge zu den Hauptverkehrszeiten 6
bis 9 Uhr und 16 bis 19 Uhr im 30-Minuten-Takt verkehren, tagsüber und
abends im 60-Minuten-Takt. Es sollen fast ausschließlich Langzüge, also
drei aneinander gekuppelte Triebzüge mit jeweils 190 Sitzplätzen verkehren,
heißt es in der Antwort.

Weiter schreibt die Regierung unter Berufung auf Angaben der DB AG, die
Busse zwischen Freising und Flughafen Besucherpark sollen im 
10-Minuten-Takt verkehren - die weiteren Buslinien des Schienenersatzverkehrs im 
20-Minuten-Takt. Zusätzlich soll in der Hauptverkehrszeit alle 20 Minuten eine
zusätzliche Buslinie zwischen Feldmoching und Lohhof fahren.

 * 

5. FDP thematisiert Urteil zu Fahrverboten



Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Schlussfolgerungen die Bundesregierung aus dem
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27. Februar 2018 zieht, wonach
streckenbezogene Fahrverbote aufgrund zu hoher Stickoxidemissionen möglich
sind, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1501) wissen.
Gefragt wird außerdem, ob die Bundesregierung für die Einführung einer
Blauen Plakette ist oder es andere Planungen gibt, wie Fahrzeuge für
Kontrollen gekennzeichnet werden können.

 * 

6. Breitbandförderung in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Nordrhein-Westfalen bisher durch
das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau
schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s erhalten haben, möchte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1530) wissen.
Die Abgeordneten wollen zudem erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus
Nordrhein-Westfalen einen Förderbescheid im Rahmen des
Bundesförderprogramms bekommen haben. Gefragt wird auch, was dabei jeweils
Gegenstand der Förderung war und welchen Umfang die zugesagte Förderung
hatte.

 * 

7. Breitbandausbau im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte im Saarland bisher durch das im Jahr
2015 gestartete Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau schnelle
Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s erhalten haben, möchte die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1531) wissen. Die
Abgeordneten wollen zudem erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus dem
Saarland einen Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen
haben. Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war
und welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7086: Heute im Bundestag Nr. 235 - 17.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 235

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 17. April 2018, Redaktionsschluss: 11.08 Uhr

1. Osmanen Germania BC thematisiert

2. Soziale Lage und Wahlbeteiligung



1. Osmanen Germania BC thematisiert

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Verbindungen zwischen der türkischen AKP-Regierung in
Ankara, der ,Union der Türkischen Demokraten' (UETD) und des Vereins
,Osmanen Germania Boxclub' in Deutschland" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1495). Darin erkundigen sich
die Abgeordneten danach, ob die Bundesregierung Kenntnis über "Hinweise auf
direkte oder indirekte Geldzahlungen der türkischen AKP-Regierung mittels
der UETD an den ,Osmanen Germania BC' in der Bundesrepublik zur
Durchsetzung ihrer Interessen" hat. Ferner fragen sie unter anderem, ob es
sich aus Sicht der Bundesregierung bei dem "Osmanen Germania BC" um eine
sogenannte polizeilich relevante Rockergruppierung handelt.

 * 

2. Soziale Lage und Wahlbeteiligung

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um den "Zusammenhang zwischen sozialer Lage und
Wahlbeteiligung" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/1548). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob die Bundesregierung
Erkenntnisse darüber hat, "unter welchen Bedingungen Arbeitslosigkeit,
Niedriglöhne, geringe Schulzeiten und andere sozial- und arbeitsrechtliche
Merkmale von Prekarisierung beziehungsweise prekären Lebenslagen zu in der
Tendenz dauerhafter Wahlenthaltung führen". Auch will sie wissen, ob die
Bundesregierung eine Gefahr für die Demokratie sieht, "wenn bestimmte
soziale Schichten aus dem demokratischen Prozess ausscheiden".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7085: Heute im Bundestag Nr. 234 - 16.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 234

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. April 2018, Redaktionsschluss: 17.43 Uhr

1. Experten uneins bei EU-Asylreform



1. Experten uneins bei EU-Asylreform

Inneres, Bau und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Die Vorstellungen über die derzeit diskutierte
Reform des "Gemeinsamen Europäischen Asylsystems" gehen auch unter
Experten weit auseinander. Dies wurde am Montag in einer
Sachverständigen-Anhörung des Innenausschusses zu Anträgen der
Links- (19/577) und der Grünen-Fraktion (19/244) zu der Reform
deutlich.

Die Linke dringt in ihrem Antrag auf eine "offene,
menschenrechtsbasierte und solidarische Asylpolitik" der EU und
fordert, Initiativen zur "Auslagerung des Flüchtlingsschutzes aus der
EU" zu widersprechen. Die Grünen pochen in ihrer Vorlage auf die
"Sicherung menschen- und grundrechtlicher Standards" bei der Reform
und wenden sich gegen einen Umbau des EU-Asylsystems "zu einem
Abbauprogramm von Flüchtlingsrechten".

Dieter Amann, Mitarbeiter der AfD-Fraktion im baden-württembergischen
Landtag, sagte, Befürchtungen der Antragsteller um die künftige
Ausgestaltung des Asyl- und Flüchtlingsrechts der EU sei zu
widersprechen. Amann sprach zugleich vor einem "enormen
Zuwanderungsdruck der Zukunft", von dem eine "existenzielle Bedrohung
einiger europäischen Staaten" ausgehen werde. Auch warnte er davor,
"dass die Europäer als - global betrachtet - kleine ethnische
Minderheit binnen historisch kurzer Zeit durch hunderte Millionen
afrikanischer und nahöstlicher Einwanderer ausgelöscht werden
könnten".

Kerstin Becker vom Paritätischen Gesamtverband betonte dagegen, mit
der Reform des europäischen Asylsystems drohten weitgehende
Absenkungen der aktuellen Schutzstandards. Sie berge auch das Risiko,
den Zugang zum individuellen Asylrecht in Europa abzuschaffen und "den
Flüchtlingsschutz perspektivisch sehr weitgehend aus Europa
auszulagern". Die Konzepte erster Asylstaaten und sicherer
Drittstaaten dienten im wesentlichen dazu, Asylsuchende an andere
Staaten zu verweisen, die an Stelle der EU-Länder die
Flüchtlingsverantwortung übernehmen sollen. Die zur Rechtfertigung
dieser Politik angeführte Überforderung des europäischen Asylsystems
liege jedoch nicht vor und sei aktuell auch nicht zu befürchten.

Professor Kay Hailbronner von der Universität Konstanz warb dafür,
Asylbewerber bei der Ersteinreise in ein EU-Land zu registrieren und
unmittelbar einem zuständigen Staat zuzuweisen. Antragsteller aus
sicheren Herkunftsstaaten und sicheren Drittstaaten sollten nach
seinen Worten "von der Verteilung ausgenommen sein und bereits in 
EU-Aufnahmeeinrichtungen in einem beschleunigten Asylverfahren überprüft
und gegebenenfalls mit Unterstützung der europäischen Grenz- und
Küstenschutzbehörde umgehend in ihre Heimat oder sichere Drittstaaten
zurückgeführt werden".

Professor Marcel Kau von der Universität Konstanz bejahte die Frage,
ob sich die vorgesehene Harmonisierung des Asylrechts "außerhalb der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts" bewege. Dies sei jedoch
keine gravierende Einschränkung. Das Bundesverfassungsgericht werde
prüfen, "ob der Grundrechtsschutz, der im neuen System gewährt wird,
im wesentlichen vergleichbar ist", und dies sei hier der Fall. Wenn es
überhaupt eine Reduzierung des Grundrechtsschutzes gebe, sei diese nur
"sehr gradueller Natur".

Gerald Knaus von der "Europäischen Stabilitätsinitiative" (ESI)
mahnte, man brauche so schnell wie möglich "ein humanes, effizientes,
mehrheitsfähiges und europäisches System". Ein solches System habe es
in den vergangenen 20 Jahren nicht gegeben, und es werde auch nicht
mit den Vorschlägen der EU-Kommission sowie des Rates und des
Europäischen Parlaments geschaffen. Gebraucht werde ein System, bei
dem ab einem Stichtag schnell entschieden werden könne, wer Schutz
benötigt, sowie Abkommen mit Herkunftsländern in Afrika, "die ab
diesem Stichtag jeden zurücknehmen, der nach einem fairen Verfahren
keinen Schutz bekommt".

Professorin Anna Lübbe von der Hochschule Fulda verwies darauf, dass
die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) "keine Minimalversorgung"
regele, sondern Gleichbehandlungsrechte. Zugleich mahnte sie, dass für
Drittstaaten-Konzepte der GFK-Standard verbindlich sein müsse. Das
könne durch weitere menschenrechtsbasierte Anforderungen an den
Drittstaat ergänzt, aber nicht ersetzt werden.

Klaus Ritgen vom Deutschen Landkreistag sagte, bei der Reform müsse es
darum gehen, die Zahl der Flüchtlinge, die Aufnahme in Europa suchen,
dauerhaft zu begrenzen. Das setze vor allem eine wirksame Bekämpfung
der Fluchtursachen in den Heimatländern voraus. Darüber hinaus solle
man "bei voller Anerkennung des Völkerrechts und unserer
menschenrechtlichen Verpflichtungen" dafür sorgen, dass nur
tatsächlich schutzbedürftige Menschen aufgenommen werden. Deshalb
begrüße er Vorschläge zu einer "konsequenten Anwendung des Konzepts
der sicheren Drittstaaten und des sicheren Herkunftslandes".

Katharina Stamm von der Diakonie Deutschland sagte, ihr Verband
unterstütze das Anliegen der Links- und der Grünen-Fraktion, "der
aktuellen Entwicklung deutlich entgegenzutreten, den individuellen
Flüchtlingsschutz in entscheidenden Punkten im EU-Recht
abzuschwächen". Die derzeitige Diskussion über eine Absenkung der
hohen Standards im europäischen Flüchtlingsschutz "auf das gerade noch
völkerrechtlich erlaubte Minimum" sei völlig verfehlt.

Professor Daniel Thym von der Universität Konstanz sagte, zahlreiche
Urteile nationaler und europäischer Gerichte zeigten, dass die
EU-Gesetzgebung teilweise über die völker- und menschenrechtlichen
Mindeststandards hinausgingen. Den EU-Organen stehe es jedoch auch
"frei, überobligatorische Bestimmungen abzubauen, so wie es die
Staats- und Regierungschefs für sichere Drittstaaten wünschen". Dabei
berührten die neuen Drittstaatsklauseln "nicht das Herzstück der GFK,
das Refoulement-Verbot".
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PRESSEKONFERENZ/1649: Regierungspressekonferenz vom 16. April 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 16. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 16. April 2018

Themen: US-amerikanische, französische und britische Militärschläge
in Syrien, Sitzung der Unions-Bundestagsfraktion, geplante Senkung der
Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur
Arbeitslosenversicherung, geplante USA-Reise der Bundeskanzlerin,
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung auf Facebook,
Liberalisierungstendenzen in Saudi-Arabien, Jemen-Konflikt,
Pflanzenschutzmittel Glyphosat, Situation im Gazastreifen


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Flosdorff (BMVg), Wackers
(BMG), Westhoff (BMAS), Lenz (BMEL), Haufe (BMUB)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Gibt es schon irgendwelche positiven Reflexe aus Moskau, die zeigen,
dass politische Versuche einer Lösung des Konflikts in Syrien Erfolg haben
könnten?

Wenn man sagt, dass gesprochen werden muss, beinhaltet dies auch, dass mit
Herrn Assad gesprochen werden muss und dass Herr Assad als Gesprächspartner
für die Beilegung der Probleme in Syrien zur Verfügung stehen sollte?

StS Seibert: Ich beginne mit der zweiten Frage. Unser Urteil über Präsident
Assad ist klar. Beinahe täglich gibt er ja neue Proben seines
rücksichtslosen und brutalen Vorgehens gegen all die Syrer, die er als
Gegner seines Regimes betrachtet. Gleichzeitig müssen wir in der
Außenpolitik mit Realitäten umgehen. Dank der Unterstützung durch Russland
und den Iran ist Herr Assad noch Präsident und hat weite Teile Syriens
unter seine Kontrolle gebracht.

Syrien und die Syrer brauchen endlich ein Ende aller Kämpfe, ein Ende aller
Gewalttaten, und dann brauchen sie einen politischen Prozess unter
Beteiligung aller, die im Land und in der Region Einfluss haben und der
natürlich den Übergang von diesem Präsidenten, dem natürlich Teile der
Bevölkerung und all die, die er aus dem Land vertrieben hat, nicht mehr
vertrauen können, hin zu einer anderen Regierung organisieren kann. Eine
langfristige Lösung in Syrien ist also nach unserer Vorstellung nur ohne
Assad vorstellbar. Aber natürlich müssen wir diesen politischen Prozess,
der bisher ja noch keine wesentlichen Schritte erreicht hat, erst einmal in
Gang bringen, und natürlich muss ein Übergang organisiert werden.

Zusatzfrage: Was lese ich aus dem heraus? Langfristig ohne Assad, aber
kurzfristig ist er als einer der Beteiligten auch ein potenzieller
Gesprächspartner. Verstehe ich das so richtig?

StS Seibert: Wir stehen bestenfalls am Anfang eines politischen Prozesses,
der von den Vereinten Nationen mit viel Einsatz übernommen worden ist, der
aber noch keine wesentlichen Ergebnisse zeitigen konnte. Erst einmal muss
Frieden in Syrien herrschen. Erst einmal muss die
Waffenstillstandsresolution 2401, die derzeit ja nicht eingehalten wird,
landesweit eingehalten werden. Dann kann man in diesem politischen Prozess
hoffentlich vorankommen. Dazu wollen wir als Bundesregierung zusammen mit
unseren Partnern, ganz besonders auch im engen Schulterschluss mit
Frankreich, beitragen. Dann werden wir sehen, wie man in die Übergangsphase
hineinkommt. Aber da sind wir noch nicht. Bis dahin müssen wir natürlich
auch Realitäten hinnehmen, die sich uns in Syrien präsentieren.

Frage: Im Prinzip möchte ich eine Frage weitergeben, die auf der Kritik von
Wolfgang Ischinger in der Sendung "ANNE WILL" basiert, in der er sagte, die
Haltung der deutschen Bundesregierung sei für ein großes Land in Europa zu
wenig. Er stellte die Frage, warum Deutschland kein formelles "endorsement"
zum Beispiel auf europäischer Ebene organisiert hat. Hielten die Partner
Großbritannien und Frankreich das nicht für nötig, oder warum hat
Deutschland die Unterstützung, die ja verbal ausgedrückt wurde, nicht noch
vielleicht mit einem gemeinsamen Papier formalisiert?

StS Seibert: Deutschland hat in den Stimmen der Bundeskanzlerin, des
Außenministers und der Verteidigungsministerin gleich am Samstagvormittag
sehr klar gesagt, wo es in dieser Sache steht, und zwar an der Seite all
derjenigen, die über den erneuten Einsatz von C-Waffen durch das Regime
Assad entsetzt sind und die dafür arbeiten und dafür ein wichtiges Zeichen
setzen wollen, dass die C-Waffenkonvention nicht erodiert und dass es keine
Gewöhnung an und keine Straflosigkeit für den Einsatz von C-Waffen gibt.

Ich denke, wenn Sie die Äußerungen der Bundesregierung vom Samstagvormittag
sehen, dann stellen Sie fest, dass es überhaupt keinen Zweifel daran geben
kann, wo wir stehen, nämlich an der Seite derjenigen, die als permanente
Mitglieder des UN-Sicherheitsrates in besonderer Weise Verantwortung
übernommen haben.

Zusatzfrage: Sieht sich Deutschland dann nicht in der Rolle, eine
gesamteuropäische Unterstützung zu organisieren?

StS Seibert: Ich gebe gleich an die Kollegin aus dem Auswärtigen Amt
weiter; denn heute sind die Außenminister zusammen und besprechen auch die
Lage in Syrien.

Adebahr: Heute Morgen hat in Luxemburg der Außenministerrat begonnen.
Syrien steht dabei ganz oben auf der Tagesordnung. Die Debatte zu Syrien -
ich habe gerade noch einmal telefoniert - läuft. Die einzelnen
Mitgliedsstaaten präsentieren ihre Beiträge. Bisher wird dort deutlich,
dass der Wille, darauf jetzt einen politischen Prozess aufzusetzen und
politisch voranzukommen, dort von allen ganz klar zum Ausdruck gebracht
wird. Wir reden heute natürlich auch noch einmal mit den französischen und
den britischen Kollegen - das wird der Außenminister tun -, damit man sich
dort ganz eng abstimmt und um jetzt zu versuchen, möglichst schnell und
möglichst konkret einen Prozess in Gang zu bringen und ihm neuen Schub zu
geben, um die Arbeit des VN-Sondergesandten Staffan de Mistura zu
unterstützen.

Frage: Herr Seibert, kurz nach den Luftangriffen gab es aus den USA gleich
Kritik, dass Deutschland hätte mitbombardieren oder sich beteiligen sollen.
Zur Klärung: Gab es eine entsprechende Anfrage aus den USA an die
Bundesregierung?

Zweite Frage: Frau von der Leyen hat gesagt, dass sie kurz vor der Attacke
von Herrn Mattis informiert worden sei. Gab es vorher auch eine
Unterrichtung der Kanzlerin durch Herrn Trump?

StS Seibert: Über interne Kommunikationswege berichte ich Ihnen hier ja
grundsätzlich nicht.

Zu Ihrer ersten Frage: Es bedarf dazu keiner Klärung. Denn das ist am
Wochenende mittlerweile mehrfach gesagt worden: Nein, es gab keine Anfrage,
dass sich Deutschland an diesen Luftschlägen militärisch beteiligt.

Frage: Wie realistisch sind die diplomatischen Initiativen jetzt, nach den
Bomben, die abgefeuert wurden, bevor die zuständige Organisation für das
Verbot chemischer Waffen die Vorwürfe in Duma untersucht und wenn
Außenminister Maas das gleich wieder mit der Vorbedingung verknüpft, dass
eine langfristige Lösung nur ohne Assad möglich ist, obgleich Herr Assad
große Zustimmung in der syrischen Bevölkerung erfährt?

Wird bei den Initiativen, die dazu in Gang gesetzt werden, an bisherige
russische und andere Initiativen angeknüpft, die zu einer politischen
Lösung führen sollen und die auch zum Beispiel von UN-Generalsekretär
Guterres in München im Februar gelobt worden sind?

Ich habe dann noch eine Frage zu den Aktivitäten der Bundesrepublik
Deutschland. Im Vorfeld der aktuellen Ereignisse gab es im Jahr 2012
Berichte, dass die Bundesregierung aktiv an einer Arbeitsgruppe für eine
Zeit nach Assad beteiligt ist - bis hin zu einer Arbeitsgruppe zum
Wirtschaftsaufbau. Es gab die Meldung über BND-Spionage mit Hilfe der
Bundeswehr vor der syrischen Küste, wozu die "Bild"-Zeitung damals
berichtete, dass die Erkenntnisse über die britischen und amerikanischen
Dienste auch an die syrischen Rebellen weitergeleitet würden. Mich
interessiert, ob diese deutschen Aktivitäten von vor einigen Jahren
fortgesetzt werden.

StS Seibert: Das war jetzt eine Menge auf einmal, und ich habe vergessen
mitzuschreiben. Über die Aktivitäten von 2012, ganz besonders die von Ihnen
angesprochenen angeblichen geheimdienstlichen Aktivitäten, kann ich hier
keine Auskunft geben.

Sie fragen, wie realistisch es ist, dass man der politischen Lösung, die
das Land braucht, einen neuen Schub gibt. Ich denke, es ist so realistisch,
wie der Einsatz all derjenigen in der Region stark ist, die dort
Verantwortung und Einfluss haben - eben auch der Iran, eben auch Russland -
, zunächst einmal mit der Umsetzung des landesweiten Waffenstillstandes und
dann eben auch mit den Friedensbemühungen für Syrien ernst zu machen. Diese
Friedensbemühungen sollten nicht auf der Basis brutaler Angriffe gegen die
syrische Bevölkerung erfolgen, sondern sie sollten von wirklichem
Friedenswillen getragen sein.

Adebahr: Wenn ich das noch hinzufügen darf: Sie sehen an diesem Wochenende
und nach diesen Geschehnissen ja, dass sich in dieser Situation auch auf
internationaler Ebene Aktivität ergibt. Wir haben heute das
Außenministertreffen. Ende April wird es eine große Konferenz der Hohen
Repräsentantin der EU zu Syrien geben. Wir haben im Sicherheitsrat einen
neuen Resolutionsentwurf. Das heißt, es gibt jetzt schon so etwas wie die
Erkenntnis, dass es jetzt neuen Schub braucht, um einen politischen Prozess
aufzusetzen.

Zur Frage, wie dabei mit Assad umzugehen ist, hat Herr Seibert alles
gesagt. Jetzt sind Gespräche mit allen Akteuren, die Einfluss in der Region
haben - das ist auch der Iran, und das ist auch Russland -, auf der
Tagesordnung, um sich an einen Prozess zu machen, in dem man über die
nächsten konkreten Schritte redet. Die nächsten konkreten Schritte - das
hat Herr Seibert schon gesagt, und das hat der Außenminister gesagt -, sind
erst einmal ein Waffenstillstand nach der Resolution 2401 und humanitärer
Zugang. Dann müssen wir darüber reden, wie ein Übergangsprozess in Gang
kommt - mit einer Übergangsphase, mit einer Verfassungsreform. Am Ende
dieses Prozesses müssten Wahlen stehen, in denen sich alle Syrerinnen und
Syrer sowie alle Bevölkerungsgruppen mit ihren Interessen wiederfinden. In
diesem Prozess müssten sie eine nachhaltige Zukunft für ihr Land definieren
können. Das ist ein langer Weg. Ich denke, niemand gibt die Garantie dafür.

Ja, Sie haben darauf hingewiesen, dass es in den vergangenen sieben Jahren
Fortschritte und viele Rückschritte gab. Aber es ist doch schon zu sehen,
dass jetzt vielleicht der Moment gekommen ist, das international neu
anzugehen.

Zusatzfrage: Nach Bomben ohne Beweise? Die Bomben wurden abgeworfen, bevor
die Organisation für das Verbot chemischer Waffen vor Ort tätig sein
konnte. Sie ist erst nach den Bombenangriffen, nach den Raketenangriffen
aktiv geworden. Ist das realistisch?

StS Seibert: Wir haben für die Bundesregierung sehr klar gemacht, wie es
auch die Partner, die die Luftschläge gefahren haben, tatsächlich gesagt
haben, dass alle vorliegenden Erkenntnisse - das sind zahlreiche - nicht
nur dafür sprechen, dass es ein Chemiewaffeneinsatz war - auch das ist zum
Teil bestritten worden -, sondern auch dafür, dass das syrische Regime
erneut für diesen Einsatz verantwortlich ist.

Frage: Herr Seibert, die Angriffe der Amerikaner, der Briten und der
Franzosen am Wochenende sind völkerrechtswidrig. Warum ist der
Bundesregierung, die diese Angriffe unterstützt, das Völkerrecht
mittlerweile egal?

StS Seibert: Diesen Vorwurf würde ich inhaltlich gar nicht teilen. Ganz
sicher ist der wiederholte Chemiewaffeneinsatz ein ganz elementarer Bruch
des Völkerrechts, der in keiner Weise hinnehmbar ist. Ich denke, es ist im
Interesse aller Staaten, dass das C-Waffeneinsatzverbot, wie es in der 
C-Waffenkonvention, der übrigens auch Syrien angehört, niedergelegt ist,
nicht erodiert, dass es ernst genommen wird und nicht eine Kultur der
Straflosigkeit Einzug hält. Dagegen haben aus unserer Sicht in angemessener
und notwendiger beziehungsweise erforderlicher Weise die drei Staaten ihre
Luftschläge geflogen.

Zusatzfrage: Sie argumentieren jetzt, dass der Bruch des
Chemiewaffenabkommens und dieser Bruch des Völkerrechts mit einem weiteren
Völkerrechtsbruch gesühnt wird. Das kann es doch nicht sein, Herr Seibert.
Ist das Ihre Argumentation?

StS Seibert: Meine Argumentation ist, dass in der Tat die
Chemiewaffenkonvention durchzusetzen und aufrechtzuerhalten ein hohes Ziel
ist, ein Ziel, dass wir - - -

Zusatzfrage: Und dann darf das Völkerrecht gebrochen werden?

StS Seibert: Ich würde den Satz gern noch zu Ende führen. - Das ist ein
Ziel, das wir mit unseren Verbündeten teilen. Die Haltung Deutschlands wie
der Verbündeten ist: Der Einsatz von Chemiewaffen gegen die eigene
Bevölkerung darf nicht ungestraft vonstattengehen.

Zusatzfrage: Darf deshalb das Völkerrecht gebrochen werden?

StS Seibert: Das ist das, was ich dazu jetzt sagen kann, nämlich dass ich
es für einen hohen Wert halte, dass die C-Waffenkonvention, die ein
wirklicher wichtiger zivilisatorischer Beitrag ist, zu dem sich die
allermeisten der Staaten der Welt verpflichtet haben, aufrechtzuerhalten,
während sie in Gefahr ist, durch diejenigen, die C-Waffen wiederholt gegen
die eigene Bevölkerung einsetzen, ausgehöhlt und verspottet zu werden.

Frage: Herr Seibert, Sie sprachen gerade von zahlreichen Erkenntnissen, die
vorlägen. Der US-Verteidigungsminister Mattis hat noch am Vortage des
Angriffes gesagt, dass die USA über keinerlei Beweise verfügten, sondern
sich lediglich auf Berichte Dritter, zum Beispiel auf Medienberichte oder
Videos und Fotos aus Social-Media-Kanälen, stützten. Wie lässt sich dieser
Widerspruch erklären?

StS Seibert: Sowohl Briten als auch Franzosen und Amerikaner haben von
ihren Erkenntnissen gesprochen. Wir teilen diese Erkenntnis und sehen es
genauso, dass nämlich alle vorliegenden Erkenntnisse dafür sprechen, dass
am 7. April ein C-Waffenangriff gegen die Bevölkerung von Duma geleistet
wurde und dass dieser Angriff erneut auf das Konto des syrischen Regimes
geht.

Zusatzfrage: Die Weißhelme waren die Ersten, die Videos und Fotomaterial
ins Internet gestellt haben. Die Weißhelme werden aber nicht nur von zwei
ehemaligen britischen Botschaftern beschuldigt, unter anderem Komplizen
eben der islamistischen Extremisten in Syrien zu sein. Wie schätzt die
Bundesregierung diese Weißhelme ein?

Adebahr: Die Weißhelme sind eine Organisation, mit der die Bundesregierung
und auch das Auswärtige Amt in der Vergangenheit zusammengearbeitet haben
und die unserer Einschätzung nach eine hohe Glaubwürdigkeit in ihrer
Arbeit, in dem, was sie tut, und in ihrer unglaublich tollen Hilfsleistung,
die sie in Syrien an den Tag legt, hat.

StS Seibert: Wir haben das nach meiner Erinnerung ausgedrückt, als die
Weißhelme den Alternativen Nobelpreis bekamen. Da haben wir hier gesessen
und die Haltung der Bundesregierung zum Einsatz und zur Leistung dieser
Menschen deutlich gemacht.

Frage: Der Außenminister sagte heute, dass sich wohl niemand vorstellen
könne, dass jemand, der Chemiewaffen gegen die Bevölkerung einsetze, Teil
der Lösung sein könne. Herr Seibert, wie passt dies zu dem, was Sie gesagt
haben, dass er offensichtlich zumindest Teil eines Übergangsprozesses sein
könnte?

StS Seibert: Ich sehe darin keinen Widerspruch. Wir beide haben hier doch
skizziert, dass man einerseits Realitäten natürlich annehmen muss, wenn man
Außenpolitik betreiben will, und andererseits doch Ziele haben muss. Das
Ziel eines Syriens mit einer Regierung, der die Menschen dort vertrauen
können, heißt automatisch, dass das jedenfalls langfristig nicht ein Syrien
unter der Führung des derzeitigen Präsidenten ist.

Aber wir sind beim Einstieg in diesen politischen Prozess. Das muss man
doch auch noch einmal sagen. Wir hoffen, dass dieser Prozess jetzt neuen
Schub bekommt. Vielleicht sehen wir dafür auch erste Anzeichen. Aber das
alles muss doch noch belastbar werden.

Frage: Zum einen, damit ich es für mich klar sehe: Der Bruch staatlicher
Souveränität ohne UN-Mandat wäre natürlich eine Verletzung eines wichtigen
völkerrechtlichen Prinzips. Herr Seibert, wenn ich Sie richtig verstehe,
dann sagen Sie: Die Tatsache, dass nach Ihrer Überzeugung Assad durch einen
Chemiewaffeneinsatz gegen die eigene Bevölkerung in einem gravierenderen
Ausmaß Völkerrecht verletzt habe, rechtfertige diese andere Form des
Eingriffs, der eben auch eine Verletzung von Völkerrecht ist. Zwei
Völkerrechtsbrüche stehen also gegeneinander, und Sie bewerten den ersten -
von Assad - so hoch, dass der zweite dadurch legitimiert wird. - Ist das
die Erklärung?

Meine zweite Frage: Sie haben gesagt, alle Hinweise deuteten darauf hin,
dass der jüngste Angriff wiederum von Assad ausgegangen sei. - Wie passt
das zu der Erklärung von Präsident Macron, der gesagt hat, es sei jetzt
notwendig, dass eine unabhängige Untersuchung durchgeführt werde? Muss man
eine unabhängige Untersuchung dann noch machen, wenn doch klar zu sein
scheint, wer der Übeltäter beziehungsweise der Verbrecher war?

StS Seibert: Erstens: Das, was ich gesagt habe, habe ich gesagt. Ich bitte,
das, was ich gesagt habe, für die Aussage der Bundesregierung zu nehmen und
nicht Ihre Paraphrasierung. Ich habe mich so geäußert, wie ich mich
geäußert habe.

Zweitens: Wir wünschen uns seit Monaten, dass der UN-Sicherheitsrat in der
Syrien-Frage seine Arbeit machen kann. Seit Monaten ist er in der
Fähigkeit, seine Arbeit zu machen und seine Funktion wirklich auszuüben,
immer und immer wieder blockiert worden. Das bedauern wir sehr. Es wäre gut
- das ist natürlich ein Appell an Russland und andere -, den Sicherheitsrat
wirklich seine Arbeit machen zu lassen.

Adebahr: Ich kann dazu sekundieren. Es gab sechs russische Vetos im
Zusammenhang mit den Chemiewaffen, und es gab zwölf russische Vetos
insgesamt zu Syrien in den letzten Monaten. Dass der Sicherheitsrat
handlungsunfähig ist und auch im vorliegenden Fall nicht handeln konnte,
ist eine traurige Realität, die man in der ganzen Diskussion auch mit
einbeziehen muss.

Noch einmal zur unabhängigen Untersuchung: Im Moment tagt der 
OVCW-Exekutivrat in Den Haag. Die Organisation für das Verbot chemischer Waffen
ist die Organisation, von der wir uns wünschen und von der sich auch der
Sicherheitsrat immer wünscht, dass sie die Vorfälle untersuchen kann. Sie
hat das in der Vergangenheit unter zum Teil sehr schwierigen Bedingungen
tun können und hat dabei die Verantwortung von Assad für
Chemiewaffeneinsätze festgestellt. Im Moment sind auch Experten vor Ort. Es
geht darum, dass sie Beweise sammeln und sie aufbereiten, um auch diesen
Vorfall zu dokumentieren.

Natürlich unterstützen wir die Organisation in dieser wichtigen Arbeit, für
die sie leider im Moment kein Mandat vom Sicherheitsrat hat, weil Russland
die Verlängerung des unabhängigen Untersuchungsmechanismus - JIM heißt der -
 leider im November verhindert hat und es seitdem einen solchen Mechanismus
eben nicht mehr gibt. Es ist gut, wenn sich die OVCW das jetzt als
zuständige internationale Organisation anschaut.

Zusatz: Herr Seibert, ich habe das ja nicht paraphrasiert, um Ihnen etwas
in den Mund zu legen, sondern um Sie zu verstehen, und ich habe verstanden,
dass Sie sagten, der Einsatz von Chemiewaffen gegen die eigene Bevölkerung
sei ein massiver Bruch des Völkerrechts. Das haben Sie so gesagt. Daraufhin
habe ich gesagt, dass ein Waffeneinsatz gegen einen Staat ohne ein 
UN-Mandat aber zweifellos auch ein Eingriff ins Völkerrecht ist. Da stehen
also zwei völkerrechtliche Prinzipien gegeneinander. Deswegen war meine
Frage - nicht eine Paraphrasierung, eine Frage -, ob für die
Bundesregierung der erstgenannte Völkerrechtsbruch so schwer wiegt, dass er
den zweiten Völkerrechtseingriff legitimiert. Das ist keine
Paraphrasierung!

StS Seibert: Bei diesem Chemiewaffeneinsatz durch das Assad-Regime in Duma
handelt es sich um einen elementaren Bruch des Völkerrechts. Der ist in
keiner Weise hinnehmbar. Der UN-Sicherheitsrat ist zum wiederholten Male
durch das russische Veto blockiert worden, und aus diesem Grund begrüßt die
Bundesregierung, dass unsere Verbündeten im Sicherheitsrat mit ihrem
Vorgehen gegen Chemiewaffeneinrichtungen des syrischen Regimes
Verantwortung übernommen haben, um Präsident Assad von weiteren Verstößen
gegen die Chemiewaffenkonvention abzuhalten.

Zusatzfrage: Auch dann, wenn dieser Einsatz selbst ein Bruch des
Völkerrechts ist?

StS Seibert: Ich habe das jetzt so gesagt, wie es unsere Überzeugung ist.

Frage: Ich bin ein paar Minuten später gekommen. Vielleicht ist die Frage
also schon gestellt worden; es tut mir leid. Fühlt sich die Bundesregierung
auf der Höhe ihrer eigenen Erwartungen, die im Koalitionsvertrag stehen,
was die Rolle Deutschlands angeht, also dass Deutschland mehr Verantwortung
übernehmen will? Es geht um diesen Einsatz oder diese Nichtbeteiligung an
diesem Einsatz.

In dem Statement vom Samstag steht, dass die USA, Großbritannien und
Frankreich als ständige Mitglieder des Sicherheitsrats in angemessener
Weise reagiert hätten. Heißt das im Umkehrschluss, dass Sie, wenn sich
Deutschland für einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat bewirbt und wenn
Sie in so einer Rolle wären, an solchen Einsätzen teilnehmen würden?

Herr Flossdorf, wir wissen, dass Deutschland eine Parlamentsarmee hat.
Könnte es für die Bundeswehr trotzdem theoretisch möglich sein, solche
Einsätze schnell zu planen und Rückendeckung des Bundestages zu bekommen,
oder ist das einfach unmöglich?

StS Seibert: Erstens: Ja, Deutschland bewirbt sich um einen zeitweiligen
ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat. Was dann hypothetisch geschehen wird,
ist hier für mich überhaupt nicht darstellbar, weil wir gar nicht wissen,
wie die Lage sein wird.

Ich will auf das eingehen, was Sie im Subtext sagen, nämlich dass sich
Deutschland nicht genügend engagiere. Das möchte ich sehr stark
zurückweisen. Deutschland engagiert sich international vielfältig. Es ist
nichts Besonderes, dass Deutschland einen Einsatz seiner Verbündeten und
Freunde unterstützt, militärisch jedoch nicht an ihm beteiligt ist. Das
gibt es umgekehrt ganz genauso. Wir erleben das auch in schwierigen
Militäreinsätzen, in denen unsere Bundeswehr steht, sei es in Mali, sei es
in Afghanistan. Auch dort gibt es Partnerländer und Verbündete, die selbst
keine Truppen schicken, aber diesen Einsatz politisch absolut unterstützen
und hinter ihm stehen. Deutschland ist seiner internationalen Verantwortung
in den letzten Jahren vielfältig und auch militärisch gerecht geworden und
tut das weiterhin. Ich muss Ihnen die Mandate und Engagements hier, glaube
ich, nicht aufzählen.

Ich will aber noch hinzufügen, weil das für uns eben auch immer wichtig ist
und es auch in der Region Syriens und der umliegenden Länder wichtig ist:
Wir sind seit Jahren einer der wichtigsten und größten Partner im Bereich
der Entwicklungszusammenarbeit, der humanitären Hilfe und der
Armutsbekämpfung, und wir sind entschlossen, auch dieses Engagement weiter
systematisch auszubauen.

Flosdorff: In der Regel gelten natürlich die Kuratelen des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes für die Bundeswehr. Es gibt bestimmte
Ausnahmefälle, doch das hängt dann auch von dem jeweiligen Fall ab, und das
ist sicherlich nicht so pauschal zu beantworten.

Adebahr: Wenn ich - ich weiß nicht, ob das so bekannt ist - noch etwas zu
den Vereinten Nationen sagen darf: Da wird es am 8. Juni eine Wahl in New
York geben, und wir bewerben uns um einen nicht ständigen Sitz im
Sicherheitsrat. Auf diese Wahl bereiten wir uns derzeit vor. Sie finden
ganz verschiedentlich gemachte Äußerungen des Bundesaußenministers dazu,
was dabei unsere Schwerpunkte sein werden und wie wir uns dort für diesen
zweijährigen "term" engagieren wollen, den wir anstreben.

Frage: Herr Seibert, können Sie noch einmal erklären, wie dieses Nein zur
militärischen Teilnahme an den Angriffen in der Bundesregierung entstanden
ist? War das eine Entscheidung von Frau Merkel, oder haben auch Herr Maas
und Frau von der Leyen gesagt "Ja, auf keinen Fall!", obwohl Sie ja sagen,
dass das erforderlich, angemessen und verhältnismäßig war, also eine geile
Sache war? Warum haben Sie denn da nicht mitgemacht? Wie ist es zu dem Nein
gekommen?

StS Seibert: Ich wiederhole es gerne noch einmal. Erstens gab es keine
Anfrage danach, dass sich Deutschland militärisch an den Luftschlägen in
Syrien beteiligen solle. Zweitens sind wir in dieser Frage wie in allen
anderen Aspekten der Syrienpolitik in dieser Bundesregierung einig.

Zusatzfrage: Warum hat man denn nicht angeboten, bei dieser tollen Aktion
mitzumachen?

StS Seibert: Weil jedes Land seinen eigenen Beitrag leistet. Wir begrüßen
es sehr, dass die drei ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats in
dieser Sache Verantwortung übernommen haben. Wir unterstützen sie 
politisch-diplomatisch mit all unseren Mitteln.

Ich habe es Ihnen gerade zu erklären versucht: Wir sind an vielen Stellen
der Welt militärisch engagiert. Nicht in jedem dieser Einsätze sind alle
westlichen Partner und Verbündeten militärisch engagiert, und dennoch
unterstützen sie ihn. So ist der Zusammenhalt unter den westlichen
Verbündeten, dass jeder situationsabhängig seinen Beitrag leistet.

Frage: Herr Seibert, Herr Flosdorff, wie plausibel ist es denn für die
Bundesregierung, dass Präsident Assad ohne jeglichen militärtaktischen
Grund Giftgas gegen Frauen und Kinder einsetzt, obwohl man sich ja gerade -
ich meine, sogar am Vortag - mit den verbliebenen Extremisten auf einen
Abzug geeinigt hatte und Ost-Ghuta jetzt wieder unter voller Kontrolle der
syrischen Regierung steht?

StS Seibert: Ich sehe keine Veranlassung für mich als Regierungssprecher,
hier über mögliche militärtaktische Erwägungen des syrischen Präsidenten zu
sprechen. Ich frage mich, was die militärtaktische Begründung gewesen sein
soll, um in Chan Schaichun vor fast genau einem Jahr gegen die eigene
Bevölkerung C-Waffen einzusetzen. Das ist nicht meine Überlegung. Wir
stellen fest, was ist, und das muss die westliche Gemeinschaft und müssen
alle, die an der C-Waffen-Konvention festhalten, beantworten.

Flosdorff: Herr Seibert und Frau Adebahr haben die Frage ja auch schon
einmal sehr treffend beantwortet. Ich füge dem jetzt nichts hinzu.

Zusatz: Sie reden jetzt wieder von Chan Schaichun. Es müsste Ihnen doch
bewusst sein, dass die OPCW selbst ja gar nicht vor Ort war und gar keine
eigenen Untersuchungen vor Ort durchgeführt hat. Sie führen das immer
wieder ins Feld, aber auch bei diesem Fall gab es ja eben keine Beweise
seitens der OPCW.

Die Frage ist ja auch, warum seitens der Bundesregierung ausgeschlossen
wird, dass so ein Giftgasanschlag auch von den Extremisten hätte
durchgeführt werden können, um genau diese Szenarien hervorzurufen, die wir
jetzt gerade erleben. Deswegen müssen Sie sich, wenn Sie sagen "Das war
gerechtfertigt; das war sogar vernünftig", doch auch Gedanken über ein
Motiv Assads gemacht haben. Daher stelle ich die Frage, und ich denke
schon, dass die legitim ist, Herr Seibert und Herr Flosdorff.

StS Seibert: Ihre Fragen sind Ihnen hier natürlich vollkommen freigestellt.
Das ist natürlich legitim. Dafür machen wir eine Pressekonferenz. Aber ich
glaube nicht, dass Sie von den Sprechern der Bundesregierung erwarten
können, dass wir uns in das Denken eines Regimes und mögliche taktische
Überlegungen eines Regimes hineinversetzen, das ganz offensichtlich nichts
dabei findet, immer und immer wieder gegen die eigene Bevölkerung
vorzugehen, und zwar in brutalster Weise.

Zusatzfrage: Deswegen habe ich ja die Zusatzfrage, warum Sie denn dann
offensichtlich ausschließen, dieser Angriff hätte auch von den Extremisten
durchgeführt worden sein können, um genau diese Reaktionen hervorzurufen,
die wir jetzt gerade erleben. Das war die Zusatzfrage, warum das
ausgeschlossen wird.

StS Seibert: Weil alle vorliegenden Erkenntnisse - bei uns wie bei den
Partnern, die diese Luftschläge geflogen haben - darauf hinweisen, dass
erneut eine Verantwortung des syrischen Regimes vorliegt.

Flosdorff: Ich hätte es nicht schöner sagen können.

Frage: Ich habe noch einmal zwei Fragen, zum einen: Wenn ich die
Nachrichtenlage richtig sehe, dann hat Assad dem französischen Vorstoß, ein
neues Format zu begründen, wohl entschieden widersprochen; vielleicht nicht
überraschend. Für wie realistisch halten Sie es, dass dieses Format dann
doch zustande kommen wird?

Zum Zweiten habe ich eine konkrete Frage: Hat die Bundesregierung
Erkenntnisse darüber, wie viele der ungefähr 110 abgefeuert Raketen und
Bomben tatsächlich ins Ziel gegangen sind? Es gab - ich glaube, seitens der
syrischen oder der russischen Regierung - Angaben darüber, dass mindestens
zwei Drittel davon abgefangen worden seien. Haben Sie eigene Erkenntnisse,
von denen Sie uns berichten können?

Flosdorff: Ich habe hier keine Erkenntnisse, die ich Ihnen mitteilen
könnte.

Zuruf : Aber Sie haben welche!

Adebahr: Für wie realistisch halten wir das? Natürlich geht die
Bundesregierung und gehen die Partner da selbst mit Schwung und Elan rein.
Aber wir sehen, dass Deutschland dabei natürlich nicht im luftleeren Raum
agiert, dass es schwierig wird, dass es ein steiniger Weg ist, dass wir
eine Lösung dieses Konflikts auch nicht von jetzt auf gleich bekommen
werden und dass es Zeit und Beharrlichkeit bedarf, bis man ein Format in
Unterstützung der Vereinten Nationen aufgesetzt haben wird. Man muss mit
Russland sprechen, man muss mit den Regionalmächten sprechen, und man muss
natürlich alle Akteure, die dort eine Rolle spielen, in der einen oder
anderen Art und Weise einbinden und versuchen, auch Russland dazu zu
bringen, das seine Hand schützend über das Assad-Regime hält, dort seinen
Einfluss geltend zu machen.

Wir alle können hier, glaube ich, nicht darüber spekulieren, wie der
Fortgang jetzt sein wird. Wir können nur deutlich machen, dass es -
vielleicht wird heute auch in Brüssel ein Signal von der EU ausgehen -
jetzt ein Momentum gibt, um da neu einzusteigen.

Zusatzfrage: Schmälert die schroffe Ablehnung durch Assad also nicht
zwangsläufig die Chancen dieses neuen Ansatzes? Das ist ja der Versuch, da,
wo der Sicherheitsrat blockiert ist, zu sagen: Wir schaffen ein neues
Instrumentarium. - Werden diese Chancen dadurch nicht geschmälert?

Adebahr: Wenn Sie sich den Genfer Prozess bisher angeschaut haben, dann war
es dort auch so, dass sich die Delegation des syrischen Regimes der
Diskussion verweigert hat und selbst die Diskussion über die Tagesordnung
blockiert hat. Das ist ein Faktum, mit dem wir seit Jahren umgehen müssen.
Es ist natürlich so, dass das schwierig bleiben wird, und das ist auch
allen bewusst. Dennoch muss man da jetzt einen neuen Anlauf wagen.

StS Seibert: Ich möchte gerne noch ganz kurz, wenn ich darf, weil Chan
Schaichun hier wieder eine Rolle gespielt hat, etwas nachreichen, was ich
gerade nicht zur Hand hatte: Im Juni 2017 - die Tat in Chan Schaichun fand
im April 2017 statt - hat ein vom UN-Sicherheitsrat mandatiertes
gemeinsames Untersuchungsteam der UN und der OVCW den Einsatz von Sarin bei
diesem Einsatz bestätigt und die Streitkräfte des syrischen Regimes als
Verantwortliche für dieses Verbrechen benannt.

Frage: Ich habe noch einmal eine Frage zu diesen diplomatischen
Initiativen: Warum geht es um Eigeninitiativen? Warum wird das, was selbst
von Uno-Vertretern wie dem Generalsekretär und auch Herrn de Mistura im
Gespräch mit mir bestätigt wurde, nicht unterstützt, nämlich Versuche einer
politischen Lösung durch verschiedene Gespräche in Genf, in Astana, in
Sotschi oder zum Beispiel die Arbeit des russischen Versöhnungszentrums in
Syrien, das in vielen Gebieten in Syrien dafür gesorgt hat, dass Kämpfe vor
Ort lokal beziehungsweise regional beendet wurden und dass auch
Rebellengruppen in die Lösungen vor Ort einbezogen wurden? Das ist, wie
gesagt, mehrfach in verschiedenen Zusammenhängen auch von der Uno gelobt
worden. Warum unterstützen die westlichen Staaten - auch die, die dort
jetzt mit Raketenangriffen aktiv wurden - nicht das, was da bisher läuft?
Warum unterstützt das auch die Bundesregierung nicht?

Ich will noch daran erinnern, dass General Kujat erklärt hat, dass eine
politische Lösung ohne die Aktivitäten Russlands gar nicht in Sicht wäre
und der Westen bisher ohne Plan sei. Wo ist heute der westliche Plan?

Adebahr: Ich verweise Sie dazu vielleicht auf die Äußerungen des
Bundesaußenministers vom Wochenende, der erklärt hat - ich glaube, das
möchten wir auch nicht missverstanden wissen -, dass wir die Vereinten
Nationen und den Sondergesandten Staffan de Mistura, zu dem auch ein enger
Kontakt dieser Bundesregierung besteht, sowie den Genfer Prozess natürlich
weiter in ihrer Arbeit unterstützen, dass es dafür neuen Schub braucht und
dass sich dafür jetzt eben die wichtigen, einflussreichen Staaten
zusammensetzen müssen, um das zu besprechen. Er hat auch deutlich gemacht,
dass man dazu mit Russland ins Gespräch kommen muss und dass das wichtig
ist. Auch das können Sie, glaube ich, in allen Äußerungen vom Wochenende
ganz verschiedentlich nachlesen.

Frage: Das Kapitel I des Koalitionsvertrags ist ja überschrieben mit "Ein
neuer Aufbruch für Europa". Am morgigen Dienstag gibt es nun eine Sitzung
der Bundestagsfraktion der Union, in der wahrscheinlich eine Stellungnahme
verabschiedet wird, die der Bundeskanzlerin dann in den europäischen
Gesprächen, ich würde einmal sagen, die Hände ziemlich binden wird. Meine
Frage an Herrn Seibert: Wie wird die Bundeskanzlerin damit umgehen, dass
die eigene Fraktion ihre Verhandlungsfreiheit in Europa beschneidet? Ist es
dann überhaupt noch möglich, ambitionierte Reformen durchzusetzen?

Die zweite Frage: Die SPD hat bisher signalisiert, dass sie am Ende im
Bundestag nicht für so einen Parlamentsvorbehalt mitstimmen wird. Ist das
aus Ihrer Sicht problematisch? Wie wollen Sie sich da einigen?

StS Seibert: Dies ist nicht die richtige Position, um Geschehen in den
Fraktionen zu besprechen - dem Sie auch noch vorgreifen.

Zusatz: Na ja, es betrifft ja auch Regierungshandeln.

StS Seibert: Aber die Fraktionssitzung hat ja noch gar nicht stattgefunden.

Zusatz: Ja, aber es gibt ja die Dokumente, die schon da sind, und die
Unionsfraktion hat sich auch dazu geäußert.

StS Seibert: Die beziehen sich auf das sogenannte Nikolauspaket der
Europäischen Kommission. Die Diskussionen im Europäischen Rat und auch die
Diskussionen unter den Finanzministern sind ja weiter gefasst.

Deutschland und Frankreich, die Kanzlerin und Präsident Macron, sind in
einem intensiven Diskussions- und Arbeitsprozess zu allen Facetten dieses
Themas Eurozonenreform. Dabei gibt es Übereinstimmungen genau wie
unterschiedliche Meinungen. Das ist übrigens zwischen deutschen und
französischen Regierungschefs etwas ziemlich Normales. Vor allem gibt es
aber, wie die Kanzlerin gesagt hat, den festen Willen, einen gemeinsamen
Weg zu finden. Das findet seinen Niederschlag ja auch in der
Koalitionsvereinbarung. Wir haben verschiedene Themenfelder - von der
Bankenunion bis zur Stärkung des ESM -, die in unterschiedlichen
Zusammenhängen mit Frankreich und mit den Partnern in Brüssel diskutiert
werden. Besonders der enge Austausch mit Frankreich ist für uns natürlich
von Bedeutung.

Ich möchte hier jetzt nicht über einzelne Elemente sprechen, schon gar
nicht im Vorgriff auf Sitzungen in Fraktionen. Ich kann nur sagen: Der
feste Wille, einen gemeinsamen Weg zu finden, ist da. Ich würde Sie bitten,
die Gespräche der nächsten Tage und Wochen einfach noch abzuwarten. Bei all
dem haben wir ja die Zielrichtung des Europäischen Rats im Juni.

Zusatzfrage: Ja, aber wenn Sie im Europäischen Rat im Juni etwas erreichen
wollen, müsste jetzt - wir haben jetzt April, das sind also noch ungefähr
sechs bis acht Wochen - ja alles auf Hochtouren laufen, und genau in dieser
Phase kommt jetzt die Unionsfraktion und sagt: Nein, halt, wir wollen da
alles unter Parlamentsvorbehalt stellen. Wie machtvoll kann man dann denn
überhaupt noch verhandeln?

StS Seibert: Fragen an die Fraktion richten Sie bitte auch an die Fraktion.
Die Bundeskanzlerin wird in dieser Woche, am Donnerstag, mit Präsident
Macron zu einer weiteren ausführlichen Arbeitssitzung über im Wesentlichen
genau diese Themen zusammentreffen. Wahrscheinlich werden auch andere
außenpolitische Themen eine Rolle spielen, aber das ist der Kern des
Treffens. Ich würde Sie bitten, das einfach einmal abzuwarten. Wir sind -
und zwar mit viel Einsatz von beiden Seiten - mitten im Arbeitsprozess.

Frage: An das Arbeitsministerium beziehungsweise das
Gesundheitsministerium: Am Wochenende gab es Meldungen über
Beitragssenkungen, die es schon zum 1. Januar 2019 geben solle. Ist das der
Zeitpunkt? Gibt es schon eine genaue Vorstellung, in welchem Maße diese
Beiträge gesenkt werden?

Wackers: Ich würde für das Gesundheitsministerium anfangen. - Wir arbeiten
darauf hin, dass die Senkung - das ist ja die Einführung der Parität, das
heißt dann für die Versicherten, dass sie im Schnitt 0,5 Prozentpunkte
weniger bezahlen müssten - zum 1. Januar 2019 kommt. Das steht im Übrigen
auch im Koalitionsvertrag.

Westhoff: Genau. Dazu laufen in der Tat Gespräche. Was die Absenkung des
Arbeitslosenversicherungsbeitrags betrifft - der soll ja um 0,3
Prozentpunkte abgesenkt werden -: Wann das genau kommen kann und kommen
wird, wird man sehen. Ob das dann in einem Gesetzentwurf oder in
verschiedenen Gesetzentwürfen kommt und ob es sozusagen eine gemeinsame
Entlastung auch formell in einem Gesetz gibt oder nicht, wird man sehen;
dazu laufen im Moment noch Gespräche, die noch nicht abgeschlossen sind.
Festhalten darf man auf jeden Fall schon einmal: In beiden Bereichen soll
es eine deutliche Entlastung der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler
geben. Das wird kommen. Die Frage ist nur, wie das formell umgesetzt wird
und was der genaue Zeitpunkt dafür sein wird.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine Frage zum deutsch-amerikanischen
Verhältnis: Können Sie uns auf den neusten Stand bringen, was den geplanten
Besuchs der Kanzlerin in Washington angeht? Man hat das Gefühl, dass es
doch ungewöhnlich lange dauert, bis da jetzt Klarheit herrscht, ob sie
überhaupt fährt und wann sie fährt.

Können Sie bestätigen, dass die Initiative für diesen Besuch von deutscher
Seite ausging und nicht von amerikanischer Seite?

StS Seibert: Die zweite Frage, muss ich sagen, ist mir sehr fremd. Man
macht Besuche oder man empfängt Besuche, weil zwei Seiten einander sehen
und sprechen wollen. Das ist immer so.

Zum anderen kann ich Ihnen sagen: Die Vorarbeiten und die Absprachen für
diesen Besuch sind sozusagen in der Schlussphase, und wir werden Ihnen dazu
relativ bald Mitteilungen machen können.

Zusatzfrage: Das heißt, wir können erwarten, dass die Kanzlerin demnächst
nach Washington fliegt?

StS Seibert: Das heißt, dass ich glaube, Ihnen dazu relativ bald
Mitteilungen machen zu können.

Frage: Herr Seibert, am Wochenende wurde bekannt, dass die Bundesregierung
in den letzten Jahren fast vier Millionen Euro für Facebook-Werbung
ausgegeben hat. Federführend ist da das Verteidigungsministerium, aber auch
ihr Bundespresseamt. Überlegen Sie angesichts der aktuellen Datenskandale
rund um Facebook, dieses Investment, dieses öffentliche Geld nicht mehr an
Facebook auszuschütten?

StS Seibert: Das Bundespresseamt ist da ja so gut wie nicht beteiligt.

Zusatz: Ich frage aber schon den Sprecher der Bundesregierung.

StS Seibert: Gut. - Dazu habe ich mich hier in der letzten Woche - da waren
Sie nicht da - sehr deutlich geäußert.

Zusatz: Das war ein anderes Thema.

StS Seibert: Was jetzt? Soll ich antworten? Sie fragen doch nach Facebook,
ja?

Zusatz : Korrekt, aber nach den vier Millionen Euro. Letzte Woche Freitag
war das Thema, was Sie da allgemein machen. Ich frage nach den Geldern, die
für "sponsored posts" eingesetzt wird.

StS Seibert: Das Bundespresseamt sponsert keine Posts, deswegen kann ich
dazu nichts sagen. Die Ministerien machen ihre Kommunikationsarbeit ja auch
unter eigener Verantwortung, deswegen müssten Sie sie dann fragen.

Ich denke, man sollte dennoch zwei Dinge nicht miteinander verwechseln,
nämlich zum einen die berechtigte Kritik an Facebook und an seinem Umgang
mit den Daten der Nutzer - eine Kritik, hinter der wir absolut stehen und
die Facebook natürlich auffordert, erhebliche Veränderungen vorzunehmen -
und zum anderen die grundsätzliche Frage, wie man mit
Öffentlichkeitsarbeit, mit Informationen der Bundesregierung auch die
Menschen erreicht, die man erreichen möchte.

Flosdorff: Ich kann das gerne noch ergänzen, damit hier nicht alles in
einen Topf geschmissen wird. Ich glaube, man muss da auseinanderhalten
zwischen den Informationen über die Regierungsarbeit und der
Personalwerbung, die die Bundeswehr schaltet. Wie Sie wissen, ist die
Bundeswehr seit einigen Jahren keine Wehrpflichtarmee mehr, vielmehr ist
sie jetzt eine Freiwilligenarmee. Selbstverständlich nutzt die Bundeswehr
alle Möglichkeiten, auch personalwerblich junge Menschen für den
Arbeitgeber Bundeswehr zu interessieren. Natürlich spielen die 
Social-Media-Kanäle dabei eine sehr große Rolle. Früher lief das vielleicht über die
Printmedien, dann hat das weniger interessiert, und heute läuft das über
die Social-Media-Kanäle; insofern ist das ganz normal.

Zusatzfrage : Herr Flosdorff, wenn Sie auf Facebook diese Personalwerbung
einstellen, ist das dann für alle sichtbar, oder suchen Sie sich konkret
aus, welche Zielgruppen Sie mit diesen Posts erreichen wollen, also zum
Beispiel Männer zwischen 16 und 35? Oder ist das für die Allgemeinheit
sichtbar, also auch für eine Oma oder eine junge Dame?

Flosdorff: Das, was wir machen, ist dort sichtbar.

Zusatzfrage : Generell, die "sponsored posts" sind also auch für alle, ist
das korrekt?

Flosdorff: Ich kann das jetzt nicht für jedes einzelne Produkt sagen - wir
haben in der Personalwerbung eine sehr große Produktpalette. Das, was Sie
kennen und was im großen Rahmen diskutiert wird, ist sichtbar.

Frage: Frau Adebahr, wir hören seit Wochen und fast schon Monaten immer
wieder Berichte aus Saudi-Arabien über Tendenzen zur Liberalisierung. Diese
Woche werden erstmals seit Langem wieder Kinos eröffnet. Wie beurteilen Sie
diese Tendenzen? Ist das wirklich eine Liberalisierung in dem Land? Ist das
vielleicht sogar der Anlass, unser Verhältnis zu Saudi-Arabien
nachzujustieren und aus einem neuen Blickwinkel zu beurteilen?

Adebahr: Die Reformagenda, die Kronprinz Salman sich dort vorgenommen hat,
ist sehr ehrgeizig. Die rührt schon an lange Grundüberzeugungen, die in der
saudischen Gesellschaft bisher vorgeherrscht haben. Das ist schon eine sehr
ehrgeizige, sehr moderne Agenda, und die umfasst übrigens ganz verschiedene
Bereiche: Die umfasst die Wirtschaft, die umfasst die Diversifizierung des
saudischen Haushalts, dessen Einnahmequellen bisher fast ausschließlich aus
Ölprodukten bestand, die umfasst den Transfer der saudischen Wirtschaft in
das 21. Jahrhundert, mit der Planung ganz großer Wirtschaftszentren, und
die umfasst in einem sehr ambitionierten Bereich auch die Modernisierung
des Bildes der Frau in der Gesellschaft. Wir haben alle mit Freude, glaube
ich, die Nachricht gehört, dass Frauen in Saudi-Arabien jetzt Auto fahren
dürfen. Der Anteil der Studentinnen in Saudi-Arabien steigt rapide an, und
auch die Arbeitsaufnahme von Frauen in Saudi-Arabien ist auf einem ganz
aufsteigenden Ast.

Insofern: Auch die Eröffnung des ersten Kinos - ich glaube, das war vor
eineinhalb Wochen - ist ein Beitrag, der in diese Richtung geht. Ich denke,
es ist zu begrüßen, dass die saudische Gesellschaft durch ihre Regierung
Anstöße bekommt, um sich fit zu machen für das 21. Jahrhundert, und zwar in
ganz vielen Bereichen. Das ist eine Sache, die wir natürlich mit
Unterstützung betrachten und auch als einen richtigen und wichtigen Schritt
empfinden, den Saudi-Arabien da jetzt geht.

Zusatzfrage: Gibt es Korrekturen oder neue Nuancen durch den
Ministerwechsel? Unter Sigmar Gabriel war das Verhältnis ja ein bisschen
angespannt, um es einmal freundlich auszudrücken - Stichwort
"Abenteurertum", der Botschafter wurde da abgezogen. Bleibt Minister Maas
jetzt eher auf dieser Linie oder korrigiert er da die Haltung?

Adebahr: Ich glaube, Minister Maas wird seine Haltung da finden. Klar ist,
dass Saudi-Arabien - und das sieht auch der Minister so - ein wichtiger
Partner in der Region ist, dass man mit Saudi-Arabien ins Gespräch kommen
muss und auch im Gespräch bleiben muss und dass man vielleicht auch
Schritte unternimmt, die einem engen Verhältnis zwischen unseren beiden
Ländern in Zukunft dienen können.

Frage: Herr Seibert, gibt es Besuchspläne von Herrn Salman für Deutschland?
Er macht ja gerade eine PR-Tour auf der ganzen Welt.

StS Seibert: Auch das wäre vielleicht eher eine Frage an die saudische
Botschaft. Ich gebe hier mit den üblichen Rhythmen die Termine für die
Bundeskanzlerin bekannt. Darüber hinaus müsste ich Sie dann wirklich an das
Land verweisen, von dem Sie jetzt etwas wissen wollen.

Zusatzfrage : Gut. - Wann gab es zuletzt bilaterale Gespräche zum Beispiel
von Herrn Maas oder von Frau Merkel mit der saudischen Seite über die
saudischen Verbrechen im Jemen?

Adebahr: Das Auswärtige Amt ist über unsere Botschaft mit den saudischen
Gesprächspartnern im Gespräch, und es gab vor Kurzem auch eine Reise des
zuständigen Abteilungsleiters nach Saudi-Arabien. Ich mache mir Ihre
Wertung nicht zu eigen, aber da kommen alle Themen, die im bilateralen und
im regionalen Verhältnis wichtig sind, zur Sprache; da gibt es einen
Austausch, natürlich.

Zusatzfrage: Und Sie fordern da genau was von den Saudis?

Adebahr: Unsere Haltung zum Jemen-Konflikt - wenn Sie das darauf beziehen -
ist, glaube ich, sehr klar: Wir fordern einen humanitären Zugang, wir
fordern, dass es eine politische Lösung für diesen Konflikt gibt, damit das
Leid der Menschen, das massiv ist, ein Ende hat. Wir bemühen uns, unsere
humanitäre Hilfe so gut wir es eben können auch dort den Menschen
zugutekommen zu lassen. Ich glaube, darüber haben wir hier vielfach
gesprochen.

Frage: Trotzdem möchte ich noch einmal an die gleiche Frage anschließen,
auch wenn das Thema wirklich schon oft behandelt wurde. Es war jetzt gerade
wirklich sehr auffällig, dass Sie geradezu begeistert über die möglichen
Reformpläne Saudi-Arabiens und des Kronprinzen referiert haben - das ist
eine Interpretation, entschuldigen Sie bitte. Gleichzeitig drängt sich,
wenn man das Ganze beobachtet, doch ein bisschen der Verdacht auf, dass es
da eine Art von selektiver Empörung gibt angesichts der Vorfälle in Duma
und in Syrien generell und angesichts zahlreicher Kriegsverbrechen der
saudischen Seite im Jemen - das ist ja nun wirklich bewiesen. Wie lässt
sich das erklären? Wie gesagt, man hat den Eindruck, dass das eine
selektive Empörung, eine selektive Wahrnehmung von Gegebenheiten ist.

Adebahr: Ich glaube, Sie vermischen jetzt verschiedene Konflikte und Themen
miteinander -

Zusatz: In der Tat, ja.

Adebahr: - und verbinden das mit einer Wertung, die Sie jetzt treffen.

Ich kann noch einmal wiederholen, dass wir mit Saudi-Arabien zu allen
Themen - und die haben wir hier oft genug behandelt - in Gesprächen sind.
Unsere Haltung zu den einzelnen Konflikten, die man auch in ihrer
Einzelheit betrachten sollte, haben wir, glaube ich, auch deutlich gemacht.

StS Seibert: Wir haben hier doch sehr häufig - das haben Sie selber gesagt -
 über unsere große Sorge angesichts der humanitären extremen Notlage, die
in Jemen herrscht, gesprochen. Nicht nur gibt es das Problem der Cholera,
es gibt auch die Ausbreitung der lebensgefährlichen Diphterie. Das sind
gewaltige Risiken für eine Bevölkerung, die in der Krise natürlich ohnehin
schon schwer belastet ist. Deswegen sind wir der Auffassung, dass alles
getan werden muss, um humanitäre Zugänge zu öffnen, damit
Hilfsorganisationen ihre Güter und ihrer Unterstützung für die Menschen ins
Land bringen können. In diesem Zusammenhang haben wir das übrigens auch
gegenüber Saudi-Arabien klar formuliert. Wir haben aber auch zur Kenntnis
genommen, dass Ende Januar die von Saudi-Arabien geführte Militärallianz
einen humanitären Hilfsplan für Jemen, die "Yemen Comprehensive
Humanitarian Operations", vorgestellt hat. Dieser Hilfsplan enthält
immerhin signifikante Mittelzusagen für humanitäre Unterstützung in Jemen,
und jetzt wird eben die Umsetzung dieses Planes entscheidend sein, also die
Sicherstellung, dass Hilfsgüter aller Art - medizinische Hilfe, Kraftstoff,
kommerzielle Güter - auch bei den Bedürftigen ankommen. Darüber sprechen
wir natürlich mit Saudi-Arabien.

Wir nehmen allerdings auch zur Kenntnis - und auch darüber muss man
sprechen -, dass Saudi-Arabien zum wiederholten Mal zum Ziel von Raketen
wurde, die aus Jemen abgeschossen wurden und denen beispielsweise in Riad
auch schon ein Mensch zum Opfer gefallen ist.

Zusatz: Herr Seibert, nichtsdestotrotz, Sie benutzen das Wort ja selber und
sagen, die Bundesregierung drücke ihre Sorge aus. Aber darin erschöpft sich
das Ganze ja auch schon. Im Fall von Duma werden Bombenangriffe
gutgeheißen, es wird von vernünftigen, angemessenen Schritten gesprochen.
Das ist doch durchaus ein messen mit zweierlei Maß, das müssen Sie
angesichts Ihrer eigenen Worte doch eingestehen.

StS Seibert: Nein, ich würde sagen, das ist auf Ihrer Seite eher ein
Gleichsetzen von Dingen, die man nicht gleichsetzen kann.

Zusatzfrage: Wenn im Jemen Hochzeiten bombardiert werden, bei denen
Dutzende Menschen sterben, inwieweit ist das nicht gleichzusetzen? Das
verstehe ich jetzt nicht.

StS Seibert: Ich glaube, dass es keinen Zweck hat, so Ereignisse
gegeneinander aufzuwiegen. Wenn in einem Krieg Zivilisten sterben, wenn es
Ereignisse gibt wie die, die Sie gerade beschreiben, dann ist das
schrecklich. Dann ist es natürlich die Verantwortung derjenigen, die
militärisch agieren, sicherzustellen, dass so etwas möglichst nicht
vorkommt. Das gilt in jedem militärischen Konflikt.

Frage: Eine kurze Frage zu Glyphosat. Die Landwirtschaftsministerin hat
gesagt, dass es mit dem Verbot nicht so einfach werden wird. Meine Frage
ist: Was sind die Gründe dafür?

Die zweite Frage an das Umweltministerium: Bleibt das Umweltministerium
dabei, dass Glyphosat verboten werden sollte?

Weil es ja schwierig ist: Gab es denn schon Gespräche mit dem
Landschaftsministerium?

Lenz: Vielen Dank für die Frage. - Die Ministerin hat sich dazu sehr klar
geäußert und auch schon in der Regierungserklärung klargemacht, dass sie
sich an den Koalitionsvertrag hält. Der sagt ja ganz deutlich, dass man mit
einer systematischen Minderungsstrategie den Einsatz von glyphosathaltigen
Pflanzenschutzmitteln deutlich mit dem Ziel einschränken wird, die
Anwendung so schnell wie möglich und grundsätzlich zu beenden.

Das hat sie in dem Interview in der "Süddeutschen Zeitung" betont, auf das
Sie wahrscheinlich anspielen, und auch heute Morgen noch einmal.
Diesbezüglich besteht auch kein Dissens mit dem Umweltministerium, sondern
wir halten uns an den Koalitionsvertrag.

Haufe: Ich kann das genauso wiedergeben. Das Stichwort ist: Anwendung
beenden. Wir wollen die Anwendung des Wirkstoffs Glyphosat in Deutschland
beenden. So steht es im Koalitionsvertrag, so hat es auch die
Bundesumweltministerin immer vertreten.

Ein Verbot dieses Wirkstoffs würden wir nur auf europäischer Ebene
hinbekommen. Aber darum geht es im Moment gar nicht. Auf der europäischen
Ebene ist ja entschieden worden, dass dieser Wirkstoff erst einmal wieder
für fünf Jahre zugelassen wird. Davon abgesehen gibt es ja in der
Europäischen Union eine Diskussion zwischen verschiedenen Ländern, wie man
dann danach mit diesem Wirkstoff weitermacht. Gleichzeitig gibt es Länder,
die fordern, dass man auch vonseiten der EU stärker in die
Alternativforschung eintritt. Das ist also eine Debatte, die etwas von dem
getrennt werden muss, worum wir uns jetzt kümmern, nämlich um diese
systematische Minderungsstrategie.

Noch zur Einordnung: Die Pflanzenschutzmittel, die Glyphosat enthalten,
haben ihre Zulassung verloren. Die Hersteller müssen sie jetzt neu
beantragen, was sie auch gemacht haben. Dafür sind zwei Behörden zuständig,
nämlich das Bundesamt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft und das
Umweltbundesamt. Im Laufe dieses Jahres müssen diese Mittel neu zugelassen
werden. Das ist dann auch die Situation, in der es mögliche Einschränkungen
für diese Mittel gibt.

Noch einmal auf die praktische Ebene geschaut: Der Ausstieg ist möglich,
der Ausstieg ist auch schon längst im Gang. Es gibt etwa über 180 Kommunen
in Deutschland, die bereits beschlossen haben, dass sie auf ihren
kommunalen Flächen keine Mittel mehr mit Pestiziden einsetzen. Es gibt auch
Unternehmen, die diesen Wirkstoff mittlerweile ablehnen. Wir sind also
bereits mitten in diesem Prozess, die Anwendung zu beenden.

Frage: Zum Gazastreifen. Frau Adebahr, Herr Seibert, wie bewertet die
Bundesregierung, dass auch an diesem Wochenende wieder Hunderte Menschen
beschossen wurden, 200 Menschen wurden laut Gesundheitsministerium im Gaza
verletzt, einer wurde getötet. Wie passt das mit der Ansage der
Bundesregierung zusammen, dass auf Demonstranten nicht geschossen werden
darf? Das hat das AA hier am 6. April klargemacht.

Adebahr: Wir verfolgen die Proteste in Gaza natürlich weiter sehr genau und
sehen auch, dass es dort eine reale Gefahr der Eskalation gibt. Deshalb ist
es nach wie vor unsere Position, alle Beteiligten und alle Seiten zu einer
größtmöglichen Zurückhaltung aufzurufen, denn wenn wir uns die Lage
anschauen, bleibt sie nach wie vor bedrückend.

Ich kann noch einmal das wiederholen, was wir von dieser Stelle aus schon
gesagt haben, dass friedlicher Protest natürlich kein Deckmantel für Gewalt
sein kann. Wer öffentlich zu Gewaltfreiheit aufruft, aber gleichzeitig zu
Gewalt aufhetzt, der stellt eben infrage, dass er sich auf das Recht zum
friedlichen Protest berufen kann. Das Verbrennen israelischer Flaggen - ich
glaube, das haben wir hier auch schon sehr deutlich gemacht - ist absolut
inakzeptabel.

Auf der anderen Seite - das haben wir ja auch schon unterstrichen - würde
ich gerne noch einmal deutlich machen, dass der Schusswaffeneinsatz
gegenüber unbewaffneten Demonstranten - es gab den Fall eines Journalisten,
der sehr breit durch die Presse gegangen ist - eine berechtigte Frage der
Verhältnismäßigkeit aufwirft. Israel ist natürlich berechtigt, den
Grenzzaun zu sichern. Aber wir begrüßen es auch, dass die israelische Seite
angekündigt hat, dass gewisse Vorfälle nun lückenlos untersucht und
aufgeklärt werden. In dieser Situation befinden wir uns jetzt.

Wir befinden uns nach wie vor in einer Situation, in der die humanitäre
Lage in Gaza sehr bedrückend ist. Auch dort ist es eben das Grundanliegen
der Bundesregierung, weiterhin zu helfen. Das tun wir mit den uns zur
Verfügung stehenden Mitteln natürlich weiterhin.

Zusatzfrage : Nur damit es jetzt kein Missverständnis gibt: Ich habe Sie
jetzt nicht so verstanden, dass Sie den Demonstranten, die dort
demonstriert haben - natürlich nicht so, wie wir uns das hier in
Deutschland vorstellen - eine Mitschuld geben, dass die Demonstranten die
israelische Armee provoziert haben, zu schießen, oder sind das zwei
verschiedene Sachen? Auf der einen Seite so, auf der anderen Seite so? Es
hörte sich jetzt so an, als ob die Demonstranten eine Mitschuld haben, dass
sie beschossen wurden.

Adebahr: Nein. Ich wollte ausdrücken, dass für beide Seiten unser Aufruf an
Zurückhaltung gilt und dass wir an beide Seiten appellieren, dass es bei
friedlichen Protesten bleibt. So wollte ich verstanden werden.

Frage: Ist die Position, die Herr Breul hier am 6. April, wie zitiert,
explizit vertreten hat, dass auf Demonstranten nicht geschossen werden
dürfe - das war ja kategorisch - auch der israelischen Regierung explizit
kundgetan worden oder sagen Sie "Das wissen die sowieso"?

Zweitens. Herr Seibert, wenn man die Auseinandersetzungen im Gazastreifen
ein Stück weit auch als Ausdruck von Verzweiflung oder unbefriedigenden
Lebensverhältnissen sieht, gibt es aktuelle Überlegungen der
Bundesregierung, den Palästinensern vor allem im Gazastreifen in
irgendeiner Form zu helfen, bei aller gebotenen Solidarität mit Israel?

Adebahr: Zur ersten Frage: Wir sind mit der israelischen Botschaft hier und
auch über unsere Botschaft dort in einem ständigen Austausch. Ich kann
Ihnen jetzt von keinem konkreten internen Gespräch berichten. Der Austausch
ist natürlich ständig und auf verschiedenen Ebenen mit der israelischen
Seite da.

StS Seibert: Ich müsste Ihnen eine Antwort dazu nachliefern, was es
möglicherweise an europäischen Projekten gibt.

Montag, 16. April 2018

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/991: Untersuchungsausschuss Ludwigsburg - Bewertung neuer Materialien (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 44/2018

Untersuchungsausschuss Zulagen Ludwigsburg

Kurtz: Das neue Material bestätigt die bisher schon vorliegenden
Informationen



Stuttgart. Der Untersuchungsausschuss Zulagen Ludwigsburg hat am 5.
April 2018 vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst (MWK)
einen Ordner Aktenmaterial nachgereicht bekommen, auf den die Zeugin
Dr. Claudia Stöckle bei ihrer Vernehmung am 16. März 2018 hingewiesen
hatte. Nach Abgleich des Materials durch das Ausschussbüro kann die
Vorsitzende des Gremiums, Sabine Kurtz (CDU), den Inhalt des
Begleitbriefes des MWK bestätigen: "Rund ein Fünftel der über 300
Seiten lagen dem Ausschuss bislang nicht vor, sind also unbekannt",
sagte Kurtz am Dienstag, 17. April 2018, in Stuttgart.

Vier Fünftel des "neuen" Materials vom MWK wie auch das Material aus
dem von Dr. Claudia Stöckle überlassenen AStA-Ordners habe sich
bereits in anderer Zusammensetzung in den Akten befunden, die das MWK
ordnungsgemäß bereits letztes Jahr überstellt habe. "Bis auf wenige
Blätter sind der von Dr. Stöckle ausgehändigte Ordner und die vom MWK
nachgereichten Papiere identisch", so die Ausschussvorsitzende.

Bei den nun zusätzlich vorliegenden 52 Blatt handele es sich
schwerpunktmäßig um Schreiben, E-Mails und Facebook-Auszüge von
Studierenden bzw. ASta-Mitgliedern zu hochschulinternen
Angelegenheiten wie etwa dem Buchhandel oder der Wiederholung von
Klausuren. Außerdem enthalten sei Schriftverkehr zum Abwahlverfahren
gegen die ehemalige Rektorin und Lösungsvorschläge des AStA zur
Zukunft der Hochschule, die an die damals eingesetzte Kommission
gerichtet gewesen seien.

"Ohne den Ausschussberatungen vorgreifen zu wollen, ist mein erster
Eindruck, dass das neue Material die bisher schon vorliegenden
Informationen bestätigt und unterstreicht", bemerkte Sabine Kurtz.

 * 
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HAMBURG/4335: Kürzungen in der Sozialökonomie - Senat riskiert mehr Studienabbrüche (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. April 2018

Kürzungen in der Sozialökonomie: Senat riskiert mehr Studienabbrüche



Studierende haben heute den Fachbereich Sozialökonomie (die ehemalige HWP) auf dem Campus der Universität Hamburg besetzt. "Dieser Protest gegen die Unterfinanzierung der Hochschulen und damit verbundene Budgetkürzungen ist gerechtfertigt, wir sind solidarisch mit den Forderungen und der Aktion der Studierenden", erklärt dazu Martin Dolzer, wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Durch die eklatante Unterfinanzierung der Hochschulen sind immer wieder Fachbereiche oder auch wichtige Angebote in den einzelnen Studiengängen in Gefahr. Die aktuell in der Sozialökonomie geplanten Budgetkürzungen um rund zwei Drittel bei Orientierungseinheiten sind verheerend. Kürzt der Senat diese Einführung in das Studium durch fachkundige Studierende weg, riskiert er die Steigerung der Abrecher_innenquote um ein Vielfaches."

Es sei zynisch, nun gerade in der ohnehin seit langem von negativen Umwandlungen und Kürzungen geplagten Sozialökonomie auf diese Weise zu kürzen, so Dolzer: "Der Senat muss endlich umdenken. Anstatt immer mehr Geld in die als exzellent gefeierten MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik) und in Kooperationen mit Partnern wie der Fraunhofer-Stiftung, die sehr stark auf zivil-militärische Forschung orientiert, zu stecken, muss er endlich auch in die Lehre investieren. Es darf nicht so weiter gehen, dass Studiengänge, Fachbereiche und Fakultäten um zu knappe Ressourcen streiten müssen, weil der Senat seine gesellschaftliche Verantwortung nicht wahrnimmt."

 * 
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HAMBURG/4334: Umfrage von Forsa sieht DIE LINKE in Hamburg weiter stabil bei zwölf Prozent (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 16. April 2018

Umfrage von Forsa sieht DIE LINKE in Hamburg weiter stabil bei zwölf Prozent



Die heutige Umfrage von Forsa sieht DIE LINKE in Hamburg weiter stabil bei zwölf Prozent. Damit würde bei einer Wahl das gute Ergebnis der Bundestagswahl 2017 bestätigt.

Dazu äußert sich die Landessprecherin und Bundestagsabgeordnete Zaklin Nastic: "Zwölf Prozent für DIE LINKE in Hamburg sind eine gute Bestätigung nach der erfolgreichen Bundestagswahl in Hamburg. Ich sehe DIE LINKE in ihrer Haltung als klare soziale Opposition bestärkt. Die Zahlen für die SPD zeigen, dass der Senat Scholz in den letzten Jahren - Stichwort Olympia und G20 - viel Vertrauen bei der Bevölkerung verspielt hat. Das haben auch aktuell die mehr als 27.000 Unterschriften für die Volksinitiative für mehr Pflegepersonal gezeigt. Für DIE LINKE in Hamburg bedeutet das Ergebnis, dass wir weiterhin mit unserem Kurs als soziale Opposition mit Blick auf die kommenden Bezirks- und darauf folgenden Bürgerschaftswahlen weiterarbeiten werden."

Landessprecher David Stoop ergänzt: "Die zwölf Prozent sind erfreulich. Wir werden uns jedoch nicht darauf ausruhen, sondern weiterhin für bezahlbare Wohnungen, gute Arbeit und Frieden auf die Straße gehen. In einer reichen Stadt wie Hamburg ist es unverzeihlich, dass die soziale Grundversorgung nicht gewährleistet wird. Die Regierungserklärung von Tschentscher zeigt, dass er vom Scholz-Kurs nicht abweichen wird. Er will an der Schuldenbremse festhalten und die Kürzungspolitik fortsetzen. Das ist mit der LINKEN nicht zu machen! Wir sehen uns in der Rolle als soziale Opposition bestätigt."

 * 
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HAMBURG/4333: Luftreinheit im Hafen? Große Ankündigungen, klitzekleine Schritte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. April 2018

Luftreinheit im Hafen? Große Ankündigungen, klitzekleine Schritte



Der Senat will mit mehreren Millionen Euro batteriebetriebene Transporter auf dem Containerterminal Altenwerder fördern. "Das Projekt ist zwar an sich sinnvoll, mindert die Luftbelastung durch den Hafen aber nur unwesentlich", erklärt dazu Norbert Hackbusch, hafenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es bleiben die Seeschiffe, die für den großen Anteil der Luftbelastung durch den Hafen verantwortlich sind. Außerdem bleibt die kräftige Belastung durch den Rangierbetrieb der Dieselloks, die weitgehend ohne Filter fahren. Und gerade vor zwei Wochen hat der Wirtschaftsausschuss unseren umfassenden Antrag zu einem möglichen Beitrag des Hafens zur Verbesserung unserer Hamburger Atemluft recht schnell zu den Akten gelegt. Auch bei der Luftreinhaltung echt Rot-Grün: Große allgemeine Ankündigungen, klitzekleine konkrete Schritte."

"Die flexible Elektrizitätsspeicherung in den batteriebetriebenen Containertransportern bringt die Energiewende auch nur ein ganz kleines Stück voran - wir müssen aber groß denken", ergänzt der umweltpolitische Sprecher der Fraktion, Stephan Jersch. "Und da muss die externe Energieversorgung der Seeschiffe viel schneller vonstattengehen. Die auch an den Kaikanten laufenden Schiffsmotoren sind in einem großen Maße für die teils dramatischen Atemluftbelastungswerte auf der Veddel, in Wilhelmsburg und entlang der Elbe verantwortlich. Der Senat muss hier viel mehr tun. Die HADAG hängt zum Beispiel mit der Verwendung von Marine-Diesel bei den Emissionen hinter der HPA zurück. Auch hier besteht Handlungsbedarf, in diesem Fall durch Senator Horch."
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Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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RHEINLAND-PFALZ/4783: Reform des Landeswaldgesetzes (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.04.2018

Reform des Landeswaldgesetzes: Landesregierung wird in ihren Plänen
bestätigt



Zur heutigen Anhörung zur Änderung des Landeswaldgesetzes im
Umweltausschuss des Landtags erklärt Andreas Hartenfels,
umweltpolitischer Sprecher:

"Die Anhörung hat bestätigt, dass die Landesregierung mit der
Neuregelung im Landeswaldgesetz auf dem richtigen Weg ist. Der
gemeinsame Holzverkauf aus dem Staatswald und aus nichtstaatlichen
Forstbetrieben soll damit zum 1. Januar 2019 getrennt werden. Daraus
folgen wird die Schaffung wettbewerbsfähiger kommunaler und privater
Holzvermarktungsorganisationen, deren Neustrukturierung aktuell
intensiv mit allen Beteiligten entwickelt wird. Eine Entscheidung
darüber, inwieweit die vorgelagerten Dienstleistungen, wie
beispielsweise das Holzauszeichnen oder die Holzernte, hoheitliche
Aufgaben darstellen, wird von einem Urteil des Bundesgerichtshofs am
12. Juni erwartet. Für mich steht fest, dass der Wald als
Naherholungsgebiet, als Garant für Artenvielfalt und Klimaschutz oder
als wertvoller Baustoff ein hohes Gut darstellt und die bislang
bestehenden und funktionierenden Strukturen in Form der
Gemeinschaftsforstämter aufrecht erhalten werden sollten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/4782: Schutz vor dubiosen Abzockern muss gestärkt (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.04.2018

Schutz vor dubiosen Abzockern muss gestärkt

Cornelia Willius-Senzer: Rheinland-Pfalz unterstützt Initiative zur
Verbesserung des Verbraucherschutzes



Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat heute, am 17. April 2018,
beschlossen, einen Gesetzentwurf zu unterstützen, der vorsieht, die
Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern bei Telefonwerbung zu
stärken. Dieser Entwurf soll im April im Bundesrat beschlossen werden.
Dazu sagt die Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz,
Cornelia Willius-Senzer:

"Noch immer fallen in Deutschland viele Menschen am Telefon dubiosen
Abzockern zum Opfer. Für uns Freie Demokraten ist daher klar, dass die
Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern bei Telefongeschäften
gestärkt werden müssen.

Wir wollen, dass zukünftig Angebote für Produkte und Dienstleistungen,
die bisher ausschließlich telefonisch unterbreitet wurden, vor
Abschluss eines möglichen Vertrags den Kundinnen und Kunden auch
schriftlich vorliegen müssen. Damit ein Kaufvertrag gültig wird,
müssen Angebote innerhalb von zwei Wochen schriftlich von
Verbraucherinnen und Verbrauchern bestätigt werden.

Kaufgeschäfte, die ausschließlich mündlich am Telefon abgeschlossen
werden, werden somit ungültig. Damit sorgen wir dafür, dass die
Menschen besser vor Betrügern und windigen Verkaufsmaschen am Telefon
geschützt werden.

Das entsprechende Gesetz zur Stärkung des Verbraucherschutzes bei
Telefonwerbung wird mit Unterstützung der rheinland-pfälzischen
Landesregierung in den Bundesrat eingebracht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4781: AKW Cattenom stellt hohes Risiko auch für Rheinland-Pfalz dar (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.04.2018

AKW Cattenom stellt hohes Risiko auch für Rheinland-Pfalz dar -
Land wird gegen Laufzeitverlängerung aktiv werden



Zur Bekanntgabe des Sicherheits-Gutachtens zum AKW Cattenom erklärt
Andreas Rahm, energiepolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion:
"Im Jahr des Super-GAUs in Tschernobyl, im Jahr 1986, ging das
französische Atomkraftwerk Cattenom in Betrieb. Das heute vorgestellte
sicherheitstechnische Gutachten belegt, dass das mittlerweile alte AKW
Cattenom ein hohes Risiko für die gesamte Region und damit auch für
Rheinland-Pfalz darstellt. Die Notstromversorgung ist bei Erdbeben
defizitär, bei Flugunfällen oder gezielten Flugzeugabstürzen könnte
Radioaktivität in großem Ausmaß freigesetzt werden. In der
vorherrschenden Windrichtung im Westen befinden sich Großstädte wie
Mainz und Ludwigshafen. Insgesamt liegen zum Teil gravierende Mängel
bei den Zwischen- und Feuerlöschsystemen sowie bei der Anlage zur
Verteilung von gasförmigem Wasserstoff in der Anlage vor."

Rahm betont: "Es ist aber sehr bedauerlich, dass eine Klage gegen den
derzeitigen Weiterbetrieb des AKWs keine Aussicht auf Erfolg hätte.
Ein Klageverfahren wäre überdies sehr aufwendig, sehr teuer und sehr
langwierig, da das französische Rechtssystem die Darlegung einer
lückenlosen Kausalkette vom auslösenden Ereignis (etwa ein
Flugzeugabsturz) zum tatsächlichen Schaden bei Mensch oder Umwelt
verlangt. Das neue Gutachten zeigt in großer Klarheit, dass mit Blick
auf Cattenom dringender Handlungsbedarf besteht. Es ist daher zu
begrüßen, dass Umweltministerin Ulrike Höfken gemeinsam mit dem
Saarland gegen die Laufzeitverlängerung des Atomkraftwerks im Rahmen
des französischen Verfahrens "Enquête Publique" im Jahr 2021 vorgehen
möchte. Rheinland-Pfalz wird sich sehr kritisch und mit Verweis auf
die nachgewiesenen Schwachstellen einbringen. Wir setzen dabei auch
auf die Unterstützung von Bundesministerin Svenja Schulze; das Ziel
ist, das AKW Cattenom spätestens 2026 stillzulegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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BERUF/1871: Altmaier - Berufliche Bildung ein Erfolgsmodell für den deutschen Mittelstand (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 16. April 2018

Altmaier: "Berufliche Bildung ist ein Erfolgsmodell für den deutschen Mittelstand."



Heute beginnt die "Woche der beruflichen Bildung". Sie steht unter der
Schirmherrschaft des Bundespräsidenten, Dr. Frank-Walter Steinmeier,
und Frau Elke Büdenbender. Vom 16. bis 20. April 2018 wird in
verschiedenen Veranstaltungen unter dem Motto "Du bildest Zukunft" zum
Stand, zur Qualität und zu Perspektiven der beruflichen Bildung
informiert.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Berufliche Bildung ist ein
Erfolgsmodell für den deutschen Mittelstand. Auch weit über
Deutschland hinaus ist unser System der dualen Ausbildung anerkannt
und Vorbild in vielen Ländern. Es sichert Unternehmen die Fachkräfte,
die sie dringend benötigen. Ich kann Betriebe deshalb nur ermuntern,
junge Menschen auszubilden und ihnen damit eine gute berufliche
Perspektive zu geben. Denn mit der Ausbildung schaffen Unternehmen
gemeinsam mit ihren Auszubildenden heute ihren Erfolg von morgen."

Die duale Ausbildung in Betrieben und Berufsschulen bietet
Jugendlichen gute Voraussetzungen für den Übergang ins Arbeitsleben
und vielfältige Karriere- und Entwicklungschancen. Da die deutsche
Wirtschaft gut ausgebildete Fachkräfte braucht, sind Karrieren mit
beruflicher Ausbildung so aussichtsreich wie nie.

Jungen Menschen stehen 327 Ausbildungsberufe von "Bäcker/-in" über
"Kaufmann/-frau im E-Commerce" bis hin zu "Klavier- und
Cembalobauer/-in" zu Verfügung. Die Berufe werden regelmäßig gemeinsam
mit den Sozialpartnern aktualisiert. Wichtig ist eine frühzeitige
Berufsorientierung, schon in der Schule.

Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) unterstützt Betriebe - vor
allem kleine und mittlere - sowie Auszubildende durch verschiedene
Programme im Bereich der beruflichen Bildung:


	Mit dem Programm "Passgenaue Besetzung" finanziert das BMWi Beraterinnen und Berater vor allem bei den Kammern, die kleine und mittlere Unternehmen bei der Besetzung offener Ausbildungsplätze unterstützen. Seit 2007 konnten so über 79.000 Ausbildungsplätze und rund 10.000 Stellen für die Einstiegsqualifizierung vermittelt werden.

	Die Allianz für Aus- und Weiterbildung als Bündnis von Bund, Bundesagentur für Arbeit, Wirtschaft, Gewerkschaften und Ländern verfolgt das gemeinsame Ziel, die duale Ausbildung zu stärken und jungen Menschen den Weg in die Ausbildung zu ebnen.

	Die praxisnahe, duale Ausbildung hat eine große Integrationskraft. Das BMWi unterstützt deshalb zusammen mit der Wirtschaft Betriebe, die Geflüchtete ausbilden bzw. beschäftigen wollen, z.B. durch das Netzwerk "Unternehmen integrieren Flüchtlinge" und den sog. Willkommenslotsen bei den Kammern.

	Das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung hilft kleinen und mittleren Unternehmen, ihre Personalarbeit strategisch auszurichten. Das KOFA unterstützt sie dabei, Fachkräfte zu finden, sich als attraktiver Arbeitgeber zu positionieren und mit einer qualifizierten Belegschaft wettbewerbsfähig zu bleiben.

	Mit "Make it in Germany" verfügt Deutschland über ein zentrales, mehrsprachiges Informationsportal für interessierte Fachkräfte aus dem Ausland. Diese können sich über das Leben und Arbeiten in Deutschland informieren und erhalten eine individuelle Beratung. Seit dem Start Mitte 2012 haben mehr als 15 Mio. Menschen aus über 200 Ländern das Portal besucht.

	Mit dem Programm "Berufsbildung ohne Grenzen" unterstützt das BMWi Auslandsaufenthalte während oder im Anschluss an eine Ausbildung. Sog. Mobilitätsberaterinnen und -berater bei den Kammern informieren dabei Betriebe und deren Auszubildende bzw. junge Fachkräfte und leisten Hilfestellung bei der Vorbereitung und Durchführung von grenzüberschreitenden Lern- und Arbeitsaufenthalten.



Eine Übersicht über die Ausbildungsberufe mit weiteren Informationen
finden Sie unter [1].


Weitere Informationen zur Allianz für Aus- und Weiterbildung finden
Sie unter: 

www.aus-und-weiterbildungsallianz.de 

zum Programm "Berufsbildung ohne Grenzen" unter 

www.berufsbildung-ohne-grenzen.de

sowie allgemein zur dualen Ausbildung unter:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/ausbildung-und-beruf.html

Anmerkung:

[1] https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Service/Ausbildungsberufe/ausbildungsberufe.html

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 16. April 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de
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BERUF/1870: Altmaier - Soziale Kompetenz in der Ausbildung ist mehr denn je gefragt (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 16. April 2018

Altmaier: Soziale Kompetenz in der Ausbildung ist mehr denn je gefragt



Vertreterinnen und Vertreter der vom Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie (BMWi) geförderten Modellprojekte diskutieren heute bei
der Fachtagung "sozial kompetent - dual ausgebildet" mit Expertinnen
und Experten aus Unternehmen, Gewerkschaften und Ländern über ihre
Ansätze und Erfahrungen zur Stärkung der sozialen Kompetenz in der
dualen Ausbildung. Dabei zeigen sie auf, wie sie konkret Betriebe
unterstützen, damit Auszubildende und Ausbildende im betrieblichen
Alltag sozial kompetent agieren können. Ein Fokus liegt auf der
Stärkung des interkulturellen Verständnisses, damit auch junge
geflüchtete Menschen optimal in eine duale Ausbildung integriert
werden können.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Die Anforderungen an gut
ausgebildete Fachkräfte in der modernen Arbeitswelt sind in einem
ständigen Wandel. Neben berufsfachlichen Qualifikationen ist soziale
Kompetenz, wie Motivation und Konflikt- und Teamfähigkeit, gefragt.
Das betrifft die Auszubildenden, aber auch Ausbilderinnen und
Ausbilder. Starke soziale Kompetenz reduziert Ausbildungsplatzabbrüche
und erhöht die Qualität der Ausbildung. Sie kann so mitentscheidend
über den Ausbildungserfolg sein und stellt Weichen für die berufliche
Weiterentwicklung der jungen Menschen."

Das BMWi fördert seit 2016 erstmalig neuartige Ansätze aus der Praxis
zur Steigerung der sozialen Kompetenz in der dualen Ausbildung, wie
beispielsweise Integrationstandems, Smartphone-Apps und
Online-Lernplattformen.

Neue Projektideen sind weiter willkommen, die Frist zu deren
Einreichung endet am 30. Juni 2018. Detaillierte Informationen zur
Antragstellung und zu den Fördermodalitäten stehen zur Verfügung unter:

http://s.dlr.de/vw83 

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 16. April 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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AKTION/086: Protestaktion zur Weltkakaokonferenz - Macht Schokolade endlich fair (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 17. April 2018

Protestaktion zur Weltkakaokonferenz: Macht Schokolade endlich fair!



[Berlin, 17.4.2018] - 100 Kinder aus drei Bundesländern und AktivistInnen
demonstrieren zusammen mit einer überdimensionalen Schokoladentafel am
kommenden Montag anlässlich der 4. Weltkakaokonferenz in Berlin gegen Armut
und Kinderarbeit. Mit der Aktion kritisieren die Kinderinitiative
Scho-koFair-Stoppt Kinderarbeit!, das INKOTA-netzwerk, das Forum Fairer
Handel und STOP THE TRAFFIK die menschenunwürdigen Lebensbedingungen von
Kakaobauernfamilien in Westafrika. Schließlich versprechen
Schokoladenunternehmen seit Jahren mehr Nachhaltigkeit.

Die Protest-Demo zieht von der Neuen Nationalgalerie zum Tagungsort der
Konferenz, dem Maritim Hotel in Berlin-Mitte. Eine riesige Schokoladentafel
geht voran und hält ein Protestschild hoch: "Warum bin ich immer noch
unfair?" Rund 100 Kinder aus sieben Schulen, die mit der Kinderinitiative
Schoko-Fair an der Sternfahrt für Kinderrechte teilnehmen, machen bei der
Demo deutlich, dass sie die Kinderarbeit im Kakaoanbau nicht akzeptieren.
Vor dem Hotel findet eine Kundgebung mit markanten Reden von VertreterInnen
der beteiligten Organisationen statt. Außerdem stehen mit der Aktivistin
Sandra Kawabe von der ghanaischen Organisation SEND und der
Gewerkschafterin Marie-Jeanne Kombo aus der Elfenbeinküste zwei Expertinnen
aus Westafrika für Interviews zur Verfügung.

Die Schüler Miko Hillig und Kasimir Otto von Schokofair sagen: "Es ist ein
Skandal, dass noch immer Millionen Kinder auf den Kakaoplantagen für unsere
Schokolade schuften müssen. Die Schokoladenunternehmen sagen, dass sich
schon viel verbessert hat. Aber der Preisverfall von Kakao hat die Armut
der Kakaobauernfamilien im letzten Jahr weiter verschlimmert. Deshalb
müssen die Kakaopreis-Spekulationen an der New Yorker und Londoner Börse
gestoppt werden. Und wir brauchen einen Schoko-TÜV zum Schutz der
Kinderrechte als Gesetz."

Johannes Schorling vom entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk ordnet ein:
"Armut ist die Hauptursache von Kinderarbeit im Kakaoanbau. Schokolade ist
erst dann wirklich nachhaltig, wenn Bauern und Bäuerinnen über ein
Einkommen verfügen, das ihnen ein Leben in Würde ermöglicht. Jüngste
Studien belegen, dass sich das Einkommen verdreifachen müsste, um
existenzsichernd zu sein. Das wird nur funktionieren, wenn die Kakaobauern
und -bäuerinnen einen höheren Preis für Kakao erhalten."

Andrea Fütterer, Vorstandsvorsitzende des Forum Fairer Handel, ergänzt: "Zu
fairer Schokolade gehört zwingend die Wahrung der Menschen- und
Arbeitsrechte entlang der gesamten Kakao-Wertschöpfungskette. Für eine
nachhaltige Verbesserung der Situation von Kakaobäuerinnen und -bauern sind
gesetzliche Regelungen zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
erforderlich."

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 17. April 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin
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VERBAND/2292: Bauernverband zur Glyphosat-Strategie der Bundeslandwirtschaftsministerin (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bauernverband zur Glyphosat-Strategie der Bundeslandwirtschaftsministerin

Rukwied: Reduktionsstrategie grundsätzlich sinnvoll



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied,
begrüßt, dass die Bundeslandwirtschaftsministerin beim
Glyphosat-Ausstieg keinen nationalen Alleingang machen will. "Ein
europäischer Binnenmarkt erfordert gemeinsame Regeln. Eine
Reduktionsstrategie ist grundsätzlich sinnvoll, aber ein vollständiger
Ausstieg würde unsere Möglichkeiten im umweltschonenden Anbau
drastisch einschränken. Sparsamer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
funktioniert außerdem nur, wenn man ein Resistenzmanagement betreiben
kann, sprich, eine ausreichende Palette an Wirkstoffen zur Verfügung
hat", erklärt Rukwied.

"Wir haben immer erklärt, dass für uns der Maßstab für eine Zulassung
von Pflanzenschutzmitteln nur eine fundierte wissenschaftliche
Bewertung sein kann. Es gibt bislang keine evidente Studie, die einen
Ausstieg rechtfertigen würde", so Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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NAHOST/1590: Syrien-Konflikt - Interessensüberschneidungen ... (SB)


Syrien-Konflikt - Interessensüberschneidungen ...



Weit glimpflicher als befürchtet sind die Raketenangriffe ausgefallen,
welche die Streitkräfte der USA, Frankreichs und Großbritanniens in
den frühen Morgenstunden des 14. April gegen Ziele in Syrien
durchführten. Hauptgrund für die positive Entwicklung ist nach Angaben
des Wall Street Journal die Tatsache gewesen, daß sich im
Kriegskabinett von US-Präsident Donald Trump Verteidigungsminister
James Mattis durchsetzen konnte. Der ehemalige General mit ausgiebiger
Irakkriegserfahrung konnte Trump dazu bringen, von einer von ihm und
dem neuen Nationalen Sicherheitsberater John Bolton favorisierten
Option eines großangelegten Angriffs auf Stellungen der Syrischen
Arabischen Armee (SAA) und der russischen Luftverteidigung in Syrien
Abstand zu nehmen und sich statt dessen mit einer begrenzten Operation
gegen drei Objekte mit angeblicher Verbindung zu den mutmaßlichen
Giftgasangriffen der syrischen Streitkräfte zu begnügen. Damit hat
Mattis verhindert, daß der Syrien-Konflikt am vergangenen Wochenende
in einen Dritten Weltkrieg eskalierte. Doch die Gefahr einer solch
verheerenden Konflagration besteht aufgrund der diametral
entgegengesetzten Interessen der ausländischen Akteure im Syrien-Krieg
weiterhin.

Angegriffen wurden eine medizinische Forschungsanlage in Damaskus und
zwei Stützpunkte bei Homs, wo angeblich chemische Kampfmittel heimlich
gebunkert worden waren. Über den Erfolg der Mission wird gestritten.
London, Paris und Washington behaupten, alle 103 Raketen hätten ihre
Ziele getroffen, während nach Angaben des russischen und syrischen
Militärs bis zu 71 feindliche Flugkörper nach vor dem Eintreffen
abgefangen bzw. abgeschossen wurden. Die Regierung in Damaskus weist
weiterhin den Vorwurf weit von sich, Chemiewaffen im allgemeinen
einzusetzen und im konkreten am 7. April Giftstoffässer auf die
Rebellenhochburg Douma in Ostghouta bei Damaskus abgeworfen zu haben.
Sie beharrt darauf, im Rahmen der im September 2013 von Rußland
initiierten Vereinbarung mit den USA sämtliche syrischen
Chemiewaffenbestände und -produktionsstätten vernichtet zu haben - was
ihr 2015 von der Organisation zum Verbot Chemischer Waffen (OPCW)
bescheinigt wurde.

Daher stand von Anfang an der Verdacht im Raum, daß es sich bei dem
Vorfall von Ghouta um ein von den Rebellen inszeniertes
Täuschungsmanöver gehandelt habe, das den Amerikanern, Briten und
Franzosen Anlaß zur Militärintervention bieten sollte. Schließlich
befinden sich die von den USA, Großbritannien, Frankreich, der Türkei,
Saudi-Arabien, Jordanien und Israel mit Waffen und Geld unterstützen
Aufständischen in Syrien seit dem direkten Einstieg Rußlands und des
Irans 2015 in den Kämpfen deutlich auf dem Rückzug. Inzwischen hat der
mehrfach ausgezeichnete langjährige britische Nahost-Korrespondent
Robert Fisk Douma erreicht und Bestätigung für die Vermutungen
hinsichtlich einer "Falschen-Flagge-Aktion" der Rebellen gefunden.

Ohne Begleitung durch syrische Beamte oder Militärs hat Fisk die
gerade zurückeroberte Hochburg der von Riad favorisierten Gruppe
Dschaisch Al Islam durchwandern und mit Ärzten und Einwohnern frei
sprechen können. Danach hat er am Abend des 16. April auf der Website
der britischen Zeitung Independent einen Text sowie einen Videobeitrag
veröffentlicht, die entlarvende Angaben enthalten. Am fraglichen Tag,
am Vorabend der Rückeroberung von Douma durch die SAA, fanden heftige
Kämpfe statt. Die Rauch- und Staubentwicklung infolge der
Bombeneinschläge sowie ein gleichzeitiger Sandsturm in der zerstörten,
untertunnelten Ruinenlandschaft haben viele Menschen mit Atemnot in
das örtliche Krankenhaus getrieben. Dort kam es zu einer Massenpanik,
als Mitglieder der vom britischen Außenministerium finanzierten
"Hilfsorganisation" der sogenannten Weißhelme in der Notaufnahme
erschienen, "Giftgasangriff" herumbrüllten und allen Anwesenden
empfahlen, so schnell wie möglich ihre Haut mit Wasser zu waschen. Die
Bilder der darauffolgenden Szenen haben die Weißhelme per Videokamera
festgehalten und als Beweis für die angebliche Greueltat von Baschar
Al Assad ins internet gestellt, wo sie von den humanitären Kriegern
Donald Trump, Theresa May und Emmanuel Macron dankend aufgegriffen
wurden, um Assad und dessen Verbündete Rußland und Iran an den Pranger
zu stellen und eine völkerrechtlich illegale Vergeltungsaktion zu
starten.

Nach Angaben von Pentagon-Chef Mattis, der am 13. April freimütig das
Fehlen handfester Beweise für den postulierten Einsatz von Chlorgas in
Douma zugab, sollte es sich beim Raketenangriff der NATO-Mächte um
eine "einmalige Aktion" handeln, mit der Washington, London und Paris
Damaskus lediglich von weiteren Verstößen gegen das Kriegsrecht
abbringen, aber dort keinen "Regimewechsel" herbeiführen wollten.
Ungeachtet des demonstrativen Versuchs des US-Verteidigungsministers,
die Spannungen aus der Konfrontation mit Rußland zu nehmen, sind
aufgrund des desaströsen Grundverhältnisses des Westens zum Kreml
weitere Provokationen und Zwischenfälle in Syrien vorprogrammiert, die
jedesmal das Risiko einer unkontrollierbaren Militäreskalation mit
sich bringen werden.

Man denke nur an die Stellungnahme, mit der Premierministerin May am
13. April ihre am Parlament vorbei getroffene Entscheidung zur
Teilnahme der britischen Streitkräfte am Raketenangriff auf Syrien
begründete. Darin hat die Tory-Chefin den Einsatz chemischer Waffen
sowohl "innerhalb Syriens" als auch "auf den Straßen des Vereinigten
Königreichs" als nicht hinnehmbar bezeichnet. Letztere Formulierung
war ein Hinweis auf die Erkrankung des 66jährigen russischen
Überläufers Sergej Skripal und seiner 33jährige Tochter Julia am 4.
März im südenglischen Salisbury - einen Vorfall, den London ohne
Vorlage stichhaltiger Beweise zum Nervengiftangriff des Kremls
aufgebauscht hat.

Der britische Außenminister Boris Johnson behauptet seit Wochen, dem
MI6 lägen Erkenntnisse vor, daß auf Anordnung Wladimir Putins Rußland
seit Jahren ein geheimes Gifstoffprogramm betreibe, was im
Umkehrschluß bedeute, daß die Ende letzten Jahres von der OPCW
attestierte Vernichtung aller russischen Chemiewaffen reiner Schwindel
sei. Damit stellt Johnson den russischen Präsidenten auf die gleiche
Stufe wie seinen syrischen Amtskollegen, den Trump inzwischen per
Twitter als "das Tier Assad" beschimpft. Inzwischen deutet das
Ergebnis der Untersuchung von Blutproben der Skripals im Auftrag der
OPCW durch das staatliche Schweizer Labor Spiez darauf hin, daß diese
nicht mit sowjetisch entwickeltem "Novichok" A-234, wie von London
reklamiert, sondern mit dem Halluzinogen BZ, das 1951 vom
Pharmakonzern Hoffman-LaRoche entwickelt und später von verschiedenen
NATO-Armeen in ihr Waffenarsenal übernommen, jedoch niemals von der
Sowjetunion oder Rußland benutzt wurde, vergiftet wurden. Der Umstand,
daß die britischen Behörden der russischen Botschaft in London jeden
Zugang zu den Skripals verwehren und damit gegen internationales Recht
verstoßen, spricht Bände. Nach Ansicht Moskaus hat die May-Regierung
die Skripals erst vergiftet und, um die genauen Umständen des Vorfalls
zu vertuschen, entführt.

Die durchsichtige Propagandakampagne gegen Rußland, die jeglicher
Entspannungspolitik im Wege steht, reißt nicht ab. Im Westen legen
Medien und Politik den "Giftgasangriff" von Douma dahingehend aus, daß
sich Syrien nicht gänzlich von seinen Chemiewaffen getrennt und
Rußland das Unterlaufen der Abmachung mit den USA und der OPCW
geduldet hat. Es überrascht daher nicht, sondern liegt vollends in der
Logik der Eskalation, daß jene neokonservativen Kräfte, die in
Großbritannien und den Vereinigten Staaten diese These vertreten,
weiterhin auf die Absetzung Assads und die Sanktionierung Rußlands
setzen.

Für die Gefährlichkeit der Lage sprechen die Ermahnungen von
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, man dürfe Rußland nicht wie
einen Feind behandeln und in die Enge treiben. Doch wie sähe die
Versöhnung aus? Wenn es nach den G-7, der amerikanischen
UN-Botschafterin Nikki Haley und selbst dem deutschen Außenminister
Heiko Maas geht, darf Baschar Al Assad nicht länger Staatsoberhaupt
Syriens bleiben. Das bedeutet, daß es für den Westen ein Ende des
Syrienkriegs nur geben kann, wenn der "Regimewechsel" vollzogen ist.
Darauf laufen die verlogenen Rufe aus Washington, London, Paris und
Berlin nach verstärkten diplomatischen Friedensbemühungen für die
Krise in Syrien hinaus. Rußland soll Assad fallenlassen. Und was käme
danach? Vermutlich ein Wiederaufflammen der Kämpfe in der Ostukraine
bei gleichzeitiger Beschuldigung an die Adresse Moskaus, allein für
das Blutvergießen verantwortlich zu sein.

Während die USA mit Hilfe kurdischer Rebellen jene Gebiete im Osten
Syriens, wo die größten Öl- und Gasvorkommen des Landes liegen,
besetzt halten, hat Rußland ebenfalls in Syrien, wenngleich
unausgesprochen, seine eigene "rote Linie" gezogen. Moskau will Assad
und die Anhänger eines säkularen Syriens nicht den Dschihadisten
überlassen, weil dies Rußlands Ruf als verläßlicher Verbündeter
erschüttern und nur weiteres Unheil in der Region - siehe Libyen und
Irak - hervorrufen würde. Putin hat bereits vor "Chaos" gewarnt,
sollten die USA, Frankreich und Großbritannien weitere Militäraktionen
am UN-Sicherheitsrat vorbei in Syrien starten. Doch weder Trump noch
May noch Macron wird darauf hören. Schließlich streben die
NATO-Großmächte an, Putin loszuwerden und in Moskau eine eigene
Marionette ähnlich Petro Poroschenko in Kiew zu installieren. Assad
und Millionen seiner Landsleute sind lediglich Bauernopfer im Ringen
des Pentagons um die weltweite Militärherrschaft.

17. April 2018
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BERICHT/316: Jour Fixe zur Rußlandrevolution - der verschleierte Konter ... (1) (SB)




Und ich wollte zweitens verständlich machen, daß dieser Weg noch nicht
zuende ist, daß die Hoffnung auf eine Gesellschaft der Freien und Gleichen nicht
etwa eine eintägig-vergängliche und bedenkliche Kundgebung ist, sondern
vielmehr, um es mit Nachdruck zu sagen, der eigentliche Existenzgrund der
Menschheit.

Johannes Agnoli: Die Subversive Theorie [1]

Die Geschichte, so heißt es, werde von den Siegern geschrieben. Ohne
deswegen historische Forschung in Abrede zu stellen und der
Beliebigkeit das Wort zu reden, beschreibt diese These jedenfalls eine
enge Verschränkung von Interessenlage und dementsprechenden
wissenschaftlichen Erkenntnissen, gepaart mit der Deutungsmacht, ihnen
hegemoniale Geltung zu verschaffen. Das gilt in besonderem Maße für
die Russische Revolution, die zu den bedeutsamsten und zugleich
umstrittensten Ereignisketten des 20. Jahrhunderts zählt. Schossen zum
100. Jahrestag der Oktoberrevolution abermals Interpretationen ins
Kraut, als gelte es, die Rückkehr des Kalten Krieges ideologisch zu
munitionieren, so schreibt dies letzten Endes eine alte Kontroverse
fort, die bereits in den Kämpfen von 1917/1918 ihren Anfang nahm.

Im nachfolgenden geht es um den Ansatz, eine Geschichte dieser
Auseinandersetzungen von unten fragend und forschend zu erschließen.
Wie Quellen belegen, erlangten Arbeiterinnen und Arbeiter, die ihre
Fabriken besetzten, Bäuerinnen und Bauern, die sich das Land
aneigneten, und Soldaten, die kollektiv Befehle verweigerten, für eine
kurze Frist die Macht, die Herrschaftsverhältnisse in Rußland zum
Einsturz zu bringen. Sie schufen mit den Fabrikkomitees, den
Arbeiter- und Soldatenräten ebenso innovative wie beispielgebende
Organisationsformen und sie hatten durchaus eine Stimme, auch wenn
diese binnen kurzem zum Verstummen gebracht und in der Folge
totgeschwiegen wurde. Dieser Stimme Gehör zu verschaffen, muß sich
nicht in einem retrospektiven Akt erschöpfen, sofern sie als Zeugnis
einer Auseinandersetzung, die heute schärfer denn je tobt, zur Wirkung
gebracht wird.


"1917. Aufstieg und Fall der Arbeitermacht in Russland"

Beim Jour Fixe 162 der Hamburger Gewerkschaftslinken, zu dem Dieter
Wegner am 4. April ins Curiohaus eingeladen hatte, stellten Rainer
Thomann und Anita Friedetzky ihr Buch "1917. Aufstieg und Fall der
Arbeitermacht in Russland" [1] vor. Als dessen Geburtsstunde könnte man ein Gespräch
zwischen Dieter Wegner, Rainer Thomann und Jochen von der Berliner
Buchmacherei vor fast vier Jahren anführen. Sie faßten damals den
Plan, daß anläßlich des 100. Jahrestags der Russischen Revolution ein
Buch entstehen sollte, das die Räte und Fabrikkomitees in den
Mittelpunkt stellt, die in der Februarrevolution 1917 die Macht in
Händen hatten, so daß eine Art Doppelherrschaft bestand. Die
Ausgangsfrage lautete: Wie war es möglich, daß sie diese Macht wieder
verloren haben? Anita Friedetzky übersetzte Protokolle der
Fabrikkomitees aus den Petrograder Putilow-Werken ins Deutsche. Die
zunächst auf 70 Seiten veranschlagte Einleitung wuchs sich auf 460
Seiten aus, die Protokolle umfassen 150 Seiten, den dritten Teil des
Buches bildet ein Glossar zu den Akteurinnen und Akteuren der
Oktoberrevolution. Wie Dieter Wegner unterstrich, führe in diesem
Zusammenhang keineswegs Nostalgie die Feder, sei dieses wichtige
historische Thema doch von großer Bedeutung für heute, sofern in
Deutschland noch einmal eine Arbeiterbewegung entsteht.

Der erste Teil des Berichts über den Jour Fixe ist den Vorträgen von
Anita Friedetzky und Rainer Thomann gewidmet.
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Die Putilow-Protokolle - Zeugnisse aus erster Hand

Wie ist es 1917 tatsächlich abgelaufen? Die beste Analyse, hob Anita
Friedetzky hervor, bringen die Akteure selber hervor. Glücklicherweise
sei man auf diese aufschlußreichen Protokolle gestoßen, die den
Zeitraum von April bis Oktober 1917 umfassen. Fabrikkomitees
entstanden schon bei der ersten Revolution 1905, ohne die 1917 nicht
möglich gewesen wäre. Es gab damals ungefähr 100 Großbetriebe in
Petrograd, diverse weitere in anderen Regionen. In all diesen
Betrieben wurden Fabrikkomitees gegründet, die Protokolle von ihren
Sitzungen anfertigten, bei denen alle anstehenden Fragen und Probleme
diskutiert wurden. Diese Zeugnisse verschwanden jedoch in den Archiven
und wurden erst 1979 in Rußland veröffentlicht, 1981 folgte ein
zweiter Band. Aus der Fülle des Materials wurden die vier größten
Betriebe Petrograds ausgewählt, allen voran die Putilow-Werke mit
ihren etwa 33.000 Arbeiterinnen und Arbeitern. Der Sammelband wurde
jedoch, zumal in Deutschland, zunächst nicht wahrgenommen, so daß es
insgesamt 100 Jahre dauern sollte, bis die Übersetzung einiger
Protokolle vorlag.

Die Putilow-Werke nahmen als größter Rüstungsbetrieb des Landes eine
Schlüsselstellung ein. Dort kam es immer wieder zu Streiks und
Aufständen, auf der Tagesordnung stand nicht zuletzt die Beendigung
des Krieges bis hin zu einer möglichen Konversion der Produktion. Im
März/April 1917 bildeten sich dort Fabrikkomitees, wobei der
Riesenkomplex aus vielen einzelnen Fabriken bestand, in denen jeweils
Vollversammlungen stattfanden und Delegierte für das Komitee gewählt
wurden. Auf diese Weise schuf man Transparenz nach innen und
organisierte die Beziehungen nach außen. Sobald Probleme wie etwa
Schulen für die Kinder der Beschäftigten, die Gesundheitsversorgung
oder Entlassungen auftauchten, wurden Kommissionen gebildet, die sich
damit auseinandersetzten. Die Betätigung der Fabrikkomitees ging also
weit über das hinaus, was Gewerkschaften bei uns entscheiden können.
Diese Entwicklung ging bis hin zu der Forderung, daß die gesamten
Werke übernommen werden sollten. Mit der Erklärung der provisorischen
Regierung konfrontiert, daß die Komitees in diesem Fall aber auch die
Produktion sicherstellen müßten, sahen sich die Arbeiterinnen und
Arbeiter mit einem Dilemma konfrontiert, das in den Protokollen gut zu
verfolgen ist. Für ihre Situation gab es keine Vorbilder, sie betraten
völliges Neuland. Zudem arbeiteten in diesen großen Werken sehr
unterschiedliche politische Fraktionen von Anarchisten bis
Menschewisten und Bolschewisten in den Fabrikkomitees zusammen, so daß
es zu Auseinandersetzungen kam, die aber zumeist an der Lösung
konkreter Probleme ausgerichtet waren.

Die Referentin zitierte zur Veranschaulichung verschiedene Passagen
aus den Protokollen, aus denen hervorging, daß in dieser dramatischen
Situation niemand aufgrund früherer Erfahrungen einen Rat geben
konnte. Daraus resultierten Konsequenzen und Errungenschaften, die
trotz der späteren Auflösung der Sowjetunion keineswegs sinnlos
gewesen seien. Aufschlußreich ist die breite Palette existenzieller
Herausforderungen, die von der Bewältigung alltäglicher Widrigkeiten
über den Umgang mit anderen Streiks und Streikbrechern bis hin zu
drohenden Entlassungen und der geplanten Demontage der unter
staatlicher Kontrolle stehenden Putilow-Werke reichte. Schließlich
hätten die Beschäftigten begriffen, was vor sich ging, und daß sie als
politisierte Arbeiterinnen und Arbeiter aus Petrograd entfernt werden
sollten.


Massenstreiks, Fabrikkomitees, Arbeiterräte

Rainer Thomann ging in seinen Ausführungen zunächst auf die
Vorgeschichte ein. Die Industrialisierung Rußlands erfolgte im
Vergleich zu Westeuropa später, doch beschleunigt. Millionen landlose
Bäuerinnen und Bauern strömten nach der Aufhebung der Leibeigenschaft
im Jahre 1861 in die Städte, wo es zu einem heftigen Zusammenprall der
traditionellen russischen Lebensgewohnheiten mit der westlichen
Ordnung rationaler Betriebsführung kam. Anfänglich richtete sich der
Haß der Arbeiterinnen und Arbeiter direkt gegen die Fabrik, die Stätte
ihrer Ausbeutung und Unterdrückung, Maschinen und Einrichtungen wurden
demoliert. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts kam es in Petersburg und
einigen anderen Orten zu ersten Massenstreiks. Wenige Jahre später
wurde Südrußland von einer Streikwelle erfaßt, an der sich
schätzungsweise über 200.000 Arbeiterinnen und Arbeiter beteiligten.
Sie gründeten Streikkassen und Streikkomitees, die sich zu illegalen
Organisationskernen in den Betrieben entwickelten. Die zaristische
Regierung versuchte, der sich ausbreitenden Streikbewegung Herr zu
werden, indem sie eigene Arbeitervereine ins Leben rief. Mit der
heiklen Aufgabe beauftragt wurde einerseits Sergej Subatow, ein Oberst
der zaristischen Geheimpolizei, andererseits der Pope Georgi Gapon.
Während Subatow ziemlich rasch entlarvt wurde, gelang es Gapon, das
Vertrauen der Arbeiterinnen und Arbeiter zu gewinnen. Gegen Ende 1904
gab es in Petersburg elf solche Vereine mit einigen tausend
Mitgliedern. Nachdem in den Putilow-Werken zwei Arbeiter wegen ihrer
Zugehörigkeit zum legalen Subatowschen Arbeiterverein entlassen worden
waren, traten 12.000 Beschäftigte dieser Werke in einen
Solidaritätsstreik. Diesem schlossen sich weitere Fabriken an, so daß
im Januar 1905 in wenigen Tagen 140.000 Petersburger Arbeiterinnen und
Arbeiter im Streik standen. Mit Gapon an der Spitze wollte man am
Sonntag, den 9. Januar 1905, dem Zaren eine Petition übergeben. Was
dann geschah, ist als Petersburger Blutsonntag in die Geschichte
eingegangen.

Nach diesem kaltblütigen Massaker wurde Fabrik um Fabrik in einer
Stadt nach der anderen die Arbeit niedergelegt. Eine Streikwelle
ungeahnten Ausmaßes erfaßte Rußland. In den Monaten Januar und Februar
1905 war die Zahl der Streikenden höher als in den zehn
vorangegangenen Jahren zusammengenommen. Die Führung der
Streikbewegung lag in den Händen von gewählten Arbeiterausschüssen der
einzelnen Betriebe. Die Vertreter der Betriebe schlossen sich zu einem
gesamtstädtischen Arbeiterdelegiertenrat zusammen, dessen bekanntester
später wegweisend für den im Frühling 1917 geschaffenen Petersburger
Rat der Arbeiter- und Soldatendelegierten werden sollte. Es handelte
sich um betriebliche Streikkomitees, die sich untereinander vernetzten
und nach dem Streik oftmals zu Fabrikkomitees und Arbeiterräten
wurden. Manchmal entstanden daraus gewerkschaftliche Organisationen,
doch verhinderte das Koalitionsverbot deren Aufbau mit festen
Strukturen und bezahlten Funktionären wie in Westeuropa. Daher
verkörperten die Fabrikkomitees und Arbeiterräte wie kaum eine andere
Organisationsform die Arbeitermacht in Rußland als autonome
gesellschaftliche Kraft, so der Referent.
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Die Februarrevolution des Jahres 1917

Im Frühling 1917 fiel das zaristische Regime völlig unerwartet unter
den ersten Schlägen der Revolution wie ein Kartenhaus zusammen. In
groben Zügen ist der Ablauf der Februarrevolution allgemein bekannt.
Im Buch werden die Geschehnisse Tag für Tag geschildert. Dazu eine
Kostprobe:

Inzwischen war die Bewegung bereits fließend in den bewaffneten
 Aufstand übergegangen. Sie hatte etwas Magisches. Es gab kein
 Zentrum, das sie anleitete, keine Führer, denen sie gehorchten.
 Nicht einmal konkrete Forderungen wurden formuliert und an die
 Regierung gerichtet. Und doch waren sie allen klar: Brot und
 Frieden, nieder mit der Zarenherrschaft, nieder mit dem Krieg - das
 waren nur die offensichtlichsten Forderungen. Im Grunde genommen
 ging es um sehr viel mehr, um alles oder nichts, um ein Leben in
 Freiheit und Würde. Und es gab keine Kompromisse. Der Kampf konnte
 nur mit dem Sieg der einen und dem Untergang der anderen Seite zu
 Ende gehen. Danach würde nichts mehr so sein wie vorher. Das war
 die Revolution. Ein großes Wort, abgeschliffen, sinnentleert und
 mißbraucht wie kaum ein anderes. "Der Traum von Generationen" hatte
 [der Historiker Nikolai] Suchanow geschrieben, er begann
 Wirklichkeit zu werden. Solange ihn nur einige wenige träumen, ist
 der Traum nur ein Traum. Wenn es unzählige sind, wird der Traum zur
 Realität. In jenen Februartagen des Jahres 1917 hatte in der
 russischen Hauptstadt das Unfaßbare Gestalt angenommen und drängte
 auf eine Entscheidung hin.



Im Südwesten von Petersburg liegen die gigantischen Putilow-Werke mit
ihren zeitweise mehr als 30.000 Beschäftigten. Das damals bedeutendste
und modernste Unternehmen der russischen Maschinen- und
Metallindustrie produzierte an der Schwelle zum 20. Jahrhundert alle
Arten von Gütern aus Stahl sowohl für den zivilen als auch für den
militärischen Bereich. Während des Ersten Weltkrieges wurde das Werk
vollständig auf Kriegsproduktion umgestellt und stand zudem unter
staatlicher Kontrolle. Angesichts der gewaltigen Zusammenballung von
Arbeitermassen erstaunt es nicht, daß die Putilow-Werke stets eine Art
Epizentrum der Arbeiterunruhen waren, von dessen Streikwellen mehr als
einmal das ganze Land erfaßt wurde. Auf einen Streik bei Putilow
mußten nicht zwangsläufig revolutionäre Erschütterungen folgen, doch
ein solcher ging diesen regelmäßig voraus, wie 1905 so auch 1917. Am
18. Februar trat die Lafettenstanzwerkstatt in den Streik, drei Tage
später schloß sich das ganze Werk an, worauf die Firmenleitung ab dem
22. Februar die Aussperrung verhängte. Davon unabhängig trugen einen
Tag später die Textilarbeiterinnen ihren Protest auf die Straße, trotz
der Bedenken ihrer männlichen Kollegen in den politischen Parteien.
Vor dem Hintergrund des Streiks in den Putilow-Werken und der
allgemeinen Unzufriedenheit wurde die mutige Tat der Arbeiterinnen zum
Funken, der die Revolution auslöste.


Wachsende Kluft zwischen Exekutivkomitee und Basis

Nach dem Zusammenbruch der zaristischen Herrschaft entstand ein
Machtvakuum. Auf welche Art es provisorisch gefüllt wurde, ist das
Thema der anschließenden Kapitel. Bereits wenige Wochen nach dem
Umsturz begann sich eine gewisse Entfremdung zwischen dem
Exekutivkomitee des Sowjets und seiner Basis zu zeigen. Mit der
Bildung der Koalitionsregierung im Mai wurde diese Kluft zunehmend
größer und führte nach einem turbulenten Monat Juni zu jenen
Ereignissen, die als Juliaufstand in die Geschichte eingegangen sind.
Die dramatische Szene, die sich am 4. Juli im Taurischen Palais, dem
Sitz des Sowjets, abspielte, erhellt die tiefere Problematik der
Russischen Revolution. Sie ist daher eine Schlüsselstelle des ganzen
Buches.

Kurz vor Mitternacht hatten sich mehr als 30.000 Beschäftigte der
Putilow-Werke, viele mit Frauen und Kindern, auf den Marsch zum zwölf
Kilometer entfernten Taurischen Palais gemacht. Unterwegs schlossen
sich ihnen die Belegschaften weiterer Betriebe an. Im Stadtzentrum
wurden sie von Junkern und Studenten überfallen. Es kam zu einem
Handgemenge, jemand schoß, einem Arbeiter wurde der Kopf
eingeschlagen. Hungrig, todmüde, bis auf die Haut durchnäßt von einem
Wolkenbruch erreichten sie schließlich das Ziel. Was sich anschließend
dort abspielte, bezeichnete Suchanow als eine der schönsten Szenen der
Revolution:

Es war gegen 19 Uhr. Ich ging zurück in die Sitzung. Es gab dort
 nichts Neues. Aber plötzlich wurde pfeilschnell die Nachricht
 durchgegeben, die Putilow-Arbeiter sind da, 30.000 Mann. Die sind
 äußerst aggressiv. Ein Teil ist in das Palais eingedrungen. (...)
 Der Saal wurde laut und unruhig, man hörte hysterische Schreie. In
 diesem Augenblick stürzte sich eine größere Gruppe von Arbeitern,
 so etwa 40 Mann, von denen viele Gewehre trugen, ungestüm in den
 Saal. Die Deputierten sprangen von ihren Plätzen, so mancher zeigte
 dabei weder Mut noch Selbstbeherrschung. Einer der Arbeiter, ein
 klassischer Sansculotte mit Arbeitermütze und kurzer blauer Bluse
 ohne Gürtel, mit einem Gewehr in der Hand, sprang auf die
 Rednertribüne. Er zitterte vor Aufregung und Wut, fuchtelte mit dem
 Gewehr und stieß mit heftiger Stimme die Worte aus: "Genossen, wie
 lange müssen wir Arbeiter den Verrat noch dulden? Ihr seid hier
 zusammengekommen, beratet euch, schließt Abmachungen mit der
 Bourgeoisie und den Gutsbesitzern. Ihr seid damit beschäftigt, die
 Arbeiterklasse zu verraten. Dann wißt auch: Die Arbeiterklasse wird
 es nicht dulden. Wir sind hier 30.000 Mann. Keiner fehlt. Wir
 werden unseren Willen durchsetzen. Merkt euch: Es soll keine
 Bougeoisie mehr geben. Alle Macht den Sowjets! Unsere Gewehre sind
 fest in unserer Hand. Wir werden auf eure Kerenski und Zereteli
 nicht hereinfallen!"



Der Vorsitzende, unter dessen Nase das Gewehr herumtanzte, bewies
 völlige Selbstbeherrschung. Als Antwort auf den hysterischen Anfall
 des Sansculotten, der seine hungrige Proletarierseele ausschüttete,
 neigte sich der Vorsitzende ruhig von seinem erhabenen Sitz nach
 vorne und versuchte, in die bebende Hand des Arbeiters ein Blatt
 mit einem gestern abend gelungenen Aufruf zu stecken: "Hier
 Genosse, nehmen Sie das bitte und lesen Sie es. Hier steht, was Sie
 und Ihre Putilow-Kameraden zu tun haben. Lesen Sie das bitte und
 stören Sie unsere Arbeit nicht. Hier ist alles gesagt, was zu tun
 ist." In dem Aufruf stand, daß alle, die auf die Straße getreten
 seien, nach Hause zurückzukehren hätten, widrigenfalls sie als
 Verräter an der Revolution betrachtet werden müßten. Die
 herrschende sowjetische Gruppe hatte nichts anderes zu bieten,
 (...) was sie den Vertretern des Kerns des Volkes in dem Augenblick
 höchster Anspannung ihres revolutionären Willens hätte vorschlagen
 können. Der Sansculotte, der die Fassung verloren hatte und nicht
 wußte, was er weiter tun sollte, nahm den Aufruf entgegen und wurde
 dann ohne allzu große Mühe von der Tribüne verdrängt. Bald wurden
 auch seine Kameraden überzeugt und verließen den Saal. Die Ruhe war
 wiederhergestellt, der Zwischenfall liquidiert. Aber bis zum
 heutigen Tage steht dieser Sansculotte auf der Tribüne des Weißen
 Saales vor meinen Augen, wie er selbstvergessen vor den Gesichtern
 der feindseligen Führer der Demokratie mit dem Gewehr fuchtelt und
 qualvoll versucht, den Willen, die Sehnsüchte und den Zorn der
 unteren echt proletarischen Schichten zum Ausdruck zu bringen, die
 den Verrat spüren, aber machtlos sind, dagegen anzukämpfen.



So leicht ließen sich rebellische Belegschaften, organisierte
Arbeiterkollektive, übertölpeln. Ein unerwarteter Einwand der
Gegenseite, ein Vorwurf, eine unbewiesene Behauptung, oft sogar eine
dreiste Lüge, und die Entschlossenheit der Arbeiterinnen und Arbeiter
löste sich in Luft auf. Ganz so, als wären sie in einem solchen Moment
unfähig, den Argumenten der Gegenseite etwas entgegenzusetzen, als
würden sie ihr soviel Hinterlist schlicht nicht zutrauen. Oder ist es
gar eine unbewußte Unterwürfigkeit, dazu erzogen zu gehorchen, die
Befehle anderer auszuführen? Es fällt schwer, eine wirklich
stichhaltige Antwort zu finden. Man steht einfach fassungslos da und
staunt, wie leicht und schnell dann ein solcher Arbeiteraufstand in
sich zusammenfällt.

Die dramatische Episode am Abend des 4. Juli 1917 im Weißen Saal des
Taurischen Palastes von Petrograd läßt sich in ihrem Ablauf auch an
unzähligen anderen kleineren Beispielen beobachten, so der Referent.
Diese Mechanismen wirken um so stärker, wenn es sich beim Gegenüber
nicht um den Fabrikbesitzer, den Kapitalisten und Klassenfeind
handelt, sondern um die eigenen Organisationen, um Vertreter, die man
selbst gewählt und denen man sein Vertrauen geschenkt hat. Alle 30.000
waren mitgekommen, eine Nacht und einen ganzen Tag lang waren sie
unterwegs gewesen, hatten alle erdenklichen Widerwärtigkeiten auf sich
genommen, bis sie schließlich bei ihren gewählten Vertretern ankamen.
Sie wollten ihnen klarmachen, daß sie deren Paktieren mit der
Bougeoisie und den Gutsbesitzern nicht länger dulden wollten. Doch
dann gingen sie unverrichteter Dinge wieder zurück an ihre
Arbeitsplätze. Alles war umsonst gewesen. Schlimmer noch, ihre eigene
Machtlosigkeit war ihnen drastisch vor Augen geführt worden. Ein Blatt
Papier hatte genügt, um sie abzuwimmeln. Da nützten alle Gewehre, die
sie mitgebracht hatten, nichts. Das Blatt Papier in der Hand des
Vorsitzenden war in diesem Augenblick, so verrückt es klingen mag,
mächtiger als das Gewehr in der Hand des Arbeiters.

Der Versuch der Arbeiterinnen und Arbeiter samt den revolutionären
Soldaten und Kronstädter Matrosen, das Exekutivkomitee des Sowjets zu
zwingen, die ganze Staatsmacht zu übernehmen, war gründlich mißlungen.
Die Folge war eine massive Repressionswelle gegen die Aufständischen
sowie gegen die Bolschewiki, denen die Schuld am Aufstandsversuch
zugeschrieben wurde. Zum ersten Mal seit Ende Februar füllten sich die
Gefängnisse wieder mit politischen Gefangenen. Die Anstrengungen der
besitzenden Klassen sowie von Teilen der provisorischen Regierung, die
repressive Welle zur Errichtung einer autoritären Herrschaft zu
nutzen, mündeten zunächst in die Wiedereinführung der Todesstrafe an
der Front und Ende August in die Absicht, eine Militärdiktatur zu
errichten. Der Putschversuch, der unter dem Namen Kornilow-Putsch in
die Geschichte eingegangen ist, mißlang bekanntlich. Es gelang, den
Vormarsch der Truppen zu stoppen, die Gleise wurden aufgerissen,
Hunderte von Agitatoren strömten aus und überzeugten die Soldaten,
nicht gegen die Revolution vorzugehen. Oft wurden die Kommandanten von
den eigenen Truppen gefangengenommen, Ende August 1917 war der Putsch
gescheitert. Doch dieser Erfolg konnte nicht darüber hinwegtäuschen,
daß die Arbeitermacht durch zahlreiche Betriebsschließungen und
Massenentlassungen zunehmend mit dem Rücken an der Wand stand.
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Ehemalige Arbeitermilizen schießen auf ArbeiterInnen

Die Putilow-Protokolle zeugen von den Angriffen, derer sich die
Fabrikkomitees zu erwehren hatten. Der Verlust des Arbeitsplatzes war
zwangsläufig mit dem Versiegen der einzigen Einkommensquelle
verbunden, da es angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen
Zerrüttung nahezu unmöglich war, ein neue Stelle zu finden. Um nicht
zu verhungern, blieb nur die Rückkehr ins Dorf, wo die meisten, vor
allem die Unqualifizierten, erst vor wenigen Jahren hergekommen waren.
Der Mangel an Heizmaterial war ein Hauptgrund für die ungenügende
Auslastung der Werke. Ende September kam es zu einem Treffen der
Betriebsleitung und verschiedener Delegierter mit dem
stellvertretenden Wirtschaftsminister, bei dem es angesichts der
Bedrohung Petrograds durch die deutschen Truppen um eine Demontage und
Evakuierung der Petrograder Industrie ging. Wie es dabei hieß, sei nur
ein Teil des benötigten Heizmaterials zu beschaffen, weshalb die Zahl
der Arbeiter proportional verringert werden müsse. Es seien 5000
Beschäftigte von Entlassung betroffen. Der Erklärung der Kommission,
die Lieferung des benötigten Heizmaterials sei an der Bezahlung
gescheitert, schenkten die Arbeiter keinen Glauben. Denn in derselben
Sitzung hieß es an anderer Stelle, daß immer noch keine Zahlen für
2016 vorlägen. Wurde das größte Werk des Landes so nachlässig geführt
oder war das nur ein Vorwand, die Daten vorzuenthalten? Unter diesen
Umständen lag der Verdacht nahe, daß die angedrohten
Massenentlassungen in erster Linie ein Druckmittel waren, um mit
Zustimmung des Fabrikkomitees Kosteneinsparungen zu realisieren.

Anfänglich wiesen die Vertreter des Fabrikkomitees das Ansinnen der
Werksleitung, den massiven Personalabbau durch eigene Vorschläge zu
unterstützen, entrüstet zurück, weil Arbeiter nicht Arbeiter entlassen
könnten. Doch dann wurde ihnen anscheinend mit einem Deal eine Brücke
gebaut. Erklärten sie sich einverstanden, 5000 Arbeiter zu entlassen,
werde das Ministerium etwas für die Entlassenen tun. Damit war
offenbar innerhalb der gemischten Kommission das Eis gebrochen, denn
es folgte der Vorschlag, die Entlassungen portionsweise vorzunehmen.
Es sei aufschlußreich, daß bereits vor hundert Jahren die Methoden,
die bei Massenentlassungen zur Anwendung gelangen, den heutigen derart
ähnelten, so der Referent. Lassen sich die gewählten Vertreter die
Logik der Werksleitung aufzwingen, sitzen sie in der Klemme.

Um den Verlauf der Revolution im Herbst 1917 zu verstehen, ist es
unerläßlich, sich die von Monat zu Monat schwierigere wirtschaftliche
Lage der Arbeiterschaft vor Augen zu führen. Vor dem Hintergrund
drohender Betriebsschließungen und Massenentlassungen boten im Laufe
des Oktobers die Umsturzpläne der bolschewistischen Führung die Chance
zu einer Flucht nach vorn. Die Vorbereitungen des bewaffneten
Aufstands werden in dem Buch ebenso nachgezeichnet wie der Ablauf der
Oktoberrevolution und die nachfolgenden Ereignisse.

Daß unter einer vermeintlichen Arbeiterregierung auf Arbeiterinnen und
Arbeiter geschossen wurde, sei ein untrügliches Zeichen dafür, daß
etwas gründlich aus dem Ruder gelaufen war, konstatierte Thomann. Am
Morgen des 9. Mai 1918 standen in Kolpino, einer Kleinstadt an der
südöstlichen Peripherie von Petrograd, die Frauen, die in der
örtlichen Bäckerei einkaufen wollten, vor leeren Regalen. Einige von
ihnen begaben sich daraufhin zum lokalen Sowjet und verlangten, daß
die Stadtsirenen ertönen sollten, vermutlich in der Absicht, die
Bevölkerung auf diese Weise zu mobilisieren. Der Sowjetvertreter
verweigerte das, worauf eine Frau ihre Handtasche nach ihm warf und
eine Jugendliche die Sirene selbst anschaltete. Der Kommissar zog
seinen Revolver und schoß. Anschließend begannen auch anwesende
Soldaten zu schießen und verwundeten einige Frauen und Umstehende. Am
Abend versammelten sich Arbeiter des wichtigsten Betriebes der Stadt
in ihrer Fabrik und besprachen, wie sie auf diesen Angriff reagieren
sollten. Unterdessen bezogen auf einem gegenüberliegenden Hof Truppen
der Roten Garden und der Roten Armee Stellung. In einer Resolution
rügten die Arbeiter das Verhalten des Sowjets und verlangten seine
sofortige Neuwahl. Im weiteren protestierten sie gegen die Aufstellung
von Angehörigen der Roten Garden und der Roten Armee vor ihrem Betrieb
und forderten ihre Entwaffnung. Als die Arbeiter das Werk verließen,
wurden sie beschossen, mehrere erlitten Verletzungen, und ein
Funktionär der örtlichen Elektrikergewerkschaft wurde getötet.

Die Ereignisse in Kolpino erinnern daran, daß die Petersburger
Textilarbeiterinnen gut ein Jahr zuvor hauptsächlich mit der Forderung
"Wir wollen Brot!" auf die Straße gegangen waren. Inzwischen war die
Revolution offenbar bereits soweit degeneriert, daß ein lokaler
Sowjetvertreter und Soldaten der Roten Armee nicht zögerten, ihre
Waffen gegen protestierende Frauen einzusetzen. Angehörige jener Roten
Garden, die im Spätsommer 1917 aus Arbeitermilizen zum Schutz der
Revolution gebildet worden waren, eröffneten nun das Feuer auf die
Arbeiter, die wegen dieses Zwischenfalls in ihrer Fabrik eine
Versammlung abgehalten hatten. Ehemalige Arbeitermilizen schießen auf
unbewaffnete Arbeiter. Diese alarmierenden Vorfälle rund ein halbes
Jahr nach dem Oktoberumsturz werfen einmal mehr zwingend die Frage
auf: Wie war das möglich?


Stille Gegenrevolution der bolschewistischen Regierung?

Das letzte Kapitel des Buches versucht, der Beantwortung dieser Frage
einen Schritt näher zu kommen, wobei zunächst das Verhältnis zwischen
den Massenbewegungen und der bolschewistischen Partei, die im Laufe
des Jahres 1917 eine Art Koalition eingegangen waren, unter die Lupe
genommen wird. Die Ereignisse, die zum Friedensvertrag von
Brest-Litowsk führten, gehen zwar weit über das Thema des Buches
hinaus, doch waren ihre Folgen derart schwerwiegend für die Russische
Revolution, daß sie ausführlich geschildert werden müssen. Der Angriff
auf die betriebliche Arbeitermacht im Frühling 1918 ist ein weiterer
Schwerpunkt des letzten Kapitels. Der Generalstreik in Petrograd am 2.
Juni 1918 war ein Versuch, die bolschewistische Regierung unter Druck
zu setzen. Er endete in einem Debakel, da nur wenige Betriebe dem
Streikaufruf folgten. Damit hatte sich Anfang Juni 1918 die Hoffnung
zerschlagen, mit der klassischen Waffe der Arbeiterschaft der
Entwicklung zu einem autoritären Staat Einhalt zu gebieten. Die
Ereignisse im Sommer 1918 machten außerdem klar, daß die Arbeitermacht
in Rußland ihre Stärke als autonome gesellschaftliche Kraft eingebüßt
hatte.

Hält man sich die Ereignisse nach den gescheiterten Friedensbemühungen
der Sowjetregierung und dem deutschen Diktatfrieden vor Augen, drängt
sich dafür der Begriff einer stillen Gegenrevolution auf. Mit der
Abschaffung der Wahl der Offiziere durch die Soldaten und der
massenhaften Rückkehr zaristischer Offiziere und Generäle in die neue
Rote Armee wurden wesentliche Errungenschaften der Revolution ebenso
rückgängig gemacht wie mit der Abschaffung der
Arbeiterselbstverwaltung in den Betrieben. Ein weiterer Meilenstein
beim Niedergang der revolutionären Entwicklung war die
Wiedereinführung der Todesstrafe im Mai 1918. Die Verhaftung
sämtlicher Abgeordneten der linken Sozialrevolutionäre anläßlich des
5. Sowjetkongresses im Juli 1918 kann als vorläufiger Abschluß dieser
Gegenrevolution von 1918 identifiziert werden.

Thomann ist sich bewußt, daß die These einer von Trotzki und Lenin
angeführten Gegenrevolution im Jahre 1918 am Lack der Revolution
kratzt und für viele allzu ketzerisch sein dürfte, um unvoreingenommen
geprüft zu werden. Manche glorifizierten die Oktoberrevolution und die
Jahre danach auch heute noch so, als hätte es in hundert Jahren keine
neuen Erkenntnisse mehr gegeben. Andere gäben sich kritischer,
rechtfertigen aber gleichzeitig die Politik der Bolschewiki mit der
Behauptung, diese hätten keine andere Wahl gehabt, als so zu handeln.
Seine Hoffnung liege darum vor allem bei der jüngeren Generation, die
sich nicht scheut, auf der Suche nach der Wahrheit auch die eigene
Geschichte kritisch zu durchleuchten, und zugleich die Kraft
aufbringt, der sich ausbreitenden Barbarei der bürgerlichen
Gesellschaft wirksamen Widerstand entgegenzusetzen. Beide Aufgaben
seien unlösbar miteinander verknüpft. Dazu einen bescheidenen Beitrag
zu leisten sei der eigentliche Zweck dieses Buches.

(wird fortgesetzt)




[image: Veranstaltungsankündigung an der Saaltür - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnote:

[1] Johannes Agnoli: Die Subversive Theorie. "Die Sache selbst" und ihre
Geschichte, Stuttgart 2014, S. 12

[2] Rainer Thomann, Anita Friedetzky: Aufstieg und Fall der
Arbeitermacht in Russland. Die Buchmacherei, Berlin 2017, 682 S., 24
Euro, ISBN 978-3-00-057043-8

17. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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BERICHT/315: Politische Gefangenschaft - was übrig bleibt ... (SB)


Mit dem neuen § 129b können internationale Kontakte und politische
Debatten mit ausländischen Vereinigungen zumindest zum strafrechtlichen Risiko
geraten, möglicherweise sogar ins Gefängnis führen. (...)

Da mit § 129b das gesamte Arsenal strafprozessualer, präventiv-polizeilicher und
nachrichtendienstlicher Sonderermittlungsbefugnisse von Polizei,
Staatsanwaltschaften und Geheimdiensten aktiviert werden kann, könnte sich die
neue Strafnorm ebenfalls zu einem Ausforschungsparagrafen entwickeln. (...) Auch
ein Terrorismusverdacht nach § 129b ermöglicht nun Untersuchungshaft ohne
Haftgrund, also ohne Vorliegen einer Verdunkelungs- oder Fluchtgefahr, sowie
letztlich auch die Ausweisung und Abschiebung eines betroffenen Ausländers an
ein Regime, das von der inkriminierten Vereinigung bekämpft wird.

Rudolf Gössner: Terrorist oder Freiheitskämpfer? Nachrüstung im
Antiterrorsystem: Wie das Politische Strafrecht auf die Spitze getrieben wird [1]



Was Gefängniszellen von Gräbern unterscheidet, einen Lebenden von
einem Toten, ist der Aufschrei der Verzweiflung und das quälende
Wissen, daß auch der nächste Tag die trübsinnige Tortur ewig gleicher
Abläufe mit sich bringen wird, daß selbst das hellste Tageslicht, das
durch schmale Gitterfenster auf den nackten Boden der Zelle fällt und
aufschimmert wie ein Zerrbild unerreichbaren Lebens, das Dunkel der
Nächte, darin die Gefangenen Stunde um Stunde, Tag um Tag, Woche für
Woche hausen, wo selbst die Zeit sich zu einem Wärter ohne Antlitz
wandelt, nicht vertreiben kann.

In diesem Geviert kalter unnahbarer Wände muß jede Lebenshoffnung schwinden. Von
der verlorenen Freiheit bleiben nur mehr die schweren Schritte der
Gefängnisbeamten jenseits der schmiedeeisernen Tür, die die Blicke, die auf sie
treffen, grausam und unpersönlich zurückwirft. Nur manchmal vernimmt der zum
Insassen gemachte Mensch wie von Ferne und durch Berge von Zement und
Ziegelsteinen getrennt das feine ätherische Rauschen des Windes, den Himmel aber
bekommt er nicht zu Gesicht. Während das Schweigen ringsherum an den Nerven
zerrt und noch den härtesten Panzer des Gemüts zersprengt, ringt der in seiner
Einsamkeit Eingekerkerte mit dem verstörenden Schatten des Wahnsinns, der seine
Gedanken umschleicht wie ein hungriger Tiger auf der Fährte eines Beutetieres.


Politische Repression in der Türkei ...

Faruk Ereren hat die strenge peinigende Haft unter den Bedingungen äußerster
Isolation und der entwürdigenden Mißachtung jedweden Persönlichkeitsrechts sechs
Jahre und zehn Monate lang in einem deutschen Gefängnis erleiden müssen. Er
lernte dabei, daß das juristische Instrument der "weißen Folter" nur ein Ziel
kennt - einen Menschen bis ins Innerste zu zermürben und auf die niedrigste Stufe
des Vegetierens hinunterzustürzen, zu einem Nichts zu machen in der sterilen
Leere und Lethargie einer Gefängnisroutine ohne menschliche Kontakte und
Kommunikation. Isolation läßt namenlose und ohnmächtige Unterwerfung an die
Stelle humanistischer Werte und humanitärer Rechtsansprüche treten. Die Frage
des Menschen wird auf eine Weise beantwortet, die seine zivilisatorische
Höherstellung rückstandslos auf ihre Flüchtigkeit und Nichtigkeit eindampft. Zu
wissen, daß diese Maßnahmen dazu dienen, jegliche revolutionäre Überzeugung zu
brechen und den Willen gefügig zu machen, ist als ultimative Kampfansage so
ernst zu nehmen wie jeder Schmerz, der keinen Raum mehr läßt für die Manöver ihn
zu fliehen.

Schon vor seiner Haft in Deutschland hatte Faruk Ereren leidvolle Bekanntschaft
mit staatlicher Repression gemacht. Das Jahr 1980 bedeutete für die Türkei eine
einschneidende Zäsur. Zum dritten Mal in der Geschichte der jungen Republik riß
das Militär alle Macht im Staat an sich. Gleichzeitig mit der Ausrufung des
Kriegsrechts wurden das Parlament und alle bestehenden Parteien, Gewerkschaften,
Vereine und Studentenorganisationen aufgelöst und Regierungspolitiker unter
Arrest gestellt. Der Schrecken der Militärjunta fegte wie ein Sturm übers Land.
Auf Linke, KommunistInnen, GewerkschafterInnen und Oppositionelle wurde
systematisch Jagd gemacht. 650.000 Menschen, von denen lediglich 210.000 einem
Strafprozeß zugeführt wurden, wurden in der Zeit des Militärregimes verfolgt,
verhaftet und gefoltert. Gerichte verurteilten 7000 Menschen zu einer
Todesstrafe, von denen 49 erhängt wurden. Die Zahl der ungeklärten Todesfälle
und Foltermorde, der angeblichen Suizide sowie der auf der Flucht oder bei
Auseinandersetzungen Erschossenen ging in die Hunderte. Mehrere Journalisten
fielen Anschlägen zum Opfer, und der Presse wurde wie unter jeder Diktatur ein
Maulkorb verpaßt.

Der scheinlegitimatorischen Begründung, daß das Militär eingreifen mußte, um die
vor allem in den 1970er Jahren eskalierenden politischen Kämpfen zwischen linken
und faschistischen Kräften in den Griff zu bekommen, wurde und wird in den
anderen NATO-Staaten bis heute Glauben geschenkt. Daß die Killerkommandos aus
Militär- und Geheimdienstkreisen massive logistische und waffentechnische
Unterstützung von diesen erhielten, um sie gegen die radikale
antiimperalistische Opposition ins Feld zu schicken, gehört zu den blinden
Flecken einer Militärallianz, die auch heute eine Türkei unterstützt und
legitimiert, deren menschen- und völkerrechtswidrige Praktiken die Rhetorik von
der demokratischen Wertegemeinschaft NATO Lügen straft. Ein möglicher und in
seinen Konsequenzen nicht abzuschätzender Volksaufstand in der Türkei hätte den
geostrategisch äußerst wichtigen südöstlichen Eckpfeiler der NATO gefährdet, was
bestätigt, daß die Eindämmung der sogenannten linken Gefahr - wie in anderen
Teilen der Welt auch - der Unterdrückung freiheitlicher und
emanzipatorischer Kräfte diente.

Die beiden vorangegangenen Putsche 1950 und 1971 waren in der Massivität der
Übergriffe seitens des Militärs bei weitem nicht so drastisch ausgefallen. Sie
zielten eher gegen islamistische Tendenzen oder bedienten sich des Arguments,
einen aufgrund eklatanter Korruptionsverstrickungen drohenden Staatsbankrott zu
verhindern. Der Putsch von 1980 war anders und galt explizit der Ausschaltung
auch militant operierender linker Kaderorganisationen, die einen starken
Rückhalt in der Bevölkerung und den zivilgesellschaftlichen Institutionen
besaßen und aus Sicht der kemalistischen Militäreliten zu einem nicht zu
verleugnenden Machtfaktor im Land zu werden drohten. Die Repression traf denn
auch überwiegend Menschen mit linker Gesinnung, die sich eine
Türkei ohne Einbindung in NATO-Strukturen wünschten und ein
sozialistisches Gegenmodell zum kapitalistischen Wirtschaftsregime verfochten,
unter dem große Teile der Bevölkerung auf dem Lande und in den Armenvierteln der
urbanen Zentren von der Reichtumsproduktion ausgeschlossen wurden.

Auch Faruk Ereren wurde bald nach dem Putsch festgenommen, mehrere Wochen vom
Staatsschutz gefoltert und schließlich inhaftiert. In dieser Zeit wurden
verschiedene Foltermethoden bei ihm angewandt wie das Aufhängen an der Decke,
die Falaka mit Schlägen auf die Fußsohlen, das Bespritzen mit kaltem und warmem
Druckwasser, Stromschlägen an den Genitalien oder das Gefesseltwerden an einem
Heizungskörper. Die Folter hielt auch während der Untersuchungshaft an. 1984
beteiligte sich Faruk Ereren am Todesfasten gegen die Einführung einer
Einheitskleidung, was seinen ohnehin angegriffenen Gesundheitszustand weiter
verschlechterte. Neun Jahre nach seiner Festnahme wurde er auf freien Fuß
gesetzt, aber die Staatsanwaltschaft ermittelte weiter gegen ihn. In der Türkei
läuft nach wie vor ein Gerichtsverfahren gegen ihn, auch sind mehrere
Haftbefehle auf ihn ausgestellt. Weil die Situation im Fadenkreuz des türkischen
Inlandsgeheimdienstes für Faruk Ereren in der Türkei bedrohlich blieb, floh er
schließlich nach Deutschland. Daß er dabei letzten Endes vom Regen in die Traufe
kam, ahnte er damals noch nicht. Denn der lange Arm der türkischen
Ermittlungsbehörden sollte ihn auch dort erreichen.
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... und in anderen NATO-Staaten

Nach den Anschlägen auf die Doppeltürme in New York und das Pentagon im Jahr
2001 rief der damalige US-Präsident George W. Bush einen weltweiten Krieg gegen
den Terrorismus aus, im Zuge dessen Staaten wie Afghanistan, Irak, Libyen und
Syrien als souveräne Akteure ausgeschaltet und ihre zivilgesellschaftlichen
Infrastrukturen im Feuer des Shock and Awe-Bombardements um Jahrzehnte
zurückgeworfen wurden. Seitdem herrschen in diesen Ländern bürgerkriegsähnliche
Zustände und Kämpfe rivalisierender Fraktionen um die Macht. Auch der Islamische
Staat verdankte seinen Aufstieg zu einer Mörderguerilla im Namen Allahs den nach
Ort und Zeit verschieden heftig ausbrechenden Stellvertreterkriegen zwischen den
Großmächten USA samt ihrer europäischen Verbündeten und Rußland sowie dem Iran
als Schutzmacht der Schiiten und dem sunnitischen Block aus Saudi-Arabien und
einigen Golfstaaten, die ihren Einfluß auf den Nahen und Vorderen Orient neu
verhandelten. 

Freund oder Feind - der "Allianz der Willigen" untergeordnet oder mit dem
Freibrief von Folter und extralegaler Tötung zum Terroristen abgestempelt -
lautete die Parole, unter der George W. Bush auszog, die Welt nach
US-amerikanischen Interessen neu zu ordnen. Auch die Bundesrepublik blieb bei
allen Versuchen, der US-Hegemonie fallweise zu entsagen und eine
eigenständige Hegemonialpolitik zu entwerfen, kriegswilliger Kombattant der
westlichen Wertegemeinschaft. Nur ein Jahr nach 9/11 führte die BRD den
Paragraphen 129b ein, der die Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen
Vereinigung oder deren Unterstützung unter Strafe stellt. Er bietet Gewähr
dafür, jedweden Protest gegen die vorherrschende Kriegs- und Wirtschaftsordnung
zu kriminalisieren und mundtot zu machen, selbst wenn dafür grundlegende
Menschenrechte wie auch die Unschuldsvermutung außer Kraft gesetzt werden.

Wer zum Terroristen erklärt wird bzw. welche politische Gruppe auf der
Terrorliste der EU landet, entscheiden im Endeffekt geheime Ausschüsse jenseits
parlamentarischer Kontrolle. Insbesondere gegen Migrantinnen gerichtet, soll das
auf sie gemünzte Vereinigungsstrafrecht nach Paragraph 129b das Einstehen für
eine Welt ohne Ausbeutung und Unterdrückung unter Generalverdacht stellen, um
die Betroffenen auf Jahre hinaus wegsperren oder kurzerhand in ihre
Herkunftsländer abschieben zu können, wo ihnen Folter oder Tod drohen. Dies gilt
im besonderen für kurdische oder türkische Revolutionäre, die in Erdogans neuer
Türkei ein auf dem Rücken breiter Bevölkerungsschichten ausbeuterisch wie auch
imperialistisch agierendes Regime sehen. Im unversöhnlichen Krieg gegen die
kurdische Identität und Kultur ist er allemal bereit, mit Al Quaida-nahen
Gruppen und dem IS gemeinsame Sache zu machen. Dabei bekämpft die Türkei die
Feinde ihrer Politik nicht nur im Inland, sondern ist auch bestrebt, vor allem
ins europäische Ausland geflohenen TürkInnen, die Erdogans neoosmanische
Visionen von Grund auf ablehnen und sein Regime in strikter Opposition in Frage
stellen, habhaft zu werden. Um sie von der Justiz des Gastlandes verurteilen zu
lassen, sorgen die Geheimdienste und Strafverfolgungsbehörden der Türkei für
Beweismaterial, dessen intransparente und gewaltsame Erwirtschaftung seiner
Verwendung vor deutschen Gerichten nicht im Wege steht.

Am 8. April 2007 wurde Faruk Ereren in Hagen verhaftet und trotz einer schweren
neurologischen Erkrankung in Untersuchungshaft genommen. Unter dem Vorwurf der
Mitgliedschaft und Rädelsführerschaft in der DHKP-C erfolgte am 15. Januar 2009
die Anklage nach Paragraph 129 b vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf. Die vor
allem in den Armenvierteln und Gecekondus starken Rückhalt genießende Partei
wird eine aufgrund ihres militanten Widerstandes gegen die türkische Regierung
in der EU als terroristisch eingestuft. Sie wurde 1994 gegründet, ihre
ideologischen Wurzeln reichen jedoch weit in die Geschichte der revolutionärem
Linken in der Türkei zurück. Ob die marxistisch-leninistische Partei in dieser
Form überhaupt noch existiert, scheint nach Aussage des gleichfalls der
Mitgliedschaft in ihr angeklagten und deshalb seit anderthalb Jahren in
Isolationshaft im Hamburger Untersuchungsgefängnis sitzenden Musa Asoglu nicht
einmal geklärt zu sein. In seiner ersten Prozeßerklärung entgegnete er auf den Vorwurf
der Bundesanwaltschaft, hochrangiger Führungsfunktionär der DHKP-C zu sein, daß
es keine Organisation mit dieser Bezeichnung gebe. Zwar existiere eine DHKP und
ihr militärischer Arm DHKC, aber von einer DHKP-C mit "strenger Hierarchie und
zentralistischem Aufbau" auszugehen sei falsch [2].

Da es sich um einen politischen Prozeß handelt und die angeblich dieser Partei
angehörenden Angeklagten regelmäßig mit Höchststrafen von über sechs Jahren zu
rechnen haben, wird die Bundesanwaltschaft Farbe bekennen und die
Stichhaltigkeit ihres Vorwurfes konkret belegen müssen. In der Türkei jedenfalls
steht die Partei in dem Ruf, autonome Organisierungsprozesse und
Selbstverwaltungsstrukturen in den Armen- und Arbeiterlnnenvierteln Istanbuls
als auch anderer Städte zu fördern, um die Verdrängung der sozial Abgehängten
aus ihren Wohngebieten wie auch schikanöse polizeiliche Übergriffe zu
verhindern. Als rechte und faschistische Kräfte 1995 Angriffe auf die zumeist
von Aleviten bewohnten Istanbuler Viertel von Gazi, Nurtepe und Okmeydani
verübten, organisierte ihr bewaffneter Arm den Selbstschutz in diesen Bezirken,
weil die Polizei entweder wegschaute oder den blutrünstigen Mob deckte.

2007 mußte die AKP-Regierung einen schweren innenpolitischen Rückschlag
hinnehmen. Mit der Erstürmung von über 20 Gefängnissen durch Sondereinheiten von
Militär und Polizei im Dezember 2000, was bis dato die größte militärische
Aktion in der türkischen Geschichte seit der Invasion in Zypern darstellte und
28 Gefangene das Leben kostete, war der Widerstand gegen die Zerschlagung linker
Gefangenenkollektive, das Primärziel des Staates zur Einführung von
Typ-F-Zellen, keineswegs gebrochen. Vielmehr folgte darauf ein siebenjähriger
Gefangenenwiderstand, inklusive Todesfasten, an dem ein Großteil der politischen
Gefangenen teilnahm. Die Regierung mußte zuletzt einlenken und den Erlaß 45/1
verabschieden, der unter anderem Gefangenengruppen zwischen 10 und 20 Personen
sowie regelmäßige Kontakte auch zu anderen Insassen sicherstellte. An diesen
Protesten hatten vornehmlich Inhaftierte mitgewirkt, die sich zur DHKP-C
bekannten, was ein Grund dafür sein könnte, daß die türkischen
Staatsschutzbehörden mutmaßliche Kader dieser Partei auch im Ausland verfolgten
bzw. ihre Verhaftung forcierten.

Im Laufe des Prozesses wurde der Anklagepunkt einer Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung im Ausland gegen Faruk Ereren fallengelassen. Der
vom Oberlandesgericht Düsseldorf am 29. Januar 2010 gefaßte Entscheid, einem
Auslieferungsersuchen an die Türkei zuzustimmen, scheiterte ebenfalls, weil
Faruk Ereren dagegen vor dem Bundesverfassungsgericht klagte, da ihm in der
Türkei Repression, Folter und Haft bis zum Tod drohten. Im August 2011 folgte
das Oberlandesgericht Düsseldorf einem Beschluß der Bundesregierung und sah von
einer Auslieferung Faruk Ererens an die Türkei ab.

Dennoch verurteilte ihn das Gericht auf Grund von Aussagen des Belastungszeugen
Semih Genc, demzufolge Faruk Ereren per Telefon den Befehl zur Ermordung zweier
Polizisten in Istanbul im Jahre 1993 erteilt haben soll, am 27. September 2011
zu einer lebenslangen Haftstrafe. Aufgrund der widersprüchlichen Einlassungen
des Zeugen Semih Genc mußte der beantragten Revision stattgegeben werden. Im
Revisionsverfahren, das im Mai 2013 begann, wurde bald deutlich, daß Genc
offenbar eine Kollaboration mit der türkischen Polizei eingegangen war, so daß
Faruk Ereren im Oktober 2013 von allen Vorwürfen freigesprochen und entlassen
wurde.

Über 13 Jahre saß Faruk Ereren in Deutschland und der Türkei im Gefängnis. An
seinem Körper tobten sich türkische Folterknechte aus, die ihr Handwerk
verstanden: Einen Menschen unendlich leiden zu lassen, ihn aber immer wieder von
der Schwelle des Todes zurückzureißen. Faruk Ereren hat in seinem Leben für
Demokratie und Sozialismus gekämpft und Widerstand gegen die Militärdiktatur in
der Türkei nach dem Putsch von 1980 geleistet. Aus berechtigter Angst vor
weiterer Verfolgung floh er nach Deutschland, um hier repressionsfrei leben und
seine Meinung ohne Furcht äußern zu können. Doch den Nachstellungen des
türkischen Staates entging er auch auf deutschem Boden nicht. Statt
Haftverschonung aufgrund seiner durch Folter fast zerstörten Gesundheit kam er
hier in Deutschland in Isolationshaft. Daß er am Ende nach langen Qualen einen
Freispruch erhielt, macht die verlorenen Jahre im Knast nicht wett.
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Die Stimme gegen das Verstummen der Kritik erheben

Was bleibt einem Menschen, der in der Türkei gefoltert und in Deutschland
schwere Repressionen erfuhr, außer der eigenen Stimme, um das Unrecht der
Verfolgung und politischen Kriminalisierung anzuprangern? So berichtete Faruk
Ereren am 10. Februar im Hamburger Centro Sociale auf Einladung des
Freiheitskomitees für Musa Asoglu von seiner Haftzeit und der gegen ihn
gerichteten Repression. In dem Prozeß, der ihm in der Bundesrepublik gemacht
wurde, sollten seiner Ansicht nach ein Exempel an ihm statuiert und im gleichen
Zuge soziale und revolutionäre Bewegungen kriminalisiert werden. 

Zu Beginn seines Vortrags grüßte er namentlich Musa Asoglu, der seit Anfang
Dezember 2016 im Hamburger Untersuchungsgefängnis in Isolationshaft einsitzt,
und all jene, die bereit sind, bei aller Repression nicht vom revolutionären Weg
zu weichen. Zugleich warnte Faruk Ereren davor, die Prozesse nach Paragraph 129b
allein unter juristischem Gesichtswinkel zu betrachten. Tatsächlich gehe es
nach wie vor um den Klassenkampf und die Anwendung herrschaftlicher Gewalt, um
das Ersticken des Aufbegehrens gegen gesellschaftliche Widerspruchslagen.

Nach dem epochalen Einschnitt, als die sozialistische Welt im Treibsand der
Geschichte unterging und das Projekt des Sozialismus in der westlichen
Hemisphäre für gescheitert erklärt wurde, schienen Kapitalismus und
Imperialismus auf der ganzen Welt endgültig ihre Herrschaft etabliert zu haben.
Es folgten Brüche internationaler Konventionen und Gesetze mit einschränkendem
Charakter, denen die Menschen noch schutz- und wehrloser gegenüberstanden, weil
keine sozialistischen Länder mehr dagegen protestieren konnten. Gleichwohl
wußten die Herren der westlichen Wertegemeinschaft, daß Menschen immer gegen
ihre Unterdrückung aufbegehren würden. So beschrieben Berichte der CIA das 21.
Jahrhundert als ein Jahrhundert fortwährender Auf- und Widerstände. Um dagegen
gewappnet zu sein und den Erhalt ihrer Macht zu sichern, verschärfte man unter
anderem den Paragraph 129a und ergänzte ihn durch den Paragraphen 129b.

Doch es geht laut Faruk Ereren nicht nur um erweiterte Repression durch das
politische Strafrecht, denn dieses habe auch eine ökonomische, soziale,
militärische wie ideologische Bedeutung. Kapitalismus und Imperialismus
versuchten, das Kollektiv- und Gesinnungsstrafrecht nicht nur für ihre
geopolitischen, sondern auch ökonomischen Interessen zu instrumentalisieren.
Schon die Universalbehauptung der US-Regierung nach 2001, die eigenen Interessen
seien mit den Interessen der Weltbevölkerung identisch, was bedeute, daß all
diejenigen, die diese weltumspannende Egalität bestritten, als Feinde anzusehen
seien, weise aus seiner Sicht in diese Richtung. Guantanamo sei ein praktisches
Beispiel für den Anspruch der US-amerikanischen Regierung auf Weltherrschaft.

Faruk Ereren kritisierte zudem, daß auch die BRD, obwohl es dem Grundgesetz
widerspricht, Soldaten in unterschiedliche Länder geschickt habe, um sich ihren
Teil an der Beute zu sichern. Der Eindruck, daß der Paragraph 129b nur für
MigrantInnen in Deutschland gelte, entspricht Faruk Ereren zufolge nicht der
Wahrheit. So werden beispielsweise Piraten aus Somalia, die Schiffe in
internationalen Gewässern enterten, in Deutschland unter dem gleichen
Paragraphen verurteilt. Es spiele keine Rolle, in welchem Land man als Terrorist
abgestempelt werde. Daß sie in Deutschland vor Gericht gestellt und verurteilt
werden können, bedeute nichts anderes, als daß deutsche Justiz überall auf der
Welt Rechtsgültigkeit beanspruche. Und doch könne Rechtshoheit nicht ohne
militärische Macht und ökonomische Dominanz durchgesetzt werden, was zur Folge
habe, daß der Imperialismus widerspenstige Länder militärisch angreife und unter
das Joch seiner Direktiven zwinge.

Das Strafrecht nach Paragraph 129b, so Faruk Ereren, weise eine ganze Reihe von
Begleitumständen auf, die sich in aller Welt auswirkten. So zeige der Umstand,
daß schon das Organisieren eines Konzerts von Grup Yorum nach diesem Paragraphen
strafwürdig sei und ein Strafmaß von sechseinhalb Jahren zur Folge haben könne,
daß insbesondere Revolutionäre aus der Türkei ins Fadenkreuz genommen werden.
Die davon betroffenen, zu 113 Jahren Haft verurteilten Gefangenen werden in
Isolationshaft gehalten und unterschiedlichsten Repressionen unterworfen.

Dieser Paragraph verändere auch die Strukturen von Verfassungsschutz und BKA, wo
eigens eine Abteilung für sogenannte Straftaten nach Paragraph 129b
zusammengestellt wurde. Auch sei der Verfassungsschutz verstärkt bemüht,
MigrantInnen dazu zu überreden, als Spitzel zu fungieren und Mithilfe bei der
Strafverfolgung zu leisten. Die Drohung, ihnen werde der Aufenthaltstitel
entzogen, wenn sie die Zusammenarbeit verweigerten, diene auch dazu,
Bruchlinien in den kollektiven Kampf zu treiben.

Für Faruk Ereren sind dies deutliche Belege dafür, daß eine Meinungsfreiheit in
Deutschland, wie sie die Verfassung garantiert, nur auf dem Papier besteht. Das
wäre nichts besonderes, da bereits Sultane oder Könige in feudalistischen Zeiten
Redefreiheit zuließen, solange die Menschen das herrschende System nicht
grundlegend in Frage stellten. Meinungsfreiheit existiere nur für diejenigen,
die in diesem System mitlaufen, während sie bei Oppositionellen und
Revolutionären kriminalisiert werde. In den letzten Jahren verübten Rechte in
Deutschland zahlreiche Anschläge oder Verbrechen, die kaum verfolgt noch
geahndet wurden, während SozialistInnen und KommunistInnen schon wegen legaler
Tätigkeiten wie das Verteilen von Zeitungen oder Sammeln von Spenden verhaftet
würden. Das gleiche Bild im Gerichtssaal - massive Sicherheitsauflagen wie
Trennglasscheiben und Handschellen bei 129b-Verfahren, an boulevardeske Events
gemahnende, allseits heiter rezipierte Auftritte Beate Zschäpes im Münchner
NSU-Prozeß.

Wenn es Terroristen gibt, so Faruk Ereren, dann sind es Imperialisten
und Faschisten. Wer über Terror sprechen wolle, sollte Hiroshima und
Nagasaki nicht verschweigen, wo durch den Abwurf der Atombombe
inklusive der Spätfolgen der radioaktiven Verseuchung über 270.000
Menschen umgebracht wurden. Im Irak starben durch Sanktionen und
Raketen Millionen Menschen, weitere Millionen mußten ihr Land
verlassen. Der Terror habe ein Gesicht Made in USA. Daß ungezählte
Menschen auf der Flucht über das Mittelmeer ertranken, während die
Welt zugeschaut hat, ist für Faruk Ereren die beste Definition von
Terror. Dagegen zu kämpfen ist für Revolutionäre eine Verpflichtung
und Ehre, was eigentlich für jeden Menschen gelten müßte, der seine
Menschlichkeit nicht leugnen wolle. Faruk Ereren schloß seinen
Vortrag mit den Worten: Revolutionär zu sein, ist kein Verbrechen,
sondern eine Herzensangelegenheit.
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Ausklang der Solidaritätskonferenz mit Liedern von Grup Yorum und vertonten Gedichten Nazim Hikmets
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Fußnoten:

[1] Rudolf Gössner: Menschenrechte in Zeiten des Terrors. Kollateralschäden an
der "Heimatfront", Hamburg 2007, S. 117

[2] https://www.jungewelt.de/artikel/330693.schauprozess-hinter-glas.html


Berichte und Interviews zur Konferenz "Freiheit für Musa
Asoglu" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/310: Politische Gefangenschaft - kriminalisiert und abgeschlagen ... (SB)

BERICHT/308: Politische Gefangenschaft - Schweigegruft und dicke Luft ... (SB)

BERICHT/307: Politische Gefangenschaft - Speerspitze Repression ... (SB)

BERICHT/306: Politische Gefangenschaft - gegen wirkliche Kritik ... (SB)

BERICHT/305: Politische Gefangenschaft - am Beispiel Musa Asoglu ... (SB)

INTERVIEW/401: Politische Gefangenschaft - systemgefesselter Journalismus ...    Peter Nowak im Gespräch (SB)

INTERVIEW/399: Politische Gefangenschaft - Repression verbindet ...    ein Mitglied der Revolutionären Jugend/Avrupa Dev-Genc im Gespräch (SB)

INTERVIEW/398: Politische Gefangenschaft - ungleich im Namen des Rechts ...    Apo im Gespräch (SB)

17. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ENERGIE/2329: Konferenz Berlin Energy Transition Dialogue 2018 eröffnet (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 17. April 2018

GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG

Bundesregierung führt internationalen Dialog zur Energiewende fort -
Konferenz Berlin Energy Transition Dialogue 2018 eröffnet



Außenminister Heiko Maas und Wirtschaftsminister Peter Altmaier
eröffnen heute [17.04.2017] den vierten Berlin Energy Transition Dialogue im
Auswärtigen Amt. Bei der zweitägigen Konferenz unter dem Motto
"towards a global Energiewende" kommen Ministerinnen, Minister und
hochrangige Delegationen aus 40 Ländern mit Vertretern aus Wirtschaft
und Zivilgesellschaft zusammen, um Strategien für eine intelligente
Transformation des Energiesystems, des Verkehrssektors und der
Wärmeversorgung zu entwickeln. Insgesamt werden Dienstag und Mittwoch
rund zweitausend Gäste aus mehr als 95 Ländern erwartet.

Bundesaußenminister Heiko Maas: "Deutschland ist entschlossen, die
nachhaltigen Entwicklungsziele zu erreichen. Die konsequente Umsetzung
der Energiewende ist von zentraler Bedeutung für uns. Wir setzen uns
für eine internationale Energie- und Klimapolitik ein. Denn
erneuerbare Energien sind nicht nur nachhaltig, sie sind auch
reichlich und nahezu überall vorhanden. Dadurch verliert Energie das
Potential als Macht- und Druckmittel in der internationalen Politik
missbraucht zu werden. Wir sehen Energiepolitik deswegen als Plattform
für Kooperation, für Dialog und für den internationalen Austausch. Der
Berlin Energy Transition Dialogue ist ein ideales Beispiel hierfür.
Klar ist aber auch: Wenn wir es nicht schaffen, das Pariser
Übereinkommen und die Agenda 2030 umzusetzen, dann werden wir uns in
einer Welt wiederfinden, mit noch viel größeren Risiken für Stabilität
und Frieden, als wir es jetzt schon erleben."

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Der vierte Berliner
Energiewende Dialog zeigt eindrücklich: Die Energiewende ist zu einem
globalen Phänomen geworden. Noch nie waren Wind- und Solarenergie so
günstig wie heute. Noch nie war das Bewusstsein in vielen Ländern so
groß, dass sie eine sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche
Energieversorgung brauchen. Viele Länder der Welt setzen beim
grundlegenden Umbau ihrer Energieversorgung auf erneuerbare Energien
und verbesserte Energieeffizienz. Dabei müssen sie oft ähnliche
Herausforderungen meistern und sind mit gleichen Fragen konfrontiert
wie wir hier in Deutschland. Wir freuen uns, mit unseren
internationalen Gästen und Partnern während des Berliner
Energiewendedialoges innovative Geschäftsmodelle und technologisch
anspruchsvolle und zukunftsträchtige Lösungen zu diskutieren, die die
globale Energiewende weiter beschleunigen und für uns alle
wirtschaftlich und auch sozial attraktiver machen werden."

Die Präsidentin des Bundesverbands Erneuerbare Energie, Dr. Simone
Peter: "Erneuerbare Energien sind der Garant für eine nachhaltige
Wirtschaftspolitik, denn sie sind Motor für Innovation und
Klimaschutz. Die Energiewende schafft Arbeitsplätze und Wertschöpfung,
erneuert die industriellen Strukturen und schont die Ressourcen."

Der Berlin Energy Transition Dialogue wird von der Bundesregierung
gemeinsam mit dem Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE), dem
Bundesverband Solarwirtschaft (BSW), dem Beratungsunternehmen eclareon
sowie der Deutschen Energie Agentur (dena) veranstaltet. Mit seinem
Rahmenprogramm bildet er den Kern der Berlin Energy Week vom 16. bis
20. April, die dieses Jahr durch das Tech Festival der Start Up Energy
Transition Initiative, die Energie-Blockchain-Konferenz EventHorizon
und das Urban Energy Forum ergänzt wird. So wird Berlin erneut zum
Treffpunkt der globalen Energiewende.

Auf der Konferenz sprechen unter anderem:


	Der Bundesminister des Auswärtigen, Heiko Maas

	Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Peter Altmaie

	Die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Svenja Schulze

	Der Vizepräsident der Europäischen Kommission, Kommissar für die Energieunion, Maros Sefcovic

	Der Generaldirektor der Internationalen Agentur für Erneuerbare Energien (IRENA), Adnan Amin

	Der Executive Direktor der Internationalen Energie Agentur (IEA), Fatih Birol

	Die CEO des Startups Bakulu Power, Lucia Bakulumpagi-Wamala

	Ministerinnen und Minister weiterer Staaten

	CEOs internationaler Konzerne und Investoren internationaler Anlagegesellschaften



Das aktuelle Programm der Konferenz sowie das Begleitprogramm finden
Sie auf www.energiewende2018.com. Die Konferenzsprache ist Englisch.

Die unvermeidbaren CO2 Emissionen dieses klimafreundlichen Events
werden durch die atmosfair gGmbH mittels gemäß UN- und Gold
Standard-Regularien zertifizierten Klimaschutzprojekten ausgeglichen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 17. April 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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FORSCHUNG/910: Geringeres Wirtschaftswachstum als angenommen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 16.04.2018

Geringeres Wirtschaftswachstum als angenommen

Studie der Universität Göttingen und des Instituts für ökologische
Wirtschaftsforschung



(pug) Viele ökonomische Modelle und politische Debatten gehen von der
Annahme aus, dass Volkswirtschaften exponentiell, also in stetigen Raten
von zwei bis drei Prozent wachsen. Ökonomen des Instituts für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW) und der Universität Göttingen haben Daten von
18 Ländern neu ausgewertet und fanden heraus, dass entwickelte
Volkswirtschaften deutlich weniger wachsen als angenommen: Die Wirtschaft
in vielen Ländern Europas sowie in Kanada und den USA wuchs in diesem
Zeitraum eher linear, das heißt mit abnehmenden Wachstumsraten. Nur zwei
der untersuchten Länder erreichten die angenommenen Wachstumsraten. Die
Wissenschaftler fordern daher, diese verschiedenen Wachstumspfade in
volkswirtschaftlichen Modellen und in der wirtschaftspolitischen Planung
zu berücksichtigen. Die Studie ist in der Fachzeitschrift "Ecological
Economics" erschienen.

In ihrer Untersuchung haben die Wissenschaftler Wirtschaftsdaten von 14
Industrieländern Europas sowie von Kanada, den USA, Australien und
Neuseeland analysiert. Elf Länder wuchsen seit 1960 demnach eher linear.
Die Mehrheit der restlichen sieben Länder mit exponentiellem Wachstum
wuchs mit einer geringeren Rate als angenommen. Nur Neuseeland wuchs
exponentiell mit höheren Raten. "Auch wenn man die Daten aus der Zeit der
Wirtschaftskrise von 2008 bis 2013 herausnimmt, liegen die
pro-Kopf-Wachstumsraten in zehn Ländern bei weniger als 1,3 Prozent und
damit unter der allgemeinen Annahme", so Dr. Thomas Kopp vom Department für
Agrarökonomie und Rurale Entwicklung der Universität Göttingen. 1,3
Prozent pro-Kopf-Wachstum entsprechen in den ausgewählten Ländern einem
Gesamtwachstum von 2 bis 3 Prozent.

"Die empirischen Erkenntnisse legen nahe, dass sich sowohl in der
Wirtschaftspolitik als auch in den Modellen der Wirtschaftswissenschaften
etwas verändern muss", sagt Erstautor Steffen Lange vom IÖW. "Es muss
damit gerechnet werden, dass das Wachstum prozentual gesehen weiter
abnimmt. Die Politik zum Arbeitsmarkt, zur Finanzierung der
Sozialversicherungssysteme, zu staatlichen Einnahmen und Ausgaben sowie
zur Verteilung muss an diesen Trend angepasst werden."


Originalveröffentlichung:

Steffen Lange, Peter Pütz, Thomas Kopp: 

Do Mature Economies Grow Exponentially? 

Ecological Economics, Volume 147, May 2018, Pages 123-133 

https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2018.01.011

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06537: Wieviele Züge lassen sich vorausberechnen? (SB)


Was ist dran an der vielbeschworenen vielzügigen Kombination? Vorteile
positioneller Art lassen sich vielleicht durchaus über fünf, sechs
Züge oder mehr berechnen. Derartige Stellungen sind zumeist durch
gravierende Felderschwächen gekennzeichnet, die der Kontrahent nicht
kontrollieren kann. So sind die Aufmarschpläne auf soliden
Voraussetzungen gebaut. Doch in komplizierten Positionen mit einer
Tausendfalt an Möglichkeiten eine taktische Lanze hineinzustechen, die
dann auch noch genau berechnet sein will, können Schachmeister dies im
Kopf bewältigen, oder verlassen sie sich doch eher auf ihr Gespür in
Verbindung mit jahrelanger Erfahrung. Profi-Champion Garry Kasparow
hat einmal in einem Interview auf die Frage, wieviele Züge er
vorausberechnen könne, geantwortet: drei, vier Züge, mehr sei nicht
möglich. Anders dagegen die Schachliteratur, die nicht müde wird,
wahre Wunderwerke an kapriziöser Berechenbarkeit hochzujubeln, wo
Meister bis zu zehn Zügen voraus ein klares kombinatorisches Ziel vor
Augen gehabt haben sollen. Hinterher läßt sich natürlich alles
behaupten, was während der Partie ein Spiel mit Prognosen gewesen sein
könnte. Empirische Wahrscheinlichkeiten geben sich in der Regel wohl
die Hand mit Wagemut und Glück. Sicher ist jedoch, daß ein
ambitionierter Angriff gegen den gegnerischen König mehr Aussicht auf
Erfolg hat, zumal in einer augenblicklichen Entscheidungssituation.
Wie anders wäre es zu erklären, daß oftmals Turnierpartien, die mit
einem Sieg der angreifenden Seite endeten, später in einer Neuauflage,
durch entsprechende Verteidigungszüge verstärkt, ein spiegelverkehrtes
Ergebnis brachten. Im heutigen Rätsel der Sphinx konnte der Porzer
Lutz mit den weißen Steinen einen Angriff lostreten, dessen Erfolg
nicht allein in den Sternen geschrieben stand, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06537: Wieviele Züge lassen sich vorausberechnen? (SB)]



Lutz - Kuczynski

Bundesliga 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Unser amerikanischer Fernschachfreund Holliman war brav den
Theoriepfaden des Lettischen Gambits gefolgt. Sein letzter Zug 1...b7-
b5?? indes war ein tragischer Abweg, der mit 2.Dg5xe7! sofort bestraft
wurde. Auf 2...Sg8xe7 wäre nun Matt durch 3.Sa4-c5# gefolgt und
2...b5xa4 scheiterte an 3.Lg6-d3# Holliman ließ sich das alles jedoch
nicht mehr zeigen. Nach 2.Dg5xe7! wählte er eine ehrenvolle
Kapitulation.



Erstveröffentlichung am 20. April 2005

17. April 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/223: "Fremde im eigenen Land?" - Projekt "PoliLab" untersucht gesellschaftliche Identitäten (idw)


Universität Leipzig - 16.04.2018

"Fremde im eigenen Land?" - Projekt "PoliLab" untersucht
gesellschaftliche Identitäten



Wie verändern sich die Vorstellungen gemeinschaftlicher Identität durch
den Zuzug von Migrationsgruppen? Ist gesellschaftlicher Zusammenhalt in
Zeiten der Zuwanderung und des Aufeinandertreffens unterschiedlicher
Kulturen überhaupt möglich? - Mit diesen Fragen befasst sich ein kürzlich
gestartetes Projekt des Instituts für Politikwissenschaften der
Universität Leipzig.

Die Forscher unter der Leitung von Prof. Dr. Rebecca Pates untersuchen in
den kommenden drei Jahren die Auswirkungen gesellschaftlicher
Wandlungsprozesse auf kollektive Identitäten. Ihre Studie "Fremde im
eigenen Land? Veränderbarkeit nationaler Narrative mithilfe Politischer
Laboratorien" wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
gefördert.

Das mehrstufige Forschungsvorhaben startet zunächst mit einer Analyse von
Vorstellungen über kollektive Identität in unterschiedlichsten sozialen
Gruppen. In Sachsen, Thüringen, Berlin und Schleswig-Holstein werden
exemplarisch teilnehmende Beobachtungen und Interviews mit
unterschiedlichsten sozialen Gruppen geführt. Dadurch soll sich ein
möglichst breites Verständnis von zeitgenössischen Erzählungen über "die
Nation", "das Gemeinwesen" und "die Gesellschaft" entwickeln. Die
Ergebnisse dieser Analyse werden in einem nächsten Schritt mit Menschen in
ganz Deutschland in Bürgerversammlungen, sogenannten "politischen
Laboratorien" (kurz auch: PoliLab), diskutiert. Ziel ist es, in eine
Verhandlung über die unterschiedlichen Aspekte einer gemeinsamen
gesellschaftlichen Identität zu treten.

"In der Öffentlichkeit findet heute wieder eine verstärkte
Auseinandersetzung darüber statt, wie sich verschiedene gesellschaftliche
Gruppen formieren und miteinander koexistieren", sagt Pates. Diese
Entwicklung wolle das Projekt erforschen. "PoliLab"-Mitarbeiterin Julia
Leser betont die Relevanz der Studie für die aktuelle Migrationsdebatte:
"Das Projekt zielt darauf ab, den kulturellen Wandel vor dem Hintergrund
von Migrationsprozessen zu analysieren und die Forschungstraditionen im
Bereich Migration und Integration unter dem Vorzeichen gesellschaftlicher
Pluralität zu überdenken."

Das praxisorientierte Format der politischen Laboratorien ist eine neue
Forschungsmethode, die den Teilnehmern Impulse für eine aktive politische
Teilhabe liefern soll. In Diskussionsforen kommen Vertreter
unterschiedlichster gesellschaftlicher Gruppierungen zusammen, um über
Gemeinsamkeiten und Differenzen ihrer Vorstellungen von "Nation" und
"Gesellschaft" zu debattieren. Auf diese Weise soll zwischen
verschiedenen, vermeintlich unvereinbaren Positionen im politischen
Diskurs vermittelt werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/647: Evangelische Akademie zu Berlin - Kulturelle Konflikte überwinden lernen, 14.-15.05.


Evangelische Akademie zu Berlin

Lust an Veränderung

Kulturelle Konflikte überwinden lernen

14. bis 15. Mai 2018, 9:30 Uhr

Workshop 19/2018



Im Zentrum des Studiums der Theologie und Gemeindepädagogik steht das
Nachdenken über den christlichen Glauben im Licht wissenschaftlicher
Erkenntnisse. Dabei ist heute in Forschung und Lehre viel in Bewegung
gekommen und bedarf neuer Impulse und Festlegungen. Mit Theologie
verbundene Berufe bieten nach wie vor große individuelle
Gestaltungsmöglichkeiten und Zusammenarbeit mit einem breiten
Personenkreis.

In dieser Tagung arbeiten Schülerinnen und Schüler gemeinsam mit
Menschen, die in der Kirche beschäftigt sind, an Perspektiven der
Kirche und eigenen Visionen für die Zukunft.

Altersbegrenzung: bis 25 Jahre

Leitung: Heinz-Joachim Lohmann

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Eintritt: Für junge Erwachsene bis 25 Jahre kostenfrei

Anmeldung erforderlich

Informationen und Anmeldung: 

Silke Ewe

030 203 55 - 508

ewe@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/pol/lust-an-veraenderung/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Mai 2018 (Stand: 11.04.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54,D-10117 Berlin

Silke Ewe - Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0),Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail:ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/830: Lippstadt - Bov Bjerg liest, singt und tanzt am 26. April 2018


Bov Bjerg liest, singt und tanzt

"Das Auerhaus" und andere Texte



Lippstadt. Bov Bjerg präsentiert sein "Auerhaus" am 26. April aus der
Studiobühne auf seine ganz eigene Arte und Weise.
Dies wird übrigens die letzte Veranstaltung im Stadttheater Lippstadt
vor der Sanierung sein!

Der Roman "Auerhaus" erzählt von sechs Freunden und einem Versprechen:
Ihr Leben soll nicht in Ordnern mit der Aufschrift
Geburt/Schule/Arbeit/Tod abgeheftet werden. Deshalb gründen sie eine
Schüler-WG und ziehen gemeinsam ins Auerhaus. Aber sie wollen nicht
nur ihr Leben retten, sondern vor allem das ihres besten Freundes
Frieder. Denn der ist sich nicht so sicher, warum er überhaupt leben
soll.
Verfilmt wird "Auerhaus" von der Constantin Film, die Uraufführung der
Theaterfassung findet im Oktober am Deutschen Theater Berlin statt,
zahlreiche Inszenierungen an weiteren Theatern folgen.

Bov Bjerg, Jahrgang 1965, gründete verschiedene Berliner Lesebühnen
und schrieb zwei Romane: "Deadline" (2008) und "Auerhaus" (2015).
Ein Best-Of seiner Lesebühnentexte erschien im Herbst 2016 bei
blumenbar / Aufbau unter dem Titel: "Die Modernisierung meiner
Mutter". Der Autor höchstselbst liest, singt und tanzt* aus seinem
Bestseller 'Auerhaus'.

Termin: Donnerstag, 26. April 2018, 20 Uhr

Ort: Studiobühne im Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 12,- / ermäßigt: Euro 7,-

Veranstalter: Werner-Bohrer-Kreis - der Förderverein des Hansekollegs

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/829: Lippstadt - Kabarettist Thomas Philipzen gibt sein Bestes am 25.4.2018 


Kabarettist Thomas Philipzen gibt sein Bestes - aus sieben erfolgreichen Programmen

Best of - Die Mischung macht's



Lippstadt. In 25 Jahren Kleinkunst kommen eine Menge Geschichten
zusammen. Zeit also für einen kleinen Rückblick, "bevor ich die Texte
ganz vergesse", sagt Thomas Philipzen. Am 19. April 2018 um 20 Uhr
kommt er mit seinem "Best of-Soloprogramm" auf die Lippstädter
Studiobühne - und es gibt noch Karten!

Mit skurrilen Geschichten, mitreißender Spielfreude und
unverwechselbarem Wortwitz hat Philipzen in den letzten 25 Jahren das
Kleinkunstpublikum erobert. "Er pfeffert gesellschaftliche und
politische Themen in lockerer, origineller Form und mit unglaublich
ansteckendem Temperament klar und packend in den Zuschauerraum"
(Westdeutscher Rundfunk). In seinem stetig aktualisierten "Best Of"
komprimiert er jetzt das Beste aus sieben erfolgreichen
Soloprogrammen, Storno Geschichten und einer guten Portion aktueller
Themen. Die Zeiten werden immer verrückter, Zeit zum Gegenlachen!
Vielseitig und vor Temperament sprudelnd wühlt Philipzen im
Schlamassel der modernen Gesellschaft. Er musiziert auf mehreren
Instrumenten, singt und schauspielert beseelt. Dabei tauscht er
genüsslich die Ideen der Schöpfung gegen Gesetze des modernen
Wahnsinns, um verblüffende Erkenntnisse ans Tageslicht zu bringen.
Mit seiner schlagfertigen, teils poetischen Sprache und großem
Charisma ist er ein Original, das in keine Schublade passt. Häufig
steht er auch vor der Kamera, zuletzt 5 Jahre in der WDR Servicezeit
mit seiner Reiseglosse "Philipzens Rauszeit", für die er mit dem
Fernsehpreis "Silberner Columbus" ausgezeichnet wurde.

Termin: Donnerstag, 19. April 2018, 20 Uhr

Ort: Studiobühne

Preise: Vorverkauf Euro 17,- / Abendkasse Euro 19,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/843: Kiel - Spielplanänderungen des Theaters DIE KOMÖDIANTEN", 17.-22.04.


pielplanänderungen beim Theater DIE KOMÖDIANTEN



Am kommenden Wochenende gibt es 2 Spielplanänderugen:

Am Freitag und Samstag spielen wir unser neues Stück "Ein Bericht für eine Akademie" von Franz Kafka. Die "Stabile Seitenlage" von und mit H.-C. Hoth muss leider ausfallen.

Am Sonntag spielt der excellente Saxophonist Edgar Herzog aus Hamburg zusammen mit der Bluewater Jazzband aus Kiel um 17 Uhr in der Jazzlaterne, an Stelle der Bigband JO JAZZ.

Wir wünschen allen kranken Künstlern gute Besserung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





MELDUNG/141: Klimavorgänge in der Atmosphäre verstehen - DLR Conference on Climate Change in Köln (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 17. April 2018

Klimavorgänge in der Atmosphäre verstehen - 2. DLR Conference on
Climate Change in Köln



Wie kommen Schwankungen des Erdklimas zustande? Es gilt als sehr
wahrscheinlich, dass die globale Erwärmung durch den menschengemachten
Anstieg von Treibhausgasen wie Kohlendioxid (CO2) oder Methan
verursacht wird. Unklar ist jedoch, wie sich diese Veränderung auf die
vielfältigen Prozesse im Klimasystem der Erde auswirkt. Vom 17. und
19. April 2018 diskutieren international renommierte Klimaforscher und
Vertreter internationaler Organisationen, welche Beiträge die Luft-
und Raumfahrtforschung zu einem besseren Verständig der Vorgänge in
der Atmosphäre leisten kann und wie die negativen Auswirkungen des
Klimawandels bekämpft werden können. Das Deutsche Zentrum für Luft-
und Raumfahrt (DLR) veranstaltet die Konferenz zum zweiten Mal
gemeinsam mit dem UN Office for Outer Space (UNOOSA).

Satellitendaten erfassen Klimaveränderungen auf der Erde und in
der Atmosphäre

Durch die Klimaabkommen in Paris (COP21), Marrakesch (COP22) und Bonn
(COP23) soll der Ausstoß von Treibhausgasen soweit reduziert werden,
dass die globale Erwärmung auf weniger als zwei Grad Celsius
beschränkt bleibt. "Das DLR trägt durch seine Forschungsarbeiten -
insbesondere in der Luft- und Raumfahrt - dazu bei, die komplexen
Prozesse in der Atmosphäre besser zu verstehen und schafft damit die
Grundlagen für einen effektiven Klimaschutz. Mit Hilfe der
Erdbeobachtung und Atmosphärenforschung erhalten wir wichtige Daten,
um die Klimafolgen und den Globalen Wandel zu erfassen", sagt
DLR-Raumfahrtvorstand Prof. Hansjörg Dittus. "Mit der Konferenz bietet
das DLR ein Diskussionsforum für internationale Wissenschaftler und
Organisationen, um den aktuellen Forschungsstand zu diskutieren."

Satelliten liefern immer präzisere Daten

Seit 2017 erfasst der Satellit Sentinel-5P (Sentinel-5 Precursor;
deutsch: Wächter-5-Vorläufer) präzise Daten zu Luftqualität, Ozon und
Klimagasen. Mit den Daten des Satelliten können Wissenschaftler nun
auch die Quellen der Luftverschmutzung, wie aus Kohlekraftwerken,
Raffinerien oder auch Vulkanausbrüchen, bestimmen. Zudem lassen sich
auch Veränderungen der Klimagaskonzentrationen und damit die
Effektivität von politischen Maßnahmen beobachten. Sentinel-5P ist
Teil des europäischen Erdbeobachtungsprogramms Copernicus, die
gewonnenen Atmosphärendaten und Kartenprodukte sind für jedermann frei
zugänglich. Im kommenden Jahr soll auch die europäisch-japanische
Mission EarthCARE (Earth Clouds, Aerosol and Radiation Explorer)
starten. Sie hat zum Ziel, die Auswirkung von Wolken und Aerosolen auf
den globalen Strahlungshaushalt der Erde zu erfassen. EarthCARE wird
genaue Messungen zum Einfluss der Sonnenstrahlung am äußeren Rand der
Atmosphäre mit Messungen der Wolken- und Aerosoleigenschaften
kombinieren und so zum Verständnis des Einflusses von Aerosol und
Wolken auf die Strahlung sowie Rückkopplungsprozesse im System
Erde-Atmosphäre beitragen. Zudem können Wissenschaftler globale
Veränderungen, zum Beispiel der Bebauung, des Zustands der Böden, der
Bodenfeuchte oder auch von Bodenhebungen oder -Senkungen mit
zahlreichen Erdbeobachtungssatelliten immer genauer erfassen.

Klimawirkung des Luftverkehrs erfassen und mindern

Der Luftverkehr hat einen Anteil von rund zwölf Prozent zum gesamten
CO2-Ausstoß des Verkehrssektors. Dazu kommt die
Kondensstreifeninduzierte Bewölkung. Diese Wolken können je nach
Sonnenstand und Untergrund lokal eine wärmende oder kühlende Wirkung
entfalten. Bisherige Forschungsarbeiten legen nahe, dass global die
wärmende Wirkung überwiegt. "Im DLR führen wir gezielte
Flugzeugmesskampagnen und Modellstudien zur Klimawirkung des
Luftverkehrs durch", sagt DLR-Luftfahrtvorstand Prof. Rolf Henke.
"Dabei liefern die Forschungsflugzeuge HALO und Falcon im weltweiten
Einsatz Daten zu Klimagasen und Wolkenphysik, die ein wichtiger
Baustein für die Verbesserung von Klimamodellen sind." Erstmals haben
beispielsweise DLR-Forscher mit Messdaten der HALO-Mission ML-Cirrus
in einem Klimamodell Kondensstreifen-Zirren des Luftverkehrs
eingefügt. Das Modell liefert insbesondere erstmals Daten zu
Bedeckungsgrad, optischen Eigenschaften und Strahlungsantrieb der von
Flugzeugen hervorgerufenen Eiswolken. In internationaler Partnerschaft
mit der NASA hat das DLR im Januar 2018 in der gemeinsamen
Flugmesskampagne mit dem DLR A320 ATRA und der NASA DC-8 untersucht,
wie geringere Ruß-Emissionen bei alternativen Luftfahrt-Kraftstoffen
zu Veränderungen bei Eiskristallen und damit zu einer geringeren
wärmenden Klimawirkung führen können.

Die Minderung der Klimawirkung des Luftverkehrs steht auch bei den
Themen klimaschonende Flugplanung und Entwicklung neuer Techologien im
Fokus der DLR-Forschung. "In europäischer Partnerschaft unternehmen
wir heute im Rahmen von CleanSky 2 große Anstrengungen, um
umweltfreundliche und klimaschonende Luftfahrttechnologien zu
entwickeln", unterstreicht Henke. "Dabei nimmt das DLR als einer der
großen Forschungspartner eine führende Rolle ein." Die in Clean Sky 2
anvisierten Technologiesprünge sollen wesentliche Beiträge dazu
liefern, dass im Jahr 2050 der Luftverkehr gegenüber dem Jahr 2000
rund 75 Prozent weniger CO2 emittiert. "In Verbünden auf nationaler,
europäischer und internationaler Ebene wollen wir unsere
Forschungsanstrengungen zur Erfassung und Reduzierung der Klimawirkung
des Luftverkehrs zukünftig noch weiter verstärken", ergänzt Henke und
fügt hinzu: "Zudem engagieren wir uns bei der Entwicklung neuartiger
Fluggeräte für Rettungs- und Katastrophenschutzeinsätze, deren Hilfe
mit dem fortschreitenden Klimawandel noch drängender wird."

Zur Konferenz haben sich an drei Tagen jeweils 100 Teilnehmer
angemeldet. Die internationalen Wissenschaftler kommen aus 10 Ländern:
Deutschland, Frankreich, Schweiz, Großbritannien, Italien,
Niederlande, Österreich, USA, Kamerun sowie Botswana und tauschen sich
in über 30 Redebeiträgen aus. Die Conference on Climate Change 2018
wird nachhaltig ausgerichtet, unter anderem wird dafür mit regionalen
Cateringpartnern zusammengearbeitet, die ein nachweislich nachhaltiges
Angebot haben. Zudem werden durch die Nutzung von Hotelkontingenten in
der Nähe des Veranstaltungsortes keine weiteren Shuttles vor Ort
benötigt.



URL der Pressemitteilung mit Bildern: 

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10308/471_read-26792/

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 17.04.2018

Herausgeber:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Kommunikation

Linder Höhe, 51147 Köln

Tel.: +49 2203 601-0, Fax: +49 2203 601-10

E-Mail: contact-dlr[at]dlr.de

Internet: www.dlr.de
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INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/459: Moorforschungsprojekt WETSCAPES stellt erste Ergebnisse vor (idw)


Universität Rostock - 16.04.2018

Moorforschungsprojekt WETSCAPES stellt erste Ergebnisse vor



Während eines Statusseminars am 18. April 2018 an der Uni Greifswald
werden erste Ergebnisse des Forschungsvorhabens WETSCAPES öffentlich
vorgestellt. Neben Wissenschaftlerinnen u. Wissenschaftlern beider
Unis haben sich Vertreter des Bildungsministeriums, der Regional- u.
Landschaftsplanung M-V u. Naturschutzorganisationen zu dieser
Veranstaltung angemeldet. Das Verbundprojekt wird im Rahmen des
Landesexzellenzprogramms über einen Zeitraum von 4 Jahren mit etwa 5
Millionen Euro aus Mitteln des Europ. Sozialfonds gefördert. Hier
arbeiten Wissenschaftler der Unis Rostock und Greifswald gemeinsam
daran, Grundlagen für eine nachhaltige Bewirtschaftung von
wiedervernässten Mooren zu entwickeln.

Moor- und Küstenflächen sind von besonderer Bedeutung für den Klima-
und Gewässerschutz. In Mecklenburg-Vorpommern nehmen sie 13 Prozent
der Landesfläche ein und sind mit 35 Prozent die größte Einzelquelle
von Treibhausgasemissionen. Durch Wiedervernässung können diese
Emissionen reduziert werden. Damit die Flächen der wirtschaftlichen
Nutzung nicht verloren gehen, werden in WETSCAPES die Grundlagen für
die Paludikultur, also die land- und forstwirtschaftliche Nutzung
nasser Moore, untersucht.

Im ersten Projektjahr (Start Anfang 2017) wurden die Versuchsflächen
ausgewählt. So werden je eine entwässerte und eine wiedervernässte
Fläche eines Durchströmungsmoores bei Bad Sülze, eines
Küstenüberflutungsmoores bei Greifswald und eines Erlenbruchmoores bei
Marlow näher untersucht. Versuchsflächen mit einer Größe von 10 x 30
Metern wurden für ein störungsarmes Betreten mit Holzstegen
ausgestattet und eingezäunt, damit Wild und Weidetiere die
empfindlichen Messeinrichtungen nicht beschädigen.

Einundzwanzig junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie
zahlreiche Studierende messen auf diesen Flächen zweiwöchentlich
Treibhausgasemissionen, beobachten unterirdisch das Wurzelwachstum,
vergraben Biomasse, um deren Abbau zu untersuchen, betrachten ihre
gewonnen Daten im Zusammenhang mit Wetterdaten und nehmen Bodenproben
zur Analyse im Labor. Dort werden zum einen die chemischen und
hydrologischen Eigenschaften der Böden gemessen und zum anderen die
Biologie - also Mikroorganismen, Pollen und Wurzeln - analysiert. Mit
Hilfe von Drohnen und Satellitendaten werden die Flächen "von oben"
betrachtet, um die gewonnenen Erkenntnisse auf größere Flächen zu
übertragen. Die systematische Auswertung historischer Karten verrät
etwas über die frühere Nutzung der Flächen.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-greifswald.de/universitaet/information/aktuelles/detail/n/moorforschungsprojekt-wetscapes-stellt-erste-ergebnisse-vor/

https://www.uni-greifswald.de/

https://www.wetscapes.uni-rostock.de/

https://www.uni-rostock.de/

https://www.researchgate.net/project/WETSCAPES-2

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/bm/Wissenschaft/Forschung/F%C3%B6rderung-von-Forschungsvorhaben/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news692527

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock, Ann-Kathrin Schöpflin, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/365: Neue Hirtenwege für den Naturschutz im Pfälzerwald (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 17. April 2018

Neue Hirtenwege für den Naturschutz im Pfälzerwald

Bundesumweltministerin Schulze startet Naturschutzgroßprojekt zusammen
mit Wanderschäferei



Ein neues Naturschutzgroßprojekt des Bundesumweltministeriums soll die
Grundlagen planen, um 8.500 Hektar naturnahes Grünland im größten
zusammenhängenden Waldgebiet Deutschlands zu schützen, dem Pfälzer
Wald. Heute fand in Sankt Martin (Rheinland-Pfalz) die
Auftaktveranstaltung des Projekts mit Bundesumweltministerin Svenja
Schulze und Landesumweltministerin Ulrike Höfken statt. In dem
Naturschutzgroßprojekt werden zusammen mit regionalen
Schäfereibetrieben konkrete Maßnahmen entwickelt, um das wertvolle
Offenland und die Biotopverbünde zu erhalten oder wiederherzustellen.
Das Projekt des Bundesumweltministeriums und des Bundesamtes für
Naturschutz wird in der Planungsphase bis 2020 zunächst mit 1,7
Millionen Euro gefördert. Der Bezirksverband Pfalz hat die
Trägerschaft für das Projekt übernommen, an dem auch das Land
Rheinland-Pfalz finanziell beteiligt ist.

Bundesumweltministerin Schulze: "Die einzigartige Natur des
Pfälzerwalds ist ein ganz besonderes Stück deutscher Kulturlandschaft.
Besonders die Wiesen und Weiden sind wertvolle Lebensräume für seltene
und bedrohte Tier- und Pflanzenarten. Wenn wir diese Landschaften
erhalten wollen, sind die Wanderschäfer unsere wichtigsten
Verbündeten. Denn die Beweidung des Grünlands durch Schafe und Ziegen
ist für die Erhaltung der Artenvielfalt essentiell. Zusammen mit den
in der Region ansässigen Schäfereibetrieben wollen wir ein neues
Triftwegenetz schaffen und so die Natur im Pfälzerwald schützen. Das
Projekt ist ein schönes Beispiel dafür, wie Landwirtschaft und
Naturschutz zum Wohle beider Seiten zusammenarbeiten können."

Das Projekt knüpft an eine seit dem Mittelalter bestehende Tradition
an und schafft neue Hirtenwege - genauer gesagt ein neues
Triftwegenetz. Wanderschäferherden, die durch den Pfälzerwald
streifen, sollen dafür gewonnen werden, Biotoppflegemaßnahmen auf
zusätzlichen Brachflächen mit ihren Tieren zu unterstützen.
Triftwegenetze sind Verbindungen der Weideflächen, die die Wanderung
mit möglichst vielen Fraßmöglichkeiten zwischen den Weideflächen
ermöglichen.

Im Gebiet des Pfälzerwalds gibt es zwar große, naturnahe und
weitgehend extensiv genutzte Grünlandlebensräume mit einer sehr hohen
Artenvielfalt. Ein großes Problem ist jedoch die Isolierung der
Biotope und dort lebenden Arten aufgrund von landwirtschaftlicher
Nutzungsintensivierung, Aufforstungen, mangelnder Pflege oder anderen
Aktivitäten. Auf das erste Projekt soll ab 2020 ein zweites, auf
weitere zehn Jahre angelegtes Projekt folgen, um die bis dahin
entwickelten Maßnahmen umzusetzen.

Mit dem Programm "chance.natur" verfolgt die Bundesregierung das Ziel,
die herausragenden repräsentativen Landschaften Deutschlands zu
erhalten und zu sichern. Bislang wurden 80 Projekte mit einer
Gesamtfläche von mehr als 3.700 km² gefördert. Dafür hat der Bund rund
500 Millionen Euro bereitgestellt. Derzeit stehen jährlich 14
Millionen Euro für den Erhalt und die Optimierung bundesweit
bedeutender Natur- und Kulturlandschaften zur Verfügung.

Weitere Informationen

www.bmu.de/WS4364

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 079/18, 17.04.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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RECHT/069: Erfolg für Bialowieza-Urwald! (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 17. April 2018

Erfolg für Bialowieza-Urwald!

EU-Gericht urteilt: Polnische Fällungen im Bialowieza-Urwald verstoßen
gegen europäisches Naturschutzrecht



Der Europäische Gerichtshof hat heute festgestellt, dass die
Steigerung des Holzeinschlags im Urwald Bialowieza gegen europäisches
Naturschutzrecht verstößt. Die EU-Kommission hatte gegen die Republik
Polen geklagt und heute Recht bekommen. Bei Verstößen drohen hohe
Strafzahlungen.

"Heute ist ein guter Tag für den Schutz der letzten europäischen
Urwälder! Das Urteil ist insbesondere ein Erfolg der polnischen
Umweltbewegung, die über Monate mit aufsehenerregenden Aktionen und
detaillierten Berichten für Öffentlichkeit sorgte. Ohne ihren mutigen
Einsatz hätte Bialowieza nie diese weltweite Aufmerksamkeit bekommen",
sagt Jannis Pfendtner, Waldreferent bei ROBIN WOOD.

Die polnische Regierung hatte im März 2016 erlaubt, den Holzeinschlag
in den Wäldern des Bialowieza zu verdreifachen und die Fällungen erst
gestoppt, nachdem der EU-Gerichtshof 100.000 Euro Strafe pro weiterem
Tag angedroht hatte. Der Bialowieza-Wald ist eines der letzten noch
weitgehend unberührten Waldgebiete Europas und wurde von der UNESCO
zum Weltnaturerbe erklärt.

"Vom ersten Moment haben wir den Raubbau am Weltnaturerbe Bialowieza
verurteilt. Wir erwarten nun, dass der polnische Premierminister
Mateusz Morawiecki dafür sorgt, dass das heutige Urteil konsequent
umgesetzt wird", sagt Pfendtner.

Darüber hinaus fordert ROBIN WOOD die polnische Regierung auf,
gemeinsam mit der Bevölkerung und Nichtregierungsorganisationen einen
Prozess zu starten, der den gesamten Wald als Nationalpark unter
Schutz stellt.

Der einzige Tiefland-Urwald Europas liegt im Grenzgebiet zwischen
Polen und Weißrussland. Während das Waldgebiet auf weißrussischer
Seite komplett als Nationalpark unter Schutz gestellt ist, gilt dies
für Polen bisher nur zu etwa einem Fünftel. Der Bialowieza-Wald ist
mit seinem Alter von mindestens 8.000 Jahren und seinen bis zu 20.000
Tierarten -darunter der Wisent - einmalig unter den Wäldern Europas
und unersetzlich.

ROBIN WOOD hat in der deutschsprachigen Öffentlichkeit breit über den
Einschlag im Bialowieza-Wald informiert. So sorgten Aktivist*innen der
Umweltorganisation mit einer Banner-Aktion am 11. August vor dem
Polnischen Institut in Berlin für öffentliche Aufmerksamkeit. Zusammen
mit anderen Umweltorganisationen wie Greenpeace und BUND formulierte
ROBIN WOOD einen offenen Brief an den polnischen Botschafter.

Auch die UNESCO-Welterbekommission hatte Mitte 2017 verkündet, dass
der Status des Bialowieza als Weltnaturerbe gefährdet sei und einen
sofortigen Stopp der Fällungen in alten Wäldern gefordert.



Weitere Info zur Vorgeschichte:

ROBIN WOOD-Blogbeitrag v. 2.3.18 "Bialowieza: Ruhe für den Wald -
dauerhaft?"

https://www.robinwood.de/blog/bia%C5%82owie%C5%BCa-ruhe-f%C3%BCr-den-wald-%E2%80%93-dauerhaft

URL dieser Meldung: https://bit.ly/2HF4Nm3

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.04.2018

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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STELLUNGNAHME/476: Besser ist noch lange nicht gut - Feinstaubbilanz für Stuttgart (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 17. April 2018

Am 15. April endete die 3. Feinstaubalarm-Periode in Stuttgart - BUND
zieht Bilanz:


Besser ist noch lange nicht gut

BUND: Fahrverbote für dreckige Diesel ab Anfang 2019 notwendiger
Schritt zu sauberer Luft



Am 15. April endete die dritte halbjährige Feinstaubalarm-Periode in
der Landeshauptstadt Stuttgart. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Landesverband Baden-Württemberg e.V., zieht Bilanz
"Die Luft in Stuttgart ist zwar etwas besser geworden, aber sie ist
noch lange nicht gut. Insbesondere bei Stickstoffdioxid ist die
Situation nach wie vor Besorgnis erregend und der Jahresgrenzwert wird
deutlich überschritten", sagt Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende
des BUND und ergänzt: "Es ist daher folgerichtig und zwingend, dass
die Landesregierung und die Stadt Stuttgart die Daumenschrauben
anziehen. Erste Fahrverbote für dreckige Diesel ab Anfang des nächsten
Jahres im gesamten Stadtgebiet von Stuttgart sind unvermeidbar. Das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Februar 2018 muss zügig
umgesetzt werden. Wir erwarten, dass das Regierungspräsidium bis zum
Spätsommer den Luftreinhalteplan entsprechend fortschreibt und
verabschiedet, um das Problem gesundheitsgefährdender Luftbelastungen
an der Wurzel zu packen."

Eine neue Mobilitätskultur ist nötig

"Wir brauchen in Stuttgart eine wirkliche Verkehrswende, die den Namen
verdient. Die Autolawine, die täglich in die Stuttgarter Innenstadt
strömt, muss drastisch reduziert werden", fordert Dahlbender.

Noch in diesem Jahr fordert der Umweltschutzverband daher ein
Sofortprogramm zur Verringerung des Autoverkehrs in Stuttgart um
mindestens 20 Prozent. Wesentliche Elemente eines solchen
Sofortprogramms sind für den BUND die schnellere Umsetzung und die
räumliche Ausdehnung und Verteuerung des Parkraum-Managements. Ähnlich
wie in Zürich müssen Kfz-Stellplätze stetig Jahr für Jahr verringert
werden. Des Weiteren sind eine dauerhafte Senkung des
Geschwindigkeitsniveaus auf allen Zufahrtsstraßen nach Stuttgart und
auf den Autobahnen um Stuttgart, Pförtnerampeln an den Einfallstraßen
sowie die Umwidmung von Autofahrspuren zugunsten des ÖPNV und
Radverkehrs nötig. "Die geplante neue, gegenüber dem Auto
bevorrechtigte, Buslinie von Bad Cannstatt und rund um den Stuttgarter
Innenstadtring, ist ein vorbildliches Beispiel für eine neue
Mobilitätspolitik", lobt Dahlbender und fügt einschränkend hinzu: "Wer
es mit der Luftreinhaltung wirklich ernst meint, muss sich aber auch
von Straßenbauprojekten verabschieden, die immer mehr Autoverkehr aus
dem Umland ins Stuttgarter Stadtgebiet ziehen, beispielsweise auf den
Neubau des Nord-Ost-Rings, und den Ausbau der B 10 oder der B 27."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.04.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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RESSOURCEN/213: Insektizide - den Teufel mit dem Beelzebub ... (SB)




Vor kurzem hat die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit
wissenschaftlich untermauert, daß drei Insektizide aus der Klasse der
Neonicotinoide für Honigbienen und andere Bestäuber schädlich sind.
Die Insekten büßen ihren Orientierungssinn ein und ihre
Fortpflanzungsrate nimmt ab. Es gilt als wahrscheinlich, daß die
EU-Kommission das seit 2013 bestehende Teilverbot dieser Mittel
verlängern wird. Vielleicht wird es sogar auf weitere Pflanzengruppen
(Rüben, Kartoffeln) erweitert. Doch inzwischen durchlaufen drei
weitere Insektizide das Zulassungsverfahren, die offenbar nicht
weniger gefährlich für Bienen sind. Nachdem die EU vor drei Jahren
diesen Mitteln grünes Licht erteilt hat, muß nur noch das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) sein Okay
geben.

Am 27. April will die EU-Kommission über ein vollständiges Verbot der
drei Neonicotinoide Clothianidin, Imidacloprid und Thiamethoxam im
Freiland abstimmen lassen. Das Ergebnis des zuständigen
EU-Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel
(PAFF) gilt zwar als ungewiß, doch hat
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner bereits angekündigt,
daß Deutschland der EFSA-Empfehlung folgen und für ein Verbot stimmen
wird. Für Österreich gilt das gleiche.

Was nutzt es jedoch, wenn daraufhin weitere Mittel, die ähnlich wie
Neonicotinoide wirken, von der EU-Kommission freigegeben werden, nun
das nationale Zulassungsverfahren durchlaufen und möglicherweise bald
auf den Markt kommen?

So hat der Wirkstoff Cyantraniliprol des Unternehmens Dow Chemical
2016 die EU-Zulassung erlangt und wurde Anfang 2017 von Irland und
dem Vereinigten Königreich freigegeben. Cyantraniliprol schadet
nachweislich den Honigbienen. Ähnlich wie die Klasse der
Neonicotinoide wirken die Substanzen Flupyradifuron von Bayer und
Sulfoxaflor von Dow Chemical direkt auf das Nervensystem von
Insekten. Beide Substanzen wurden 2015 in der EU zugelassen. Bislang
haben die Mitgliedstaaten noch keine Pestizide mit diesen Wirkstoffen
freigegeben. Die EFSA bescheinigt dem Mittel Sulfoxaflor ein hohes
Gefährdungspotential für Bienen [1].

In einem offenen Brief vom 6. April 2018 fordert das Umweltinstitut
München die Bundesregierung auf, ihrer erklärten Absicht, das
Bienensterben zu bekämpfen, Taten folgen zu lassen und keine
Genehmigung für Pestizide, insbesondere nicht für Cyantraniliprol,
Sulfoxaflor und Flupyradifuron, zu erteilen [2].

Die Verwendung von Insektiziden und der Verlust an Lebensräumen
zählen zu den Hauptfaktoren für das gegenwärtig umfassende
Insektensterben. So hat der Entomologische Verein Krefeld
festgestellt, daß zwischen 1989 und 1996 die Insektenbiomasse in
Schutzgebieten von Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und
Brandenburg um mehr als 75 Prozent abgenommen hat [3].

Vom DDT der 1940er bis zu den Neonicotinoiden der 1990er Jahre - die
Industrie erfindet zwar immer wieder neue chemische Mittel für die
Landwirtschaft, doch die erweisen sich später in der Anwendung als
höchst problematisch. Daran zeigt sich ein offenbar grundsätzlicher
Widerspruch des intensiven landwirtschaftlichen Anbaus, der bislang
nicht gelöst werden konnte: Man wünscht sich ein Mittel, das
ausschließlich die sogenannten Schadinsekten tötet, aber die
Nutzinsekten unbetroffen läßt. Und das selbstverständlich auch
Menschen und anderen Tieren weder kurz- noch langfristig schadet und
zudem keine Resistenzentwicklung bei Zielinsekten erzeugt. Das ist
so, als wolle man die eierlegende Wollmilchsau erfinden.

Aufgrund der hohen landwirtschaftlichen Intensität ist Deutschland
Agrarexporteur. Aber würde das auch dann noch gelten, wenn Landwirte
auf Pestizide verzichteten? Oder wenn sie die Kriterien des
biologischen Anbaus befolgten (der allerdings ebenfalls Pestizide
einsetzt)? Wenn in der gesamten Bundesrepublik keine chemischen
Insektenvernichtungsmittel mehr verwendet werden, muß man dann nicht
mit beträchtlichen Ernteausfällen aufgrund eines ungebremsten
Schädlings- und Krankheitsbefalls rechnen?

Es gerät allzu leicht in Vergessenheit, daß die industrielle
Landwirtschaft mit ihren Hochertragssorten, dem exzessiven
Düngereinsatz und den satellitengestützten Präzisionsanbaumethoden
die Weiterentwicklung einer Landwirtschaft darstellt, die man heute
als "biologisch" bezeichnen würde. Selbstverständlich verfolgt die
Agroindustrie Profitinteressen. Sie bringt immer wieder neue Mittel
auf den Markt und ist damit Gestalterin des Fortschritts. Dieses
"Fortschreiten" führt jedoch nicht in eine wachsende Unabhängigkeit
des Menschen von den natürlichen Voraussetzungen, sondern erzeugt
Probleme, für deren Lösung dann erneut profitträchtige Maßnahmen
ergriffen werden müssen. Oder an denen die Menschheit scheitert.

Der generelle Insektenschwund ist ein sehr hoher Preis für die
steigenden Ertragszahlen. Hinter dem zweifelhaften Erfolg, bei dem
die Industrie ihr Geschäftsmodell perpetuiert und "Lösungen"
anbietet, steckt ein Problem, das sehr viel älter ist und
möglicherweise bis an den Beginn des landwirtschaftlichen Anbaus
zurückreicht. Bestimmte Gräser zu selektieren, sie später zur Aussaat
zu verwenden und aufzuziehen, lockt eben auch andere Interessenten
an, und zwar in großer Zahl. Man nennt sie Schadinsekten. Es ist zu
vermuten, daß die ersten Menschen, die in der Region des fruchtbaren
Halbmonds den Getreideanbau erfanden und entwickelten, auf ihrem
jeweiligen Stand der Produktivität ähnliche Erfahrungen gemacht haben
wie die Landwirte heute.

Weltweit hungern mehr als 800 Millionen Menschen, mindestens die
gleiche Zahl an Menschen ist mangelernährt. Insekten sind
unverzichtbare Bestäuber einer Vielzahl von Pflanzen, ohne die noch
viel mehr Menschen hungern müßten. In Anbetracht des dramatischen
Insektenschwunds sollte der Abkehr von der agroindustriellen,
pestizidgetragenen Intensivlandwirtschaft eine Chance gegeben werden.
Aber das Grundsatzproblem der Landwirtschaft hat man dadurch nicht
automatisch gelöst. Könnte ein pestizidfreier, biologischer Landbau
die Menschheit komplett ernähren?


Fußnoten:

[1] https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.2903/j.efsa.2014.3692

[2] http://www.umweltinstitut.org/fileadmin/Mediapool/Downloads/01_Themen/05_Landwirtschaft/Pestizide/Neue_Bienengifte/20180406_offener_BriefBMU_Cyantraniliprol.pdf

[3] Nähere Informationen zum Insektenschwund im Schattenblick
unter:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0133.html

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0134.html

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0135.html


http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0271.html
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AKTIONSTAGE/916: Berliner Klimatag 2018 - Sonntag, den 22. April (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 17. April
2018

Berliner Klimatag 2018

Berlins größte Veranstaltung zum Klimaschutz



17. April 2018 | Der BUND Berlin e.V. richtet die größte Berliner
Klimaschutz-Veranstaltung aus, den Berliner Klimatag. Er bietet mit
über 40 teilnehmenden Ausstellern, Workshops und einem Bühnenprogramm
Ideen und Anregungen fürs klimafreundliche Leben und Engagement in
Berlin.

Schwerpunktthema ist der Klimawandel in Berlin / Brandenburg. Ist er
schon spürbar? Die eingeladenen Referenten geben handfeste Antworten:
Landwirte aus Brandenburg, Berliner Ärzte, Mitarbeiter von
Versicherungen oder der Berliner Wasserbetriebe berichten aus Ihrem
Arbeitsalltag über beobachtete Folgen und Probleme.

Der Auftritt der Berliner Senatorin für Klimaschutz, Regine Günther,
sorgt für Diskussionen um die aktuelle Berliner Klimaschutzpolitik.

Fritz Reusswig vom Potsdam Institut für Klimafolgenforschung stellt
das Projekt "Klimafreundlich leben in Berlin" (KliB) vor, in dem 100
Berliner Haushalte ihren CO2-Fußabdruck binnen Jahresfrist um 40%
reduzieren sollen.

Abgerundet wird der Berliner Klimatag mit einem großen betreuten
Kinderprogramm: Basteln, Malen, Schminken, Vorlesen und vieles mehr
wird für Begeisterung sorgen.

Kulinarisches gibt es natürlich auf dem Klimatag auch: Für die ersten
200 Besucherinnen und Besucher steht ein kostenloses "Klima-Frühstuck"
bereit. Später kommen Kaffee, Kuchen und warme Küche dazu.

Für den Freizeitspaß sorgt ein Peotry-Slam Wettbewerb, Ausstellungen,
ein Abschlusskonzert und ein großes Kinoprogramm.

Die Schirmherrschaft trägt der neue Neuköllner Bezirksbürgermeister
Martin Hikel.




"Berliner Klimatag 2018":

Sonntag, 22.04.2018, 10.00 bis 19.00 Uhr

Veranstalter: BUND Berlin

Ort: Circular Economy House (CRCLR),

auf dem Gelände der ehem. Kindl-Brauerei

Rollbergstr. 26, 12053 Berlin-Neukölln

Anfahrt über U-Boddinstr. (U8)

und U-Karl-Marx-Str. (U7), Bus 104 und 166

Eintritt: kostenfrei

Weitere Infos unter:

www.berliner-klimatag.de und

www.facebook.com/berlinerklimatag/

In Kooperation mit:

ProVeg

Naturfreunde Berlin

Berlin Global Village

Berliner entwicklungspolitischer Ratschlag

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.04.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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KURSUS/1159: Unna - Wochenendworkshop zum Thema "Acrylmalerei", 27.-28. April 2018


VHS-Aktuell: Wochenendworkshop zum Thema "Acrylmalerei" im
Künstlerhaus Buschulte



Kreisstadt Unna. Am 27. und 28. April findet ein VHS-Workshop im
Künstlerhaus Buschulte statt, wo Interessierte in kreativer Atmosphäre
die Grundlagen der Acrylmalerei erlernen können.

Die Acrylmalerei ist eine äußerst vielfältige Technik, die sich durch
ihren unterschiedlichen Farbauftrag auszeichnet. Neben der Farben- und
Kompositionslehre werden Grundkenntnisse über die Technik vermittelt.
Teilnehmende können experimentell oder nach Vorlage arbeiten.
Vorkenntnisse sind nicht erforderlich, denn alle Teilnehmenden werden
von der Dozentin Franka Burde individuell gefördert und unterstützt.

Der Workshop beginnt am Freitag, 27. April um 17:30 Uhr und endet am
28. April Samstagnachmittag.

Die Teilnahmegebühr beträgt 45 Euro (ermäßigt 33?). Anmeldungen nimmt
die VHS unter den Telefonnummern 02303/103-713 und -714 oder online
unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1158: Unna - Kochkurs "Pfiffige Burger" am 21. April 2018


VHS-Aktuell: Kochkurs am Samstag, 21. April in der Lehrküche des
Förderzentrums Unna



Kreisstadt Unna. Es gibt immer mehr leckere Zusammenstellungen von
"Brötchen" mit Fleisch, Fisch, Gemüse und verschiedenen Soßen. Diese
"Burger" können sehr pfiffig sein. So gibt es im VHS-Kochkurs z.B.
einen Steak-Burger mit Balsamicozwiebeln, Erdbeeren und Blattsalat.
Der Chicken-Burger hat neben dem Salat auch eine besondere Käsesoße zu
bieten und der Gamba-Burger punktet durch die selbstgemachte
Hamburgersoße. Nicht nur den Gemüsefans schmeckt der Burger mit
Aubergine, Avocado, getrockneten Tomaten und frischem Salat. Natürlich
gibt es noch etwas für den süßen Zahn zum Dessert.

Der VHS Kurs findet am Samstag, 21.April 2018, in der Zeit von 10.00
bis 13.45 Uhr in der Lehrküche des Förderzentrums Unna, statt. Die
Teilnahmegebühr inklusive der Lebensmittel beträgt 22,- Euro.

Anmeldungen (Kurs 6337) bitte an die VHS unter der Telefonnummer
02303/103-714 oder www.vhs-zib.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1157: Hanau - Foto-Workshop im Museum Großauheim am 21. April 2018


Foto-Workshop im Museum Großauheim 

Am Samstag, 21. April, von 11 bis 14 Uhr



Aufgrund der großen Nachfrage bieten die Städtischen Museen am
Samstag, 21. April, einen weiteren Foto-Workshop für Erwachsene zur
Industrie- und Maschinenfotografie im alten E-Werk des Museums
Großauheim an. Der Kurs beginnt um 11 Uhr und dauert drei Stunden.
Fotobegeisterte haben die Möglichkeit, sich von den Maschinen und der
einzigartigen Atmosphäre inspirieren zu lassen.

Unter Anleitung von Fotograf Detlef Sundermann erkunden die
Teilnehmenden mit der Kamera die historische Industrietechnik, unter
Einbeziehung ungewöhnlicher Perspektiven und geschickter Nutzung von
Licht sowie mit "packenden" Aufnahmen von Details. Abschließend gibt
es eine Bildbesprechung mit Tipps zur Nachbearbeitung. Mitgebracht
werden kann DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene Kompaktkamera,
verschiedene Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und Stativ.
Grundkenntnisse zur Fotografie werden vorausgesetzt.

Die Kosten betragen 15 Euro zzgl. Museumseintritt. Aufgrund der
begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse "sun-info@t-online.de" an.

Für alle die im April keine Zeit haben: Der nächste Foto-Workshop mit
Detlef Sundermann im Museum Großauheim ist am Samstag 23. Juni 2018
von 11 bis 14 Uhr. Weitere Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim, Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1156: Bielefeld - Gitarrenspiel lernen vom 20.-22. April 2018


Gitarrenspiel lernen am Wochenende



Bielefeld (bi). Einen Gitarrenworkshop für Anfänger veranstaltet die
Volkshochschule in Brackwede von Freitag, 20. April, bis Sonntag, 22.
April, im ehemaligen Amtsgebäude (Cheruskerstraße 1). Die thematischen
Schwerpunkte orientieren sich an den Interessen der Teilnehmer. Im
Mittelpunkt steht das Erlernen akkordischer Liedbegleitung mit
einfachen rhythmischen Schlagmustern. Auch ein erster Einstieg in das
klassische Gitarrenspiel nach Noten ist möglich. Anmeldung und
Information unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7176: Braunschweig - Musikalischer Stadtrundgang "Mit Louis Spohr unterwegs" am 19.4.2018


Musikalischer Stadtrundgang "Mit Louis Spohr unterwegs"



Braunschweig. Die nächste musikalische Themenführung unter dem Titel
"Mit Louis Spohr unterwegs" findet am Donnerstag, 19. April, ab 16 Uhr
statt. Historikerin Andrea Kienitz erläutert die facettenreiche
Musikgeschichte der Stadt Braunschweig zwischen Magnikirche, Spohrhaus
und Hagenmarkt anhand bedeutender Persönlichkeiten wie Louis Spohr,
Hans Sommer, Friedrich Konrad Griepenkerl oder Johann Gottfried
Schwanenberger. Treffpunkt zu dem etwa zweistündigen Rundgang ist am
Städtischen Museum Braunschweig, Steintorwall 14. Die Teilnehmergebühr
beträgt sieben Euro. Anmeldungen unter der Telefonnummer 470-4848 oder
per E-Mail an lsm@braunschweig.de

Der Spaziergang klingt mit einem kleinen Schlosskonzert aus, das um 18
Uhr im Roten Saal, Schlossplatz 1, beginnt. Braunschweiger
Musikschüler bringen Werke aus Klassik und Romantik zu Gehör. Der
Eintritt zum Konzert ist frei. Besucher, die nur das etwa einstündige
Konzert besuchen möchten, sind dazu ebenfalls willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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